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Vorrede. 


r ür die Beurtheilung des Staatslebens der Römer ist die Erkennt- 
niss ihrer Strafgesetze und der Formen ihres Strafproeesses von 
entscheidender Wichtigkeit. Man findet darüber vielfache Nach- 
richten, und berühmte Denkmäler der Literatur beziehen sich dar- 
auf ; dennoch ist es schwer , eine klare Anschauung zu gewinnen. 
Die alten Schriftsteller geben übereinstimmend als ersten Grund- 
satz des Strafrechtes seit Errichtung der Republik an, dass 
über Leben und Tod, ja über alle Leibes- und Vermögens- 
strafen von Römischen Bürgern das Volk selber die höchste 
Entscheidung hatte. Dies Gesetz preisen sie als das kostbarste 
Vorrecht des Bürgerthums, als den sichersten Hort der Freiheit. 
Aber wie dieAusführung desselben gewesen sei , sagen sie nicht. 
Man begreift dessen Möglichkeit in den ältesten Zeiten, als der 
Staat auf Rom beschränkt und die Zahl der Bürger gering war; 
später als Rom die Welt beherrschte und die Menge der Bürger 
durch freigiebige Aufnahme von Fremden wuchs, bedurfte es 
besonderer Veranstaltungen , um das Gesetz, wenn auch nur dem 
Scheine nach, aufrecht zu erhalten. Indessen die üeberlieferung 
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lässt uns im Stich. Es geht hierbei , wie bei vielen und gerade 
den wichtigsten Punkten der Alterthumskunde: die Gewährs- 
männer setzen diejenigen Verhältnisse, in welclien sie selbst und 
alle ihre Mitbürger leben, als bekannt voraus und fühlen das 
Bedürfiiiss einer Erläuterung nicht. Bei den neueren Gelehrten 
sucht man ebenfalls vergeblich nach Auskunft. Sie erwähnen 
allerdings jenen ilurch ein bestimmtes Gesetz ausgesprochenen 
Gnindsatz, erzählen von der Berufung an das Volk und stel- 
len die darauf bezüglichen Nachrichten zusammen; aber wie die- 
selbe tliatsächlich geübt und neben der Freiheit des Bürgers die 
Ordnung des Stiuites gewalirt worden sei , darüber sprei lieu sie 
nicht. 

Schwierigkeiten anderer Art bietet das spätere Römische 
Reclit, das hauptsächlich in den Schwurgerichten gehandhabt 
wurde. Die Bruchstücke von Gesetzen , welche w ir übrig haben, 
so wie die Ciceronischen Reden sind eine reiche, f&st uner- 
schöpfliche Quelle für Untersuchungen, welche erst theil weise 
begonnen, überall ungelöste Rätlisel darbieten. Von ihnen, 
welche am Meisten unmittelbare Belehrung gewähren, ging ich 
aus und .stieg allmälig. Früheres und Späteres miteinander ver- 
knüpfend und Eines durch das Andere erläuternd, zu den älte- 
sten Zeiten des Staates auf. So kam ich dazu, eine Darstellung 
des gesammten Criminalrechtes und Criminalprocesses der Römi- 
schen Republik zu versuchen, welche ich der wohlwollenden Be- 
urtheilung der Leser empfehle. 

Gegen Ende des sechzehnten Jahrhunderts gab Carl Sigo- 
nius als Schluss seiner Schilderung des Römischen Staatslebens 
drei Bücher de judiciis heraus , von denen das zweite de judiciis 
publicis, das dritte de judiciis popidi handelte. Es war ein 
für jene Zeit ausgezeichnetes Werk und ist in vielfacher Bezie- 
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hung bis jetzt die Gruudlage aller Untersuchungen geblieben. 
Sigonius beschäftigte sicli, seinen sonstigen Studien gemäss, 
ausschliesslich mit dem Criminalrechte der Republik und gewann 
neuen Stoff für dasselbe durch Benutzung der uns erhaltenen 
Bruchstücke eines republicanischen Gesetzes. Seine Darstellung 
ist kurz und entbehrt meist der Beweise, oft auch ober (lächl ich, 
weil sie in die Einzelheiten nicht eingeht; aber sie ist klar und 
verräth eine bewundernswürdige Anschauung der Römischen Ver- 
hältni.sse. Unter den Gelehrten, welche nach ihm denselben 
Gegenstand in seiner Gesammtbeit umfasst haben, ist keiner, 
der mit ihm wetteifern könnte. 

ln neuerer Zeit sind zwei hierher gehörige Werke erschienen, 
von Gustav Geib die Geschichte des Römischen Criminalprocesses 
bis zum Tode Justinians (Leipzig 1842) und von Wilhelm Mein 
das Criminalrecht der Römer von Romulus bis auf Justinianus 
(Leipzig 1844). Beide haben bedeutende Verdienste und ich bin 
ihnen, namentlich in Bezug auf die Sammlung des Stoffes, zu 
grossem Danke verpflichtet. Indessen der Verfasser des ersten 
Werkes hat selber nicht die Hoflhung, eine befriedigende Bear- 
beitung des Römischen Criminalprocesses zu liefern : sein Zweck 
ist nur, ein höheres und allgemeineres Interesse für seinen Ge- 
genstand zu erwecken , er will den Weg zeigen , auf dem künf- 
tige Bearbeiter fortschreiten können. Das zweite Werk ist eine 
höchst schätzenswerthe Zusammenstellung, entbehrt aber der 
nöthigen Schärfe und Anschaulichkeit. Der Fortschritt der 
Wissenschaft verlangt eine neue Bearbeitung des Römischen 
Criminalrechtes. 

Fehlte es nur am Zusammenfassen des uns überlieferten 
Stoffes und an der Durchdringung desselben durch leitende Ge- 
danken und Grundsätze, so wäre die Aufgabe eine leichtere als * 
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sie jetzt ist. Indessen es sind zwar viele Arbeiten über ein- 
zelne Punkte ersebienen: sie haben die Erkenntniss a:efördert 
und zum Tbeil siehere Ergebnisse geliefert. Die älteste Ge- 
schichte Roms bildet sogar seit lauge einen Lieblingsgegeustand 
für den Scharfsinn der Gelehrten. Dennoch sind wir von einer 
befriedigenden Erkenntniss der Einzelheiten weit entfernt: über- 
all begegnen Zweifel und Unklarheiten und wer sie vermeiden 
will, darf eine fortlaufende Kette von selbständigen Untersuchun- 
gen nicht scheuen. Ja die Erfolge in der Untersuchung der 
Römischen Verfassungsgeschichte sind oft unglücklich gewesen : 
die Forschungen waren einseitig, die Ergebnisse in Hauptpunk- 
ten imrichtig. Es ist unmöglich , dass wer ihnen folgt, zu einer 
klaren und mit der Ueberlieferung übereinstimmenden Anschau- 
ung gelangt. Unter den neuem Büchern sind nur J. Mubinos 
Untersuchungen über Römische Verfassung und Geschichte (Cas- 
sel 1839) zuverlässig, gleich ausgezeichnet durch critische 
Schärfe wie durch philosophische Entwickelung der schwierig- 
sten Punkte in der Römischen Geschiclite : sie sind für diejenigen 
Zeiten, auf welche sie sich beziehen, ein sicherer Führer und 
liefern eine noch nicht gebührend gewürdigte Gnmdlage für wei- 
tere Untersuchungen. Für das Uebrige bedarf es erneuter For- 
schung, zum Theil der Auffindung eines neuen, an die Ueber- 
lieferung sich anschliessenden Weges, wenn man nicht in Unklar- 
heiten oder Gebilde der Phantasie verfallen will. 

Aus diesen Verhältnissen ergiebt sich die Nothwendigkeit 
einer geschichtlichen Darstellimg des Criminalrechtes. Jede Er- 
scheinung musste da besprochen werden , wo sie zuerst auftritt, 
auch bei der Schilderung der Schwurgerichte , ihre Entwickelung 
nach den einzelnen Gesetzen , welche sie heiworriefen , gegeben 
werden. Oft war grössere Ausführliclikeit über die Gestaltung 
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des gesammten öffentlichen Lebens nöthig. Wenn ich dabei 
Ansichten ausspreche, welche den jetzt lierrschenden entgegen- 
gesetzt sind, so bitte ich die ineiiiigen, ^uch wenn sie nicht 
begründet werden, deshalb nicht zu verwerfen. Sie beruhen 
auf besonderen Untersuchungen , die ich nur an der betreffenden 
Stelle nicht geben konnte. Ich werde anderswo Gelegenheit 
haben, sie wissenschaftlich auszufuhren. 

Meine Arbeit betrifft ein Juristen und Philologen gemein- 
sames Feld*; die letztem haben an demselben mehr Theil, als 
sie an dem Criminalrechte der Kaiserzeit in Anspruch nehmen 
dürfen. Denn in der Republik war dasselbe wenig durch ge- 
lehrte Thätigkeit ausgebildet, überdem so eingerichtet, dass die 
oberste Entscheidung in streitigen Fällen dem Volke zufiel. Zu 
seiner Auffassung musste der Verstand des gewöhnlichen Man- 
nes, wie er durch das öffentliche und politisclie Leben geschärft 
war, hinreichen. Ich habe deshalb absichtlich öfters juristische 
Ausdrücke gemieden; es kam mir hauptsächlich darauf an, das 
thatsächliche Verfahren, wie es sich im Leben gestaltete, zur 
Anschauung zu bringen. Meine Absicht war ferner, zur Er- 
klärung der alten Schriftsteller beizutragen und die Processe, 
welche von ihnen erwähnt werden , verständlich zu machen. Ich 
habe deslialb einige, durch die besten Denkmäler der Römischen 
Literatur bekannte, Processe ausführlich behandelt und gedenke 
dasselbe namentlich bei denen zu thun, über welche wir Reden 
von Cicero besitzen. Meine Darstellung vermeidet, weimgleich 
sie auf selbständigen Untersuchungen berulit oder diese enthält, 
doch den äussem Schein der Gelehrsamkeit. Einzelne Ausfüh- 
rungen, Widerlegung entgegenstehender Ansichten und andere 
Bemerkungen ähnlicher Art habe ich au das Ende des Buches 
verwiesen: dort stehen sie dem weiter Forsclienden zu Gebote, 
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ohne den Zusammenhang der Darstellung zu stören. Selbst in 
diesen Anmerkungen habe ich nur das Nöthigste gegeben und 
vielfache Anführungen aus der älteren Literatur ferngehalten. 

Der vorliegende erste Band meiner Arbeit enthält die Dar- 
stellung des Criminalrechtes und Criminalprocesses der Römi- 
schen Republik mit Ausschluss der um die Mitte des zweiten 
Jahrhunderts v. dir. entstandenen Schwurgerichte: die Schilde- 
rung dieser soll den zweiten Band bilden. Er ist in seinen 
Untersuchungen und Hauptergebnissen vollendet und wird in 
kurzer Zeit nachfolgen. 

Berlin den 10. Mai 1865. 
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Zweck des Baches, ftaellen der Darstellong. Criminalrecht and 
Criminalprocess. Eintheilnng des Stoffes. 


Das vorliegende Buch handelt über das Criminalrecht der 
Römischen Republik: es soll in der einleitenden Betrachtung den 
Zustand desselben unter den Königen sclüldem, dann die Ver- 
änderungen, welche mit ihm bei der Errichtung des Freistaates 
stattfanden , darstellen und seine weitere Entwickelung verfolgen 
bis zu Kaiser August's Auftreten , wo der Staat nach langen und 
blutigen Parteikämpfen sich wiederum zu einer Monarchie um- 
bildete. Meine Arbeit soll also diejenigen Zeiten des Römischen 
Volkes umfassen, welche verdienter Massen das Interesse von 
Gelehrten und Ungelehifen vorzugsweise in Anspruch nehmen. 
Ohne Zweifel ist aucli die Kaiserregierung der gründlichsten 
Untersuchung werth : es galt in ihr, den Staat, der in beispiellosem 
Waclusthum die ganze bekannte Welt unterworfen hatte, zu einem 
wolügeordneten Ganzen zu vereinen, die inneren Verhältnisse zu 
gestalten, die Ungleichheiten, welche der rasche Siegeslauf ge- 
schaffen , zu verwisclien und in der gesummten Bevölkerung eine 
neue Gliederung herbeizuführen. In dieser Beziehung zeigen 
auch die sonst traurigen Zeiten einen stetigen und für die Mensch- 
heit segensreichen Fortschritt. In den Einzelheiten entfaltete 
sich sogar während der Kaiserzeit das Leben reicher und viel- 
seitiger: die Rechtspflege zmnal erhielt erst in ihr jene feine 
wissenschaftliche Durchbildung , die ihr abgesehen von bestimm- 
ten Formen und Gesetzen einen dauernden Werth verleiht und 
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sie zur Grundlage eines jeden tieferen Rechtsstudiums macht. 
Dennoch erscheinen uns die Verliältiiisse des Freistaates anzie- 
hender. ln ilim bilden sich die eigenthümlichen Tugenden des 
Römischen Volkes aus, in ihm tritt seine Thatkräftigkeit auf 
das Gländzendste hervor und gewann das Uebergewicht über ge- 
sittete und ungesittete Nationen. Eine Darstellung also, in 
welchen Formen und Grundsätzen sich die Rechtspflege während 
dieser Blüthe des Römischen Volkes entwickelte, darf auf allge- 
meines Interesse Anspruch machen. Andere mögen die Geschichte 
des Criminalrechtes während der Kaiserregierung verfolgen : sie 
werden, wenn anders die hier entwickelten Ansichten richtig 
sind , einen desto sicherem Grand für ihre Untersuchungen haben. 
Zudem sind die Quellen für die Kaiserzeit verschieden von denen 
der Republik , die Rechtsgnmdsätze , welche sich alsbald geltend 
machten , andere : wie in allen Verhältnissen , so auch im Cri- 
minalrecht, besteht ein dm'chgreifender Unterschied zwischen dem 
Freistaate und dem Kaiserreich und wer nur einen Theil des 
Römischen Strafrechtes behandeln will , kann keinen passenderen 
Abschnitt als den bei Kaiser August’s Alleinherrschaft finden. 

Gesclüchtsforscher und Rechtsgelehrte haben ein gleiches 
Interesse an einer Geschichte des Römis(dien Criminalrechtes. 
Die alten Politiker unterscheiden in jeder Staatsverfassung drei 
T heile, deren Verschiedenheit, wie sie lehren, eine Verschieden- 
heit der Verfassung selber zur Folge hat, den berathenden, dem 
nach Innen die Gesetze, nach Aussen die Verträge anheim fallen, 
den auf die Beamten bezüglichen, von dem die Vollziehung des 
Beschlossenen ausgeht, drittens den richtenden.") Diese drei 
Theile mag mau in philosophischer Betrachtung sondern; that- 
säcldich sind sie so mit einander verwachsen, dass das Ver- 
stäudniss des einen ohne den andern nicht möglich ist. Von 
den Gerichten aber sind es vorzugsweise die Criminalgerichte, 
welche sich der gesummten Staatsverfassung anschliessen : je 
nachdem diese sich ändert, werden auch die Formen des Ver- 
fahrens, die Bestimmungen über Verbrechen und Strafen andere, 
ln den Staaten des Alterthums zeigt sich die Zusammengehörig- 

a) Aristot. Polit. IV, 14. 
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keit dieser drei Theile in noch höherem Grade als in den mo- 
dernen. Durch die wissenschaftliche Behandlung des Rechtes 
haben die Gerichte jetzt eine Selbständigkeit gewonnen, dass 
sie auch bei verschiedenen Staatsformen unverändert bestehen 
können: dieselbe Einrichtung der Crimiualgerichte findet sich in 
Monarchien und in Freistaaten. Dagegen im Altei thum war dies 
unmöglich. Der Uebergang Roms vom Königthum zur Republik 
fiilirte unmittelbar eine Umgestaltung der Gerichte, welche über 
das Leben und Vennögen der Bürger zu entscheiden hatten, 
herbei, und als diis Kaiserthum sich bildete, noch keiuesweges 
vollständig abgeschlossen war, wurden dem neuen Monarchen 
Befugnisse eingeräumt, welche einen wesentlichen Einfluss auf 
Handhabung der Criminalgerichtsbarkeit ausübten. Es werden 
also Geschichtsforscher in der Erkenntniss des Römischen Cri- 
minalrechtes niclit nur eine Darstellung finden, wie menschliche 
Verhältnisse geordnet mid die Leidenschaften gezügelt wurden, 
sondern auch Erläuterungen über die wichtigsten Vorgänge in 
der Römischen Verfassung. An die Einsetzung derConsuln, der 
Volkstribunen, der Zelmmänner knüpfen sich unmittelbare Ver- 
änderungen in der Strafrechtspflege und der politische Theil die- 
ser Ereignisse lässt sich ohne gleichzeitige Betrachtung ihrer 
Folgen im Strafi'echte nicht richtig auffassen. Die Einsetzung 
der Schwurgerichte, die Schwankungen im Stande der Geschwo- 
renen stehen im genauesten Zusammenhänge mit den Wechsel- 
fällen des Staatslebens: die Processe von Coriolan, von Man- 
lius Capitolinus, von Cicero sind nicht nur merkwürdig, weil 
sie ims ein Bild von dem Strafverfahren gehen , sondern bezeich- 
nen auch Abschnitte in der politischen Entwickelung. 

Bei den Rechtsgelehrten hat das Römische Privatrecht von 
jeher ein bei weitem grösseres Interesse erweckt als das Crimi- 
nalrecht: jenes wurde von Vielen und mit ausserordentlichem 
Scharfsinne erforscht , dieses nur von Einzelnen behandelt. Den- 
noch ist es , wenn man von der Nützlichkeit für practische Zwecke 
ahsieht, der Erkenntniss nicht weniger werth. Schon die Be- 
trachtung, wie bei einem weltbeherrschenden Volke die allgemeinen 
Rechtsbegrifte über die höchsten menschlichen Güter ins Leben 
getreten sind, verdient Beachtung; aber das Römische Strafrecht 

1 * 
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hat ausserdem noch einige besondere Eigentliümliehkeiten. Man 
kann bei ihm die Entwickelung wenigstens in allgemeinen Zügen 
von seinem Ursprünge an verfolgen, wie das Criminalreeht an- 
fänglich uugetrennt vom Privatreelite bestand und von denselben 
Personen, in denselben Formen, nach denselben Gesetzen ge- 
übt wurde, wie es sieh allmälig trennte und, wenig gestört 
durch fremde Einflüsse, seinen eigenen, uatiirgeinässeu Ent- 
wiekeluugsgang nahm. Die Tugenden des Volkes, welche seine 
Ueberlegenheit über andere Völker begründtden, zeigen sieh in 
ihm eben so deutlich wie in den politischen Ereignis.sen. Dahin 
gehört vor Allem eine wunderbare Stetigkeit, die trotz der hef- 
tigsten Parteikämpfe alle Sprünge der Entwickelung vermeiden 
und nur schrittweise vorwärts gelien Hess. Derselbe Grundsatz, 
der im Beginne der Republik, ja selbst unter den Königen für 
das Criminalreeht aufgestellt wurde, bestand noch am Ende des 
Freistaates, wo schon Alles zu monarchisdier Gesbxltnng neigte; 
die Fansetzung der Schwurgerichte geschah nicht plötzlich , nicht 
durch ein einziges Gesetz, sondern in verschiedenen Abstufun- 
gen und in natnrgemässem Gange. Gewisse Rechtsformen finden 
sich unter den Königen wie in der Blüthe des Staates , sie gehen 
durch die ganze Römische Geschichte. Dabei wurde das Alte 
bei dem Eintreten des Neuen nie aufgehoben, sondern Zeit und 
Sitte l)ewirkten das Venschwinden des einen und die volle Gel- 
tung des andern. Bewundernswerth ist ferner die Geschicklich- 
keit in practis(;her Gestaltung des Vorhandenen, wde z. B. 
Rechtsformen, welche für eine kleine Stadt und für beschränkte 
Verhältnisse erfunden waren, den grössten angepiisst und mit 
den Bedürfnissen eines Weltstaates in Fiinklang gebracht, wie 
die Kraft der Regierung gewahrt und doch die Freiheit des Bür- 
gers geschützt wurde. Hätte man diese Eigentliümliehkeiten des 
Römischen Criminalreclites erkannt , so würde es grössere Aner- 
kenmmg gefunden, regeren Eifer zur Erforschung der vielen 
schwierigen und dunkeln Pmikte, welche es darbietet, erweckt 
haben. 

Die Quellen der Erkenntniss .sind für das Römische Crimi- 
nalrecht eben dieselben, welche es für die Römische Geschichte 
überhaupt giebt. Sie sind leider weder vollständig noch manuig- 
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fach, so dass selbst für das Verständniss der wichtigsten Ein- 
richtungen Schwierigkeiten genug zu überwinden sind. Diese 
hat das Criminalrecht mit der allgemeinen politischen Geschichte 
gemeinsam. Eigenthümlich ist ihm der Umstand, dass, wo wir 
scheinbar die glaubwürdigsten unmittelbaren Zeugen in den bei 
Criminalprocesseii gehaltenen Reden 'haben, die durch sie über- 
lieferte Kunde eine parteiische, durch alle Mittel, welche poli- 
tische Leidenschaft oder die Erfindimgskraft geschickter Advo- 
caten an die Hand gab, entstellte ist: es bedarf des schärfsten 
Urtheiles, um aus solchen rednerischen Darstellungen den wirk- 
lichen Thatbestand zu ermitteln. Dadurch wird imsere Einsiclit 
in die Vorgänge selbst der blühendsten Zeit des Staates, aus 
der wir die Berichte gepriesener Schriftsteller übrig haben, un- 
sicher. Denn ein Geschichtsschreiber, mag er auch noch so ein- 
seitig sein, bekämpft Üennoch seine Parteilichkeit: ein Redner 
imd Advocat folgt nur seiner Pflicht, der Anklage oder Vexthei- 
digung zu dienen. Dazu kommt, dass das Criminalrecht am 
häufigsten seine Anw'endung findet in den gewöhnlichen Fällen 
des bürgerlichen Lebens, und über sie ist unsere Ueberlieferung 
sehr dürftig. Es liegt in der Natur solcher Fälle, dass sie, so 
grosses Aufsehen sie auch für den Augenblick erregen, doch 
rasch vergessen werden: und Schriftsteller, welche eme Zusam- 
menstellung der wichtigsten von ihnen oder überhaupt die Dar- 
stellung des Criminalrechtes zu ihreül be.sondern Zweck gemacht 
hätten, besitzen wir aus der Zeit der Römischen Republik nicht. 
Die Geschichtsschreiber aber hielten es unter ihrer Würde, sich 
um dergleichen zu kümmern : sie richteten ihr Augenmerk einzig 
auf die grossen Thaten im Kriege und- im Frieden. Also über 
politische Vergehen und Processe haben wir einige, w'enngleich 
unsichere, Kunde; über den Verlauf der gewöhnlichen Criminal- 
fälle sind wir auf einzelne Bemerkungen, welche gelegentlich 
gemacht werden , beschränkt 

Für eine wichtige Zeit der Römischen Republik, wo ihre 
Weltherrschaft entschieden war, aber innere Zerwürfnisse began- 
nen und immer hartnäckigere Bürgerkriege herbeiführten, fehlt 
es bekanntlich an zusammenhängenden Berichten ausführlicher 
Geschichtsschreiber : über die Bestrebungen der Gracchen, den 
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Marianisclien Bürgerkrieg, L. Sulla's Eiiiriehtungen liesitzen wir 
überaus dürftige Kunde. Wie würden wir anders urtheilen , wie 
viel richtiger die vorhergehenden und naclifolgenden Ereignisse 
erkennen, wenn uns z. B. Livius' grosses Geschiclitswerk für 
diese Zeit eriialten wäre! In sie fallen die bedeutendsten Ver- 
änderungen des Strafrechtes. Die Volksgerichtsbarkeit blühte 
in zahlreichen und wichtigen Processen, daneben entstanden die 
Scliw'urgerichte und gewannen allmälig die Gestalt und Ausbil- 
dung, welche uns in den späteren und bekannteren Verhält- 
nissen entgegen tritt. Der Verlust ausführlicher Ueberlieferung 
über diese Zeit ist für uns unersetzlich ; von ihm kann man mit 
Recht unsere unsichere Erkeuntniss des Römischen Griminalrech- 
tes überhaupt herleiten. 

Von der ältesten Römischen Geschichte haben wir verhält- 
nissmässig ausreichende Kunde, wenigstens zwei Geschichts- 
schreiber, Livius und Dionysius, von denen der eine in patrio- 
tischer Absicht für seine Landsleute, der andere für Griechen 
und deshalb ausführlicher schrieb. Sie haben alle Nachrichten, 
die sie zu ihrer Zeit vorfanden , mit Eifer zusammengestellt und 
wir dürfen annehmen, dass wir in ihren Berichten ungefähr 
Alles, was mim am Ende der Republik über Römische Ge- 
schichte wusste, besitzen. Freilich ist damit für das Griminal- 
recht, soweit es nicht -[Kditische Verbrechen betrifft, wenig ge- 
woimen; denn die gewöhnlichen Fälle des bürgerlichen Lebens 
waren entweder längst verschollen oder galten geschichtlicher 
Aufzeichnung nicht für werth. Aber für die politische Entwicke- 
lung des Volkes und den davon abhängenden Theil des Crimi- 
nalrechtes war damit eine sichere Grundlage der Erkenntniss 
gegeben. Es wäre wünschenswerth gewesen, wenn die Gelehr- 
ten von ihr nie abgewichen wären. Indessen vor ungefähr fünf- 
zig Jahren begann eine critische Richtimg in der Römischen Ge- 
schichtsschreibung, deren üble Folgen wir noch nicht überwunden 
haben. Sie hatte ohne Zweifel ihre Berechtigung; denn die frü- 
heren, ohne Urtheil und tieferes Verständniss nur Thatsachen 
sammelnde Methode hatte ihre grossen Mängel; aber jene ging 
in ihrem Streben über das Rechte hinaus. Sie steckte sich zum 
Theil ein Ziel, das unerreichbar ist; sie verliess, indem sie 
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Alles bezweifelte, den einzig möglichen Weg der Erkenntniss 
in der Geschichte; sie vernachlässigte die erste Grundlage der 
Untersuchung, die genaue und auf Sprachkenntniss gestützte. Er- 
klärung der alten Schriftsteller, sie überhob sich endlich in wun- 
derbarer Selbstverblendung über unverdächtige und vollgültige 
Zeugen. Unter der Herrschaft dieser Richtung hat die Erfor- 
schung der Einzelheiten einen grossen Aufschwung genommen. 
Eben durch die unbegrenzte Möglichkeit des Erkennens, welche 
sie dem Forschenden in Aussicht stellte, erregte sie dessen 
Eifer. Aber in der Hauptsache hat sie zu ungeschichtlichen 
Phantasien gefülirt, welche wie durch einen mächtigen Zauber 
das Urtheil auch besonnener Gelehrten gefangen nahmen: sie hat 
ein selbstbew’usstes Absprechen hervorgebracht, mit dem nicht 
nur in der Geschichte , sondern auch in verw'andten Zweigen der 
Wissenschaft jedes Zeugniss, selbst aus leichtfertigen Gründen, 
verdächtigt und die Auffindung, der Wahrheit erschw’ert wird.*) 
Zu dieser romantischen Art der Geschichtsschreibung (so hat 
man sie nicht unpassend genannt) kam in neuester Zeit bei dem 
Erwachen des politischen Gefühles eine parteiische Behandlung 
der Römischen Geschichte. Unparteilichkeit gilt mit Recht als 
eine Haupttugend des Geschichtsschreibers. Sie mag bei zeit- 
genössischen Ereignissen oder überhaupt Verhältnissen, welche 
mit den unsem Aehnlichkeit haben, sein- schwer, vielleicht un- 
erreichbar sein. Dennoch ist das Streben danach nothwendig 
und sicherlich tadelnswerth ist es , auch auf die Darstellung ver- 
schollener Verhältnisse, zu deren genauer Erkenntniss uns die 
Elemente fehlen , eine den Strömimgen unserer Zeit entsprechende 
Parteifarbung zu übertragen. Aber die Leidenschaft gewann den 
Sieg über die Besonnenheit. Die Kämpfe der Patricier und Ple- 
bejer wurden den Zerwürfnissen unserer Tage gleichgestellt, 
die Schlagwörter der modernen Parteien in verkehrter, wenig- 
stens schiefer Anwendung auf altrömische Vorgänge übertragen, 
kurz der augenblickliche Beifall der Menge der gründlichen Be- 
lehrung, welche die ruhige Betrachtung der Vergangenheit ge- 
währt, vorgezogen.^) 

Der Weg , den eine besonnene Forschung unter diesen Um- 
ständen zu gehen hat, ist voller Täuschungen und Schwierig- 
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keiten: es kann sie nur derjenige vollständig würdigen, der 
selbst eine ähnliche Untersuchung geführt hat. Ausgehend von 
der Darstellung berülimter Gelehrten sucht man lange die Er- 
klärung von Erscheinungen, prüft die Berichte der Schriftsteller, 
erschöpft die verschiedensten Mogliclikeiten , bis man am Ende 
erkennt, dass die Voraussetzungen, von denen man ausging, auf 
Phantasien berulien, wird wieder und wieder zurückgeführt und 
findet nur im genauesten Anschluss im die alte Ueberlieferung 
diejenige Klarheit und üebereinstimmuug, welclie man, geleitet 
von den Meinungen der Neueren, vergebens sucht. Der erste 
Schritt ist hierbei der entscheidende; weicht er auch nur ein 
wenig von dem richtigen Pfiule ab, so fülirt er, naturgemässer 
Weise, je weiter die Untersuchung geht, um so weiter abseits 
und lässt den Forscher zu vollständiger Abweichung von der 
Walirheit gelangen, ln der ältesten Komischen Gescliichte zu 
emer genauen Erkenntniss des Geschiclitlicben und zu wissen- 
schaftlichen Beweisen dafür zu kommen ist viellei('ht nicht mög- 
lich: nach den bisherigen unglücklichen Versuchen muss man es 
bezweifeln. Indessen bei der Untersuchung über das Criminal- 
recht war eine solche Sonderung des Gescliichtlichen und Fabel- 
haften nicht nöthig; denn Rechtsgrundsätze und Processe sind 
bei fabelhaften Personen und Verhältnissen eben so beweisend 
wie bei geschiclitliclien. Sie zeigen, was die Römer selbst über 
ihre Vorgeschichte dachten. Ueber dieses werden wir auch durch 
die scharfsinnigsten Vermuthuugen nicht hinaus kommen können ; 
zndem war die Stetigkeit des Römischen Rechtes so gross, dass 
die Nachkommen aus den Einrichtungen ihrer Zeit mit Recht 
Sclilüsse auf die ihrer Vorfaliren maclien durften. Aber Eines 
ergab sich im Gegensatz zu der bisherigen Geschichtsschreibung 
als besonders zu beachten, an dem von den alten Schrift.stellem 
Ueberlieferten festzuhalten, mag es sich um Thatsachen, welche 
man als fabelhaft und ungeschichtlich verwerfen möchte, oder 
um Nachrichten von sonst sicheren Einrichtungen oder Gesetzen 
handeln. Ohne Zweifel sind Irrthümer der Berichterstatter vor- 
gekommen; aber die Fälle sind so selten, haben so bestimmte 
und nachweisbare Gründe, dass sie die Aufstellung keiner Regel 
erlauben. Bei scheinbaren Widersprüchen in der Ueberlieferung 
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ist es das Leichteste, einen Irrthum in der einen oder andern 
Nachricht anzunehmen, und man hat viel über die grössere oder 
geringere Glaubwürdigkeit der Zeugen gesprochen; aber richtig 
ist dieser Weg sehr selten. Meist gehen die Berichterstatter von 
verschiedenen Gesichtspunkten aus und unsere mangelhafte Er- 
kenntniss des Einzelnen macht, dass wir ihre Ansichten nicht 
richtig auffassen: sehr oft berulien die Ansclmldigungen wegen 
Irrthums auch auf unserm Missverständniss der Berichte. Keinen 
Zeugen für die alte Römische Geschichte hat man mehr ge- 
schmäht als Dionysius : man hat ihm theils als Griechen, theils 
als absichtlichen Verfälscher alle Glaubwürdigkeit abgesprochen. 
Indessen diese Beschuldigungen sind ungerecht. Er ist ein si- 
cherer und, eben weil er aus einem fremden Volke stammte und 
für Fremde schrieb, überaus lehrreicher Führer: was man als 
Missverständnisse von ihm ausgab, beruht auf Missverständnissen 
der Neueren. 

Die nacMolgenden Untersuchungen umfassen Strafrecht und 
Strafprocess gemeinsam. Zwar die heutige Wissenschaft sondert 
beide, nicht nur in unsern Zeiten, sondern auch in der Römi- 
schen. Schon unter den Königen lassen sich bestimmte Pij)cess- 
formen nacbweisen, welche sich während der ganzen Republik 
erhalten: sie kehren in allen Gerichten, bei gänzlich verän- 
dertem Strafrecht , wieder. Dennoch feldte den Römern das Be- 
wusstsein von der Trennung beider Rechtselemente, und je hö- 
her wir in ihrer Geschichte aufsteigen, desto geringer ist die 
Sonderung zwischen den Formen und dem Inhalte des Rechtes. 
Ihre Gesetze bezogen sich auf Beides zusammen, oder vielmehr 
sie machten gesetzliche Bestimmungen meist nur über die Pro- 
cessformen, indem sie die Fortbildung des Rechtes selbst der 
Zeit imd der Gewoiinheit überliessen. Mit der Gerichtsbarkeit 
der Volksversammlung und später der tribunicischen w'urde nicht 
nur eine neue Processform geschaffen , sondern es bildete sich 
auch wirklich ein neues Recht, und man würde Zusammenge- 
V höriges trennen, wenn man von diesen Einrichtungen nur eine 
Seite ausschliesslich betrachten wollte. Bei Einsetzung der 
Schwurgerichte kam es zunächst nur darauf an, einen neuen 
Gerichtshof zu gründen; aber die Gesetze, wodurch sie ausge- 
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bildet wurden, bezogen sicli auf die Form und den Inhalt des 
Rechtes gleichmässig. Deshalb war es unzweckmässig, den Cri- 
minalprocess allein zu behandeln oder eine Darstellung nur des 
Criminalreclites zu versuchen, de.ssen Entwickelung ohne beglei- 
tende Betrachtung der Formen, in welchen es geübt wirde, 
nicht begriften werden kann. Denn die Untersuchung soll eine 
vorwiegend geschichtliclie sein, das Recht nach allen Seiten hin 
nicht, wie es gewesen, sondern wie es geworden ist, erläutert 
werden, weshalb auch auf die politischen Veränderungen der 
Verfassung, namentlich in der ältesten Zeit, wo diis Recht am 
wenigsten selbständig war, eingegangen werden muss. Der 
Umfang dieser Aufgabe ist .sehr ausgedehnt, die Vorarbeiten we- 
nig zahlreich : es konnte also nicht meine Absicht oder Hotfnung 
sein. Alles zu erschöpfen. Viele Fragen werden zweifelhaft, 
viele unerortert bleiben , und iidi bitte die Aufmerksamkeit nicht 
sowohl auf das, was fehlen möchte, sondern auf das, was aus- 
führlich erläutert und zu einem gewissen Abschlüsse gebracht 
wird, zu richten. 

Für die Eintheihmg des Stoffes war es unzweekmässig , Zeit- 
abschnitte zu machen und dann in den einzelnen das Strafrecht 
darzustellen. Bei den Römischen Alterthümem überhaupt ist 
diese Methode nicht zu billigen. Die Eigenthümlichkeit des Rö- 
mischen Volkes besteht, wie wir schon angegeben, darin, dass 
es nicht alte Einrichtungen abs(hafft und neue an deren Stelle 
setzt , sondern mit bewunderungswürdiger Zähigkeit an dem ein- 
mal Hergebrachten festhält. Selbst jener grosse Abschnitt, den 
die Einrichtimg der Monarcliie in dem Verfassungsleben macht, 
unterbricht nicht die naturgemäss fortsiiireitende Entwickelung. 
Der Senat der Kaiserzeit ist in jeder Hinsicht eine Fortsetzung 
des Senates der Republik: man darf weder seine Einrichtung 
noch seine Befugnisse in gesonderten Zeitabschnitten darstellen. 
Die alten Beamten der Republik bestanden auch unter den Kai- 
sern, und nur allmälig verminderte sich ihre Bedeutung bei der 
wachsenden Macht der neuen kaiserlichen Beamten. Aehnlich 
erging es in dem Rechtsleben der Römer. Wie viel weniger 
würde ein Abschnitt wührend der Republik selbst statthaft sein ! 
Die Einsetzung der Zehnmänner, die ersten Schwurgerichte, die 
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Gracdien, Siilla’.s Gesetzgebung bilden gewi.ssermassen Unter- 
abtheilungen und gleichsam Ruhepunkte in der Geschichte; aber 
die Veränderungen, welche sie herbeiführten, waren gering 
gegen das, was sie beibehielten. Dagegen bietet sicli ein genü- 
gender Eintheilimgsgrund dar in sachliclier Verschiedenheit. Die 
späteren Schwurgerichte beruhen in Form und Inhalt des Rech- 
tes auf wesentlich tmdern Grundsätzen als die früheren Criminal- 
gerichte: sie werden somit naturgemäss den zweiten Theil un- 
serer Untersuchungen bilden. Der erste Theil umfasst die vom 
Beginn der Republik an bestehenden Gerichte der Beamten und 
der Volksversammlung: die AVirksamkeit beider vermindert sich 
durch die Gründung der Schwurgerichte , die der letzteren in ge- 
ringerem Gra<le als die der ersten. Aber rechtlich bestehen 
beide bis zum Ende der Republik und haben thatsächlich eine 
Zeit lang gleiche Tliätigkeit mit den Schwurgerichten. Diese 
Eintheilung ist , wie gesagt , eine sachliche ; mit der Zeit steht 
sie insofern in Verbindung, als der erste Theil die uns nur aus 
den Berichten der Geschichtsschreiber bekannte Zeit des Staa- 
tes, der zweite dagegen die classische Zeit der Republik behan- 
delt, über die wir in den Ciceronischen Reden und andern 
Schriftwerken ausführliche Kunde haben. Ausserdem war es 
zweckmässig, in besonderem Abschnitte eine Darstellung des 
Römischen Strafprocesses zu geben. Dies bei beiden Theilen 
einzeln zu thun ist nicht nöthig. Denn sehr Vieles in Gewohn- 
heiten und Grundsätzen ist beiden gemeinsam, kann überdem 
erst in der classischen Zeit, wo eine grössere Menge von Bei- 
spielen zu Gelwte steht, nachgewiesen werden. Ich habe des- 
halb diesen Abschnitt dem zweiten Theile zugewiesen: der erste 
wird dafür mehr auf die Entwickelung der gesummten Römi- 
schen Verfassung eingehen müssen, auch als Vorbereitung eine 
Darstellimg der Königszeit geben. 
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Die Zeit der Könige. 


Erstes Capitel. 

Torrömiscbe Terbiltnisse. 

Es ist eine bisher noch nicht versuchte Aufgabe, die Ent- 
stehung des Römischen Reclites zu untersuchen, die Elemente, 
aus denen es sieh bildete, zu sondern und von ihren ersten 
Quellen herzuleiten. Latiner, Etrusker und andere Italische 
Stämme haben die ßestandtheile geliefert, aus denen der Rö- 
mische Staat selbst sich gestaltete und somit auch sein Recht: 
auch Griechische Sitte und Bildung ist auf Rechtsgrundsätze, 
noch mehr vielleicht auf die Darstellung des Rechtes von Ein- 
fluss gewesen. Für diese Untersuchung giebt es Vorarbeiten ge- 
nug und der besondere Eifer , mit dem in neuester Zeit die Vor- 
geschichte Roms beliandelt worden ist, würde befruchtend dar- 
auf einwirken. . Indessen sie lässt sich nicht unternehmen , ohne 
auf sprachliche und geschichtliche Forschungen verschiedener Art 
einzugehen imd ihre Ergebnisse würden immer einzeln und un- 
sicher bleiben, wie es bei der Erkenntniss so wenig geschicht- 
lich überlieferter Zeiten nothwendiger Weise der Fall sein muss.^) 
Ich habe mich deshalb solcher Untersuchungen enthalten. Ich 
betrachte das Römische Cr iminairecht, wie es beim Beginn des 
Staates erscheint, ohne zu fragen, woher es kommt: bei seiner 
allmäligen Entwickelung werden olmehin Bemerkungen über 
fremde Einflüsse nöthig sein. 

Die Ueberlieferung nimmt als Gründer des Römischen Staa- 
tes Romulus an : ilun sclireibt sie die Einrichtung des Senates , 
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der Volksversammlung, der nothwendigsten Beamten, kurz der 
ganzen Staatsverfessung zu, insofern dieselbe nicht auf spätere, 
* bestimmte Urheber zurückgeführt werden konnte. Also auch das 
Römische Recht und mit ihm das Criminalrecht soll Romulus 
begründet haben. Diese Ueberlieferung kann indessen nicht so 
verstanden werden, als ob vor Romulus bei den Völkerbestand- 
theilen, die durch ihn zu einem neuen Reiche geeinigt wurden, 
kein Recht oder ein von dem späteren wesentlich verschiedenes 
bestanden habe. Das ist undenkbar. Ein Recht wird nicht von 
einem einzelnen Menschen geschatfen, und der hohe Grad poli- 
tischer Bildung, der sich in den ersten Einrichtungen des neuen 
Staates zeigt , spricht gegen einen früher rechtlosen Zustand. Es 
muss eine Anzahl von Rechtsgrundsätzen und Rechtsfonnen bei 
den Stammen, aus welchen Rom geschaffen wurde, vorhanden 
gewesen sein; namentlich muss es ein Strafrecht gegeben haben, 
in dem die Verbrechen nach ihren Gattungen geschieden mid mit 
verschiedenen Strafen belegt, nach dem ferner auch einige be- 
stimmte Formen für das Sprechen des Urtheils beobachtet wur- 
den. Die Schriftsteller, welche die Anfänge Roms dargestellt 
haben , äussern sich nicht recht deutlich : *) sie haben die Nei- 
gung, alle Römischen Einrichtungen auf Romulus zurückzufüh- 
ren, sind aber doch genöthigt, wo sie auf ausführlichere Schil- 
derung vorrömischer Zustände eiugehen, ein wohlgeordnetes, dem 
spätem Römischen gleichartiges Reclit anzuerkennen. Am weit- 
läuftigsten hat bekanntlich Dionysius über diese Vorzeit Roms 
gesprochen, ohne Zweifel Vieles nach den geringen Zügen, welche 
die Ueberliefemng melden konnte, ergänzend: seine Dar.stellung 
macht im Einzelnen auf keine historische Sicherheit Anspruch; 
aber seine allgemeine Ansicht muss die zu seiner Zeit herrschende 
gewesen sein. Es musste den Römern selbst, wenn sie sich ein 
Bild von der Urzeit Uires Volkes machen wollten, unmöglich 
erscheinen, dass der erste König ein neues, nicht auf frülieren 
Zuständen beruhendes Recht geschaffen habe. Dionysius also 
schreibt den Arcadern die Einführung der Gesetze zu,*) d. h. , 


a) Dionys. I, 33 (XiyovTai ’ApaaSc?) vdjious te xal ttjv 6(aixav 

EX TOÖ ttrjpKÜSoos iiti ni.ciarov ei; ^j(*epÖTr,Ta pLE-aYafelv. 
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wie sich aus der Zusammenstellung mit den Religionsgebräuchen, 
den Künsten und Einrichtungen des gesitteten Lebens ergiebt, 
nicht solcher Gesetze, durch welche die Staatsverfassung geord- 
net wurde, sondern der Gesetze im engeren Sinne, hauptsäcldich 
wohl derer, welclie sicli auf Verbrechen und ihre Bestrafung 
beziehen, ln dem Gerichte, das er den König Anmlius über 
die Vestalin Rhea Silvia abhalten lässt, nimmt er dieselben 
Rechtseinrichtungen der Vorzeit an, die später galten. Der König 
selbst richtet, aber er hat neben sich einen Beirath, jene eigen- 
thümlich Römische Einrichtung. Er beruft in den Beirath , wen 
er will: er fragt seine Beisitzer um ihre Meinung, stimmt der- 
selben aber, als sie abgegeben wird, nicht bei, und erzwingt 
am Ende ihre Beistimmung zu seinen eigenen Ansichten. Der 
Vater der Angeklagten bietet seine S<lavinnen an, um durch 
ihre Aussagen die Wahrheit aufzufinden. Es besteht ein Gesetz 
über die Bestrafung der Vestalischen Jungfrauen, wenn sie die 
Keuschheit verletzen. Dies Gesetz ist zwar von dem später gel- 
tenden, wie ausdrücklich bemerkt wird, verschieden; aber sein 
Bestehen beweist, dass die Bestrafung der Verbrecher nicht von 
der Willkür des Richters abhing, dass die Verbrechen selbst in 
ihrer Eigenthümlichkeit mehr oder minder bestimmt und durch 
Verschiedenheit der Strafen , welche auf ihnen standen , getrennt 
waren.*) Auch die Ueberlieferung von Remus’ Process trägt die 
characteristischen Züge der spätem Zeit: er wird vor den König 
Amulius geführt, die Beschädigten khigen an.'’) 

Aus dieser Kunde, so gering sie auch ist, ergiebt sich, dass 
zu der Zeit, in welche. die Gründung des Römischen Staates 
Mit, bei den Stämmen, welche die neue Stadt bildeten, eine 


a) Dionys. I, 78 über den Beiratli (Consilium): aOröt 8t xaXtoa; täv 

dSetepiv ei{ To ouvtSpiov, was sich auf Voi-füjmuig von Nimiitor vor das 
Consilium bezieht. Fenier raOxo Xtyovxoj aitoü (als Numitor zur Verthei- 
digung seiner Tochter sprach) xä p.tv sovtSpuiv ir.iiUfza und lü; 8t 

xijvyv<o(»T)v xoö flouitttu« t|jia)>ov olo'!)V£8poi diiapctixfjxiü ijpyi yptuptvoo, iötxai’aj- 
oav xal aixoi. xaftdxEp txeivoj lieber das Anbieten der Sclavinnen : 

ropetiSou 8t xxi xaj tpuXaxxo'ioac xrjv xrfprjv. Endlich über die Bestiafung 
der Vestalinncn : t8ixai'u)sav... ypjjoltxi xiji v8pup xeXciovxi xi)v pitv aiayj- 
vasav xö atüpLS aixiallEisav d-oSavcTv. 

b) Siehe z. B. Dionys. 1, 81. 
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Art Strafreeht und Formen für die Ausübung desselben bestan- 
den: beides war im Wesentlichen übereinstimmend mit den Ver- 
hältnissen der Römischen Zeit. Damit ist der Zusammenhang 
dieser mit der Vorzeit fe.stgestellt. Dies Strafrecht war, wie man 
ferner erkennt, theils durch Gewohnheit, theils aber durch ge- 
setzliche Bestimmungen entstanden: auf gleiche Weise bildete es 
sich nach der Gründung Roms durch die Könige fort: nur er- 
folgte die Fortbildimg zunächst rascher, da es auf die Einigung 
und Kräftigung des neuen, aus verschiedenen ßestandtheilen zu- 
sammengesetzten, Gemeindewesens ankam. 


Zweite.s (Kapitel. 

Begriff der fiesetze. Die gesetzgebende fiewalt der Kttnige dnreb die 
TolksTersammlnng beschränkt. 

lieber den Einfluss der Sitte auf das Recht kann erst nach 
längerem Zeiträume Rechenschaft gegeben werden: bei den Ge- 
setzen fragt es sich zuerst, wer dieselben gegeben habe. Dabei 
sind für das Römische Königthum nur zwei Fälle denkbar: ent> 
weder hatte der König die gesetzgebende Gewalt selbstständig 
oder er war bei ihrer Ausübmig an die Volksversammlung ge- 
bunden. Denn dass der König überhaupt dabei eine wesentliche 
Thätigkeit hatte und nicht etwa nur au.sführender Beamter war, 
ist bei der hohen Stellung des Köuigthums und der eigenthüm- 
lichen Einrichtung der übrigen Staatsgewalten, denen jede selbst^ 
schäftende Wirksamkeit fehlte, nothwendig, auch von Nieman- 
den bezweifelt, und wiederum, wenn irgend ein Staatskörper 
dabei mitwirkte, konnte es nur die Volksversammlung sein. 

Die gesetzgebende Gewalt besteht in der Befugniss, Gesetze 
(leges) zu erlassen. Der Name lex ist im Lateinischen sehr 
vieldeutig: er bezeichnet nicht nur eine, von den Staatsgewalten 
ausgegangene, allgemeine Vorschrift, wonach Handlungen und 
Verhältnisse der Bürgerschaft geregelt werden, sondern auch von 
Privatpersonen für Privatverhältnisse aufgestellte Regeln und 
Vorschriften. Wir sprechen hier natürlich nur von jenen erste- 
ren, den öftentlichen Gesetzen ,. die auch von den Römern zu- 
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weilen als leges publie* bezeichnet werden.^) Indessen auch un- 
ter den öffentlichen Gesetzen ist ein Unterschied. Die einen be- 
ziehen sich auf Einsetzung und gegenseitige Abgrenzung der 
Staatsgewalten; es sind Verfassungsgesetze : die andern regeln 
das eigentlich so genannte Rcclit, sowohl Civil- als Criminal- 
recht. Die Römer haben bis in späte Zeiten diese beiden Gat- 
tungen nicht unterschieden: es überwog bei ihnen, da sie das 
höchste Interesse für den Staat und politisches Leben hatten, 
durchaus die Bedeutung der Verfassungsgesetze. Einen merk- 
würdigen Beleg dafür giebt Tacitus,*) der an einer classischen 
Stelle von der lex l’apia Poppae;i, also tüneni auf das eigentliche 
Recht bezüglichen Gesetze, spricht, durcli dessen strenge Durch- 
führung bekanntlicli zu seiner Zeit grosse Uebel herbeigefülirt 
wurden. Dabei macht er eine Abschweifung, um überhaupt den 
Ursprung des Rechts und die Entstellung der Gesetze zu erläu- 
tern. Er geht also von Criminalgesetzen aus und bleibt anfimgs 
auch bei ihnen: „Die ältesten unter den Sterblichen lebten, da 
es noch keine böse Lust gab, ohne Vorwurf, ohne Verbreclien, 
und deshalb ohne Strafe oder Zwang: weder Belohnungen waren 
nöthig, da das Gute um seiner selbst willen erstrebt wurde, noch 
brauchte, da sie nichts wider die Sitte begelirten, ihnen irgend 
etwas mittelst Furcht verboten zu werden.“ Aber bald kommt 
Tacitus auf jene Griecliischeu Gesetzgeber, Minos, Lyeurgus, 
Solen, deren Haupt verdienst in ihren politischen Gesetzen be- 
stand, und wo er dann von den Römern spricht, hebt er nur 
das Verfassungsleben hervor. „Uns hatte Romulus, wie es ihm 
beliebte, geboten: dann fesselte Numa das Volk durch Religions- 
gebräuche und göttliches Recht, und auch von Tullus und Ancus 
wurde Einiges erfunden; aber der hauptsächlichste Stifter von 
Gesetzen, denen auch die Könige gehorchen sollten, war Servius 
Tullius.” Darauf werden die Streitigkeiten der Patricier und 

a) Tac. Auii. III, 25 Rclatum deindo de moderanda Paiiia Po])paea. 
Ea res admoiiet. iit de iiriiiripiis iuris et qiiibus niodis ad haue niultitudi- 
nein infinitani ac varietateiu legum iierventnm sit, altius disseram. Vetu- 
stissiini mortalium nulla adlmc mala libidine sine probro, scelere, eoque 
sine poena aut corrcctionibus agebant; iieque pi xiniis opus erat, cum ho- 
nesta suopte iiigeuiü peterentur et ubi nihil contra inoreni cuperent, nihil 
per metum vetabantur, u. s. \v. 
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Plebejer, die Zehiimänner, die Graechen, Saturninus, Drusus, 
Sulla und Augustus erwähnt. So sehr betrachtete er die politi- 
schen Gesetze und diejenigen, durch welche das eigentliclie Recht 
fortgebildet wurde, als zu derselben Gattung gehörig: die erste- 
ren hatten nach der Anschauung eines Römers nur die grössere 
Wichtigkeit. 

Sicherlich indessen wären die Römer zu dem Bewusstsein 
des ünterscliiedes gekommen, der zwischen denjenigen Gesetzen 
besteht, auf w'elchen die Staatsverfassung beruht, und denen, 
w'elche den Schutz des Eigenthums und die Verbreclien betreffen, 
wäre dieser Unterschied irgend wie thatsächlich hervorgetreten. 
Davon liören wir jedoch in der Römischen Geschichte nichts. Es 
wird niemals berichtet, dass z. B. der Erlass eines Gesetzes, 
welches die Macht des Senates einschränkte, oder die Form von 
Volksbeschlüssen änderte, auf eine andere Art erfolgt wäre, als 
der eines Gesetzes über Mord oder über Regelung von Eigen- 
thumsverhältnissen. Die Staatsgewalten, welche über beide Gat- 
tungen von Gesetzen entsciijeden, waren dieselben, die Formen, 
in denen sie entscliieden, gleich. Natürlich also, dass die Römer 
diesen Unterschied, der für sie höchstens ein wissenschaftliches 
Interesse haben konnte,, vernachlässigten. Als Cicero sein Werk 
über die Gesetze schrieb, behandelte er im zweiten Buche die 
über die Religion, im dritten die auf die Verfassung bezüglichen; 
in den folgenden, die zum Theil verloren gegangen, zum Theil 
nicht vollendet worden sind, die über das Criminal- und Privat- 
recht®): er erkannte das Wesen aller dieser Gesetze als ein und 
dasselbe und scliied nur Unterabtheilungen derselben Gattung. 

Der Schluss, den man aus dieser durchgehenden Betrach- 
tungsweise der Römer ziehen muss, ist der, dass die Könige 
eben so wenig wie später die an ihre Stelle getretenen Beamten 
eine andere Befugniss über die Verfassungsgesetze als über die 
auf das Privat^ oder Criminalrecht bezüglichen gehabt haben 
können. Und doch hat man eine solche Verschiedenheit der kö- 
niglichen Gewalt für die beiden Gattungen der Gesetze ange- 
nommen.'^) Man hat unterschieden zwischen der sogenannten 
„constituirenden“ Gewalt der Könige, die man ihnen im vollsten 
Masse und ihnen allein zuschrieb, und ihrer gesetzgebenden 
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Gewalt, bei der man eine Mitwirkunf^ der Volk.s Versammlung 
für nothweiidig eraehtete. An sieh ist oline Zweifel jenes die 
höhere Gewalt: wer die Befugnisse der Volksversammlung er- 
weitern oder verringern, wer den Senat oder die Kitter umge- 
stalten kann, übt ein liölieres Reelit ans als derjenige, welcher 
ein Civil- oder Criminalgesetz giebt. Man würde also geneigt 
sein, elier das letztere als das erste in die alleinige Machtvoll- 
kommenheit des Königs zu stellen: es ist auffallend, dass der 
umgekehrte Fall stattlinden soll. Als Beweise für die uneinge- 
schränkte „constituireude"’ Macht der Könige werden folgende 
zwei angegeben. Erstlich, sagt man, finde sich niemals die Er- 
wähnung einer solchen durch Volksl)eschluss erfolgten Bestäti- 
gung, weder in Dionysius’ weitlänftiger Darstellung, noch bei 
Römischen Autoren, die im Gegentheil Ausdrücke brauchten, 
welche auf eine selbständige „constituirende” Befuguiss der 
Könige schliessen liessen. Dieser Beweis ist also vom Still- 
schweigen der Schriftsteller hergenommen : man darf demselben 
keine Bedeutung beilegen. Zuerst über Romulus' Einrichtungen 
können wir .solche Kunde nicht verlangen. Fir galt als Gründer 
des ganzen Staates und somit auch des Senates und der Volks- 
versammlung: er wies ihnen die Grenzen der Gewalt, die sie 
stets inne gehalten haben, an. Der übrigen Könige Macht wird 
auf Wahl und ein darauf folgendes Curiatgesetz zurückgeführt. 
Beides fällt bei Romulus fort und nicht minder als seine Macht 
galten die von ilim geschaffenen Grundeinrichtungen des Staates 
als lu'sprünglich. Auch bei Numas religiösen Anordnungen darf 
man bezweifeln, ob nach den Anschaumigen der Römer Bestäti- 
gung durcli das Volk nöthig oder aucli nur möglich war. Der 
König war zugleich oberster Priester und durfte als solcher die 
Ceremonien des Gottesdienstes festsetzen: er gab überdem dabei 
göttliche Befehle vor und ersetzte dadurch eine,- bei weltlichen 
Angelegenheiten nöthige Tlieilnahme des Volkes. V’on den übri- 
gen Königen traf Servius Tiillius die wichtigsten Staatsveräude- 
rungen: bei ihm berichtet die Ueberlieferung von Beistimmung 
und Bestätigung durch das Volk. Dionysius erzälilt von einem 
Gesetze jenes Königs, dass die Freigelassenen das Bürgerrecht 
eriialten sollten. Die Patricier, wie er sich ansdrückt, waren 
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damit unzufrieden : der König berief eine Volksversanunlung und 
der Erfolg einer Verhandlung in derselben war, dass mit Be- 
willigung der Patricier jene Sitte als Grundsatz des Staates an- 
genommen wurde.“) Dies Gesetz war ein Verfassungsgesetz der 
wiclitigsten Art. Mag Dionysius zu seinem Berichte, es sei vom 
Volke angenommen worden, auch nicht durch ausdrückliche un- 
mittelbare Ueberlieferung bewogen worden sein, so musste er 
doch entweder durch mittelbare Nachrichten oder 'durch einen 
ähnlichen Vorgang bei gleicher V^eranlassung geleitet werden, 
und wir sind nicht berechtigt, uns über sein Zeugniss hinweg- 
zusetzen. Indessen auch Livius, wo er von dem Census dessel- 
ben Königs spricht, erwähnt ein gegen die ihren Census Ver- 
heimlichenden beantragtes Gesetz, in denjenigen Ausdrücken, 
welche für die Berathung und Bestätigung durch die Volksver- 
sammlung hergebracht sind.'*) Für den Census selbst, welchen 
Servius vornahm, war wahrscheinlich nach Römischem Recht 
Befragung und Beistimmung des Volkes nicht nothwendig: der 
König unternahm ihn zunä^dist als oberster Heerführer und in 
militärischer Hinsicht; die politischen Folgen der neuen Einthei- 
lung traten erst später hervor. Dennoch mussten auch bei einer 
neuen militärischen Gliederung manche allgemeine Staatsfragen 
angeregt werden, und dass bei ihrer Lösung die Volksversamm- 
lung eine bestimmte Thätigkeit hatte, ergiebt sich durch das 
Zeugniss zweier Berichterstatter.®) 

Der zweite Beweis für die Macht der Könige über die 
Staatsverfassung soll darin liegen, dass wir weder bei den ari- 
stocratisch, noch bei den volksthümlich gesinnten Königen jemals 
von einem erfolgreichen Widerstande gegen ihre Neuerungen hö- 
ren. Er ist schon durch das angeführte Beispiel, wo vonWider- 


a) Dionys. IV, 22 ‘U 5e T'SXXio« *ai lols ^Xc'j8epou|iivoi{ tüv 8ep«~<iv- 

Tiuv — |jL6-^yeiv TT,{ iooTioXiTsia« C. 23 'AySop-^vuiv 5X täv natpi- 

xttuv irl Tip rpoiYpiati xa't tujavar/EToivTmv , ouyxaXiaat xö TrXfjSas ti? 
ixxXTjSi'av - ; nachher als Erfolg ToiaOxa Xf^ovTo; «tixoü irjve/djpTjaav ol 

Ttaxpixioi x6 e8o{ eis xrjv roXiretav rapeXöetv. In des Königs Rode selbst 
heisst es: ei 5t xal xoütov xaTaanijOovTai xov vöpiov, teoXXXjv auxol; IXeyev 
u. s. w., wo also dem Volke ein Einsetzen der Gesetze zugeschrieben wird. 

b) Liv. 1, 44 Ceusu perfecto, quem maturaverat metu legis de iucensis 
latae cum vinculorum minis mortisque, edixit u. s. w. 
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Stand gegen den König gesprodien wird, widerlegt. Dass derselbe 
erfolgreich gewesen, ist nicht nöthig. Wäre er es gewe.sen, so 
würde die betreffende Massregel nicht zu Stande gekommen sein 
und in der Ueberlieferung keine Stelle gefunden haben.®) 

.\uf der andern Seite giebt man zu, dass die „constitui- 
rende“ Gewalt der Könige nicht mit der übrigen königlichen 
Macht auf die Consuln übergegangen sei. Gewiss ist, dass die 
Consuln sie nicht gehabt haben; aber dies ist ein Beweis, dass 
auch die Könige sie entbehrt haben. Denn es heisst, wie wir 
später sehen werden, ausdrücklich, die ganze königliche Macht 
sei auf die Consuln übergegangen; nur die Lebenslänglichkeit 
habe einen Unterschied gemacht. Erst die Gestattung der Pro- 
vocation schmälerte ihre Macht, und die Dictatoren, von denen 
anfänglich keine Berufung an das Volk stattfand, liatten wie- 
derum zeitweise die Vollgewalt der Könige. Wäre bei Errich- 
tung der Republik ein so wichtiger Theil der bisherigen Regie- 
rungsgewalt den Consuln genommen worden, so wäre eine Gleich- 
stellung derselben mit den Königen unmöglich gewesen: in ihr 
liegt der stärkste Beweis für eine Beschränkung der königlichen 
Macht. 

Wir haben die Gründe, welche für eine unumschränkte 
„constituirende“ Gewalt der Könige angeführt worden sind, wi- 
derlegt und andere Beweise beigebracht, aus denen sich ergab, 
dass die Könige bei dem Erlass von Verfassungsgesetzen au die 
Einwilligung der Volksversammlung gebumlen waien. Ohne wei- 
tere Zeugnisse wird man geneigt sein, eben dieselbe Beschränkung 
für Civil- und Criminalgesetze anzunehmeu. Denn diese unter- 
scheiden sich, wie erwähnt, nach der Anschauung der Römer 
nicht von Verfassungsgesetzen. Wir haben nun die bestimmtesten 
Nachrichten darüber, dass imter den Königen, unmittelbar von 
Gründung der Stadt an, die Volksversammlung eine Mitwirkung 
bei dem Erlassen von gewöhnlichen Gesetzen hatte: nicht so, 
diuss sie dabei selbständig aufgetreten wäre, sondern die Kö- 
7iige waren nur bei ihrer Theilnahme im Stande, ein förmliches 
Gesetz zu erlassen. Dionysius*), wo er von der Romulischen 


a) Diouys. II, 14 Tiji xpia toOtb 4pxat' 
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Verfassung spricht, giebt die Befugnisse der drei Staatsgewalten 
genau an. Er legt dem Könige den Schutz der Gesetze und 
väterlichen Sitten, nicht das Reclit, neue zu schaffen, dagegen 
der Volksversammlung drei Befugnisse bei, die Wahl der Beam- 
ten, die Bestätigung der Gesetze, die Entscheidung über Krieg 
und Frieden, und zwar setzt er bei der letzten Befugniss hinzu, 
das Volk habe sie nur, wenn der König sie ihm gestatte, ein Zu- 
satz, der die üeberlegung des Schriftstellers und sein Bewusst- 
sein von der Bedeutmig seiner Worte anzeigt. Diese Erklärung 
wiederholt Dionysius bei der Schilderung von Servius Tullius’ 
Verfassung: „Ich habe schon früher gesagt, dass nach den alten 
Gesetzen das Volk über drei Sachen Herr war, die Beamten zu 
erwählen, Gesetze theils zu bestätigen, theils aufznheben, und 
über Krieg und Frieden zu entscheiden.““) Er erweitert hier so- 
gar dessen Befugniss, indem er das Aufheben der Gesetze er- 
wähnt ; aber diese Erweiterung ist nur scheinbar. Denn mit dem 
Geben eines neuen Gesetzes ist das Aufheben eines alten noth- 
wendiger Weise verbunden, und wer die Befugniss zu dem einen 
hat, der hat sie auch zu dem andern. 

Dionysius spricht von Gesetzen im Allgemeinen, ohne 
zvrischen Verfassungsgesetzen und den auf das Recht bezüglichen 
zu unterscheiden: er nimmt also für beide gleichmässig die Be- 
willigung durch das Volk als nothwendige Bedingung an. Da 
dies, wie er hinzusetzt, von Gründung der Stadt an der Fall 
war, so denkt er sich, nachdem Romulus den Staat eingerichtet 
und die Gewalten in demselben abgegränzt habe, sei später jede 
gesetzliche Veränderung in irgend einem Theile desselben mit 
Beistimmung des Volkes erfolgt. Er führt auch ein Beispiel an, 
wo das Volk beim Erlass von Gesetzen, welche sich auf das 


pcanj'Ceiv Tt xoi viipiouc iitixupo'jv xal ittpl noXipou ?i«Yi 7 ''‘üoxtiv, ätov 4 
ßaaiXiJt 

a) Dionys. IV, 20 etprjTai ti pioi xal updrepov, Jti xpiiüv itpcypiäTiuv 6 
S^pio: ix T(öv naXaiüv vduujv x'jpio( fjv — <i7io4eI$ai — xal vdfia'Ji 

to!)c (Jiiv iiux’jpüsat to!>{ ?i dveXcIv, xoi nepl xoXipiou — tioyvÄivai. Vergl. 
VI, 66 faxe vöpiov ijjilv üncipYfovxa, iE o5 xi^v8’ oixoü(ji.tv xt)v -rdXtv, 

xdvxtuv elvai xuplav xljv Po’jXt]v, jtXijV dpyaf tii:o5£iEai xal v4p.ou{ <l/rif(aai 
xal x4Xf|xov iE«vtYX€iv — xo'jxiuv 4i x«üv xpiiüv x4v tfjpiov eyeiv xtjv iEouotav. 
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Recht bezogen, mitgewirkt habe: Servius Tullius, sagt er, habe 
fünfzig Gesetze über Privat- und Crirainalreclit dun-li die Curien 
bestätigen lassen.“) Dies ist allerdings das Zeugniss eines Grie- 
chischen Schriftstellers und eines spät lebenden, der einen gros- 
sen Theil seiner Erzählung rhetorisch ausschmückte. Indessen 
wird es schwerlich zu verwerfen sein. Eine Ueherlieferung, 
welche die Rechte der Volksversammlimg und der übrigen Staats- 
gewalten auseinander setzte , gab es kaum : nur Thatsachen w usste 
man aus der Königszeit. .\lso Lateinische Schriftsteller würden 
eine solche Nachricht eben so wenig aus unmittelbarer Ueber- 
lieferung hallen schöpfen können als Griechische, und mittelbar 
sie aiLs Thatsaclien abzuleiten, waren diese eben so geschickt 
als jene, vielleicht noch geschickter, da sie den Römischen 
Staat als einen fremden betrachteten. Dionysius" Bericht über 
Servius Tullius gewinnt überdem an Glaubwürdigkeit, weil er 
die Bestätigung von (iesetzen durch das Volk nur in diesem einen 
Falle erwähnt ; er muss dazu Veranlassung in seinen Quellen ge- 
funden haben ; sonst würde er überall , wo er von gesetzlichen 
Einrichtungen spricht, ihre Bestätigung durch das Volk erwähnt 
oder angedeutet haben. Zu Dionysius’ Zeugniss kommt aber 
noch die Nachricht eines Lateinischen Schrift.stellers , der zwar 
nicht die Geschichte Roms gesehriehen , aber seine Verfassung 
in kurzem Abriss dargestellt hat. Pomponius über den Ursprung 
des Rechts in den Digesten erwälmt die Einrichtung der Curiat- 
comitien durch Romulus und setzt hinzu: „und so bra<‘hte er 
ebenfalls einige Ciiriatgesetze an das Volk: es haben dies auch 
die folgenden Könige gethan, welche Gesetze sich verzeichnet 
finden in dem Buche von Sex. Papirius“.*’) Man hat jedoch auch 
dieses Zeugniss verdächtigt, und zwar aus zwei Gründen. 
Erstens, sagt man, es stamme aus sj)äter Zeit. Freilich: Ha- 
drians Zeit liegt weit ab von den Anfängen Roms; aber unsere 


a) Diouys. IV, 13 iTtcita tout viäfiou«, to6« te o'jvaXXaxaxaüi; xa't toüc 
ncpl TÜjv dtixTj|jiQtTujv , Ixupiuae xatE Eppaxpai;. 

b) Pompon, de orig, iur (Dig. I, 2) 2, 2 Postea — ipsum Romulura 
traditur populum in triginta partes divisisse, quas partes curias appcllavit 
— et ita leges quasdam et ipse enriatas ad populum tulit. Tulenmt et 
sequentes reges, ((uae omnes eonseriptae extant in libro S<\x. Papirii. 
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Zeit noch viel weiter. Damals gab es viele Quellen und Mittel 
der Erkenntniss, welche wir jetzt nicht haben, und Pomponius 
hatte Roms Verfassung zum Studium und zum Gegenstände 
seiner Schriften gemacht: es wäre eine wninderbare Selbstver- 
blendimg , nicht sein Zeugniss der Ansicht jedes neueren Gelehr- 
ten vorzielien zu wollen. Fenier fülirt man an, es fänden sich 
viele Irrtliümer bei Pomponius. Dies liatman allerdings geglaubt, 
bewegt sich aber dabei in einem Zirkel der Beweisführimg. 
Man beruft sich immer von einer Stelle, die man falsch auslegt, 
und in der man deslialb einen Irrtlium findet, auf die andere. 
Wir werden im Verlaufe dieser Untersuchungen auf manche 
solcher angeblichen Irrthümer von Pomponius kommen und er- 
weisen , dass alle seine Nachrichten richtig sind.^“) Diese über die 
Curiatgesetze wird durch das bestimmte, aus früherer Zeit stam- 
mende, Zeugniss von Dionysius bestätigt. 

Es ergiebt sich, dass seit der Gründung Roms ein eigent- 
liches Gesetz, mochte es sich auf die Verfassung oder auf das 
engere Recht beziehen, nur unter Mitwirkung des Volkes erlas- 
sen w erden konnte. Dies war ein Hauptgrundsatz des Römischen 
Staatslebens und man bat ihn festgehalten, so lange überhaupt 
ein Rest von Römischem Geiste übrig war. In der Republik erhob 
sich die Macht der Plebs und man musste ihr eine selbständige 
Gewalt im Staate zugestehen. Deshalb legte man den Beschlüs- 
sen der Plebs, trotzdem dass dabei nicht alle Theile des seit 
malter Zeit berechtigten Volkes mitwirkend auftraten, die Kraft 
von Gesetzen bei:^ den Namen von Gesetzen im eigentlichen 
Sinne gab man ihnen aber nicht. Ebenso machte man cs in 
der Kaiserzeit, als die Versammlungen des Volkes oder auch 
der Plebs ausser Gebrauch kamen: die Senatsbeschlüsse, die 
Anordnungen der Kaiser erhielten Gesetzeskraft, aber den Namen 
von Gesetzen gab man ihnen nicht. So sehr galt auch damals 
noch, als alle thatsächliche Gewalt auf Einen öbergegangen war, 
die Sitte der Vorfahren. 

Die Könige waren also in Bezug auf die Gesetzgebung be- 
schränkt: und für diese Beschränkung spricht Roms ganze Ver- 
fassung in der königlichen Zeit Es war keine erbliche Herr- 
scherfamilie , die an der Spitze des Staates stand, sondern ein 
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Wahlkönistlium, und das Volk hatte hei der AVahl unzweifelhaft 
die höchste Bestätigung. Leber Krieg und Frieden wurde die 
Volksversammlung befragt : sie durfte bei der Gesetzgebung, 
dmch welclie der Zustand der Gesainmtheit wie des Einzelnen 
verändert werden konnte, niclit übergangen werden. Bei der 
Gerichtsverfassung endlicli, wo der EinHuss des Königs, als 
Sbiatsoberhauptes, am grössten sein musste, war der König 
eben so wenig unumschränkt. Uralte Sitte gab ilim einen Bei- 
rath, dessen Urtlieil für ilm massgebend war. Dieser Vergleich 
indessen mit der Gerichtsverfassung giebt eine Andeutung dar- 
über, wie man sich die Einschränkung der Könige in der Ge- 
setzgebmig zu denken hat: man darf nicht moderne Anschauun- 
gen auf die ganz verschiedenen Römisclien Verliältnisse übertra- 
gen. Bei der Gerichtsbarkeit war der König trotz semes Beirathes 
gewissermassen unumschränkt, sein Aussprucli allein entscheidend, 
und selbst wenn er ohne Beirath oder gegen dessen Meinung 
erfolgte, gültig. Aehidich ist es in der Gesetzgebimg. Der 
König nämlicli ist ohne Verantwortung, wie sich schon aus 
seiner lebenslänglichen Gewalt ergiebt: es findet gegen ihn kein 
gesetzlicher Widerstand Statt. Der Senat wird nur von ihm be- 
rufen, entscheidet nur über die ihm vorgelegten Fragen: seine 
Entscheidung ist nur vorhanden, in so fern der König sie billigt 
und annimmt. Die Macht des Volkes ist noch beschränkter: 
es tritt nur auf Befeld des Königs zusammen, beräth nur über 
die ilim vorgelegten Fragen, entscheidet nur mit Ja oder Nein, 
kurz es existirt nur durcii den AVillen des Königs.^') Daraus 
folgt, dass derselbe, so wenig er auch im Stande ist, ohne die 
Mitwirkung des Volkes ein Gesetz zu erlassen , dennoch in allen 
Handlungen imbeschränkt und über die Gesetze erhaben ist. 
Nehmen wir an, dass der König eine Verordnung vom Volke 
bestätigen Hess und dadurch zum Gesetz erhob , so war es natür- 
lich, dass er sie selbst beobachtete. Denn ohne seine ausdrück- 
liche, nicht bloss Einwilligung, sondern Veranstaltung konnte 
sie nicht bestätigt werden. Aber seinen Nachfolger konnte 
Niemand im Staate anhalten, sie ebenfalls zu beobachten, und 
er beobachtete sie nicht immer. Z. B. Tarquinius Superbus hob die 
von Servius TuUius über das Recht gegebenen Gesetze auf, sicher- 
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lieh nicht durcli Volksbeschluss, sondern er beobachtete sie nicht 
und Hess die Tafeln, auf denen sie standen, vom Markte ent- 
fernen.”) Niemand konnte ihn daran hindern, seine neuen Ver- 
fügungen waren vollkommen gültig: er zog sich nur dadurch 
üble Nachrede, den Ruf eines TjTannen, am Ende, als er Alle 
gegen sich erbittert, die Verbannnng zu, in der Niemand eine 
gesetzliche, die Mehrzahl vielleicht eine diu-ch die Noth gerecht- 
fertigte, aber gewaltsame Massregel erblickte. Moralisch war 
der König verpflichtet, die von dem Volke angenommenen Ge- 
setze zu beobachten, eben so gut wie die Sitte der Vorfahren: 
man konnte ihm Vorstellungen machen, ähnlich wie sie der 
Augur dem König Tarquinius machte, aber es stand in seinem 
Belieben, ob er denselben nachkommen wollte. Rechtlich war 
er unumschränkt. 

Das Gesetz bestand nicht des Königs, sondern des Volkes 
halber. Dies prägt sich in den Lateinischen, bei der Gesetz- " 
gebung hergebrachten, Ausdrücken deutlich aus. Von dem, der 
das Gesetz beim Volke beantragt, dem Könige also, später dem 
an seine Stelle getretenen Beamten, heisst es legem fert, von 
dem Volke dagegen legem aceipit „es nimmt das Gesetz an“, 
d. h. es übernimmt die Verpflichtung, demselben zu gehorchen 
und im Falle es nicht gehorcht, sich der im Gesetze ausge- 
sprochenen Strafe zu unterwerfen. Fenier heisst es vom Volke 
tenetur lege, es ist durch das Gesetz gebunden: der König 
wird nicht dadurch gebunden.*^) Als nach Vertreibung der 
Könige ein Weclisel der Regierenden und Regierten eintrat, 
waren demnach auch die Beamten, trotzdem dass sie die Gewalt 
der Könige ungeschmälert überkommen hatten, gebunden: denn 
nach Ablauf ihres Amtes traten sie unter die Regierten zurück 
und konnten dann, unter den allgemeinen Gesetzen stehend, für 
Nichtbeachtung derselben zur Verantwoid:ung gezogen werden. 
Der König also konnte, daran ist kein Zweifel, auch gegen die 
bestehenden Gesetze Anordnungen treffen, sowohl indem er 
neue Einrichtungen im Staate machte, als auch indem er in 
einzelnen Fällen gegen die Gesetze entschied. Aber er musste 

a) Diouys. tV, -13. 
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darauf achten, dies im Geiste der Rdmisclien Verfassung zu 
thun und nicht die Neigungen des Volkes zu verletzen. 

Es ist ein eigenthüraliches Bild, das sich aus diesen Ver- 
hältnissen des Königthunis zusammensetzt. Auf der einen Seite 
die höchste Beschränkung <lesselben durch Mangel an Erhlich- 
keit, durch religiösen Aberglauben, der das einmal unter Zu- 
stimmung der Götter Eingeführte nicht zu ändern oder aufzu- 
heben gestattete, durch die Sitte, welche Befragen des Senates, 
hei gewi.ssen Sachen des' Volkes, überall einen Beirath aus den 
Vornehmen des Staates gebietet : auf der andern Seite die höchste 
Unbeschränktheit, die Alles vom Könige ausgehen lässt, ihn an 
die Sjütze der Religion stellt, keinen gesetzlichen Widerstand 
erlaubt, keine Verantwortung vorschreibt. Aber ein ähnliches 
Bild gewährt die Römische Verfassung überhaupt, auch während 
des Erei.staates , so dass der grosse Bewunderer derselben, Po- 
lybius, erklären konnte, sie vereinige in sich alle drei möglichen 
Staat.sformen : wenn man auf die Beamten sehe, erscheine sie 
monarchisch, wenn auf den Senat, aristocratisch, wenn auf 
die Volksversammlung, als Democratie. 

Dritte.s Capitel. 

Sammlung der königlichen Gesetze. Ihr allgemeiner Inhalt. Ihre Aecht- 
heit. Termnthnng Uber ihre Eintheilnng. Art der Geberliefening. 

Rachrichten der Geschichtsschreiber Uber die Gesetze der Könige. 

Gewinn f&r die Erkenntniss des Straftechts. 

Wir haben über die eigentlich so zu nennenden Gesetze der 
Königszeit und den Eintfuss, welchen die Könige auf dieselben 
ausübten, gesprochen. Es gab indessen noch andere Satzungen 
aus jener Zeit, welche ebenfalls Gesetze genannt wurden. Bi.s 
in die späten Zeiten des Römischen Kaiserrei(^hes hatte man 
eine Sammlung königlicher Gesetze (leges regiae) : sie führte den 
Namen ivs Papirianum. Ihre bestimmte Erwähnung geschieht 
von dem classischen Juristen Paiüus,*) der ein Buch von Gra- 

a) Paul. Dig. L, 16 (de verb. signif.) 144 üranius Flaccu» in libro de 
iure Pai)iriaiio scrihit |)pllicpm imne vulgo vocari , {|iiae cum eo, cui uxor 
sit, Corpus niisceat. 
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nins Flcucus übt*r das ins Papirianum aiiführt. Es ist kein 
Grund, diesen Granius Flaecus für verscliieden zu iialten von 
jenem, dessen an den Dictator Cäsar gerichtetes Bucli de indi- 
(jitamentis Censorinus *) erwähnt und zwar mit der Bezeichnung, 
er gehöre zu den alten. Er wird deshalb auch von Macrobius*’) 
in Verbindung mit Vam, aber nach demselben als Autorität 
für eine, antiquarische Bemerkung angeführt.*-^) Es ergiebt sich 
also, dass am Ende der Republik eine Samndung der königlichen 
Gesetze unter dem Namen ius Papirianum vorhanden war: sie 
wurde von den Römischen Altertliumsforschern der damaligen 
Zeit, wo man die Urgeschichte Roms mit grossem Eifer zu 
ergründen versuchte, anerkannt und erklärt. Als ihren Urheber 
ergiebt ihr Name einen Papirius, als Zeit der Entstehung muss 
die unmittelbar nach Vertreibung der Könige angenommen wer- 
den. Denn damals blühte das Papirische Geschlecht durch prie- 
sterliche AVissenschaft imd die damit verbundene Rechtskenntniss. 
Als erster rex sacrorum wird bei Dionysius“) M’. Papirius, und 
etwas später als Oberpriester M. Papirius'') genannt Es ist 
wahrscheinlich und der Römischen Sitte entsprechend, dass sich 
mehrere Generationen hindurch oder bei mehreren gleichzeitig 
lebenden Mitgliedern desselben Geschlechts Rechts- und prie- 
sterliche Wissenschaft erhielt. Ueber die Person des Sammlers 
selbst ist die Ueberlieferung unsicher. Man kann nicht bestimmt 
entsclieiden, ob auf denselben die Nacliricht von Dionysius') 


a) Cciisorin. de die iiat. 3 Euiidem esse geniuin et lareiu multi vetercs 
memoriae prodiderunt, in qiiis ctiam Granius Flaecus in libro, quem ad 
Caesarein de indigitamentis scriptum reliquit 

b) Macrob. Sat. 1, 18 Quod cum et Varro et Granius Flaecus affinnent. 
Vergl. Macrob. Sat. 111, 11, .ö ln Papiriatio iure evidenter relatum est, 
arae vicem praestare posse mensam dicatam ; Serv. ad Virg. Aen. XII, 836 
Qnod ait morem ritusque sacrorum adiieiam, ipso titulo legis Papiriae usus 
est, quam sciebat de ritu sacrorum publicatam. 

c) Dionys. V, 1. 

d) ln Asconius’ Commentar zu Ciceros Cornel. p. 77 Grell. 

e) Dionys. III, 36 rds itep'i tüiv Itpiliv aujYpa'fi?, äs IlopiTrO.iOf ooveo-n^aoTO, 
itap’ oO-rtüv (den Priestern) Xapiuv äviypail'ev (der König Aucus Marcius) 
ti{ SG.to'jc, — pitTa TTjv ixpo).T(V TÄv paoiX^uiv ei? dvaypatpTjv trjixo- 
oiav au8i? IjyBTjOa'/ Ott’ ävSpö? icpa<fävT<iu Fato'J Ilaripioo, tIjv äTtävTiuv 
Tiiv iepüv l^yepoviav lyovxo?. 
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geht , nach Vertreibung der Könige habe C. Papirius , der oberste 
unter den Priestern, die religiösen Satzungen Numas, die schon 
der König Ancus Marcius wieder gesammelt und öffentlich aus- 
gestellt hatte, von Neuem öffentlich bekannt gemacht. Denn 
erstlich handelt es sich in dem einen Fall nur um Numas Satzun- 
gen, im andern um alle königlichen Gesetze, zweitens kam es 
bei jenen auf die öffentliche Bekanntmachung als auf etwas 
Wesentliches an , und dass dies bei dem ius Papiricmum, Statt 
gefunden, ist wenigstens nicht bezeugt. Dennoch ist es sehr 
wohl möglich , ja nach unserer spätem Auseinandersetzung wahr- 
scheinlich, dass in beiden Fällen ein und (beselbe Persönlichkeit 
gemeint ist. Ferner ist es möglich, dass dieser Sammler der 
königlichen Gesetze und der religiösen Satzungen Numas eben 
jener erste von Dionysius erwähnte rex sacrorum M‘. Papirius 
sei; denn oberster der Priester kann der rex sacrorum eben so 
gut genannt werden wie der ponti/ex maximus. Dann würde 
bei Dionysius an einer Stelle eine falsche Lesart und an beiden 
der Vorname entweder Gajus oder Manius zu lauten haben. In- 
dessen dies ist nnsicher, gewährt auch nur geringen Vortheil 
für die Vereinigimg der Ueberlieferung. Denn dieselbe Namens- 
verschiedenheit über den Urheber der Sammlung, welche sich 
bei Dionysius findet, trifft man auch bei Pomponius,*) der ihn 
an der einen Stelle Sextus , an der andern Publius nennt Diese 
Verschiedenheit ist so auffallend und findet in einem so kleinen 
Raume Statt, dass man versucht wird, einen durch die Ab- 
schreiber entstandenen Fehler anzunehmen. Vielleicht darf man 
auch an ein Versehen dessen, der die Excerpte aus Pomponius 
für die Digesten besorgte, glauben, wobei man die Glaubwür- 


a) Pompon. Dig. de orig. iur. (I, 2) § 2 Tulerunt (leges) et sequentes 
reges, quae onmes conscriptae extaiit in libro Se.\ti Papirii, qui fuit illis 
temporibus, quibus Sui>erbus, Demarati Corinthä filius, ex principalibus 
viris. Is über, ut diximus, appellatur ius civile Papirianum, non quia 
Papirius de suo quiequara adiecit, sed quwl leges sine ordiue latas in 
unum composuit. Nachher führt derselbe § 36 ihn als ersten Römischen 
Reehtsgelehrten an: Fuit autem in primis peritus Publius Papirius, qui 
leges regias in unum contulit. Auffallend ist übrigens an der ersten Stelle 
noch , dass Tarquinius Superbus ein Sohn des Corinthiers Demaratus ge- 
nannt wird, ein Versehen, dessen Ursprung ungewiss ist. 
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tigkeit von Pomponius selbst aufrecht erhalten kann. Keines 
Falls aber darf man aus dieser üiisicherheit des Vornamens 
auf die Unsicherheit der ganzen Ueberliefenmg über die Samm- 
lung der königlichen Gesetze einen Schluss machen. Man 
wusste, dass das ius Papirianum von einem Sammler, Namens 
Papirius, herrühre; man wusste, dass das Papirische Ge- 
schlecht sich im Anfänge der Republik durch seine Wissenschaft 
in Religion und Recht ausgezeichnet habe: dabei war es sehr 
leicht, dass man über die bestimmte Person, der die Sammlung 
zuzuschreiben sei, schwankte.'^) Eine noch natürlichere Er- 
klärung wird die Unsicherheit des Namens finden, wenn die 
königlichen Gesetze, wie wir es walirscheinlich machen werden, 
nicht von einem, sondern von mehreren Mitgliedern des Papi- 
rischen Geschlechtes gesammelt wurden. 

Ueber den Inhalt des ius Papirianum haben wir nur wenige 
sichere Kunde: wir köimen nur durch wahrscheinliche Ver- 
muthungen uns ein ungefähres Bild zusammenstellen. Wk haben 
kein bestimmtes Citat aus dem ius Papirianum, ausser bei Ma- 
crobius,*) wo es heisst: „im Papirianischen Recht ist deutlich 
berichtet, dass ein geweihter Tisch die Stelle eines Altars ver- 
treten kann“ und dann eine längere Auseinandersetzung folgt, 
in der antiquarisch der Gebraucli eines Tisches statt eines Altars 
erläutert wird. Diese Worte stammen, wde ihre Fassung zeigt, 
nicht aus einem Gesetze, wie es in Papirius’ Sammlung stehen 
konnte, sondern aus einem Erklärer derselben, wahrscheinlich 
dem oben genannten Granius Flaccus: im Gesetze selbst war 
nur von irgend einem heiligen Tische, an dem Opfer verrichtet 
werden sollten, die Rede: es bezog sich also auf Opfer und reli- 
giöse Ceremonien. Aber ausser diesem Citat wird uns der In- 
lialt vorschiedener königlichen Gesetze angeführt, ohne Angabe 
der Quelle, aus der sie entnommen seien. Es sind sieben von 
Romulus, dreizehn von Numa, eines von Servius Tullius.**) 
Die ersten sprechen den Bannfluch der Religion und die bürger- 
liche Acht aus über den Verrath am Clienten und über Miss- 
handlung der Eltern (und über den letztem Gegenstand handelt 


a) Macrob. 111, 11, 5, welche Stelle S. 27 angefülu-t worden ist. 
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auch das einzige uns bekannte Gesetz von Servius Tullius); sie 
bestimmen das Güterreelit in der Elie, 'sprechen von der häus- 
lielien Gerichtsbarkeit über die Frau und die Gründe der Scliei- 
dung, endlich von dem Rechte des Hausvaters über seine Kin- 
der. Die Gesetze Numas enthalten religiöse Vorschriften mit 
Ausnahme eines , welches das väterliche Verkaul'sreeht rüeksieht- 
lieh des verheiratheten Sohnes beschränkt. Diese Anführungen, 
nahm man an, .stammen aus dem ins Papirianun und indem 
man den Inhalt der Gesetze erwog, kam mau zu dem Ergebuiss, 
sie könnten nicht vom Könige beim Volke beantragte und von 
diesem genehmigte Gesetze sein. Es sind entweder Gewohn- 
heitsrechte, ilie unbestimmten Ursprungs, an den Namen eines 
Königs, der sie zur Geltmig und Anerkennung gebracht oder 
sich sonst durch Erlass älinlicher Verordnungen bekannt gemacht 
hatte , geknüpft wurden , oder sie bestehen aus religiösen Satzun- 
gen , wie sie von den Königen als obersten Priestern selbständig 
erlassen werden konnten und der Ueberlieferung nach erlassen 
worden sind. In beiden Fällen, sagt man, sind es nicht Ge- 
setze nach der spätem und eigentlichen Bedeutung des Wortes, 
d. h. nicht Rogationen, vom Könige an das Volk gebracht und 
von diesem angenommen. Es lässt sich auch ohne Schwierig- 
keiten nachweiseu, dass die.se angeblichen Gesetze von den 
Römern späterer Zeit nicht als eigentliche , vom Volke bestätigte, 
Gesetze betrachtet wurden. Durch diese Gründe kam man zu 
dem Schlüsse, dass Pomponiu.s’ oben angeführte”) Nachricht, die 
Könige hätten vermittelst der Volksversammlung Ciiriatgesftze 
gegeben und diese seien in dem ius Papirianum gesammelt, 
falsch, mithin Pomponius überhaupt ein unzuverlässiger Gewälirs- 
mann sei.'®) 

Man kann die einzelnen Sätze dieser Beweisführung als 
richtig anerkennen und dennoch ist der daraus gezogene Schluss 
nicht richtig. Pomponius sagt, alle Curiatgesetze der Könige 
fänden sich verzeichnet in dem Buche von Papirius; aber daraus 
folgt nicht, dass auch alle in Papiriu.s’ Buche verzeichueteu Ge- 
setze nur Curiatgesetze sind. Diese Sammlung konnte sowohl 


a) .Siehe S. 28 Aniii. a. 
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das Gewohnheitsrecht und religiöse Satzungen, welche beide 
ihren Ursprung nicht dem Mitwirken der Volksversammlung 
verdanken , als auch ausserdem noch die auf das wirkliche Recht 
bezüglichen Curiatgesetze enthalten. Der Umstand, dass die uns 
erhaltenen Bruchstücke um- dem ersten Theile angeliören, be- 
weist nicht, dass sicli auch das Ganze nur auf diesen bezog. 
Es konnte blosser Zufall sein , der mis die einen Bruchstücke er- 
hielt, von den eigentlichen Reclitsgesetzen alle Spur verloren gelien 
liess : es konnte dies aber auch darin seinen Grund haben, dass das 
Gewohnheitsrecht und die religiösen Gebote dauernde Grundsätze 
des Römischen Staates bildeten und deshalb auch später der 
Erwähnung melir werth erscheinen als die auf das Recht bezüg- 
lichen Gesetze, welche mannigfache Umgestaltungen eidiihren 
und zum Tlieil ganz abgeschafft wTirden: die spätere Gesetz- 
gebung der zwölf Tafeln machte sie für das practische Leben 
werthlos. 

Es lässt sich indessen über die Verbindung beider Arten 
von Gesetzen und das Verhältniss, das sie im ius Papirianum 
einnahmen , noch eine weitere Vermuthung aufstellen. Pomponius 
sagt von den durch die Volksversammlimg bestätigten Curiat- 
gesetzen, sie seien im ius civUe Papirianum enthalten, dagegen 
Macrobius und Paulus , die von antiquarischen Bemerkungen 
reden, beziehen sicdi auf das ius Papirianum. Unzweifelhaft 
können beide Ausdrücke gleichbedeutend sein, der eine nur 
etwas ausfülirlicher als der andere. Aber es ist nicht nothweii- 
dig, dass sie es sind und wer genau erklärt, wird bemerken, 
dass die Verschiedenheit des Namens mit der des Inhaltes zu- 
sammenfällt und daraus auf einen tiefer liegenden Grund der 
Namensverschiedeulieit schliessen. In diesem Falle würde ius 
Papirianum das allgemeine, ius cwile Papirianum das beson- 
dere sein. Nun haben wir ferner bei Servius die früher ange- 
fulirte, allerdings nicht ganz klare Bemerkung über den Titel 
einer lex Papiria, der de ritu sacrorum gelautet habe. Der 
Ausdruck lex Papiria kann nur missbräuchlich sein; denn an 
eine eigentliche, aus Volksbesclduss hervorgegangene, lex kann 
wegen des Inhaltes nicht gedacht werden, da das Volk über 
religiöse (.’eremonien keinen Beschlu.ss fassen konnte. Auch 
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wissen wir von keinem Papirisdien Gesetz , das hierauf bezogen 
werden könnte: ein bei Cicero und Livius“) erwälintes entliält 
nur das Verbot, oline Volksbesclduss einen Grundbesitz den 
Göttern zu weihen, aber nichts über die Art der AVeilie selber. 
Ich finde keine andere Möglichkeit als diese lex Paplria auf das 
in andern Quellen so genannte ins Papirianum zu beziehen: 
damit stimmt selbst die Gelegenheit, bei der es Servius an- 
führt. Es war ganz [)assend, wenn er Virgifs Worte durch den 
Titel einer uralten Römischen Gesetzsammlung erläuterte: viel 
weniger passend, wenn er den gleichen Ausdruck aus einem 
einzelnen Gesetze anführte: dergleichen hätte er vieles anführen 
können. War aber ein Titel, d. h. ein .Aibschnitt, des ius Papi- 
rianum „über die Gebräuche der Opfer“, so konnte das Ganze 
nicht über diese allein handeln: es musste andere Titel geben 
mit anderm Inhalt und andern Benennungen. Danach kommt 
man auf tlie Vermuthung, dass der allgemeine Name dieser 
königlichen Gesetze ius Papirianum war. Dasselbe zerfiel in 
Abtheilungen, von denen eine ius civile, eine andere de ritu 
sacrorum hiess. So vereinen sich die zwei verschiedenen An- 
gaben , welche wir über seinen Inhalt haben , die von Dionysius, 
dass nach Vertreibung der Könige ein Paj)irius die religiösen 
Vorscliriften Numas von Neuem zusammeugestellt habe, und die 
von Pomponius, dass ein Papirius die Curiatgesetze der Könige 
gesammelt habe. Möglich, ja sogar sehr wahrscheinlich, dass 
die Sammlungen der verschiedenen Arten von König-sgesetzen 
nicht durch eine Person erfolgten: ein Mitglied des Papirischen 
Geschlechtes konnte die religiösen, ein anderes die weltlichen 
Vorschriften, noch ein anderes das Gewohnheitsrecht sammeln. 
Dennoch konnten diese vereinten Sammlungen den gemeinsamen 
Titel Papirisches Recht führen und es würde sich zugleich er- 
klären, wie die Ueberlieferung in Bezug auf die Vornamen der 
Sammler auseinandergehen konnte , je nachdem die eine oder die 
andere Art von Gesetzen berücksichtigt wurde. 

Nehmen wir also die eben aufgestellte Vermuthung, bei 
der sich alle scheinbaren Widersprüche der Berichterstatter lösen, 

a) Cic. de dom. 49 und 50; Liv. IX, 4G. 
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an. Das Papirianische Rerüt oder Gesetzbuch, mochte es von 
einem oder mehreren Sammlern ansgegangen sein, zerfiel in 
mehrere Abschnitte nach den Materien, die abgehandelt wurden: 
wie die Anordnung innerhalb dieser Abschnitte war, kann 
zweifelhaft sein. Denn Pomponius’ Bemerkung über die Thätig- 
keit von Papirius: „er stellte die ohne Ordnung gegebenen Ge- 
setze in eins zusammen“ ist gerechtfertigt , wenn nur die Haupt, 
eintheilung eine sachliche war: über die weitere Vertheilung des 
Stoffes beweist sie nichts. Auch wenn Festus*) z. B. ein Ge- 
setz des Königs Pompilius über spolia opima anführt , so folgt 
daraus nur, dass bei jedem einzelnen Gesetze der Name des 
betreffenden Königs vorangesetzt war. Aber dennoch scheint es, 
dass die Gesetze nach den Königen in den Abtheilungen zusammen- 
gestellt w'aren. Festus**) sagt, „in den Gesetzen des Königs 
Numa Pompilius“ stände etwas und älmlich Paulus“) in seinem 
Auszuge aus Festus; derselbe Festus**) führt auch die Gesetze 
des Romidus und Tatius, sowie die von Serms Tullius an. 
Daraus muss mau den Schluss ziehen, dass die Gesetze von 
Romulus und Tatius, von Romulus allein, von Numa und der 
Reihe nach von den übrigen Königen die Uuterabtheilungen der 
sachlich geordneten Abschnitte bildeten. 

Ueber das Verhöltniss, das zwischen der Bearbeitung durch 
Granius Flaccus und der ursprünglichen Sammlung des Papiri- 
schen Geschlechtes stattfand, lässt sich nur ein unsicheres Ur- 
theil fällen. Es war natürlich, dass man, als Granius Flaccus’ 


a) Festus s. v. opiuia spolia p. 189: esse etiam Pompili regis legem 
opimorum spoliorum talem; Cuius auspicio classc procinota opima spolia 
capiuntur, lori Feretrio darier oportcat etc., wo die Worte Pompili regis 
auf sieherer Verbesserung beruhen. Aelinlich s. v. parrici(di) quaestores 

p. 221. 

b) Festus s. V. oceisum p. 178: Itaque in Numao Pompili regis legi- 
bus scriptum esse: si liominem fulmen lovis occisit, ue supra genua tol- 
litor, et alibi: Jiomn si fulmine occisus est, ei iusta nulla fieri oportet. 

c) Paulus Exc. Fest. s. v. aliuta p. 6: Hinc est illud in legibus Nnmae 
Pompili: Si quisquam aliuta faxit, ipsos lovi sacer esto. 

d) Festus s. V. plorare p. 230: In regis Romuli et Tatii legibus: si 

nnrus sacra divis pareutum estod. in Servi Tulli haec est: si pa- 

reiitem puer verberit, ast ille plorassit, puer divis pai'eutum sacer esto. 
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neues, verständlicheres Werk existirte, dieses gebrauchte und 
nicht auf die uralte Arbeit der Paidrier zurückging. Fast alle 
Erwähuuugen königlicher Gesetze, welche wir haben, bei Dio- 
nysius, Festus, Poinponius, stammen aus einer Zeit, wo Gra- 
nius’ Sammlung benutzt werden konnte und es wahrscheinlicb 
auch wurde. Nur Cicero erwähnt zweimal") die Gesetze des 
Königs N’uma und zwar nicht aus Granius'^; aber seine Er- 
wäbuungen sind so kurz, dass sie keinen Anhalt geben, über 
den Zustand derselben zu seiner Zeit auch nur eine Vermuthung 
aufzustellen. In zwei Beziehungen jedoch können wir eine Ver- 
änderung der alten ursprünglichen Sammlung nachweisen. Erstens 
ist es nicht glaublich, dass mau im Anfänge der Ile[)ublik von 
einem ins Papiriamnn gesprochen habe: diese Ausdrucksweise 
kam auerkanntermasseu erst zur Zeit Caesars auf. Man wird 
daher (Uesen Nmneii auf Granius P'laccus zuröckfüliren müssen 
und damit erscheint auch die ganze Gliederung di‘r Sammlung, 
wie wir sie oben dargestellt halxm, als ein Wei'k eben desselben 
Granius. Vor ihm gab es wohl nur einzelne Sammlungen von 
verschiedenen Papiriern abgefasst und über verschiedene Mate- 
rien handelnd, in denen die betreflfenden Gesetze der Könige 
zusammengestellt waren. Vielleicht deutet Servius' oben ange- 
führter Titel lex Papiria auf den ursi)rünglichen Namen einer 
Sammlung: er konnte sich auch in Granius’ Ueberarbeitung er- 
halten haben. Zweitens die Anführungen , welche sich bei Festus 
aus (len königlichen Gesetzen finden, machen darauf Anspruch 
wortgetreu zu sein, nicht bloss den Sinn derselben wiederzu- 
geben. Indes.sen es bedarf keines Beweises, da.ss wir in ihnen 
nicht die AVorte der Pajnrier, viel weniger die der Könige selbst 
haben. Die Römer haben in dergleichen Sachen diplomatische 
Treue nicht beobachtet und tUe Gesetze, die ein Gemeingut des 
Volkes sein sollten, als etwas betrachtet, das sich in seinem 
Ausdrucke mit dem Volke fortbilden müsste. Man mochte in 


a) Cic. de rep. V, 2, 3 lila auteni diuturiia pax Nuiiiae iiiater huic 
urbi iuris et religionis fuit, qui legiim ctiam seriptor fuit, quas scitis extare; 
de rep. 11, 14, 26 Nuraa animos propositis legibus bis, quas in monumeutis 
habeiuus, mitigavit. 
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der AVortstellung und einzelnen besondern Ausdrücken den alten 
Text beibehalten: im Uebrigen scheute man sich nicht, eine 
förmliche Art von Uebersetzung vorzunehmen, um verständlich 
zu sein. Es bildete sich, wie man aus Ciceros Bücliem von 
den Gesetzen sieht, eine eigene Sprache, welche Altes und 
Neues mischte. So mögen zuerst die Papirier mit den Satzun- 
gen der Könige verfahren sein: sicherlich verfuhr so Granius 
Flaccus, aus dessen Sammlung die uns erhaltenen Bruchstücke 
stammen.^®) Wie viel aber beide Sammler sich bei der Umfor- 
mung erlaubt haben, ist uns zu bestimmen unmöglich. 

Unsere Darstellung ergiebt, was mau über die Verdächti- 
gungen zu mtheilen hat, die in neuester Zeit gegen das Papi- 
rianische Gesetzbuch erhöhen worden sind. Während mau fiii- 
her Alles, was den Namen der ältesten Geschichte trug, gläubig 
hinnahm, ja noch anderes hinzudichtete,*®) ist man jetzt in der 
Kritik zu weit gegangen und vermuthet überall Fälschung und 
Betrug. Ein klares Bild darüber, wie eine Täuschung stattge- 
funden haben könnte, und eine bestimmte Meinung, was man 
von den uns erhaltenen Bruchstücken und den Nacluichteu über 
das Papirianische Recht denken solle , habe ich bei keinem Neueren 
gefunden: man begnügt sich, allgemeine Verdächtigungen aus- 
zusprecheu.^) Dass es auch zur Zeit der ältesten Könige Mit- 
tel zum Aufschreiben und Bekanntmachen gab, bezeugt Diony- 
sius,*) der von eichenen Tafeln spricht: sie waren allerdings 
vergänglich, konnten aber von Zeit zu Zeit erneut werden. 
Unter Serrius Tullius grub man schon in Erz."*) Es konnten 
also die Papirier , als sie im Anfänge der Republik ihre 
Sammlungen machten, bestimmte Denkmäler benutzen. Selbst 


a) Dionys. Ul, .36 xi« i:epi xtüv lEpiüv auyypa'pa«, Uopijr(Xto{ ouvs- 
o-rijaaxo, rap’ aixdiv Xa^iüv iviypü'j/ev is ?^X-ou 4 xal i:po58r;XEv iv !tyop^ 
7 :äji Toi; pO'jXopiivois oxozEtv. 4; icpavto 8 f|Vai 0 'jvePt| tiü ypfjvtu- yäXxEai 
yap oTTjXai ojrui xiJte X^aav. i)X h Spuivai« iyapixxovxo oavioiv dl xE 
vZjxoi xol al Ttspi x<öv Upöiv 4iaypa®a(. 

b) Dionys. IV, 26 iva (atiSeU ypdvo? aixoüt d^avloij, ox^Xxjv xaxa- 
oxcudsa; yoXxfjv lypaij^Ev iv xaix^ xä xe Sd^avxa X 0 I 4 suviäpoij xai xd» piE- 
xao/o'iaat x^< oovdöou itdXEi«' auxT) StdpiEivEv Xj 9 x;^Xt/ (idypt xf^t äpif/c XjXi- 
xla;. 
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wenn sie dabei mit sehr geringer Knnst verfuhren, mussten sie 
Besseres leisten als wir jetzt mit der höchsten zu erreichen im 
Staude sind. Auch der Gallische Brand zerstörte nicht alle 
Denkmäler der früheren Zeit: unter den geretteten werden aus- 
drücklich königliche Gesetze genannt.*) Wenn sie diesen Sturm 
überdauert , werden sie auch noch später sich im Original er- 
halten haben, die übrigen in Abschriften mehr oder minder treu 
den Nachkommen überliefert worden sein. Ob Cicero unter den 
Denkmälern, die er bei einem Gesetze Numas erwähnt,'’) die 
Pontificalbücher oder wirkliche Denkmäler in Holz oder Erz ver- 
steht , ist unsicher. Danach ist kein Zweifel, dass die Papirier 
mannigfache VerordnungeJi der Könige vorfanden, aus denen 
sie eine das Leben nach allen Seiten hin umfassende Sammlung 
zusammeustellten : ferner auch dass Granius Flaccus zur Zeit des 
Dictator Cäsar sich auf bestimmte Urkunden und Zeugnisse 
stützte. Sein iVerk hat sich bis spät in die Kaiserzeit erhalten. 
Ein Theil der königlichen Gesetze mag überdem in den priester- 
lichen Büchern aufbewahrt worden sein.^*) 

Man findet indessen einen AViderspruch in der üeberlieferung 
selbst, der gegen die Sammlung und Geltung wenigstens der- 
jenigen Gesetze zu zeugen scheint, welche sich auf das eigent- 
liche Privat- und Criminalrecht bezogen. Wo Dionysius“) von 
dem Zustande Roms vor der Gesetzgebung der zwölf Tafeln 
spricht, erzählt er: „damals %var noch nicht alles Recht sclirift- 
licli bestimmt, sondeni in alten Zeiten bestimmten die Könige 
aus eigener Machtvollkommenlieit den Hülfesuchcnden das Recht 
und das von ihnen als Recht Ausgesprochene wai' Gesetz.“ Aber 
dabei hat Dionysius das Recht der Volksversammlung in Bezug 
auf die Gesetzgebmig schon unter den Königen anerkannt, hat 
die Gesetzsammlung von Papirius er^vällnt, hat ausdrücklich bei 
den Königen Gesetze angeführt und zw'ar solche, die vom Volke 


a) Liv. VI, 1 In primis fnodera et Icgcs (eraiit auteni eae duodecim 
tabulae et quaedam regiae Icges) conquiri quae comparerent iusserunt. 

b) Cic. de rep. II, 14, 26 an der früher angefülirten Stelle. 

c) Dionys. X, 1 o'jtco) yap .... oüV iv Ypaepait äjtavxa ta Slvaia te- 
xaYpiIva • dXXä tä pev ätpyalov ol ßaaiXet? itp’ aimöv IxatTOv xoTc ?eop^vou 
xat SIxa; xal x6 StxaiwUlv üjt’ Ixelvtuv xoüxo vdpo? fjv. 
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bestätigt worden waren: er kann also liier unmöglich den Zu- 
stand vor der Gesetzgebung der zwölf Tafeln als einen gesetz- 
losen bezeichnen wollen. Denn an einen Irrthum von ihm bei 
einer der beiden Behauptungen darf man doch auch nicht glau- 
ben. Er kanu demnach nur meinen, was eine genaue Erklärung 
seiner Worte besagt, nicht alles Recht sei damals durch schrift- 
liche Gesetze bestimmt gewesen. Die Römer betrachteten den 
Zustand vor der Gründung Roms als gesetzlos: die ganze Ge- 
setzgebung begann erst mit den Königen. Dieselbe hätte sehr 
umfangreich sein müssen, hätte sie alle Theile des Staates um- 
fassen und alles imgeschriebene Herkommen in geschriebenes 
Recht verwandeln sollen. Sie war aber, wie die Geschichts- 
schreiber selbst andeuten, nicht bedeutend. Daher mussten die 
meisten Rechtshändel von den Königen nach dem Herkommen 
entschieden werden, oder vielmehr nach Grundsätzen, welche sie 
selbst, aber in Uebereinstimmung mit dem Herkommen bei dem 
einzelnen Falle aufstellten. Ueberdem ist der Zustand vor der 
Gesetzgebung der zivölf Tafeln nicht mit dem unmittelbar nach 
Vertreibung der Könige gleich zu setzen. Wir werden später 
sehen, dass bei dem Kampfe der Stände eine Art von Gesetz- 
losigkeit eintrat, der erst durch die Zehnmänner abgeholfen 
wurde. 

Auch Tacitus hat bei den neuern Gelehrten Bedenken er- 
regt. An der schon früher angeführten Stelle“), wo er bei der 
Schilderung der Gesetzgebung den Begiift’ eines Gesetzes in dem 
weitesten Sinne fasst, schreibt er TuUus Hostilius und Ancus 
Marcius Gesetze zu', sagt auch von Numa, er habe das Volk 
durch religiöse Gebräuche und göttliches Recht gebunden, von 
Romulus aber berichtet er: „lieber uns hatte Romulus, wie es 
ihm gut dünkte, geherrscht.” Daraus zu folgern, Romulus habe 
kein Gesetz gegeben, ilie Erwähnungen von Gesetzen des Romu- 
lus oder des Romulus und Tatius seien falsch, die Nachricht 
von Pomponius ein Irrthum, wäre nicht richtig. Denn Tacitus’ 
Ausdruck bezieht sich hauptsächlich auf Verfassungsgesetze zur 
Beschränkung der königlichen Macht, und dann hat Romulus 

a) Tac. Ann. III, 26. S. oben S. 16. 
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auf jeden Fall nur wenige Gesetze erlassen, durch deren Beob- 
aelitiuig auch seine richterliclie Gewalt nicht wesentlich beschränkt 
wurde. Damit besteht sehr wohl Pomponius’ Bericht, Anfangs 
habe Romulus unumschränkt gelierrscht, später nacli dem Wach- 
sen des Staates, d. h. nach der Vereinigung mit den Sabinern, 
sei die Einsetzung des Senates, die Eintlieilung des Volkes in 
Curien erfolgt und einige Curiatgesetze seien erlassen worden. 
Von Servius Tullius erzälilt Tacitus: „ein hauptsiU'lilicher Stif- 
ter von Gesetzen war Servius Tullius, denen auch die Könige 
gehorclien sollten.’ Dies darf man nicht so verstehen, als habe 
dieser König eine besondere Art von Gesetzen zur Einschränkung 
der königliclien Macht gegeben. Denn die Centurienverfassung, 
welche die zur Regierung berufene Classe etwas umformte, trat 
erst iiacli der Vertreibung der Könige in politische Wirksamkeit: 
wir wissen durcli ausdrückliches Zeugniss, dass die Genturien 
unter den Königen kein Gesetz bestätigt haben und hätten sie 
es bestätigt , so liätte es , da die Centurien ebenfalls von den 
Königen berufen wurden und keine grössere Befugniss als die 
Curien be.sassen, in keiner Weise bindender sein können. Von 
andern Verfassungsgesetzen aber wird nichts berichtet. Die 
Eigentliümliclikeit von Servius’ Gesetzen scheint vielmehr nur in 
der grösseren Anzalil derselben bestanden zu haben, durch 
welche die wichtigsten Punkte des Privat- und Strafrechtes be- 
stimmt und so der willkürlichen Entscheidimg in den einzelnen 
Fällen vorgebeugt wurde. Damit wird Tacitus’ absichtlich ge- 
suchter Ausdruck genügend erklärt und so hat sich Dionysius 
das Verhältniss gedacht: darin erkannte er den grossen Fort- 
schritt, den der Staat durch Servius Tullius zur Freiheit machte.^) 
Aus demselben Grunde hob Tarquinius der Uebermüthige, als er 
die Despotie gründen wollte, vor Allem Servius’ Gesetze auf.*) 
Es steht hiernach durch die übereinstimmenden Zeugnisse 
aller Gewährsmänner fest, dass die Könige von Anfang an Ge- 
setze über Privat- imd Strafrecht gegeben und durch das Volk 
haben annehmen lassen! Der Gewinn indessen, den wir aus 
den uns erhaltenen Bruchstücken für die Kenntniss der einzelnen 

a) Dionys. IV, 43. 
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Gesetze dieser Art zielien können, ist sehr gering. Strafrecht- 
li<-her Natnr ist unter ihnen kaum eines. Wir können dahin 
nicht zälden Romulus’ Gesetz über VeiTätherei"), noch seine Be- 
stimmungen über die Ehe und das Verhältniss der Frauen’’), 
über die väterliche Gewalt®) und die Aufzielumg der Kinder'’), 
wenngleicli bei letzterem ids Strafe die Einziehung des halben 
Vermögens angeführt wird. Auch Numas Gesetze über Heilig- 
haltung der Grenzsteine®) und über den pamVirfa,') wenngleich 
sie die wiclitigsten Folgen für das Strafrecht liatten, gingen zu- 
nächst von religiösen Anordnungen aus. Von Tullus Hostilius 
werden religiöse Gesetze erwähnt;*) die Einrichtung der Beru- 
fung an das Volk sclieint nicht durch ein Gesetz erfolgt zu sein. 
Von .\ncus Marcius hören wir nur, dass er Numas Gesetze 
wieder sammelte und öftentlicli ausstellte.'’) Den beiden Tar- 
quiniem, welclie in Rom regierten, werden nirgends Gesetze 
beigelegt. Dies ist bei dem ältern Tarquinius um so bemerkens- 
werther, als er Vieles in der Staatsverfassung geändert haben 
soll; bei demjüngeni lag der Grund darin, dass er allein herr- 
schen wollte und auf Beseitigung aller Schranken, durch welche 
der königliche Wille gebunden werden konnte, ausgiug. Dagegen 
Servius Tullius soll im Anfänge seiner Regierung, um die Nei- 
gung der Menge zu gewännen, Anordnungen zum Be.sten der 
Verschuldeten und zur gerechteren Vertheilung des Staatsac.kers 
getroffen haben: zu diesem Zwecke erneute er theils früher von 
Romulus und Nuina gegebene Gesetze, welche mit der Zeit in 


a) Dionys. II, 10 spricht über das Verhältniss der Clienten und Patrone, 
und fügt hinzu, wer dasselbe verletzt habe, sei nach Romulus’ Gesetz 
über Verrätherei bestraft worden, eiii xi; iSsÄsy/SciTj tootiov ti StoTtpa-rTii- 
pevo;, fvo/os fjv tiii v(ipi(i t7|{ ^tpoSooi'aj , 8v ix'iipwsEv 6 'PiopiXoc. Ver- 
rütherei im militärischen Sinne scheint er darunter nicht zu veretehen. 

b) Dionys. II, 25; Plut. Rom. 22; Plin. nat hist. XIV, 89. 

c) Dionys. II, 26. 

d) Dionys. II, 15. 

e) Dionys. II, 74; Paul Diac. Exc. p. 368 s. v. termino. 

f) Paul. Diac. Exc. p. 221 s. v. pai’rici(di) qnw'stores. 

g) Bei Tac. Ann. XII. 8, wo Kaiser Claudius nach einem Incest Sühn- 
opfer ex legibus Tulli darbringt. 

h) Dionys. Ul, 36. 
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Vergessenheit gerathen waren , theils fügte er neue hin 2 ai.*) ts 
waren also Anordnungen über die Schuldverliältnisse, die er traf 
und als Grundsätze für seine richterlichen Entsclieidungen auf- 
stellte. Als er später durcli die Volksversammlung förmlich zum 
Könige ernannt war, erhob er sie zu Gesetzen: er liess sie, er- 
weitert und vermehrt, durcli die Curiatcomitien annehmen. Sie be- 
trafen nun nicht mehr nur die Schuldverhältnisse , sondern über- 
haupt den ganzen Verkehr: es waren ungefähr fünfzig an Zahl.’’) 
Wenngleich sie durch Servius’ Nachfolger aufgehoben und sogar 
die Tafeln, auf denen sie standen, vom Markte entfernt wurden, 
waren sie doch noch am Ende der Republik bekannt: Dionysius 
deutet an, er könne über ihren Inhalt ausführlicher berichten. 

Das Ergebniss der über die königlichen Gesetze geführten 
Untersuchung ist folgendes. Von der Gründung der Stadt an ha- 
ben die Könige theils mannigfache Anordnungen, durch welche 
sie das Herkommen feststellten oder über religiöse Gebräuche 
Vorschriften gaben, erlassen, theils unter Mitwirkung der Cu- 
riatcomitien eigentliche Gesetze gegeben.. Beide zusammen heis- 
sen im w’eiteren Sinne königliche Gesetze. Als man nach Ver- 
treibung der Könige das Bedürfniss fühlte, die willkürliche Re- 
gierung eines Einzelnen abzustreifen, veranstalteten _ Mitglieder 
des durch Rechtskunde und Priesten^-eisheit ausgezeichneten Pa- 
pirischen Geschlechtes eine Sammlung aller königlichen Gesetze, 
der eine diese, der andere jene Gattung derselben zusammen- 
stellcnd. Ueber die Einrichtung dieser Sammlung haben wir keine 
Nachricht : sie war während der ganzen Zeit der Republik 
bekannt und wmrde in dem 7 heile, welcher die religiösen Ge- 
bräuche betrat; nicht nur von Alterthumsforschem benutzt. Zur 
Zeit des Dictator Caesar unternahm Granius Flaccus eine Ueber- 
arbeitung der Papirischen Sammlungen: er mmnte sie nach dem 
Gebrauche seiner Zeit ins Papirianum. Dies hatte saclüiche Ab- 


a) Dionys. IV, 10 vopout rt ouviypacpcv ix t(üv opyai'ujv xa't irapT,|ji£XT,pLi- 
v(uv Ävaveo'lp.evi5?, oOs ‘PujpW.oj te Ei;r^Y/j07T0 xal Nopiä; IIopiTtO,io{ , o’u« 

auT 05 ‘/.adiaxdjAevoi. Vergl. c. 9. 

b) Dionys. IV, 13 (ntiza xoüs vtipious tou« te auvaXXaxTixou« xal touj 
5tEpl xtov a5ixit)(ictT(uv iTTEX'jpuiae Tai{ (ppiixpaij. ^oav 5t itevxi^xovxa' ixoo lii- 
Xioxa xöv apiSfiov , oöSiv 5topiai |i.Epivfjo8ai xaxd xi zapdv. 
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theilungen, von denen die eine ins civile, eine andere de ritu 
sacrorum iiiess: innerhalb derselben waren die betreffenden Ge- 
setze der Könige zusammengestellt. Ueber die Grundsätze dieser 
Bearbeitung sind wir nicht unterrichtet: nur dies eine wissen 
wir, dass Granius durch Umbildung der Sprache das allgemeine 
Verständniss der alten Satzungen forderte. In dieser Gestalt er- 
hielten sich die königlichen Gesetze bis in die späte Kaiserzeit, 
imd aus ihr sind alle uns erhaltenen Anführungen von Gesetzes- 
worten entnommen. Der Gewinn aus diesen letztem für die Er- 
kenntniss des Römischen Strafrechtes ist nicht bedeutend : er 
beschränkt .sich auf einige religiöse Anschauungen, welche auf 
die Betrachtung und Bestrafung der Verbrechen von Einfluss 
gewesen sind. 


Vierte.s Capitel. 

Die richterliche Gewalt der Könige. Aenderung dnrch Servins Tnllins nnd 
Drsprnng des Criminalrechtes. Gehtilfen des Königs beim Rechtsprechen. 

Ueber die älteste Gerichtsverfassung des Römischen Staates 
finden wir bei Livius keine unmittelbai-e Nachricht und auch die 
von ihm erzählten Thatsachen gestatten nur unsichere Schlüsse. 
Dagegen giebt Dionysius da, w'o er von den Befugnissen der 
Staatsgewalten in der Königszeit überhaupt spricht, folgende 
Bestimmungen: der König habe über die Gesetze nnd väterlichen 
Sitten die Aufsicht zu führen und für alles natürliche oder ver- 
tragsmässige Recht Sorge zu tragen, und von den Verbrechen 
die wichtigsten selbst als Richter zu entscheiden, die geringeren 
den Senatoren zu überlassen, dabei jedoch Fürsorge zu tragen, 
dass in den Processen kein Versehen vorfiele.*) Wir können 
hierbei von der Frage absehen, ob die Persönlichkeit von Romu- 
lus, dem Dionysius jene Begrenzung- der königlichen Macht zu- 
schreibt, wirklich so zu denken ist, wie sie in der Ueberlieferung 


a) Dionys. II, 14 : ßaaiXet [liv ouv iJ-ijpijTo zdit ylpa • — IicctTa v(i- 
puuv T£ *ol Ttatpfuiv iSiopiiüv tp’jXaxIjv TiotttaSoi xal t:ovtÖ{ toü xaxd tp'iaiv 
I) xaxa ouvfti^xas Sixai'ou npovoEtv tiüv te äötxTjfidTcuv xd ptfrioxa (aIv aöxöv 
SlxdJttv, xd 81 iXdxxova xoi; ßQ.uXE'Jxai{ ijtixp^JiEiv, TcpovooöpiEvov, tva piTjöiv 
ytvT;xai TtEpI xd{ 8t’xa« 7;Xrjpipi.EXi«. 
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K>. -I* »j* 

ri";/*-rr: h- IVf ur.i— -i-r K>ir» wirkji<-h eine 
h./;ri' »ir scf «i-a H-ri- iiiD*n «W zur 

T^;u‘.x Vjf.n >'Ä:r.rr.‘- f»'r*:.*r: •-’.-i FiTi« «-'.len Wo- 

U'.rf" nie M.-iiuni: ie-z-'i- der fr'Kiif seit 
t/rnAh'.a d'-r .St;i<il alr* i»l>^r-T>-r h: ht-r eiLi.i*iia. ».’b diese 
>a/bri‘ljt .«i« h auf le-timmte l *-i--r;-t-n:r;r crli'i*^ <j*ier das 

ojid eiL'*-re-r M'ii.arÄ i«t. wi>sen wir 
u'i‘-\iX. Das I>ftzte i-t all*-rdiiizs » aLr^. L-i^J- h : d-nn Livius, 
«‘-l' b'-r si* h d-r leie-rli.-f‘^rnr)2 treu-r aa-hii-^st. ln-riibtet 
nb'iit« d'-rarti"*-*. Ih-uit^fh hal»>-n wir k'-in.^n Grund. Dionysius 
An*i'irt za Es standen ilim aus uns uid>ekannten 

Qr,Al‘'n urei ’l liat«aeb‘-n so G^-ie Fol?omTj£r*-n zu GeEde. dass 
»ir mit ihm fii- lit wt-tt.-if.-ni dürfen: er liatte K-ins Gesehiehte 
t-ifriz “tunirt nri'l w<dlte ihre Eijt«i< kflun!' seiii'-n I>esem seliil- 
dt-rri- Zo'i*-« bleibt >-r -irh in st-iner An'ifht gleii-E wie sich 
sjtäter ans st-irii-rn Berichte üle-r Köniz Senius' Neu.-nuigen er- 
^‘-te-ri wir<L and findt-t onilü.-h s.-int- Be>trdi<rung durch den vtdl- 
«fiitiz-Wi Körni- ht-fi Zeugt-ii. Cii-.-ro in seint-r Schrift über den 
Staat »i/richt »ii-h s<» aus: niihts sei so sehr die Pdicht der 
Könige als das Auflind<-n l>er Büliukeit, wozu die Erklärung des 
ftwfjts gi-ljöre, und dieses Recht hätten die Privatleute von den 
Königen zu holen gepflegt. — .L ud es gab keinen Privatmann als 
Ent Scheider oder .Schiedsrieliter ül>er einen Proces.s. sondern Al- 
les wurde durch die Gerichte der Könige abgemaeht. *) Die 
Uels-rzeugung also von der idterriehterliclieu Gewalt der Kömge 
war irn Altertlmrn eine allgemeine. Demgemä.ss schildert Diony- 
sius die Kegieruiigsweise von Romulus .so: er hätte die L’rtheile 
fiher die Vergehungen <ler Bürger gegen einander nicht lange 
anstehen lassen, sondern schnell gefällt, theils selbst entscliei- 
deiid, theils Anderen es überlassend; auch die Strafen für die- 

a) Cicero de rcj». V, 2, 3 (N’iliil esw tarn) regale quam explanationeni 
a!qtiiUitiii, iti (jua iuris erat iiiterpretatio, ipiod ius privati petere soleliant 
a regilais ob eassjue <'ausas agri arvi et arbusti et paseni lati atque uberes 
dcliniebuntur, (jui essent regii colerenturquc sine regum oi>era et labere, 
iit eos iiullu privati negotii cura a populorum rebus abduceret. Nec vero 
quiM|num privatus erat diseeptator aut arbiter litis, sed oniuia conficieban- 
liir iudiciis regiis. 


Digilized by Google 



Die Könige als Ricliter. 


43 


selben nach der Grösse der Schuld bemessen. Ferner, um vom 
Unrechtthun abzuschrecken und seinen ricliterlichen Entschei- 
dungen Würde zu verleihen, hätte er si(‘h auf dem Markte ein 
Tribunal eingerichtet und mit den zwölf Lictoren, die Ruthen- 
bündel und Beile trugen, umgeben, als Vollstreckern der von ihm 
verhängten Strafen.“) Also nach der allgemeinen Anscliauung 
vereinte sich vom Ursprünge des Staates an alle richterliche Ge- 
walt im Könige. Wie er Anführer im Kriege, Vorsteher des 
Staates, Leiter der Volksversammlimg war, so besass er auch 
die richterliche Gewalt und besass sie allein, ohne Verantwor- 
timg. Er übte sie natürlich dem Herkommen folgend; aber es 
blieb ihm bei der Entscheidung der einzelnen Fülle ein weiter 
Spielraum, ein desto weiterer, je weniger Gesetze es gab. Je 
mehr diese zmiahmen, je mehr sie im Bewusstsein des Volkes 
Wurzel fassten, desto mehr wurde seine Gewalt beschränkt. 

Zwei Bestandtheile unterscheidet Dionysius in dem richter- 
lichen Amte des Königs. Der erste ist, dass er persönlich rich- 
tet, in Privatstreitigkeiten eben so wohl wie über Verbrechen. 
Von Romulus wird erzählt, er habe die Einwohner Laviniums, 
welche den König Tatias getödtet hatten, vor sein Gericht gezo- 
gen, aber freigesprochen'’), ferner, er habe angesehene Männer, 
die wegen Räuberei angeklagt wurden, von einem Felsen stüi'zen 
lassen.“) Dem Könige Numa schreibt Cicero'*) ganz besondere 
Sorgfalt bei der Entscheidung von Privatstreitigkeiten zu. Die 
Ermordxmg des älteru Tarquinius erfolgte, während er über das 
Eigenthum an Ziegen zu Gerichte sass.“) Horatius, der seine 
Schwester getödtet hatte, wurde vor den König geschleppt, um 
von ihm seine Strafe zu erhalten. Servius Tullius sprach, als 
Tarquinius schon todt war, in seinem Namen, mit den könig- 

a) Dionys. II, 29 Tüiv 8"^ eis iXXi^Xojc a8i*r,|eocT(ov oü ypovious, aXX4 
tayeias iKoietto las xpioeic, xa piiv aiixos tieXiüv, xa 8' äXXoic ^Trixp^juuv, 
xal xa; xip-iupta; aiixiüv jtpo; x4 p-efiSTj xiüv apiapXT,piax(uv iroicixo u. S. w. 
Auch Livius I, 8 schreibt schon Romulus Lictoren zu. 

b) Dionys. II, 53. 

c) Dionys. II, 56. 

(I) Cic. de rep. V, 2, 3. 

e) Liv. 1, 40; Dionys. III, 73; Zon. VII, 8. 
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liehen Abzeichen angethan, über Privatstreitigkeiten und Ver- 
brechen Recht.») Dasselbe wird von Tarquinius dem Uebermü- 
thigen berichtet. '■) 

Zweitens besteht des Königs richterliche Gewalt in der Auf- 
sicht über die Gesetze und väterli<‘hen Sitten, so wie in der 
Fürsorge, dass in den Processen kein Unrecht geschehe. Diese 
Ausdrücke können nur verstanden werden bei der Annahme, die 
Könige hätten nicht alle Processe selbst in eigener Person ent- 
schieden, sondern an ihrer Stelle Andere zu Richtern eingesetzt. 
Dass dies geschehen, davon haben wir eben ein Beispiel von 
Servius Tullius angeführt, der bei der angeblichen Krankheit 
von Tarquinius dessen Stelle vertrat: dies musste in den mei- 
sten Fällen Statt finden. Man denkt sicli die V’^erhältnisse des 
Römischen Königthumes zu einfach: der König, wenngleich er 
die Macht dazu hatte, konnte nicht alle Streitigkeiten persönlich 
schlichten, nicht alle Verbrechen selbst strafen, und je mehr der 
Staat zunahm, je häufiger die Kriege wurden und die politischen 
Geschäfte wuchsen, desto mehr musste der König die ihm zu- 
stehende Gewalt .\ndern übertragen. Deshalb sagt auch Diony- 
sius, der König entschied die grössten Verbrechen selbst, die 
kleineren überliess er der Entscheidung der Senatoren. Dieser 
Unterscliied ist nicht wissenscliaftlich ausgedrückt: was grössere, 
was kleinere Verbrechen sind , weiss man nicht. Dionysius 
scheint ilm sich selbst erdacht zu haben : seine Meinung ist wohl 
nur, nach seinem Belieben habe der König Einiges selbst ent- 
•schieden. Anderes an stellvertretende Richter überlassen. Es ist 
ein durch die ganze Römische Geschichte gehender Grundsatz, 
dass der Inhaber einer von dem Volke übertragenen Gewalt die- 
selbe einem Stellvertreter übertragen darf : er findet sicli bei den 
republicanischen Magistraten und kam zu ausgedehntester An- 
wendung bei dem Kaiser mid seinen Beamten.^*) Auch die kö- 
nigliche Macht ist trotz ihrer ünumschränktheit von dem Volke 
übertragen: sie kann in ihrer Gesammtheit oder in einzelnen 
Theilen Anderen aufgetragen werden, und zwar, wie es scheint. 


a) Liv. I, 41; Cic. de rep. II, 21 ; Dionys. IV, 5. 

b) Dionys. IV, 42. 
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ohne besondere Förmlichkeit. Als nach der Ermordung des älte- 
ren Tarquinius Servius TuUius die königliche Macht an sich zu 
reisseu besclilossen, erschien er in königlichem S(!hmucke, mit 
den Lictoren, nalim den Sitz des Königs ein, mul auf die münd- 
liche Erklärung der Tanaquil, Tarquinius habe ihn während 
seiner Krankheit zu seinem Stellvertreter ernaimt, fand er wil- 
ligen Gehorsam. Er berief den Senat, lud die Mörder des Königs 
vor sein Gericht, bestrafte sie, entschied Processe aller Art: es 
gab keinen Theil der königliclien Gewalt, den er nicht unbe- 
stritten geübt hätte, bis der Tod dessen, der ihm den Auftrag 
ertheilt hatte, bekannt wurde.“) 

Aus diesem Grundsätze erklären sich nicht nur die Beam- 
ten der Könige, von denen wir später sprechen W'erden, sondern 
auch die Möglichkeit, wie einzelne Processe besondern Richtern 
überwiesen w'erden konnten. Dionysius nennt als Stellvertreter 
des Königs die Senatoren. Es scheint, dass er damit zweierlei 
gemeint hat, einmal, der König habe, wenn er einzelne Processe 
nicht selbst entscheiden konnte, sie einzelnen, von ihm ausge- 
wählten Senatoren zur Entscheidung übertragen, und dann auch, 
er habe die Richter, denen er ganze Gattungen von Processen 
überwies, die er also zu seinen richterlichen Gehülfen und Beam- 
ten machte, aus den Senatoren gew'ählt. Darüber, in welchen 
Fällen das eine, in welchen das andere gescliali, spricht sich 
Dionysius nicht aus. Indessen wir werden später finden, dass es 
schon unter den ersten Königen Beamte für die Aburtheilung 
von Verbrechen gab, während für die Entscheidung von Privat- 
processen solche nicht erwähnt werden. Danach nehmen wir an, 
dass der König, wo er nicht selbst entscheiden konnte, m Urnen 
einzeln aus den Senatoren Privatrichter ernannte : es stimmt da- 
mit das Verfahren, das, wie wir wissen, später angewendet 
wurde. Aber in allen Fällen wahrte der König seine obemch- 
terliche Gewalt : er sorgte, wie Dionysius sagt, dafür, dass beim 
Rechtsprechen ordentlich verfahren. Recht imd väterliche Sitte 
beobachtet würde. Daraus folgt, dass er bei jedem Processe ein- 
greifen konnte, dass er nicht uui-, wo er selbst das Recht ver- 
letzt glaubte, sondern auch wo eine der Parteien mit dem Ur- 
theilsspruche nicht zufrieden war , ein neues Urtheil fäUen 
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konnte: an ihn, als an die Quelle alles Rechtes, ging die Ap- 
pellation. 

Hiernach können wir uns wenigstens ein allgemeines Bild 
von der Gerichtsverfa.ssung unter den ersten Königen machen. 
Der König war der Idee nach alleiniger Kicliter; wo er es in der 
Wirklichkeit nicht sein konnte, stand es ihm frei, in jedem Au- 
genblicke einzugreifen : Privat- und CriminalrecJit waren nicht 
geschieden, beide wurden nach denselben Gesetzen und Gebräu- 
chen geübt und, wenn sie auch auf einer niedern Stufe vielleicht 
nach den Personen der Richter verschieden waren, vereinten sie 
sich doch auf einer höhern in dem Könige, als der alleinigen 
Quelle alles Rechtes. 

Eine Aenderung in diesen Verhältnissen nahm Seiwius Tul- 
lius vor: sie ist, wenngleich sie unmittelbar keinen Bestand hatte, 
dennoch von den bedeutendsten Folgen für die Zukunft gewesen. 
Dionysius, der einzige Berichterstatter darüber, erzählt so: die 
früheren Könige hätten den Grmulsatz gehabt, alle Processe vor 
sich selbst zu bringen und über alle Klagen, sowohl Privat- als 
öffentliche, nach ihrem Gutdünken gerichtlich zu entscheiden. 
Jener habe die öffentlichen von den Privatklagen getrennt und 
über die auf das Gemeinwohl bezüglichen Vergehen selbst die 
Entscheidung gefällt, für die Privatsachen aber Privatrichter ein- 
gesetzt, denen er als Regel und Richtschnur die von ilun abge- 
fassteu Gesetze gab.“) Servius nahm also die grosse Verändemng 
vor, dass er das Verfahren in öffentlichen und Privatklagen 
trennte. Was er unter diesen, was unter jenen versteht, giebt 
Dionysius nicht an und die Begriffe haben sieb im Laufe der 
Zeiten geändert; im Ganzen aber werden wir jene als Criminal- 
klagen ansehen können. Früher konnte der Begriff unmöglich 
schon existireu, da die Behandlung aller Processe die gleiche und 


a) Dionys. IV, 25; u>v — xai dv of; rr^v ßaoi).ix7jv 

dpyfjv ^{ACi'u)aev a’JToO TTjV tf,; xuiv y“*? 

rpo a'jToO ßaoiXiiov ajioovxtov iorjxoQC ‘i'juy TCt« 5(x«c xal 

TrdvT« xd iyxXi^Ixoxa xd xe W(« x«l xd xoivd itpo? xov ^auxwv xpdnov oi- 
dxeT'i^o; SteXuiv drö xäv iokuxixwv xd STjtxdata, x(uv (xev ii x6 xoi- 
vov <pep«5vx(i)v dSixTjptdxujv auxoc irotetxo xd; ^iciYvtuoet;) xiüv 5’ tSuuxixiuv 
ifiuuxa; lxa;cv elvai ^»txaaxd;, ^po'j; o6xoT; xa\ xxvdva; xd;a; oli; a6xo; 

^Ypa^i ydpLO-j;. Vergl, Dionys. IV, 36. 
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für alle gemeinsam der König einziger Richter war : es gab keinen 
thatsäcblichen Unterschied, der zu einer Trennung hätte fuhren 
können. Jetzt maclite Servius Tullius die Privatprocesse vom 
Könige tmabhängig. Er setzte, wie Dionysius sagt, Privatleute 
als Richter in densellien ein, d. h. wie es früher gewesen war 
mid auch später blieb, Senatoren. Unter Richtern aber hat man 
nicht Beamte zu verstehen oder eine .\rt von Beamten, welchen 
die Leitung und Entscheidung der Processe übertragen worden 
sei; von ihnen hat man durchaus keine Spur und sie waren zu 
dem Zwecke, den der König verfolgte, die RechtspHege unpar- 
teiisch zu maclien, weder nöthig nocli auch zweckmässig. Unter 
Richtern muss man sich also nach dem eigentliümlichen Römi- 
schen Begrifte des Wortes einzelne Senatoren denken, welche 
für jeden Fall ernannt wurden und zwar nach Uebereinkunft der 
Parteien. Um sie in iliren Entscheidungen selbständig zu ma- 
cheu, gab der König Gesetze und stellte Rechtsregeln auf, nach 
denen geurtheilt werden sollte. Er selbst hatte daher fortan nichts 
weiter zu tlnm, als, wenn eine Streitigkeit vor ihn gebracht 
wurde, nach Anhörung der Parteien den Richter zu bestimmen 
und mit den nöthigen Anweisungen zu versehen. Natürlich hörte 
damit auch die Möglichkeit der Appellation an den König in 
Privat-sacheu auf: derselbe konnte nur eingreifen, weim es sich 
um die Verletzung der von ihm aufgestellten Gesetze, um Be- 
strafung eines ungerechten Richters handelte. Kurz, Senüus Tul- 
lius ist damit der Erfinder des Römischen Privatprocesses gewe- 
sen, folglich mittelbar auch der des Criminalprocesses, der sich 
von jetzt an trenute und seinen eigenen Entwickelungsgaug nalim. 
Es bliel) für ihn das alte, seit den frülieren Königen hergebrachte 
Verfahren bestehen : entweder entschied der König selbst oder 
die dafür eingesetzten Beamten oder auch natürlich für den em- 
zelnen Fall ernannte Stellvertreter; aber dabei blieb die Appel- 
lation an den König und bei ihm war die höchste Entscheidung. 

Die Wichtigkeit dieser .Veuderung und die Beschränkung 
der königlichen Macht, welche in derselben lag, ist ersichtlich. 
Als Tarquinius der Uebermüthige zur Regierung kam und eine 
Despotie gründen wollte, war eine seiner ersten Massregeln, 
dass er denjenigen Theil der königlichen Mu<-ht, welchen sein 
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Vorgänger freiwillig aufgegeben hatte, wieder zurücknahm. Er 
hob die von Servius gegoltenen Gesetze auf und entfernte selbst 
die Tafeln, auf denen sie standen, vom Markte.*) Die Folge da- 
von war, dass er oder die von ihm Beauftragten wieder die ein- 
zigen Riehter im Staate waren und dass die höchste Entschei- 
dung in allen Processen in seinem Belieben stand.'*) Die Form 
der öffentlichen Processe brauchte er nicht zu ändern; dass er 
aber auch in ihnen von der liergebrachten Sitte abwich und ty- 
ranniseli verfulir, werden wir später ervvähnen.“) 

Die richterlichen Pflicliten der Könige waren sehr ausge- 
dehnt und konnten von ilmen nicht persönlich besorgt werden. 
Sie bedurften also der Unterstützung Anderer, denen sie ihre 
ganze Gewalt oder Theile derselben übertrugen. Insofern sie die 
Entscheidung einzelner Processe Senatoren, welche sie entweder 
selbständig oder nacli Uebereiukunft der Parteien ernannten, 
überwiesen, lassen sich Beispiele nicht anfüliren ; denn die üeber- 
lieferung hielt diese der Aufzeichnung nicht für werth. Ueber 
diejenigen aber, mit denen sie dauernd ihr Richteramt theilten, 
muss eine besondere Untersuchung angestellt w'erden. Es giebt 
von ihnen zwei Classeu. Die erste enthält diejenigen Beamten, 
welche neben andern Pflichten auch richterliche Befugnisse ha- 
ben, die andern diejenigen, welche ausschliesslich oder vorzugs- 
weise auf die richterliche Gewalt beschränkt sind. 

Zu den erstem geliört der tribunus celerum, der Befehls- 
haber der Reiterei, der unter der Benennung tnaglster equitum 
auch in republicanischer Zeit foifdauerte ; denn wie der Dictator 
zeitweise die königliche Macht in vollem Umfange besass, so 
hatte der „Reiteroberst“ die des trihunm celerum^') Er wurde 


a) Diouys. IV, 44 toi; t£ fdtp viip-ouc Toti? uro fpo'fivToc, 

xoft’ ou{ taou T« Si'xata Trap’ d)MjÄwv ildußuvcv xal UTtö Ttüv Tca- 

xpixftuv, lu« Ttpörepov, äßXa'TtxovTO rrepl xa oup.p(!Xaia, Tta'vxat dveiXe xal oiSi 
xdt aav(Sa<, iv ah f^aav YtypapipL^vot, xax^Xiircv, dXXä xal xaixac xaSatpe- 
öf/vai xtXt'iaac äx xf,{ dyopäi iiiifdeipt'/. 

b) Dionys. IV, 41 xal xac TTCpl xüiv dp.rptoßT]XTj(idxtuv aupipoXo(u>v im- 
xplatic oix ^Ttl xd Si'xaia xal xou{ vdpio'jc, dXX’ iirl xoü; lauxoü xpdzou« 
dva^£pü)v liTOtelxo. 

c) Pompon. Dig. I, 2 (de orig, iur.), 19: Et Ins dictatoribus magistri 
equitum iniungebantur sic, quomodo regibus tribuui celcriun. 
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von dem Könige auf beliebige Zeit ernannt; daher in der Repu- 
blik das Amt des maxister equitum zugleich mit dem des jedes- 
maligen Dictators, der ihn sich ervs'ählt hatte, erlosch und der 
Dictator Cäsar, als er seine Macht auf Lebenszeit erhalten hatte, 
daran dachte, seine magietri equitum, jährlich wechseln zu las- 
sen.^) Aber das Amt des tribunus celerum war ein beständiges 
und ebenso der „Reiteroberst“ zu einem Dictator nothwendig. 
Daher einmal, als der magister equitum während der Amtszeit 
seines Dictators gestorben war, ein neuer magister ernannt 
wurde,") und jeder Dictator sich ordnungsmässig sogleich nach 
seinem Amtsantritte einen magister equitum ernannte.'’) Von 
Tarquinius Priscus erzälilt Dionysius') bei zwei verscliiedenen 
Kriegen, er sei Reiteroberst gewesen, gerade so als ob er in der 
Zwischenzeit dies Amt nicht bekleidet habe, und Dio Cassius**) 
sagt, er hätte sich das Vertrauen von Ancus Marcius in so ho- 
hem Grade ei-w’orben, dass er von demselben öfters zum Anfüh- 
rer im Kriege ernannt worden sei. Audi Servins TuUius soll 
vor seinem Regierungsantritt öfters Reiteroberst gew'esen sein.') 
Es war das nächste Amt nach dem Könige, ebenso wie der 
magister equitum später den zweiten Rang ira Staate einnahm.') 

Es ist kein Zweifel, dass das Amt des tribunus celetmm 
zunächst ein militärisches war; dennoch war es aber auch ein 
politisches und man hat dies mit Unrecht in Frage gestellt.^) 
Es ist eine unrömische Anschauung, die militärische und poli- 
tische Gewalt in den höchsten Staatsbeamten zu trennen: der 


a) Liv. IX, 23. 

b) Trotz einzelner Ausnalmien spricht dies als Grundsatz aus Dionys. 
V, 75. 

c) Diouys. III, 40 und 41. 

d) Dio Cassius fragni. 22, 1 ootoj töv Mctpxiov äiibrjXtv, uiarc oxpoiTi)- 
fii itoX),xxi{ ii:o5ei/8f|Vai. 

c) Dionys. IV, 3 h tii> rpo; Saßnou; 7to).^pu|) xip npiuxip O'joxdvTt xiüv 
Irr^ujv aroSEC/ftEic IjYEpünv Itpii!'»"« 'O'J! jroXtpItuv Inrtt; (ibid. III, 
36) — jroxt pEv iTntiujv )|YO')pevo;, ttoxI jreC<üv. 

f) Pompon. Dig. I, 2 (de orig, iur.) 15 (tribunus celerum) equitibus 
prseerat et veluti sccundum locum a regibus obtinebat; Plut. Anton, c. 8: 
toxi 8' t, «Pxh SE'jxtpci xoü 8ixxdxiupo{ nop8vxo{ • öv 8i prj Jtap'j, xtpiuxrj xal 
pivTj j;^e88v. 
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üel)er den Stadtpräfecten. 


Köllig, sowie später die Consuln, Prätoren und Dictatoren 
haben ein imperium, das nicht minder zu Hause wie im Felde 
gilt. Es ist aber die politische Gewalt des tribunus celerum auch 
ausdrücklich bezeugt. L. Bnitus hatte unter Tarquinius Superbus 
diese Würde und als unter den Verscliworenen Bedenken dar- 
über entstanden, dass keiner von ihnen die Volksversammlung 
berufen könne, erklärte Brutus,*) er könne dies als tribunus ce- 
lerum thun. Auch von dem späteren mapister equüum ist es 
sicher, dass er politische Befugnisse aller Art übte, welche z. B. 
bei den Reiterobersten, die der Dictator Cäsar hatte, auffallend 
hervortreten. Wahrscheinlich war aucli die Stellvertretung, die 
Senius Tullius für den getödteten König Tarquinius führte, 
leichter und erschien dem Volke glaublicher, weil derselbe tri- 
hmus celerum war. Wenn aber das Amt eines solchen auch zu 
andern als militärischen PHiehten befähigte, so geliörte dazu auch 
die Gerichtsbarkeit: der tribunus celerum übte dann die ganze 
richterliche Gewalt, wie sie dem Könige selbst zustand: so Ser- 
vius Tullius in dem schon angegebenen Falle. 

Eine etwas verschiedene Bewandtniss hat es mit dem zwei- 
ten königlichen Beamten, der hier zu erwähnen ist, dem Stadt- 
präfecten. Er ist kein stehender Beamter, sondern wird, wenn 
es uöthig ist, von dem Könige für die Zeit seiner Abwesenheit 
von Rom ernannt, so dass sein Amt mit der Rückkehr desselben 
von selbst erlischt: der König, so ist der ordnungsmässige Aus- 
druck, lässt einen Präfecten zurück.^) Sein Amt erhielt sich 
während der Republik lauge als wichtig: später und in der 
Kaiserzeit dauerte es fort in dem Scliattenbilde des Stadtpräfe- 
cten, der für die Dauer des Latinerfestes ernannt wurde. Tacitus’') 
führt solche Stadtpräfecten imter den Königen namentlich an, 
unter Romulus den Denter Romulius, unter TuUus Hostilius den 
Numa Marcius, unter Tarquinius Superbus den Sp. Lucretius; 
aber bei den fortwährenden Kriegen, welclie die meisten Könige 
fülu-ten, gab es ihrer walirscheinlich viel mehr und nur jene 


a) Man sehe die ausfülirliche Erzählung bei Dionys. IV, 71. Auch Liv. 
1, 59 deutet dasselbe Vcrhältniss an. 

b) Tacitus Ann. VI, 11. 
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Namen haben sich in der Ueberliefemng erhalten, lieber die 
Amtsbefugnisse des Stadtpräfecten kann kein Zweifel sein: er 
hat für die Sicherheit der Stadt bis zur Rückkehr des Königs 
zu sorgen*) und ist in der Zwischenzeit sein vollständiger Stell- 
vertreter. Er führte, wenn es nöthig war, den militärischen über- 
befehl in der Stadt, berief den Senat, auch, wie es scheint, die 
Volksversammlung. Ganz besonders wird die Rechtspflege als in 
der Befugniss des Präfecten liegend hervorgehoben *>) und sie 
blieb es stets, nicht bloss bei jenen alten, die würklichen Be- 
dürfnisses lialber ernannt, Geschäfte füliren sollten, sondern auch 
bei den Schattenpräfecten des Latinerfestes, zu denen man Junge 
Männer vornehmen Standes , aber nicht senatorischen Alters 
wählte. Als der spätere Kaiser Nero Präfect am Latinerfest war, 
wetteiferten die Anwälte Roms, trotz des, entgegenstehenden 
Edictes des Kaisers, bei ihm die wichtigsten Rechtsfälle vorzu- 
bringen,') und unter Tiberius bemerkt Tacitus**) zum Jahre 25 
n. Chr., die Anklagen seien so zahlreich gewesen, dass als Dru- 
sus, Germanicus’ Sohn, das Amt eines Stadtpräfecten btikleidete 
und, um es feierlich zu begiiiuen, das Tribunal bestiegen hatte, 
Calpurnius Salviauus bei ilim eine Anklage gegen Sex. Marius 
anbrachte. Der Kaiser tadelte und strafte dies zwar, der blosse 
Versuch beweist indessen die Hauptbeschäftigung des Präfecten. 
Also es ist kein Zweifel, die Stadtpräfecten unter den Königen 
hatten Gerichtsbarkeit; aber der Umfang derselben richtete sich 


a) Darauf bczielieu sich die Worte bei Tacitus a. a. 0. snbitis mede- 
retur. 

b) Tac. 1. 1. in tcminis deligebatur, qui ius redderet ac subitis mcde- 
retur ; Pompon. Dig. I, 2 (de orig, iur.) 33 quotiens — proficiscuiitiir (ma- 
gistratus), unus relinquitur, qui ius dicat. Is vocatur pncfectus urbi: qui 
prsefectus olim constituebatur, postca fere Latiuaruiu feriarum causa intro- 
ductus est et quotaunis observatur. 

c) Suet. Ner. 7 Auspicatus est et iurisdictioueui prsefectus urbi sacro 
Latinarum, celeberrirais patronis non translaticias, ut assolet, et breves, sed 
muximas plurimasque postulatiouos certatiiu ingereutibus, quainvis iuter- 
dictum a Claudio esset. 

d) Tue. Ann. IV, 36 Cetenim postulandis reis tarn continuus annus 
fuit, ut feriarum Latinarum diebus prajfectum urbis Dnisnm, auspicandi 
gratia tribuual ingressum, adierit Calpuniius Salvianus in Sex. Marium, 
quod a C*sare palam iiibrepitum causa e.xilii Salviauo fuit. 
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Das Amt der Quästoren. 


nach dem Character des Königs und dem Zutrauen, das er in 
den von ihm Erwählten setzte: htdd wird er endgültig entschie- 
den, bald nur ein vorläufiges L’rtheil, von dem Berufung an den 
König stattfand, gesprochen haben. 

Fünl’te-s Capitol. 

Die königlicheu üoästoren. — Ursprung und Art der Wahl, die eine dop- 
pelte war. Amtsdaner. Schatzqnästoren der Republik. Ceschichte ihrer 
Entstehung. Amtsgeschifte der Ünistoren und die Teränderungen darin. 

Zusammenfassung der Ergebnisse. 

Die beiden erwälinten Beamten vereinten mit ihren rich- 
terlichen Pflichten noch aiisgedelinte militärische und politische 
Thätigkeit. Ausser ihnen gab es andere königliche Beamte, de- 
ren ausschliessliclier Amtskreis die Rechtspflege und zwar das 
Strafrecht war. Es sind die Quästoren. Wir haben über sie zahl- 
reiche, aber mit einander scheinbar nicht übereinstimmende Be- 
richte, welche eine grosse Verschiedeidieit in den Ansichten und 
Vermuthungen der neuern Gelehrten hervorgerufeu haben. Dies 
nöthigt luis zu einer längeren Untersuchung, die wir sogar über 
die Grenzen der Königszeit hinaus ausdelinen müssen. 

Die allgemeine Ueherlieferung setzt den Ursprung der Quä- 
storen in die Zeit der Könige. Ulpian sagt: „der Ursprung für 
die Wahl von Quästoren ist sehr alt und liegt beinahe vor allen 
Beamten. Gracchanus Junius berichtet im siebenten Buche von 
den Amtsgewalten, auch Roinulus selbst und Numa Pompilius 
hätten je zwei Quästoren gehabt, welche sie nicht selbst durch 
ihre Stimme, sondern durcli die Abstimmung des Volkes erwählt 
hätten. Aber wenngleich es zw’cifelhaft ist, ob es unter der Re- 
gierung von Romul US und Numa einen Quästor gegeben hat, so 
ist es doch sicher, dass unter dem Könige Tullus Hostilius 
Quästoren dagew'eseu sind. Die häufigere Meinung bei den Alten 
ist in der That, Tullus Hostilius habe zuerst in die Staatsver- 
fassung Quästoren eingeführt."*) Dies ist eine sehr genaue, auf 


a) Ulpian. de off. quaistor. (Dig. I, 13): Origo quacstoribus creandis 
antiquissiuia est et pa;ue autc omues magiatratus? Gracchanus deuique lu- 
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sorgfältiges Studium namhaft gemacliter Quellen begründete Nach- 
richt eines Gelehrten, dem man weder die Fähigkeit, noch den 
Willen, die Wahrheit zu erforschen, absprechen darf. Indessen 
wir haben noch eine andere, eben so sorgfältige Nachricht bei 
Tacitus. Er erzählt von dem Versuche, den man im Jahre 47 
n. Chr. unter Kaiser Claudius machte, die Quästur, d. h. den 
Eintritt in die Staatslaufbahn überhaupt, an ein bestimmtes Ver- 
mögen und an Spiele, die dem Volke daraus gegeben würden, 
zu knüpfen. Dies veranlasst ihn, die Geschichte der Quästiir von 
ihrem Anfänge an zu berichten.') üeber die Zeit, wann die 
Quästoren entstanden seien, stimmen diese beiden BerichterstaG 
ter überein. Ulpian sagt, ihr Amt wnirde, sicherer üeberliefemng 
nach, unter Tullus Hostilius geschaffen, vielleicht aber gab es 
deren schon unter den ersten Königen: Tacitus, die Einzelheiten 
übergehend und den sicheren Nachrichten folgend, sagt, sie seien 
„noch unter den Königen” entstanden, d. h. nicht zu Anfang der 
Königszeit Auf die Meinung von Jnnius Gracchanus, schon die 
ersten Könige hätten Quästoren gehabt, werden wir später zu- 
rückkommen und ihre Begründung und die Art, wie sie verstan- 
den \verden muss, aus anderweitiger Ueberlieferung darttom. 
Aber über die Wahl der Quästoren besteht scheinbar zwischen 
Ulpian und Tacitus ein gerader Widerspruch: der erste, auf Ju- 
nius Gracchanus sich berufend, meldet, das Volk habe sie er- 
wählt, Tacitus sagt oder deutet w'enigstens an, die Könige und 
später in der Republik bis zu einem bestimmten Zeitpunkte die 

iiius libro septimo de potestatibus etiam ipsnm Roniuluin et Numam Pom- 
pilium binos qusestores habuisse, ([uos ipsi non sna voce, sed populi suf- 
fragio croarent, refert. Sed sicuti dubium est, an Romulo et Numa i-egnan- 
tibus qusestor fucrit, ita Tidlo Hostilio rege qua;stores fuissc certum est. 
Sane crebrior apud veteres opinio est, Tullum Hostilium prinunn in rem- 
publicam induxisse qusestores. Et a genere quserendi qiiscstores initio dictos 
et lunius et Trebatius et Fenestclla seribunt. 

a) Die ganze Stelle, auf welche wir öfters zimickkommen werden, 
lautet bei Tacitus Ann. XI, 22 so : Sed ([usstores regibus etiamtura impe- 
rantibus instituti sunt, quod lex curiata ostcudit ab L. Bruto reirctita, 
mansitque consulibus potestas deligendi, donec eum quoque honorem popu- 
lus mandaret. Creatique primum Valerius Potitus et Aemilius Mamercus, 
tertio et sexagesimo aimo post Tarquinios exactos, ut rem militarem co- 
mitarentur; dein gliscentibus negotiis duo additi, qui Roma: enrareut. 
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Consuln, die Erben der königlichen Macht. Der Widerspruch 
scheint nicht lösbar und er, sowie andere Unsicherheiten in der 
Ueberlieferung über die Quästoren haben einen der neuesten 
Forscher, dem es sonst an Sellistvertrauen und entschiedener 
Ueberzeugung auch auf gewagte Vermuthungen hin nicht fehlt, 
zu dem Entschlüsse gebracht, keine eigene Behauptung anfeu- 
stellen, sondern nur die Gründe zu enböickeln, welche für die 
eine und für die andere Ansicht vorgebracht worden sind und 
geltend gemacht werden können.*) Man hat aber auch den Wi- 
derspruch unserer Gewährsmänner über die Wahl der Quästoren 
so zu heben versucht, dass man dem einen derselben Mangel an 
Glaubwürdigkeit zuschrieb. Entweder verwarf man Ulpians Nach- 
richt, indem man dessen Quelle Junius Gracchanus als leicht- 
gläubig oder gar als absichtlichen Fälscher darstellte, oder die 
von Tacitus, indem man ihm zwar für die Geschichte seiner 
Zeit volles Vertrauen zu schenken erklärte, aber ihm Unkennt- 
niss in der früheren Geschichte seines Volkes Schuld gab.®*) 
Keine von diesen beiden Ansichten kann den Beifall besonnener 
Critiker erhalten: sie heben sich sogar gewissermassen gegensei- 
tig auf. Weder Ulpian noch Tacitus können geirrt haben : es muss 
eine Verständigung gefunden werden, zu deren Behufe eine ge- 
naue Erklärung der beiden Nachrichten nöthig ist. 

Tacitus erwähnt zuerst die Einsetzung der Quästoren unter 
den Königen, dann fügt er hinzu: „es blieb den Consuln das 
Recht der Auswahl, bis auch diese Ehrenstelle das Volk über- 
trug.” Es ist also ersichtlich, dass die Befugniss, welche früher 
die Consuln uud vor ihnen die Könige hatten, später an das 
Volk überging: diese Befugniss aber bezeichnet Tacitus mit dem 
Ausdruck : „auswählen” (deligere). Möglich wäre es, dass dieser 
ungenau ist imd überhaupt so viel wie „wälden” bedeutet; aber 
nothwendig ist es nicht. Er kann mit Absicht gebraucht sein, 
um eine Auswahl, welche der Consul traf, zu bezeichnen, neben 
der noch eine Thätigkeit des Volkes zur vollkommenen Ein- 
setzung des Quästors in sein Amt bestehen konnte. Die Worte 
von Junius Gracchanus, welche Ulpian an der oben erwähnten 
Stelle anfuhrt, lauten: „die Quästoren, welche sie selbst (die 
Könige) nicht durch ihre Stimme, sondern durch die Abstim- 
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mung des Volkes wählten.” Soll in ihnen nur der Gedanke lie- 
gen, die Quästoren seien vom Volke erwählt worden, so sind 
sie unpassend und beinahe unverständlich; ja es ist sogar ein 
Widerspruch zwischen dem Selbstwählen und der Abstimmung 
durch das Volk. Auch konnte Gracchanus nicht meinen, die 
Könige hätten selbst die Wahlversammlung des Volkes gehalten. 
Denn das war natürlich, da die Könige allein das Recht der 
Volksversammlung hatten oder es ihren Stellvertretern übertrugen. 
Man erwartet \delmehr: „die sie nicht selbst durch eigene 
Stimme, sondern durch die Abstimmung des Volkes wählten”: 
dann erst tritt der vermeintliche Gegensatz zwischen der Wahl 
durch das Volk und der durch die Könige hervor. Ueberhaupt 
aber ist es auch ein eigenthümlicher Ausdruck „durch eigene 
Stimme.” Man kann ihn nur verstehen, wenn zur Vollziehung 
der Wahl die Stimme, das Aussprechen gewisser feierlicher 
Worte gehörte, welches Aussprechen der König nicht selbst, 
nicht eigenmächtig, sondern nach Abstimmung des Volkes vor- 
nahm. Das Ergebniss einer genauen Erklärung der beiden frag- 
lichen Stellen ist also, dass Tacitus die Möglichkeit lässt, es 
habe neben der Auswahl durch die Consuln bei der Wahl der 
Quästoren noch eine Thätigkeit des Volkes bestanden, und Grac- 
chanus nicht eine Thätigkeit der Consuln ausschliesst, sondern 
nur die des Volkes erw'ähnt. Hierin liegt der Vereinigungspunkt 
der beiden Zeugnisse: jedes von ihnen bezieht sich auf einen 
verschiedenen Vorgang bei der Wald und der scheinbare Wider- 
spruch entstand nur durch die neueren Forscher, welche ent- 
weder die ganze Wahl als nur aus einem einzigen Vorgänge be- 
stehend annahmeu oder die Worte der Berichterstatter auf ein 
und denselben Vorgang bezogen. 

Nun wissen wir, dass nach uralter, aber bis spät in die 
Kaiserzeit hineinreichender Römischer Sitte zur vollständigen ^ 
Wahl eines Beamten zweierlei gehörte, erstens die Auswahl, 
mochte dieselbe durch das Volk oder irgend einen Andern ge- 
schehen, zweitens eine Bestätigung des Ausgewählten durch das 
in uralter Versammlung dargestellte Volk. Dies Letztere geschah 
durch eine lex curiata, durch welche das Volk dem Erw'ählten 
huldigte, d. h. ihm Gehorsam gelobte und ihn als Beamten an- 
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erkannte. Z. B. der König Numa“) wurde zuerst in seiner Ab- 
wesenheit durdi den Senat, dem die Volksversammlung diesen 
Auftrag ertheilt hatte, zum König erwählt; als er dann nach 
Rom gekommen, liess er sieh durch ein Curiatgesetz, das er 
selbst beantragte, vom Volke huldigen.*^) Ebenso geschah es 
später bei den folgenden Königen und in der Republik bei den 
Beamten, welche die königliche Macht ganz oder theilweise er- 
erbten. Ein ähnliches Verhältniss fand bei den Quästoren Statt. 
Die erste Wahl, die Auswahl, wie Taeitus sich ausdrückt, die 
Bestimmung der geeigneten Persönlichkeit, geschah durch den 
König, später durch die Consuln: die zweite Wahl, die eigent- 
liche creatio, geschah durch das Volk in Curiatcomitien. Dass 
diese letztere durch eine l&c cunata bei den Quästoren beob- 
achtet worden sei, fand Gracchanus für nötliig zu bemerken: 
er wollte damit beweisen , dass die Quästoren unter den Königen 
wirklich den Character von Beamten gehabt hatten, nicht bloss 
den von Stellvertretern, welche der König selbständig ein- und 
absetzen konnte. 

Somit ist der Widerspruch, der zwischen den beiden Zeug- 
nissen über die Wald der ältesten Quästoren zu bestehen schien, 
gehoben und dabei zugleich eine bemerkenswerthe Einsicht in 
die Vorgänge bei der Wahl der Könige und der republikanischert 
Beamten gewonnen. Für diese w'ar, wie sich durch viele Bei- 
spiele darthun lässt, die Einbringung eines Curiatgesetzes ausser 
der durch das Volk geschehenen Wahl zur vollständigen Ein- 
setzung in ihr Amt nothwendig. Die sonst unverständlichen 
Ausdrücke von Gracchanus imd Ulpiiin sind gerechtfertigt imd 
Taeitus’ Worte erklärt: er sprach für .seine Zeitgenossen deutlich 
genug und gebrauchte die Worte: „auswählen” und „wählen 
(deligere imd creare) in ihrem engsten und eigenthümlichsten 
Sinne. Taeitus sagt, die Einsetzung der Quästoren unter den 
Königen würde bewiesen durch das Curiatgesetz , das von 
L. Bnitus wiederholt worden sei: er deutet zugleich an, es er- 
gebe sich daraus, dass die Könige und später die Consuln die 


a) Liv. I, 17; Cic. de rep. II, 13, 25. 
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Auswahl der Quästoren gehabt liätten. Der Ausdruck ist kurz 
und für uns, die wir den Inhalt eines Curiatge.setzes nur im 
Allgemeinen ahnen können, etwas undeutlicli. Die Frage ist, 
was man sich unter dem „wiederliolten"’ Curiatgesetz zu denken 
hat. Das einfache und natürliche Verständniss fülirt darauf, an 
ein Gesetz zu denken, das zum zweiten Male gegeben war. Die 
Könige pflegten sich nach ihrer Ernennung ein Curiatgesetz zu 
holen und l)eantragten dann, so oft sie Quästoren ernannten, 
ein neues für diese. Ebenso machte es Brutus. Als er durch 
Centuriatcomitien erw ählt war, beantragte er für sich und seinen 
Collegen , da sie jetzt gemeinschaftlich die früher einem Einzigen 
übertragene Regieningsgewalt führten, das Curiatgesetz. Ehe 
sie Quästoren ernennen konnten, wurde Collatinus zur Abdankung 
und freiwilligen Verbannung bewogen: so kam es, dass Brutus 
allein die ersten Quästoren erwählte und dann für sie ein zwei- 
tes Curiatgesetz, worin vielleicht auch wieder seines eigenen 
iwpmum gedacht wurde, einliolte.®) ln die.sem Gesetze wurden 
die neuen Quästoren namentlich angeführt und das Volk ver- 
pflichtete sich, ihnen eben so gehorsam und ergeben zu sein, 
wie es früher den königlichen Quästoren gewesen wäre. Neh- 
men wir diesen Inhalt des Curiatgesetzes , wie wir es nach wahr- 
scheinlicher Vermuthung thun dürfen, an, so ergiebt sich, in 
wie fern ein von Binitus erlassenes Gesetz die Existenz von 
Quästoren unter den Königen beweisen konnte. Dass sich aber 
dieses, sei es im Originale oder in Abschriften, bis auf Tacitus’ 
Zeit oder auch nur auf die classische Zeit der Römischen Lite- 
ratur, in der man die Denkmäler der Vorfahren zu sammeln 
und sorgfältig aufzubewahren begann, erhalten habe, braucht 
man aus seiner Erwähnung nicht zu folgern. Wie Brutus in sei- 
nem Curiatgesetze der königlichen Quä.storen Erwähmmg that, 
ebenso ei^vähnten die folgenden Consuln, welche alljährlich für 
die Quästoren zugleich mit den übrigen Beamten ein gemein- 
sames Curiatgesetz beantragten, ihrerseits wiederum des Brutus 
und der Könige: es gab also über den ungefähren Inhalt und 
auch wohl über die ungefähren Worte eine fortlaufende, jährlich 
erneuerte, Ueberlieferung von den ältesten Zeiten her. Denn 
dass noch am Ende der Republik und somit auch in der Kaiser- 
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zeit ein jälirlitlies Curiatgesetz für die Beamten erlassen wurde, 
wissen wir dureh die bestimmtesten Zeugnisse.®*) 

Es deuten aber die angeführten Worte von Tacitus auch 
die abliängige Stellung des Quästors zum Consul an. Die 
Könige batten, wenn sie erwählt waren, das Curiatgesetz über 
ihre Gewalt selbst beantragt; später beantragten es die Consuln für 
sich ebenfalls in eigener Person, und als die königliche Gewalt 
weiter getheilt wurde, jedesmal die Beamten, welche einen T heil 
derselben erhielten. Selbst bei ausserordentlichen Beamten be- 
antragten es die ihnen an Gewalt gleichstehenden. Dagegen für 
die ersten Quästoren beantragte es der Consul Brutus, ein 
Zeichen, dass derselbe jene gleichsam in seiner Gewalt und in 
Abhängigkeit hatte. Daher schliesst Tacitus daraus, der Consul 
und frülier der König habe sie „ausgewählt,” und die Nachricht 
von der Auswahl durch die Könige und Considn gewinnt allein 
durch diese überlieferte Thabsache die höchste Wahrscheinlich- 
keit. Indessen änderte sich das Amt der Quästoren wesentlich 
durch die Einsetzung jährlicher Consuln. Wir sehen von den 
Quästoren der ersten beiden Könige ab: als Tidlus Hostilius sie 
schuf, war ihr Amt .siclierlich niclit ein jälirliclies. Denn wir 
wissen von keinem jährlich wechselnden Beamten unter den 
Königen und ein siilclier Wechsel selbst entspricht nicht dem 
Begriffe einer königlichen Regierang. Die Quästoren wurden 
also erneut, so oft es dem Könige beliebte, und für jedes Paar 
(denn dass immer zwei zusammen das Amt führten, beweisen 
Gracchanus’ Worte) wurde ein besonderes Curiatgesetz erlassen. 
Dagegen unter den Consuln wurde ihr Amt nothwendiger Weise 
jährlich, weil diejenigen, welche sie ernannt hatten, in diesem 
Zeitraum zu wechseln ptlegten: ihr Amtsantritt tiel mit dem der 
Consuln zusammen.®®) 

Wir haben über die Wahl imd Amtsdauer der Quästoren 
gesprochen. Bei der Schildening ihrer Amtsgewalt müssen wir 
ebenfalls in die republicanischen Zeiten übergreifen und Unklar- 
heiten und scheinbare Widersprüche der Ueberlieferung zu heben 
suchen. Zonaras, der bekamitlich die Geschichte von Dio Cas- 
sius im Auszuge erhalten hat, erzäldt von P. Valerius Publicola, 
dem Consid des ersten Jahres der Republik, und. seinen Einrich- 
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tungen , welclie die unumscliränkte Macht der höchsten Beamten 
ermässigten und so der neuen Verfassung die Neigung des Vol- 
kes gewinnen sollten. Er sagt Folgendes:*) „die Verwaltung der 
Gelder wies er Andern zu, damit nicht die jedesmaligen Con- 
suln, als Herren über diese, grosse Macht hätten. Zu dieser 
Zeit zuerst fingen Schatzmeister an erwählt zu w'erden: man 
nannte sie Quästoren. Sie pflegten zuerst in Capitalprocessen 
zu richten, woher sie auch diese Benennung erhalten haben 
wegen der Untersuchungen und der Erforschung der Wahrheit 
durch die Untersuchungen. Später aber bekamen sie auch die 
Verwaltung der Gemeindegelder und den Beinamen Schatzmeister. 
Darauf wurden Andern die Gerichte anvertraut , jene aber waren 
Verwalter der Gelder.” So ausführlich dieser Bericht scheint, 
so bedarf er doch der Ergänzung und diese findet sich bei Plu- 
tarch , der ebenfalls von jenen Anordnungen Publicolas und seiner 
Befördening der allgemeinen Freiheit spricht;'’) „Gelobt wurde 
er auch wegen des Gesetzes über die Schatzbeamten. Denn da 
die Bürger von ihrem Vermögen Geld für den Krieg steuern 
mussten, wollte er wieder selbst die Verwaltimg davon anrüh- 
ren noch es seinen Freunden erlauben, noch überhaupt öffent- 
liches Geld in ein Privathaus gelangen lassen. Er bestimmte 
also den Satumustempel als Schatzhaus, das man noch bis 
heute gebraucht, und gab dem Volke das Recht, zwei von den 
jüngeren zu Schatzmeistern zu ernennen. Und es wurden er- 


a) Zonai'iis Vll, 13 xal -rijv t<üv ypTjpciTmv StoixTjOiv äXXou äi;lv£ijAev, 

fva jXT) TOUTIUV EYXpaTElt OVTE! ol UltOlTE'joVTE? S'iviUVTOl ’ StE TtpiÜTOV 

ol xap(ai r(vEo9ai fjpSavxo, xoai'aTOpa! 8' ixaXouv uixoic. ot itpiixov plv 
xa{ itavaotpou; ofxac äStxaJov, S3 ev xai xvjv ixpocTjyopi’av xoixr^v 8ia xä{ 
avaxptoEi; ^ayVjxaai xal xXjv xfj{ aiXj(8Ei'a5 ex xöiv avaxpisEiuv Cy,XTjaiv • uoxEpov 
88 XTjV xüiv xoiviiv ypT,päx(uv 8iotxrjOiv £Xayov xal xapi'ai TrpoiiuvopdoST^aav. 
pExä xaüxa 8’ Ex8poi{ p8v irExpajiTj xi 8ixaaxfjpia , ixEtvoi 88 xOüv ypTjpäxiov 
^oav Sioixrjxal. 

b) Plut. Publ. c. 12 F.jrTjv83Tj 88 xal 8ia xöv xapiEuxixav v8pov. ’EiieI 
ydp £8Et yp8jpaxa eI; x8v a8Xepov eIjeve^xeIv öI-8 xiüv ouaiüv xobc iioXlxac, 
o5x’ aüxo{ Stjiaoüai xfj« oixovopiaj o5xe tptXo'j; 8äoai ßo'jXrfpEvoc o5ft’ 8X(uc 
eie olxov iSuüxou jEapEXitEi-y 8rjp8oca yp^paxa , xapitlov pEv ä-KÜti^e x8v xoü 
Kp8vou va8v, tp p8ypi vOv yptupsvoi 8taxeXo8at, xaplaj 8s xiü SVjpip 84o xüiv 
v8(uv £8 (uxev <ä7to8El;af xal a-£8Ely87joav ol irpüixoi Ilo'jiiXio; Oüixo'lpiot 
xal Mivo'ixio; Müpxo; xal ypVjpaxa ouv/jyftTj TtoXXd. 
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nannt als die ersten P. \'eturius und M. Minueius und viel Geld 
zusammengebraclit." \'on diesen Zeugnissen verräth das von 
Zonaras zwar dunli seine abgerissene Ausdrucksweise deutlich, 
dass es nur Auszug eines ausführlicheren Berichtes ist, stimmt 
aber im' AVesent liehen mit Plutarch überein. Durch beide ge- 
meinsam steht fest, dass Publicola, um die Macht des Volkes 
zu heben und die der Consuln zu verringern, im ersten Jahre 
der Republik die Verwaltung des durch ein Tributum gesam- 
melten Geldes an Andere überliess und deswegen das Amt von 
öffentlichen Schatzmeistern, Quästoren, schuf. Ueber die Zahl 
derselben giebt Zonaras keine Auskunft , schw eigt auch über die 
Art ihrer Wahl. Denn wenn er sagt. Andere hätten die Ver- 
waltung des Tributum erhalten, .so kann man daraus nicht 
schliessen, diese Andern hätten nicht von dem Consul erwählt 
oder bestimmt werden können. Diese beiden Punkte ergänzt 
Plutarch. Indem er die Namen der beiden zuerst ernannten 
Quästoren nennt , giebt er die Zahl derselben überhaupt auf zwei 
an. Ferner sagt er, Publicola hätte weder selbst noch durch 
seine Freunde das Geld verw'alten wollen: er hätte also dem 
Volke das Recht gegeben, die zwei neuen Quästoren zu bestim- 
men , und zwar aus den jüngeren Patriciern. Danach muss man 
annehmen, die Wahl sei frei gewesen, d. h. das Volk habe, 
wenn es wollte zu Quästoren ernennen dürfen, und für die Er- 
nannten sei dann, vielleicht vom Consul, das Curiatgesetz be- 
antragt w'orden. 

Hier tritt indess der Widerspruch mit ülpians und Taci- 
tus* Nachrichten, die wir im Früheren beleuchtet haben, zu 
Tage. Dieser Widersprach besteht erstens darin, dass jene die 
Quästoren , wie sie später bestanden , aus der Königszeit ber- 
leiten , zweitens darin , dass sie die Wahl derselhen ausdrücklich 
dem Consul zuschreiben: erst 63 Jahre nach Vertreibung der 
Könige, sagt Tacitus, d. h. 447 v. Chr., wurde das erste Quä- 
storenpaar, das er ebenfalls mit Namen nennt, vom Volke er- 
wählt. Man hat diesen Widerspruch zu lösen versucht durch 
die Annahme, die erstem sprächen von den Quästoren als rich- 
terlichen Beamten, Zonaras und Plutarch dagegen von Schatz- 
quästoreu: diese beiden Aemter seien von einander verschieden, 
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könnten also auch einen verschiedenen Anfang genommen haben, 
das eine schon unter den Königen, das andre zugleich mit der 
Republik; auch die Art der Wahl könne dann verschieden ge- 
wesen sein. Man übersieht dahei, dass L'lpian sowohl wie Ta- 
citus die Quästoren ihrer Zeit , wo sie nur Schatzbeamten waren? 
von den Königen herleiten und einen ununterbrochenen Zusam- 
menhang dieses Amtes annehmen: die Lösung ist also keine 
Lösung. Umgekehrt hat man auch versuclit, die Autorität von 
Ulpian und Tacitus aufrecht zu erhalten und die Zeugnisse von 
Zonaras und Plutarch zu verwerfen: man behauptete den Zu- 
sammenhang der königlichen mit der re])ublicanischen Quästur, 
nahm aber dabei eine Veränderung der amtlichen Pflichten an, 
und legte damit das Geständuiss ab, dass man eine Lösung 
der Frage nicht wüsste. 

Es kommen andere Widersprüche hinzu, welche die Ent- 
scheidung noch verwickelter machen. Pomponius, jener viel- 
geschmähte Darsteller der Römischen Verfassung, spricht von 
der Einsetzung der Censoren , Dictatoren , Reiterobersten , Volks- 
tribunen, plebejischen Aedilen und sagt dann: „Darauf als der 
Staatsschatz des Römischen Volkes sich zu mehren angefangen 
hatte, wurden, um iluu vorzusteheu, die Quästoren eingesetzt.”*) 
Die Aedilen wurden nach übereinstimmender Uebeiiieferung etwa 
gleichzeitig mit den Volkstribunen eingesetzt: spräche also Pom- 
ponius von den Beamten in derselben Reihenfolge, wie sie der 
Zeit nach gegründet sind , so würde er , da er nach den Quästo- 
ren die Decemvim erwähnt, die Errichtung der Quästur zwi- 
schen 494 und 450 v. Chr. setzen. Indessen er beobachtet diese 
Reihenfolge nicht durchgängig; denn die Censur, welche er an 
die Spitze stellt, wurde als stehendes Amt bekanntlich erst 443 
V. Chr. eingefüiut. Er befolgt also einen andern Grundsatz der 
Aulzählung. Aber dennoch kann er an eine Einsetzung der 
Quästur durch Publicola nicht denken; seine Bezeichmmg: „als 


a) Pompon. Dig. 1, 2 (de orig, iur.) 22 Deindc cum aerarium populi 
Romani auctius esse coepisset , ut essent qni illi pracessent , constituti sunt 
. quaestores, dicti ab co, quod iuquirendae et conservandae j>ecuniae causa 
creati eraut. 
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der Staatsschatz reicher zu sein angefangen hatte”, passt weder 
auf den Anfang, noch auf die ersten Jahre der Republik. Stände 
dieses Zeugniss von Pompouius allein da, so würde man es bei 
der Missachtung, welche man gegen diesen Berichterstatter hat, 
alsbald bei Seite geworfen haben, indessen es wird unterstützt 
durch eine ähnliche Nachricht bei Livius“) in der Rede des 
Volkstribunen Canulejus, Derselbe schildert die Veränderungen, 
welche die Römisclie Verfassung allmälig erlitten hat, und führt 
als Beispiele an die Einsetzmig der Priester und Auguni durch 
Numa, die Einführung der Censur durch Servius Tullius, die 
der Consuln, der Dictatoren, dann zusammen in einem Satz die 
der Volkstribunen, der Aedilen, der Quäsb)ren, den Beschluss 
bilden die Zehnmäuner zur Abfassung von Gesetzen. Diese 
Stelle liefert dasselbe Ergebiiiss, wie die von Pomponius. Sie 
schliesst eine Einsetzung der Quästur durch Publicola aus, ver- 
legt sie auch nicht vor die Zehnmänner. Denn diese letztem 
werden besonders und ausser der Reilie behandelt und nicht nur 
ihre Einfühnmg , sondern auch ihre Aufhebung angegeben. Dies 
Sichere folgt aus ihr, dass im Jahi-e 445 v. Chr., als Canulejus 
seine Rede hielt, die Quästur schon im Staate bestehen musste. 

Also drei Anfangspunkte der Quästur liabeu wir in der 
Ueberlieferung gefunden, nämlich erstens unter den Königen, 
zweitens xmter Publicola im ersten Jahre der Republik , drittens 
um die Zeit der Zehnmämier. Dieser letzte lässt sich näher 
bestimmen. Es kann kein Zweifel sein, dass auf ihn sich die 
früher angeführten Worte von Tacitus, mit denen er eine be- 
deutende Veränderung der Quästur andeutet, beziehen: „und es 
wurden zum ersten Male erwählt Valerius Potitus und Aemilius 
Mamercus im 63. Jahre nacli Vertreibung der Tarquinier”, d. h. 
447 v. Chr. Dieser Zeitpunkt erfüllt alle Bedingungen, welche 


a) Liv. IV, 4 Pontifices, auguros Roinulo rejmante nulli eraiit: ab 
Numa Pompilio ereati sunt. Ceiisus in civitatc et descriptio centuriamm 
classiumque non erat; ab Servio Tullio cst facta. Gonsules iiunquara fuerant: 
regibus exactis ereati sunt. Dictatoris ncc imi>erium nec nomen fuerat: 
apud patres esse coepit. Tribuni plcbis, acdiles, quaestores nulli eraut: 
institutum cst ut fierent. X viros legibus scribendis intra deccm hos anuos 
et creavimus et e rei)ubli<;a sustulimus. 
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nach (len Zeugnissen von Pomponius und Linus nöthig sind: 
die Volkstribunen und Aedileu bestanden längst, Canulejus hält 
seine Rede bei Livius zwei Jahre später und dass diese Verän- 
derung mit den Quästoren nacii der Honscliaft der Zehnmänner 
fällt, lassen, wie wir gesehen, Pomponius' und Linus’ Erzählun- 
gen zu. An den zwei letzten von diesen Zeitpunkten sollen 
scheinbar dieselben Einrichtungen in Bezug auf die Quästoren 
getroffen worden sein. Es handelt sich an beiden um Beamte 
für den Staatsschatz: (bis sagen für die Zeit von Publicola aus- 
drücklich Zonaras mid Plutarch , für das Jalir 447 v.' Chr. folgt 
es aus Tacitus’ AVorten: „die Quästoren hätten das Heer beglei- 
ten sollen’, aucli aus Pomponius und Livius, welche sie den 
spätem , gewöhnlich so genannten Quästoren gleichstellen. An 
beiden Zeitpunkten werden sie frei erwählt, an beiden sind es 
zwei , an beiden heissen sie zum ersten Male erwäldt , an beiden 
werden sie namhaft gemacht. Es scheint schwer möglich, dass 
hier kein Irrthum der Ueberlieferung vorwalte, sondern dass 
wirklich im ersten Jahre der Republik und 447 v. Chr. zum 
ersten Male zwei, Quästoren genannte, Schatzbeamte vom Volke 
gewählt worden seien. Dennoch muss es möglich sein: die 
Ueberlieferung ist so genau, dass sie beide Male die Namen der 
Gewählten angiebt, ein Beweis, dass sie sich auf bestimmte , bis 
zu ihrer Zeit erhaltene, Doeumente stützt. 

Ich muss hier auf eine eigenthümliche Sitte der Römer bei 
Aemteru und Beamten aufmerksam machen. AV’enn ein neues 
Amt gegründet wird, so pflegen diejenigen, welche es zuerst er- 
halten, es als etwas Besonderes hervorzulieben , dass sie es zu- 
erst erhalten haben und in den öffentlichen Beamten -Verzeich- 
nissen wird bei den Namen der zuerst Erwählten bemerkt: 
„welche zuerst erwäldt w’orden sind”.-*) Aber dies gescliieht 
nicht nur, wenn ein neues, noch nicht vorher dagewesenes Amt 
geschaffen, sondern auch, wenn irgend eine Veränderung mit 
dem Amte vorgenommen wird. Z. B. von den Consuln wird 
bestimmt, es solle künftig wenigstens einer derselben ein Ple- 
bejer sein: dann wird zu dem Namen des zuerst envählten Ple- 
bejers in den Fasten hinzuge.setzt : „der zuerst aus der Plebs 
erwählt wurde”; und später als zuweilen beide Consuln Plebejer 
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ZU sein anfingen „die zuerst beide aus der Plebs waren”. Prä- 
toren gab es zuerst einen, dann zwei, vier, acht: alle diese 
Veränderungen wurden auf die angegebene Weise in den öffent- 
lichen Beamten- Verzeiclinissen bemerkt und die zuerst nach 
jeder Veränderung Gewählten liatten ein Recht, sich „erste” zu 
nennen. So konnte es also auch bei den Quästoren mehrere 
„erste” geben, die einen zu dieser, die andern zu jener Zeit, 
und die Frage entstellt, ist im Jalire 447 v. Chr. eine Verän- 
derung mit der Quästur vorgenommen worden, welche von 
Neuem zur Bezeiclmung „die ersten” berechtigte. Zonaras und 
Plutarch, indem sie von Publicolas Quästoren berichten, sprechen 
über ilire Amtspflichten , ihre Wald , ihre Anzalil ; aber sie sagen 
nicht, dass ihr Amt jälirlich, niclit dass es ein stellendes gewe- 
sen wäre. Im Gegentheil deutet Plutarch an, die Veranlassung 
sie zu wählen, sei eine ausserordentliche gewesen. Es handelte 
sich um den Krieg gegen die vertriebenen Tarquinier, zu dessen 
Führung ausserordentlicher Weise Geld von den Bürgern beige- 
steuert. werden musste, gewiss keine geringe Last. Um .sie zu 
erleichtern und dem Volke Thcil an der neuen Freiheit zu geben, 
schuf Publicola das neue Amt; aber es zu einem stehenden zu 
machen und die gewöhnliche Verwaltung des Staatsschatzes, die 
regelmässigen, ordentlichen Ausgaben und Einnahmen der Auf- 
sicht der Consuln zu entziehen und einer vom Volke unmittelbar 
eingesetzten Behörde zu übertragen, dazu war keine Veranlas- 
sung. Das geschah erst nach dem Sturze der Decemviru, als 
in Folge der eben beendeten Umwälzimg eine weitere, überall 
sichtbare Verminderung der consularischen Gewalt und Erw'eite- 
rung der Volksrechte stattfand. Einen unmittelbaren Beweis oder 
ein bestimmtes Zeugniss dafür, dass Publicolas Quästoren ausser- 
ordentliche Beamte waren, giebt es allerdings nicht: es ist nur 
eine Annahme, aber eine nothwendige. Ihre Begründung findet 
sie in der Möglichkeit, auf diese Weise eine Vereinigung der 
scheinbar widersprechenden Angaben der zuverlässigsten Ge- 
währsmänner zu bewerkstelligen. Einen weitem ähnlichen Be- 
weis für ihre Wahrscheiidichkeit werden wir später, wo wir von 
dem Namen und der Amtsthätigkeit der Quästoren sprechen, 
anführen. 
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Es ist keiu Zweifel, dass, als inan nach dem Sturze der 
Zelininänner die Quästur als stehendes Amt einrichtete, man 
sich auf den Vorgang des volksfreundlichen Cousuls Valerius 
berief und wie in den übrigen Punkten der Staatsverfassung, 
so auch in diesem, seine Anordnungen erweiterte und befestigte. 
Es w'ar ein und dasselbe Amt vom Beginn der Republik au und 
doch auch wieder verschieden, weil es Anfangs ausserordentlich, 
erst seit 447 v. (dir. ein ordentliches geworden war: mit Recht 
konnte der eine Schriftsteller es von Publicola, der andere von 
(len Zehnmänneru an beginnen lassen : mit Recht konnten in den 
Fasten zu verschiedenen Zeiten zwei verschiedene Quästorenpaare 
als die ersten hervorgehoben werden. Man kann annehmen , dass 
in den einen Fasten nur die regelmässigen jährlichen Beamten 
verzeichnet waren : in diesen fanden sich die Quästoren von 
447 V. Ctir. als die ersten. Dagegen andere Fasten enthielten 
auch die ausserordentlichen Beamten: in ihnen fanden sich die 
Quästoren Publicolas mit dem Bei.satz „die ersten”, die von 447 
mit dem Beisatze: „die ersten jälirlicheu”. Bei Livius erschei- 
nen Quästoren als Schatzbeamte nicht vor den Zehraännern : erst 
446 V. ehr. werden sie als Vorsteher des Staatsschatzes , welche 
die Fahnen in Verwahrung haben, genannt,*) also eben diesel- 
ben, welche im Jahre vorher als die ersten ordentlichen Beam- 
ten der Art erwählt waren. Dagegen Dionysius envähut schon 
vor den Zelumiänneru ("ifters Quästoren , zuerst 507 v. Chr. , die 
Schatzbeamten hätten die vom Könige Porsena zurückgelasseneu 
Zelte verkauft, ■') dann 493 v. Chr., beim Leichenbegängnisse 
von Menenius Agrippa hätte der Senat die Kosten aus dem 
.Staatsschätze zu tragen beschlossen mid Quästoren den Auftrag 
zm' Besorgung desselben gegeben,') ferner 491 v. Chr., wo es 
bei der Anklage von Marcius Coriolanus heisst, die Kriegsbeute 
müsste von Quästoren verkauft werden, Coriolan aber hätte sie 
weder einem Quästor überliefert noch selbst verkauft; ‘‘) daun 


a) Liv. 111, 69. 

b) Uioiiys. V, 34. Er nennt sie Tcijjn'ai. 

c) Üionys. VI, 96. 

d) Dionys. Vll, 63. 
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485, wo der Consul Q. Fabius Quästoren befiehlt, die Kriegs- 
beute zu verkaufen und den Erlös an Geld narb Rom zu schaf- 
fen*); 459 V. Chr., wo der Consul L. Cornelius nach der Erobe- 
rung von Antium die Beute an Gold, Silber nnd Erz in den 
Schatz abliefert, die an Sclaven und sonstigen Stichen durch 
Quästoren verkaufen lässt;'') endlich 449 v. Chr. beim Processe 
der gestürzten Zehumänner, deren Vermögen von Quästoren für 
das Aerarium eingezogen wird.') Die Beurtheilung dieser Er- 
wähnungen ist zweifelhaft erschienen. Bei Dionysius' Streben, 
die älteste Geschichte in allen Einzelheiten auszumalen, hielt 
man es für glaublich, da.ss er die Quä.storen nicht in seinen 
Quellen erwähnt fand, sondern nach eigener Erfindung hinzu- 
setzte, weil er wusste, dass sie später in den von ihm ange- 
führten Fällen tliätig gewesen sein würden.^) Dafür spricht auch 
der Umstand, dass er nirgends den Namen eines solchen Quä- 
stors anführt. Wenn er den Tribunen in seiner Anklage Corio- 
lans sagen lässt, es sei Gesetz, dass kein Privatmann, selbst 
nicht der Feldherr über die Beute verfüge, sondern der Quästor 
habe sie zu übernehmen, zu verkaufen und in den Staatsschatz 
abzuliefem, so klang das, als sei es des Schriftstellers eigene 
Erwägung, aus den spätem Verhältnissen in die frühere Zeit 
übertragen. Endlich Livius**) sagt z. B. von dem Vermögen der 
verurt heilten Decemvirn, die Güter von Claudius und Oppius 
hätten die Tribmien, dieselben welche sie angeklagt hatten, für 
den Staatsschatz eingezogen. Dies kann nur ein kürzerer Aus- 
druck sein, statt Zusagen, sie hätten beim Volke auf Einziehung 
des Vermögens angetragen, die.selbe durchgesetzt und durch 
Quästoren ausführen lassen; aber freilich kann auch Livius wirk- 
lich an einen Verkanf durch die Tribunen denken und das An- 
dere Ausschmückung von Dionysius sein. Aehnlich kann bei 
Livius zum Jahre 485 v. Chr.'): „Alles, was den Feinden ab- 

a) Diouys. VIII, 83. 

b) Dionys. X, 21. 

c) Dionys. XI, 46. 

d) Liv. III, 68 Bona Claudii üppiique tribuni publicavere. 

e) Liv. 11, 42 quiequid captum ex bostibus est, vendidit Fabius con- 
sul ac redegit in publicum. 
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genommen wurde, verkaufte der Consul und braehte es in den 
Staatsschatz”, an ausdrückliche Ausschliessung der Quästoren, 
aber auch au unabsichtliches Stillschweigen gedacht werden. 
Dennoch ist die Annahme einer Ausschmückung der Geschichte 
durch Dionysius voreilig und seine Nachrichten sind wahrschein- 
lich wohlbegründet: er wird auch vor den Zehnmänuern in den 
Geschichtsquellen Quästoren erwähnt gefunden haben ; ihre Namen 
gab er nicht an, weil er sie in den gewöhnlichen Verzeichnissen 
der stehenden Beamten nicht fand. Hatte einmal Publicola bei 
ausserordentlicher Veranlassung das Beispiel zur Wahl von Quä- 
storen gegeben, so kamen öfters ähnliche Gelegenheiten vor. 
Erwartete man die Eroberung einer feindlichen Stadt oder stand 
sonst eine ausserordentliche Einnahme bevor, wie beim Lager 
des Königs Porsena oder dem Vermögen der Zehnmänner, selbst 
bei besoudern Ausgaben**) lag es nahe, eüi ähnliches Verfahren 
zu beobachten, durch das der Hass der Plebs und üble Nach- 
rede vermieden wurde. Ja es ist nothwendig, dass dies geschehen 
sei: sonst würde kein Zusammenhang zwischen den späteren 
jährlichen und den früheren ausserordentlichen Quästoren bestehen, 
nicht die Schriftsteller diesen anerkennen, nicht die von Publi- 
cola eingesetzten als erste bezeichnet werden. Das häufiger wer- 
dende Bedürfniss führte allmälig von selbst auf die Einrichtung 
eines stehenden Amtes. 

Aehnlich wie die Zeugnisse der Schiiftsteller über die Grün- 
dung und allmälige Einführung der republicanlschen Schatz- 
quästoren zu erklären sind, muss eine früher*) erwähnte Nach- 
richt über die Entstehung der königlichen Quästoren verstanden 
w'erden. Junius Gracchanus sagt bei Ulpian: es habe schon 
unter Romulus undNuma Quästoren gegeben; gewiss sei es, dass 
Tullus Hostilius Quästoren gehabt habe. Nämlich die beiden 
ersten Könige wählten gelegentlich Quästoren, für besondere 
Fälle und ohne sie diuch die Curiatcomitien des Volkes bestäti- 
gen zu lassen: Tullus machte daraus ein stehendes Amt, bei 
dessen Besetzung er dem Volke eine bestimmte Rolle zuertheilte. 
Daher die Unsicherheit und der scheinbare Widerspruch der Ueber- 


a) S. oben S. 52 Anm. a. 
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liTf*-ruiig. Eiii<» Sjmr von diesen ältesten Quästoren findet sieh 
le-i Flutjiri h, der seliou unter Koinulus Beamte über tocleswür- 
dige Verbrechen erwäliiit.*) 

Killen Theil der L eiierlieferung über die Quästoren haben 
wir mit einander in l'eliereinstiinmung gelmicht und daraus wich- 
tiire Erijebnisse für die Geschichte der Quästur sowohl unter den 
Königen als auch unter der He|iublik gewonnen, l’m so schär- 
fer tritt der Gegensatz in dem anilern Theile der l eberlicferung 
hervor. Die Quästoren der spätem Republik waren, wie be- 
kannt, nur Beamte des Staatsschatzes. Diese Scliatz(iuä.storen 
leiten ihrem ürsprimge und ihrer Einsetzung nach Zonaias und 
Plutarch , ferner l’omponius und Livius aus der Kejmblik her. 
Damit scheinen unvereinbar die Zeugnisse von Tacitus und L’l- 
pian, von denen jener sie aus der Königszeit überhau|it, dieser 
sogar von Romulus und Numa ableitet. Sie deuten keine Ver- 
schiedenheit des .\mtes an, sondern ihre Darstellung gewälirt 
den Eindruck, als habe die Quästur in ununterbrochener Folge 
von den Königen an bis in die spätesten Zeiten der Kaiser be- 
standen. Um hierüber zu einem richtigen Urtheil, das die 
Glaubw ürdigkeit keines Zeugen verw irft, sondern nur eines jeden 
Standiiunkt und .Unschauungswei.se klar macht, zu gelangen, 
gehen wir von dem Namen der Quästoren und ihrem .\mte aus. 

Es giebt in der classLschcn Zeit der Republik zwei .\us- 
dificke, qticu’stor und quaesilor. Sie werden durch den Sprach- 
gebrauch so geschieden, dass die Beamten des Staatsschatzes 
,qiuieslorea hiessen, diejenigen, welche strafrechtliche Unter- 
suchungen und die Gerichte leiten, quaisit&res genannt werden. 
Indessen dieser Sprachgebrauch ist nicht fest: auch die richter- 
lichen Beamten heissen quaeatores, umgekehrt aber die Schatz- 
beamten nie qu(u'sitores. Es ist ein und dasselbe Wort, bei dem 
nur die Gewohnheit für gewisse h'älle eine bestimmte Form 
wählte.^®) Das Amt eines Schatzbeamten heisst quaeatura, da.s 
Geschäft des richterlichen : eine Vertau.schung dieser bei- 

den Ausdrucke iindet nicht statt. Es ergiebt sich aus diesem 

a) Plutarch. Rom. 20 Ät'xTjV ifzOytiv T:nfii toT; äi:i riüv oovcziüv xai)£- 

flTujai, 
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Sprae.hgebrauche, dass die Quästoren der Königszeit, wenn sie 
von den erst beim Beginn der Republik eingesetzten Scliatzbe- 
’ amten ihren Amtspflichten nadi verschieden waren , eine ricliter- 
liche Behörde gebildet haben können. Der Name quaestores 
konmit, wie allgemein anerkannt wird, von quaerere her und 
Varro“) sagt: „die Quästoren haben ihren Namen vom Suchen, 
weil sie öffentliches Geld und Verbrechen zusammensuchen, 
welche jetzt die III viri capitcdes zusammensuchen. Von diesen 
sind später diejenigen Quästoren benannt worden, welche die 
Untersuchungsgerichte leiteten.” Diese Erklärung ist in doppelter 
Beziehung von neuem Gelehrten angegriffen worden.“) Der 
Name Quästor, sagt, man, kann nur herkommen vom Aufsuchen 
der Verbreclien : er mochte später uneigentlicher und ungeschick- 
ter Weise auf die Schatzbeamten übertragen werden, als man 
für sie einen Namen suchte und keinen passenderen fand; aber 
es sei unnatürlich und gez^vungen, ihn von dem Aufsuchen von 
Gehlem herzuleiten. Damit verwirft man auch die Erklärung, 
welche Pomponius'’) von dem Namen der Schatzquästoren giebt. 
Wie wenig dieser Tadel gegründet ist, ergiebt sich aus der von 
uns geschilderten Entstehung der Schatzbeamten unter Publicola. 
In der spätem Zeit der Republik mochte der Name „Aufsucher” 
für die Quästoren nicht passen, für Publicolas Zeit war er der 
richtige. Es wurde eine neue Steuer ausgeschrieben, es war Beute 
gemacht oder wurde erwartet, es sollten umfangreiche Güter für 
den Staatsschatz eingezogen werden: in allen diesen Fällen 
kommt es auf das Aufsuchen von Geld an. Man denke an die 
ältesten Zeiten, wo der Staat klein und die Verhältnisse einfach 
waren, wo diese Beamten, mit Absicht aus jungen Leuten beste- 
hend, vielleicht von Haus zu Haus umhergingen und persönlich 
alle Geschäfte ihres Amtes verrichteten: dann wird man finden, 
dass der Name überaus richtig und passend war. Man behielt 


a) Varro de ling. lat. V, 14 Quaestores a quaerendo, qui oonquirercnt 
publicas pecunias et tnaleficia, quae IIT viri capitales nuuc couqiürunt. 
Ab bis postea , qui quaestionum iudicia e.vercerent , quaestores dicti. 

b) Pompou. de orig. im-. (Dig. I, 2) § 22 quaestores dicti ab eo, quod 
inquirendae et conserviuidae pecuniae causa creati sunt. 
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ihn später bei, als die Verhältnisse sich erweitert und die Ge- 
schäfte geändert hatten. Zweitens fand inan es undenkbar, dass 
man zwei, ihrem Wirkungskreise naih ganz verschiedenen, Be- 
amten einen und denselben Namen in verschiedener Bedeutung 
lieigclegt habe. Dies Bedenken i.st nur scheinbar begründet. 
Viele Namen der Römischen Beamten bestehen aus zwei Thei- 
len, einem gleichsam allgemeinen, B. II vir, III vir u. s. w., 
praefi'ctus, curator, imd einem andern, welcher den besondem 
Amtskreis anzeigt. Aehnlich ist qunvMor der allgemeine Name. 
Er genügt, sobald es nur eine Art von Quästoren im Staate 
giebt: sind mehrere vnriianden, .so wird entweder bei allen ver- 
schie<ienen Arten laler bei mehreren die be.sondere Beschäftigung 
durcli einen Zusatz bezeichnet. 

ln der aus Varro angeführten Stelle werden drei Arten von 
Quä,storen angegeben. Die jüngsten sind die Vorsteher ordent- 
licher und ausserordentlicher Gerichte, eigentlich quaesitorea ge- 
nannt: sie haben, wie er bemerkt, ihren Namen erhalten von 
den früheren richterlichen Beamten. Dies sind iliejenigen, welche 
„die Verbrechen aufsuchen'', die dritte Art endlich sind die, 
welche „öffentliche Gelder aufsuchen“. Darnach müssen sich die 
Vorsteher der Gerichte und die richterlichen Quästoren der Zeit 
nach berüliren, aller dergestalt, dass die ersten später sind und 
bei ihrem Eintritt die andern entweder verschwanden oder schon 
verschwTinden waren. Nun wissen wir von einer besondem Gat- 
tung von Quästoren, welche die Leitung von Criminalgerichten 
hatten und später eingesetzt wurden. Pomjionius*) hat von der 
Errichtung der V'olkstribunen, der Aedilen, der Schatzquästoren 
gesprochen, und zwar, wie wir früher gesehen, die geschicht- 
liche Reihenfolge beobachtend. Demnächst lierichtet er von 
quaestorea parricidii, deren Amt die Leitung von Criminalpro- 
cessen gewesen sei. Sie müssen also nach, liöi-hstens gleich- 
zeitig mit den Schatzquästoren , 447 v. Chr., eingesetzt worden 


a) Pompon. Dig. de orig, iuris (I, 2) §. 23 Rt quia, ut di-ximus, de 
^pitc civis Romani iniussu ]K)puli non erat li^ge jK'rmissum consulibus ias 
dicerc, propterea quaestores constituebantur a |K>pulo, qui capitalibus rebus 
pracessent. Hi ap[>ellnbantur quaestores parrieidii, quorum etiam raeminit 
lex Xll tabulanun. i . i 
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sein. Damit stimmt auch die von Pomponius angegebene Ver- 
anlassung zur Einsetzung, das Gesetz über den persönlichen 
Schutz der Römischen Bürger, das ungefiihr um jene Zeit er- 
lassen wurde; es wderspricht auch nicht die Erw'älinung dieser 
Quästoren in den zwölf Tafeln. Man kann dieselbe allerdings 
so auffassen , als ob sie schon vor dieser Gesetzgebung bestan- 
den hätten und in ihr als bestehend erwähnt wurden. Allein 
eine Nötliigung zu solcher Auffassung ist nicht vorhanden. Eine 
Erwähnung der quoiestores parricidii fand auch statt, wenn es 
in den zwölf Tafeln hiess, sie sollten in Zukunft erwälilt werden 
und bestimmte Befugnisse haben, und so hat Pomponius seinen 
Ausdruck sicherlich gemeint; denn er führte diese Quästoren 
nach den Schatzquästoren auf und wir sind nicht berechtigt, 
einen andern Sinn in seine AVorte zu legen als er selbst wollte. 

Um die angegebene Zeit der Gesetzgebung der zwölf Tafeln 
berührten sich also drei Gattungen von Quästoren, die alten 
ehemals königlichen , die 447 v. Chr. errichteten Schatzquästoren 
und die quaeatores parricidii. Jedoch die zuerst genannten hörten 
auf, so dass nur die beiden letzten neben einander bestanden. 
Von diesem gleichzeitigen Bestehen giebt auch der Umstand 
Zeugniss, dass man es für nöthig erachtete, durch Hinzufügung 
eines Beinamens die beiden Arten der Quästoren zu scheiden: 
die letzten hiessen parricidii quaeatores. Selbst dies ist bemer- 
kenswerth, dass man nur der einen Art einen Beinamen gab, 
die andere schlechtweg mit dem allgemeinen Namen als Quästo- 
ren bezeichnete. Daraus darf man folgern , dass sie die gewöhn- 
lichen, die wichtigeren waren, an die Jedermann, sobald er von 
Quästoren hörte, von selber dachte. Die Richtigkeit dieser Fol- 
gerung ergiebt sich aus einer Betrachtung des Amtes der quae- 
atorea parricidii. AA'enn es nach Varro seinen Namen von dem 
der früheren königlichen Quästoren erhielt, musste es mit dem- 
selben eine gewisse Aehnlichkeit, aber auch eine Verschieden- 
heit haben. Diese Verschiedenheit in der Zeit und der Veran- 
lassung der Entstehung haben wir schon bemerkt. Aber auch 
die Art der Wahl war verscliieden. Denn die königlichen wur- 
den von den Königen, später von den Consuln, dagegen diese 
quaeatores parricidii frei und selbständig von dem Volke er- 
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wählt. Auch die Zalil war walirscheinlich nicht dieselbe. Denn 
der königlichen gab e.s immer zwei, die letztem wurden ein- 
zeln erwüldt, konnten es wenigstens werden. Endlich bildeten 
die quaestores pan-icidii kein stehendes, jährliches Amt, son- 
dern wurden gelegentlich und für bestimmte Zwecke erwählt, 
nach deren Erfüllung ihr .\nit erlosch. Dies zeigt unzweifelhaft 
der Ausdnick bei Fomponiiis*') und beweist auch die Nachricht 
über sie im Auszuge vonFestus:*) ^Parrieidä quaestores bies»en 
diejenigen, welche zur Untersuchung von Ca])ita1sachen erwählt 
zu werden pflegten”. .Man kann fi-agen, weshalb Tacitus an 
der oben'') angeführten Stelle, wo er die Geschichte der Quä.sto- 
ren von ihrem Ursprünge an schildert, diese quaestores pandei- 
dii nicht erwähne. .Auch die königlichen Quästoren waren von 
den spätem durch ihren Wirkungskreis verschieden: in seinem 
Stillschweigen über jene andern richterlichen Beamten, die mit 
den Schatzquästoren gleichzeitig Irestanden , kann man einen Feh- 
ler, eine Art von Irrthum, wenigstens Mangel an Genauigkeit 
finden. Ich glaube, er hat den Grund gehabt, weil die quaesto- 
res parricidii, wie wir eben gesehen, nicht stehende Beamte, 
sondern ausserordentlich für bestimmte Geschäfte vom Volke 
Beauftragte waren; damit fehlt ihnen das wesentliche Merkmal, 
das zu einem Beamten gehört. Die Schatzquästoren zu Tacitus' 
Zeit waren regelmässig und jährlich erwählt, sie hatten eine be- 
stimmte und dauernde Stellung im Staate: sie konnten mit den 
quaestores parricidii, welche zufällig, für kurze Zeit und mit 
fest bestimmtem .Aufträge eingesetzt wurden, nicht verglichen 
werden. Wenn aber Tacitus diesem Grundsätze, die ausser- 
ordentlichen Beamten nicht zuerwähneu, folgte, so war es natür- 
lich, dass er auch die Schatzcpiästoreu von Publicola bis 447 v. 
dir. und eben so die frühesten königlichen Quästoren überging. 
Denn beide waren nicht dauernde, nicht jährliche, sondern 
ausserordentliche Beamte. 

Die Aehnlichkeit, welche nach Varros Andeutung zwischen 


a) Paul. Diac. p. 221 Parrici(di) (juaestores appcllabantur, qui solebant 
creari causa rerum ca|)italium qiiaci cndarum. 

b) S. obeu S. 53 Auin. a. 
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den kömglichen Quästoren und den quaestores parricidii bestand, 
lag in dem gleiidien Gescliäftskreise , in der gemeinsamen rich- 
terlichen Thätigkeit und es bezeichnet sie Van'o, indem er von 
den ersteren sagt, ilir Amt sei gewesen, die Verbrechen anfzu- 
suchen. Zu demselben Ergebuiss führt auch folgende Erwägung. 
Quästoren können, wie ihr Name besagt und die Schriftsteller 
bei dessen Erklärung angeben, nur ein zwiefaches Amt haben, 
entweder Schatzbeamte sein oder „Aufsucher“ von Verbrechen. 
Wären die königlichen Quästoren Schatzliearate gewesen oder 
hätten sie nur irgend eine Bezieliung zur Verwaltmig öffentlicher 
Gelder gehabt, so wäre es von Publicola thöricht gewesen, neue 
Beamte dieser Art zu gründen: er hätte, wenn er jede Betheili- 
gung an den öffentlichen Geldern ablehnen wollte , die Wahl der 
Quästoren von den Consuln auf das Volk übertragen und diesem 
die volle Selbständigkeit bei dem Aufliuden der ihm genehmen 
Personen lassen können. Dass er neue Beamte schuf, beweist 
die verschiedene Amtsthätigkeit der früheren Quästoren, welche 
demnach nur eine richterliche sein konnte. Zur vollen Sicher- 
heit wird dies erhoben durch die Nachrichten aus der republi- 
canischen Zeit. Bei dem Process von Sp. Cas.sius, 486 v. Clir., 
wurden zwei P.atricier aus den vornehmsten Geschlechtern, K. 
Fabius und E. Valerius zu Quästoren ernannt: sie sollen nach 
der wahrscheinlichsten Ueberlieferung den gewesenen Consul an- 
geklagt, verurtheilt und bestraft haben.*) Ferner dieselben 
Quästoren werden erwälint beim Process des falschen Zeugen 
M. Volscius, durch welchen K. Fabius gestürzt worden war. 
Zuerst 459 v. dir. waren A. Gonielius und Q. Servilius die 
Quästoren: sie setzen dem Angeklagten einen Termin beim 
Volke, können aber, gehindert von den Volkstribunen, nicht 


a) Liv. II, 41 projiius fidem cst, a quaestoribus K. Fabio et L. Vale- 
rio (liom dictain iw-rduellionis damnatumque populi iudicio; Cie. de rep. 
II, 35, 60 Sp. Ca,sBium — quacstor accusavit eiunquc, ut audistis, cum 
pater in ca culpa esse comperissc se dLxisset, cedeute jiopulo moite ma- 
ctavit ; Dionys. VIII, 77 Kotlatuv <J)dpio; — xal Aeüxio; OiaX^piot florXixiI- 

Xa; — t};v TopiE'JTixqv ^Socalxv xarä tiv airiv -y(piivciv xal üid 

ToOxo IxxXtjoIov 3’jvdfEiv ÄvTE« x'jpiot, toi ’JTtaTEiioavTa i't Tip irpiJaftEV ivi- 
aoTip Sndpiov Kx'soiov — Ei{ "öv 5f|(j.ov i-\ xypowISo! aWa. 
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durehdringon. Iin folgenden Jahre sind M. Valerius und T. 
QuincHus Capitolinus Quästoren und sie setzen die Verurtheilung 
des Angeklagten durch.*) Hier haben wir zweimal zwei Quästo- 
ren, mit riehterliehen Befugnissen: ihr Amt wechselt jährlich : 
sie vertheidigen tlie Partei der Patricier, sind also von den Con- 
subi ernannt : sie sind nicht junge Leute , wie es die Schatzbe- 
amten unter Publicola gewe.sen sein sollen; der eine von ihnen 
war sogar schon dreimal Consul gewesen. Dies sind also die 
Quä.storen, von deren Existenz im Anfiinge der Republik Taci- 
tus spricht, dieselben, welche es schon unter den Königen ge- 
geben, regelmä-ssige Beamte, Gehülfen der Könige und Con-suln 
bei der Crbninalgerichtsbarkeit.*^) Inde.ssen folgt daraus nicht, 
dass sie nicht zuweilen neben ihrem eigentlichen Beruf auch an- 
dere Geschäfte hätten besorgen können. Wie in späterer Zeit 
die Schatzfpiästoren, welche den Consuln beigegeben wurden, 
nicht nur die Kriegskasse, führten , sondern auch , so oft es nöthig 
war, als militärische Gehülfen wler als Verwaltungsbeamte auf- 
traten: ebenso musste es auch mit jenen ältesten Quästoren der 
Fall sein. Ein deutliches Beispiel der Art haben wir im Jahre 
459 V. Chr., in dem, wie wir gesehen, T. Quinctius Capitolinus, 
ein schon berühpiter Feldherr, richterlicher Quästor war und als 
solcher sein Amt in der Stadt führte. Dennoch wmrde er, als 
der Consul Minucius von den Aequern eingeschlossen war, mit 
einer eilig aufgebotenen Heeresabtheilung den Bedrängten zu 
Hülfe gesendet.") So werden die Quästoren öfters den Consuln 
zu jeder Art von Hülfsleistung gedient haben. 

Freilich darf man aus ihren Befugnissen während der Re- 
publik nicht unmittelbar auf ihre Stellung unter den Königen 
schliessen. Denn das Strafrecht w'urde im Beginne des Frei- 
staates sogleich bedeutend geändert. Aber eine Aehnlichkeit der 
Befugnisse ist sicher. Die Könige waren die obersten und alleini- 
gen Richter: sie entschieden entweder persönlich o<ler durch ihre 


a) Liv. III, 24 A. Cornelius et Q, Servilius quacstoiv‘.s M. Volscio, quod 
falsus haud dubio testis in Kaesonem extitisset, dicm dixerunt; ibid. c. 25 
Cum M. Valcrio, M’. Valcrii filio, Volcsi nepote, quaestor erat T. Quin- 
ctius Capitolinus, qui ter consid fuerat. 

b) Dionys X, 23. 


Digitized by Google 



Erklärung von Zonaras’ Zeugnis«. 


75 


Beauftragten , indem sie .sich jedoch dabei die Oberaufsicht über 
die Rechtspflege vorbelüelten. Demnach waren die Quästoren 
wirklich Kicliter: sie liatten ihren Beirath und sprachen das 
ürtheil, von dem jedoch Berufung an das höliere Gericht des 
Königs fi'ei stand. Ausserdem aber hatten sie eine Art polizei- 
licher Aufsicht in der Stadt und die Pflicht, die Verbrechen zu 
verhfiten und die Verbrecher aufzusuchen. Dies besagt ihr Name, 
der, wenngleich er später ^^elleicht nicht mehr mit ihrer Thä- 
tigkeit in vollkommenem Einklang stand, doch ursprünglich in 
derselben seine Begründung haben musste. Es beweist es auch 
ihre Vergleichung mit den spätem III viri capitales, welche wir 
bei Varro gefunden haben. Nähere Angaben über ihre Geschäfte 
und ihre Stellung unter den Königen kömien wir bei der Unzu- 
länglichkeit der Ueberlieferung nicht machen. 

Es bleibt noch übrig, auf das früher“) angeführte Zeugniss 
von. Zonaras zurückzukommen und zu zeigen, dass es mit denen 
der übrigen Schriftsteller übereinstimmt. Er erwähnt die Ent- 
stehung der Schatzbearaten unter Publicola mit folgenden Wor- 
ten; „zu dieser Zeit begannen zuerst die Schatzbeamten erwählt 
zu werden. Man nannte sie aber Quästoren”. Daran knüpft er 
eine Bemerkung über die früheren Quästoren: „diese pflegten 
anfangs die todeswürdigen Verbrechen abzuurtheilen, woher sie 
auch diese Benennimg wegen der Untersuchungen bekommen 
haben”. Dies bezieht sich auf die Zeit der Könige und auf ihre 
richterlichen Gehülfen, welche, wie man hieraus sieht, nur den 
Namen quaestorea hatten. „Später aber bekamen sie auch die 
Verwaltung der öft’entlichen Gelder und erhielten den Beinamen 
Schatzmeister”. Diese Worte hat man zu der Behauptung be- . 
nutzt, ein und dieselben Beamten seien Schatzmeister und Rich- 
ter gew'esen, hätten also zwei verschiedene Befugnisse vereinigt. 
Ohne Zweifel kann dieser Sinn in ihnen liegen; aber nothwen- 
dig ist es nicht. Sie können auch bedeuten, später hätten, 
nicht jene schon bestehenden Quästoren, sondern andere, über- 
haupt Quästoren auch die Verwaltung des Schatzes bekommen, 
nicht dieselbeh Beamten , sondern nur Beamten desselben Namens. 


a) S. oben S. 59 Anm. a. 
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Diese Erklärung; stimmt mit den aus den andern Schriftstellern 
stammenden Berichten und ist deshalb die richtige. Neu ist 
nur die Bemerkung von Zonaras, sie hätten den Beinamen 
Schatzmeister hekoinmen; aber sie enthält wahrscheinlich eine 
begründete Nachricht. Wir haben oben gesehen, dass seit 447 
V. Chr., als es zwei Arten von Quästoren gab, die regelmä-ssig 
gewählten Schatz(|uästoren und die qnaeetores parricidii, die 
letztem, als die seltnem, einen Beinamen führten, die erstem 
dagegen schlechtweg Quästoren hiessen. ln der Zeit von Publi- 
cola bis 447 v. dir. gab es ebenfalls zwei Arten Quästoren, 
ebenfalls die einen, nämlich die alten küniglichen, regelmässige 
Beamten, die andern die gelegentlich gewählten Schatzquä.storen. 
Es ist sehr glaublich, dass auch in diesem Falle jene nur den 
Namen Quästoren, die.se einen Beinamen hatten, wie Zonaras 
angiebt. Welches dieser Beiname war, sagt derselbe nicht. 
Man pflegt sie jetzt qnaestores aerarü zu nennen; aber ohne 
einen alten Gewähr.smann und der Beiname, so sehr er für die 
regelmässigen Quästoren der spätem Republik passend ist, war 
für die Publicolas nicht recht geeignet. Denn, wie das Beispiel der 
für das Leichenbegängniss von .Menenius Agrippa gewählten") 
beweist, standen sie zuweilen im Gegensatz zu dem Staatsschatz. 
Wahrsidieiulich wurde das besondere Geschäft, zu dem sie er- 
wählt waren, im Dativ hinzugesetzt. „Wiederum in späterer 
Zeit, fährt Zonaras foif , d. h. 447 v. Chr., wurden die Gerichte 
Andern anvertraut”, jene alte, zuerst künigliche, dann consula- 
rische, mit den Gerichten beschäftigte Quästur hörte auf; „jene 
aber, d. h. Publicolas Quästoren , waren Verwalter des Schatzes”, 
wurden ein stehendes Amt und pflanzten sich zu den allbekann- 
ten Quästoren der spätem Republik fort. Die quaestores parri- 
cidii erwähnt somit Zonaras nicht.^'’) 

Unsere Untersuchung über die Quästoren ist umfangreich 
geworden und hat sich weit über die Grenzen der Königszeit 
ausgedehnt. Aber sie war nothweudig bei der Meinungsverschie- 
denheit der Gelehrten mul der Neigung unserer Zeit , die Ueber- 
lieferung, ohne auf ihre genaue Erklärang eiuzugehen, leichthin 


a) S. oben S. 67 ^Vum. 38. 
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als nicht glaubwürdig zu verwerfen. Wir fa.sseu die Haupter- 
gebnisse kurz zusammen. Sclion die ersten beiden Könige, Ro- 
mulus und Numa, erwählten als Gehülfen in ihrem Richteramte 
zuweilen zwei Beamte imter einem uns niclit bekannten Namen. 
Tullus Hostilius scliuf daraus ein stehendes Amt unter dem 
Namen Quästoren, dessen Dauer indessen nicht jährlich war, 
sondern nach dem Belieben der Könige beendet wurde: die Quä- 
storen erwählte der König, Hess sie aber daun durch ein Curiat- 
gesetz von der Volksversammlung bestätigen. Die Consuln nach 
Vertreibung der Könige wälilten sich ebenfalls Quästoren und 
Hessen sie bestätigen: ausser einer ausgedehnteren Wirksamkeit 
als Richter war der einzige Unterschied gegen fi-üher, dass die 
Quästoren, wie die Consuln selbst, jährlich wechselten. Daneben 
entstamleu durch Publicola im ersten Jahre der Republik andere 
Quästoren, als Beamte für öffentliche Gelder und Güter: sie 
wurden ausserordentlich vom Volke für bestimmte Bedüiftisse 
erwälilt und liatten von denselben wahrscheinlich einen Beinamen : 
ihr Amt war weder jährlich noch dauernd. So gingen diese 
beiden Aemter, das eine ein ordentliches, das andere ein ausser- 
ordentliches, neben einander fort bis zur Einsetzung der Zehn- 
männer, welche für tüe Abfassmig von schriftlichen Gesetzen 
ernannt wurden. Mit ilineii hörten bekaimtlicli alle andern Aem- 
ter auf, also auch beule Arten von Quästoren. Nach deren Ab- 
setzung und Bestrafung wurde zwar die alte Verfassung wieder 
hergestellt, aber docli die Gewalt der Consuln, namentlich die 
richterliche, selir beschränkt. Damit hörte das Bedürfniss zu 
Quästoren , als richterlichen Gehülfen der Consuln , auf und dies 
Amt wimle nicht wieder hergesteUt. Dagegen die Schatzquästur 
wurde ein ordentliches Amt: jährlich wurden vom Jahre 447 v. 
Chr. an vom Volke zwei Gehülfen für die Consuln im Kriege 
erw'äldt, w’elche, weil kein Amt gleichen Namens neben ihnen 
bestand, fortan nur quaestorea hiesseu. Für die Gerichtsbarkeit 
des Volkes aber wiuden von demselben Zeitpunkte an ausser- 
ordentlich für einzelne Fälle quaestorea parricidii erwählt: wir 
werden später über sie ausführlicher zu sprechen haben. Im 
Jahre 402 v. Chr. wurde die Zahl der Schatzquästoren verdop- 
pelt und sie verblieben am Ende, da die quaestorea parricidii 
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allmälig eiugingeu, die einzigen Beamten ihres Namens im 
Staate, nur dass derselbe noi li als Gesehäftsname auf die Vor- 
steher der Gesfhworengerichte augewendet wurde. 

Aus dieser Darstellung ergiebt sich unsere Stellung zu den 
Zeugnissen der alten Schriftsteller über die Quästoren: wir er- 
kennen sie .selbst bis in die Einzelheiten als richtig und wohl 
begründet an. Auch Tacitus in seiner Geschichte der Quiustur 
ist genügend erklärt. Er konnte mit vollem Rechte die Quä.stur 
als stehendes Amt von den Königen bis zu seiner Zeit fortfülu-en, 
ohne auf die Verschiedenheit der AmtspHichten , welche mit der- 
selben vor und nach 447 v. dir. verbunden waren, Rücksicht 
zu nehmen. Er wusste, welche Veränderungen mit allen repu- 
blicunischen Aeintern im Laufe der Zeit, besonders durch den 
Uebergang zur Monarchie, nicht nur in Bezug auf ihre Wichtig- 
heit, sondern auch in der Art ihrer Aintsthätigkeit vorgegangen 
waren, und namentlich hatte die Quästnr solchen Wechsel er- 
fahren. Dennoch fiel es keinem Römer ein, die Aemter auch 
der späten Kaiserzeit nicht in unmittelbarem Zusammenhänge 
von denen der frühesten Republik herzuleiten. Aber mit gleichem 
Rechte durften andere, nicht minder zuverlässige Schriftsteller 
die richterliche Quästnr von der Schatzquästur scheiden und für 
diese bald das erste Jahr der Republik, bald die Zeit der Zehn- 
männer, für jene bald die Könige, bald ebenfalls die Zehnmän- 
ner als Anfangspunkt angeben. Es sind verschiedene Gesichts- 
punkte, welche die einzelnen Gewährsmänner wählen: sie zu 
vereinen, nicht den einen oder den andern zu verwerfen ist die 
Aufgabe und diejenige Darstellung ist die richtige, bei welcher 
diese Vereinigung vollständig gelungen ist.^) 


Sechstes Capitel. 

Bemfang an das Volk. Freiwilliges Zugestindniss der Könige. 
Allgemeines TerhAltniss derselben. Art der Entstehung. 

Die üeberlieferung stellt die Römischen Könige als Anfangs 
in jeder Hinsicht unumschränkt hin, lä.sst sie dann freiwillig 
andere Staatsgewalten neben sich schallen und freiwillig an die- 
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selben einzelne Zweige ihrer Gewalt abtreten, jedoch immer so, 
dass den Königen selber die höchste Würde und die Oberhoheit 
über den Staat erhalten bleibt. Romulus gi'üudet den Senat 
und weist ihm bestimmte Befugnisse zu, richtet ihn aber deunoch 
so ein, dass nur der König ihn beruft, ihn befragt, seine Be- 
schlüsse, wenn er sie billigt^ ausführt. Romulus richtet auch 
die Volksversammlung ein. Freiwillig holen von ihr die folgen- 
den Könige die Bestätigung ihrer Wahl ein: freiwillig legen sie 
dem Volke das Recht bei, Gesetze, welche der König vorlegt, 
anzunehmen, über Krieg und Frieden, weun der König fragt, 
zu beschliessen. Aehnlich ist es, wie wir gesehen“), mit der 
richterlichen Gewalt der Könige gegangen. , Sie war unumschränkt; 
aber freiwillig Hessen die Könige ihre richterlichen Gehülfen 
durch das Volk bestätigen, freiwillig schränkten sie durch Ge- 
setze, welche sie gaben, die Freilieit ihrer Urtheile ein, freiwil- 
lig gab Servius Tullius die ganze Civilgerichtsbarkeit auf. Der 
gerechtfertigte Schluss hieraus ist, dass auf gleiche Weise die 
Könige freiwillig die Berufung an die Volksversammlung geschaf- 
fen und dieselbe so eingerichtet haben, dass sie ihrer Würde 
und ihrer Aufsicht über das Recht nichts vergaben. Von dieser 
Berufung an das Volk, der Provocation, ist uns unter den Köni- 
gen nur ein Fall überliefert; aber dieser Fall ist der Ausgangs- 
punkt geworden für die Entwickelung der Provocation, welche 
später in der Republik die höchste Wichtigkeit gewann; es ist 
deshalb eme ausführliche Erörterung nöthig. 

Das Wort provocatio bedeutet die au den Gegner erlassene 
Aufforderung, sich zur Entscheidung des Streites vor einen an- 
dern Richter zu begeben, imterscheidet sich also wesentlich von 
appellatio, der Anrufung eines mit der Macht zum Helfen ver- 
sehenen Richters, den man wegen erlittenen Unrechtes zu Hülfe 
ruft. Es kann daher eine provocatio an alle diejenigen stattfin- 
den, welche die Macht haben ein entscheidendes Urtheil zu er- 
lassen; vorzugsw’eise indessen wird der Ausdruck von der Be- 
rufung au das Volk gebraucht.'*^) Auf ihr berulite in der repu- 
blicanischen Zeit die Freiheit des Römischen Bürgers, sie wird 


a) Vergleiche oben S. 42 flgd. 
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als Srliutz gegen Beamtenwillkfir, als sicherste Gewährleistung 
einer unparteiischen Gerechtigkeit gepriesen. Sie bestand aber 
auch schon zur Zeit der Könige. Dies war früher bei den Ge- 
lehrten bestritten’®); seit man Ciceros Bücher über den Staat 
aufgefunden hat, kann es nicht zweifelhaft sein. Cicero erwähnt 
den Freilieitssinn, der nacli Vertreibung der Könige in Rom ge- 
benscht und den Consul Valerius Publicola theils zu andeni 
Massregeln, ganz besonders aber zu seinem Gesetze über die 
Benifung au das Volk veranlas.st habe : er fährt dann fort: „D;iss 
aber eine Berufung an das Volk auch von den Königen stattge- 
fundeu hat, beweisen ilie priesterlichen Schriften, deuten auch 
die der Augurn an”.*) Wir kennen die von Cicero angeführten 
Quellen nicht genauer, aber walirscheinlich handelten die prie- 
sterliclien Si'hriften von der Berufung an das Volk, weil sie über- 
haupt das alte Gerichtsverfahren darstellten, und die Augural- 
bücher berührten .sie, weil sie über die Auspicieu der Volksver- 
sammlungen, in denen Berufiuigen vorkamen, handelten. Einen 
Grund, Ciceros Nacliriclit zu lM?zweifeln, giebt es nicht. 

Indes.sen kann es des.sen Meinung niclit sein, die Berufung 
au das Volk habe uider den Königen demselben Umfang und die- 
selbe Bedeutung gehabt, wie später in der Republik. Seine 
Worte: „auch von den Königen habe es Berufung an das Volk 
gegeben” besagen nur , die Provocation in der König.szeit sei ge- 
wissennasseu der spätem ähidich gewesen , ihr Ursprung sei von 
jener Zeit herzuleiten: er bemerkt dies als eine Merkwürdigkeit 
mit einer Art von VeiANundernng und hält es für nöthig, seine 
Bemerkung durch Anführung von Urkunden zu begründen. 
Dass die spätere Berufung au das Volk unter den Königen noch 
nicht bestand, geht aus andern Zeugnissen deutlich hervor. 
Pomponius sagt nach Erwähnung der ersten Consuln: „damit sie 
niclit durchweg eine königliche Maclit für .sich in Anspruch neh- 
men möchten, bestimmte mau durch ein Gesetz, dass von ihnen 


a) Gic. de i-ep. Jl, 31, 54 Provocatiouem auteni ctiaiu a regibus fuisse 
declaraiit poiitificii libri, »igiiificant iiostri ctiain aujipiralcs. Au.s dieser 
Stelle wiederholt Seneca epist. 108 diese Bemorkuntt, fügt auch die gleiche 
Ansicht anderer Alterthumsfoi'scher hinzu. 
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Berufung stattfinden sollte und dass sie gegen das caput eines 
Römischen Bürgers nicht oline Befehl des Volkes verfahren durf- 
ten.’’*) Also die consularische und die königliclie Macht unter- 
schieden sich dadurch, dass von jener Berufung an das Volk 
stattfand, von dieser niclit. Will man diese Nachriclit mit der 
Ci(*eros vereinen, so muss die Berufung von den Königen der 
Art gewesen sein, dass ihre Macht dadurch nicht eingeschränkt 
wurde. AVie durch die königlichen Gesetze keine unbedingte Be- 
schränkung der Könige'’), sondern nur eine festgesetzte Norm für ihre 
Entscheidungen eintrat , ebenso muss es mit der Berufung an das 
Volk gewesen sein. Dannt stimmt auch die üeberlieferung über 
die Dictatur. Man beabsiclitigte damit eine der königlichen gleiche 
Gewalt zu schaffen'), und der Grund, weslialb man sie schaffen 
wollte, war, wie Dionysius sagt, das VaJerische Gesetz über die 
Berufung an das Volk, wodurch die Macht der Cousuln ge- 
schwächt und zur Entfaltung von Kraft nach innen und aussen 
unfällig gemaclit wurde. '*) Also 'der Dictator wurde von diesem 
Gesetze befreit; er konnte urfheilen imd tödten, in der Stadt 
und im Felde, den höchsten wie den niedrigsten Bürger: Nie- 
mand durfte ilm anklagen, ihm Widerstand leisten, selbst nicht 
die Volkstribunen. Es gab von ihm keine Berufung und durch 
diese Befugniss stand er den Königen gleich.®) Als äusseres 


a) Pompon, de orig. iur. (Dig. I, 2) §. 16 Exactis deinde regibus con- 
sules constituti sunt duo, penes qaos suinnium ins uti esset, lege rogatuin 
est, — qui tarnen ne ])er oinnia regiam potestatein sibi vindieareut, lege 
lata factum est, ut ab eis provocatio esset neve posseut in caput ci\is 
Romani animadvertere iniussu iwpuli. 

b) S. oben S. 23. 

c) Cic. de rep. II, 31, 56 .\tque bis temporibus dictator etiam est in- 
stitutos — T. Larcius novumquc id genus imperii Visum est et proximum 
similitudini regiae. 

d) Dionys. V, 70 TaS’dvayxdoawa aixrjv (xqv ßou).V(v) ^tcI xij) xaxaWaai 
TÄv Tupavvixov itöltpov aütlalpETOV unaptivat tupavviSa . noXXä fiiv xal äXXa 

UTtEp äiiavia Ü 6 xuptuäEi: ivÄ? tAv Onanuv llonKoo OiaXspiou, 

■coO xXrjftivTOS IhyitXixdXa, vi!|io{. nEpt ou xax’ «py/»« f'fr/V, 5xt xä{ xAv ü- 
icdxiuv yvApia; dxjpoo: EnotTjas, piq xipKupEloftai 'Piujxaöov xivä npo 8(x»j{ 
Inixp^ij/a: o. s. w. 

e) Man sehe die längen' Stelle bei Zon. VII, 13, wo die Aehnlichkeit 
mit der königlichen Macht genau angegeben und die Befnguisse des Dicta- 
tors aufgezählt werden. 

6 
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Zeichen dieser obersten, unbeschränkten Gerichtsbarkeit hatte 
der Dictator die Beile der Fasces in der Stadt. Danacli muss 
man annehmen, dass es unter den Königen keine Berufung an 
das Volk gab: soll es sie dennocli gegeben liaben, so muss sie 
anderer Art als unter der Republik, muss so gewesen sein, dass 
sie die richterliclie Macht der Könige nicht beschränkte.'*^) 

Also eine irrige Annahme ist es, die Berufung an das Volk 
liabe vom Anbeginn des Staates eines der Grundrechte der Rö- 
mis<-heu Bürgerschaft gebildet.'***) Sie widerspricht den eben 
angeführten Zeugnissen, welche ausdrücklich eine Berufung von 
den Königen in Abrede stellen, und zwar nicht gelegentlich, 
sondern in einer nur zu diesem Zweck angestellten Untersuchung: 
Zeugnisse, die, wenn nicht jene Aeusserung Ciceros vorhanden 
wäre, hinreichen würden, die Berufung an das Volk unter den 
Königen zu läugnen. Jene Annahme widerspricht aber auch der 
gesummten Ueberlieferung über die Königszeit; denn diese kennt 
weder unter den Befugnissen der Volksversammlung das Recht., 
auf Berufung zu entscheiden, nocli bei der königlichen Macht 
eine Be.schränkung derselben durch die Erlaubniss der Berufung.*) 
Endlich stellt es durch die bestimmten Zeugnisse von Dionysius, 
Cicero und Livius**) fest, dass unter Tullus Ho.stilius zuerst die 
Volksversammlung in einem Gericlite über Leben und Tod ent- 
schieden hat. Also von einem Grundrechte des Römischen Vol- 
kes kann nicht die Rede sein: unter Romulus und Nmna hat es 
keine Benifung an das Volk irgend einer Art gegeben, von Tul- 
lus an bis zur Einfüliruug der Republik konnte es nur eine 
solche geben, welche die Gewalt der Könige nicht beeinträchtigte. 

Es entsteht die Frage, wie diejenigen Fälle, in denen Be- 
rufung an das Volk stattfand , von denen gesondert werden konn- 
ten , in welchen sie niclit erlaubt war. Man könnte die Grenzen • 
auuelimeu nach der Verschiedenheit der Gewalten, welche die 


a) Man sehe die cla»si.sihe Stelle von Dionys. II, 14 über die Befug- 
nisse der drei Staatsgewalten, des Kiinigs, des Senates, der Volksver- 
saiuniliing. 

b) Dionys. 111, 22, wcleho Stelle wir später anführen wei-den; ebenso 
Liv. Vlll, 33. Oie. p. Mil. 3, 7 ln qua tandem lu'be hoe horaines stultissiuii 
disputant? Nenipe in ea, quae priinuui iudiciuiu de capite vidit F. lloratii. 
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Könige in sich vereinten. Denn.z. ß. die Kriegsgewalt war 
frei von aller Berufung und ist es, so lange der Staat bestand, 
immer geblieben. Die Könige hatten aber nicht nur richterliche, 
sondern auch Zwangsgewalt, vermöge deren sie ihren Befelilen 
Geliorsam verschafften. Zwar werden diese Gewidten nach Römi- 
scher Anschauung sonst nicht getrennt, nehmen wir indessen 
diese Unterscheidung an. Die Zwangsgewalt wird, wenn auch 
immerliin mit einem Beiratli, deimoch freier geübt und kann eher 
zu Willküiiichkeiten Anlass geben als die richterliche, die nicht 
nur an einen Beirath und feste Formen gebunden ist, sondern 
auch Anklage, Vertheidigung, Abhörung von Zeugen, endlich 
Beobachtung der für jedes Verbrechen herkömmlichen Gesetze 
voraussetzt. Dennoch darf man sich nicht die Berufung an das 
Volk bei jener gestattet, bei :dieser nicht gestattet denken. Denn 
das einzige durch Ueberlieferung auf uns gekommene Beispiel 
findet sich gerade bei der richterlichen Gewalt der Könige. Fer- 
ner Livius erzählt zum Jahre 494 v. Chr. von der Widersetz- 
lichkeit der Plebs, welclie sich Kriegsdienste zu thun weigerte. 
Den Grund der Widersetzliclikeit findet in der darauf folgenden 
Senatssitzung der füi' Strenge stimmende Patricier Appius Clau- 
dius in der Berufung an das Volk:*) die Consuln könnten nicht 
mehr strafen, sondern nur drohen. Es wird, um diesem Un- 
gehorsam abzuhelfen, ein Dictator erwählt, dessen Gewalt der 
Provocation nicht unterworfen mid die alte königliche war. Hier- 
aus ergiebt sich mittelbar, dass die Könige in ihrer Zwangsge- 
walt nicht durch Berufiuig an das Volk bescliränkt waren. Aus- 
drücklicher noch lässt dies Dionysius'’) denselben Appius sagen. 
Hieraus muss mau den Schluss ziehen, dass es bei der Einführung 
der Provocation unter den Königen niclit auf Bescliränkung etwaiger 


a) Liv. II, 29 lässt ihn so s[)rech(Mi: Id adoo maluni cx provocatiouo 
natura. Quippe rainas esse eonsiilura, non iinpcriuin, ubi ad eos, ([ui raia 
pecoaverint, provocare lieeat. Ajtedum, iuqiiit, dictatorem, a i)Uo provo- 
eatio non est, cre<‘rau8. — Pulset tum mihi lictorem, qui seiet, ins de tergo 
vitaque sua penes ununi illum esse, cuius maiestatem violarit. 

b) Diouys. VI, 24 Kot yop vüv — T.ifa toü (itxpto’j Tpucpiüoi — tiöv it 

•zi atüpto tipuupiüv , of{ ixoXäüo'no uit’ outiüv , inözt ptq unr^peti^- 

«idv Ti Ttüv IraxoTTOptviov , iXfidcpoi ftyoviiTts. 

6 * 
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AVillkür ankaiu*®) und ferner, dass dieselbe, da sie überhaupt 
die königliclie Gewalt nicht mindern sollte, nur bei dem Riclr 
teramte gestattet war. 

Von den Privatstreitigkeiten der Bürger unter einander 
kann nicht die Rede sein ; denn über solche hat das Volk nie 
entschieden. Aber auch nicht in allen strafrechtlichen Processen 
konnte es zum Richten berufen werden. Soll man nun unter 
diesen einen Unterschied atmehmen nach der Verschiedenheit der 
Strafen, so dass geringere Strafen ohne Berufung an das Volk 
gewesen wären, Lehensstrafen aber derselben unterlegen hätten? 
oder nach der Verschiedenheit der Verbrechen, so dass, um 
neuere Begriffe auzuwenden, gemeine Verbrechen nicht vor das 
V'^olk kamen, solche aber, die sich auf die Sicherheit des Königs 
oder Staates bezogen, durch Provocation entschieden wurden? 
Es konnte im Interesse des Staates liegen, selbst der König 
konnte der Unparteilichkeit halber wünschen, da.ss öffentliche 
oder, so zu sagen, politische Verbrechen vor das Volk gebracht 
wurden. Dennoch würde dies dem Römischen Geiste wider- 
sprechen: auch später unter der Republik ist ein solcher Unter- 
schied der Verbrechen nie thatsächlich hervorgetreten. Der 
König, wissen wir, entschied über die schwersten und über po- 
litische Verbrechen selbständig, ohne seine Befugnisse zu über- 
schreiten. Von Tarquinius dem Uebermüthigen berichtet Livius, *) 
er hätte Entscheidungen über todeswiirdige Verbrechen für sich 
allein, ohne Beirath, gefällt und auf diese Weise nicht nur Ver- 
dächtige oder offenbare Widersacher, sondern auch Wohlhabende, 
deren Güter er dann eiuzog, tödten, m die Verbannung jagen, 
ilmer Habe berauben können. Hier handelt es sich um Ver- 
brechen ^egeu König und Staat, und die Ueberlieferung tadelte, 
dass der König über sie allein geurtheilt, nicht dass er die von 
ihnen eingelegte Berufung an das Volk unbeachtet gelassen hätte. 

Noch eine andere Erwägung muss man anstelleu. Die Be- 
rufung fand au das Volk statt, das Volk aber kann sich nach 


a) Liv. 1, 49 cogiiitioncs capitalium rerum sine ronsiliis per se soliis exer- 
cebat perque eaui causam occideie, in exiliiim agcre, bouis multare poterat 
non suspectos modo aut invisos, sed unde niliil aliud quam praedam spe- 
rare posset. 
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feststehender Römischer Sitte nicht anders versammeln, nicht 
anders irgend eine Entscheidung fassen als unter Vorsitz eines 
Beamten. In der Köhigszeit Avar dies der König selbst, dann 
der t7-ibunus celerian, der indess mit der Gerichtsbarkeit wenig 
zu seliaffen hat. Die Quästoren haben in republicanischer Zeit 
allerdings die Befugniss, eine Volksversammlung zu berufen, zu 
dem Zwecke, um über Gerichtssachen absti mm en zu lassen: dass 
sie dieselbe aber unter den Königen gehabt, ist nicht bezeugt, 
auch nicht wahrscheinlich. Mmi müsste sonst eine regelmässige 
und ausgedf-hnte Berufung an das Volk annehmen, die es unmöglich 
gegeben haben kann. Indessen selbst wenn die Quästoren das 
Recht einer richterlichen Volksversammlung liatten, so standen 
sie doch in Abhängigkeit von den Königen imd konnten es nur 
imter Zustimmmig und mit Erlaubniss derselben ausüben. So 
kommt man immer wieder auf die Erlaubuiss des Königs zurück. 
Von ihr allein, ohne üntenschied der Processe, hing es ab, ob 
und wann eine Berufung an das Volk eintreten sollte. Tarqui- 
nius der Uebermüthige wird sie schw'erlich zugelassen haben und 
konnte dennoch deshalb nicht einmal getadelt werden. Zu die- 
ser Ansicht über die Provocation unter den Königen sind auch 
die meisten der neuem Gelehrten gelangt:“) nur einige, w'elche 
überhaupt der königlichen Macht in einem Wahlreiche eine ge- 
ringe Ausdehnung zuschreiben zu dürfen glaubten, haben durch- 
gängige Berufung an das Volk als mit derselben verträglich an- 
gesehen. 

Nach dieser von uns entwickelten und durch die Zeugnisse 
der Schriftsteller beglaubigten Anschauung von der Provocation 
unter den Königen wird die früher *) angeführte Stelle von Ci- 
cero etwas anders aufzufassen sein, als man nach den Worten zu 
thun geneigt ist. Er sagt „es gab Berufung auch von den Kö- 
nigen.“ Das kann nicht heissen, zuerst hätten die Könige ihr 
Urtheil gesprochen und dann hätte es den Verurtheilten freige- 
standen, von diesem Urtheil Berufung an das Volk einzulegen. 
Da es in dem freien Willen des Königs stand, ob er die Beru- 
fung gestatten wollte oder nicht, so konnte derselbe ein solches 


a) S. oben S. 80 Note a. 
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Verfahren, durch welches seine Macht sehr eingeschränkt wurde, 
nicht zulassen. Ja, es war sogar an sicli unausführbar. Ange- 
nommen, der König hätte zuerst entschieden, dann liätte die 
Volksversammlung das Endurtheil abgeben sollen. Sie musste 
dazu von einem Beamten berufen und geleitet werden , d. h. vom 
Könige selbst; denn ein von diesem ernannter Beamter konnte 
doch nicht über seinen Oberen, konnte in keinem Falle selbst- 
ständig urtheilen. Der Vorsitzende einer Volksversammlung aber 
hat die ausgedehntesten Befugnisse, nicht nur in Bezug auf die 
Ansetzung des Tennines, sondern auch auf die ganze Fülirung 
des Frocesses: er spricht endlich selber das l’rtheil. Welchen 
Sinn hätte es nun gehabt, wenn bei der Berufung an das Volk 
der König über den König als ersten Ricliter geurtheilt hätte? 
Ein solches Verhältniss war unmöglich mal findet sich auch nicht 
in dem uns durch genaue Ueberlieferung l)ekannteu einzigen 
Beispiele einer Berufung an das Volk unter den Königen. Ci- 
cero hat idso seinen Ausdnick „Berufung von den Königen“ 
eben so gebrauclit, wie man in der Republik von einer Beru- 
fung von den Consuln sprach: worin ebenfalls nicht lag, dass 
zuerst der Cousul und dann nach ihm das V"olk geurtheilt hätte. 
Demnach geht der Berufung nicht ein richterliches Urtheil vor- 
aus und sie hat niclit zum Zweck die Einrichtung einer zweiten 
Instanz. Unmittelbare Rechtspflege wird durch sie geübt und 
die ganze Idee einer .Uuffindung des Rechtes durch mehrere auf 
einander folgende und über einander stehende Processe ist dem 
Römischen Königthum fremd. 

Man hat gesagt, die Erlaubniss zur Provocation sei von den 
Königen gewährt worden, wo es sich um Begna<ligung gehan- 
delt hätte: wenn das strenge Recht die Verurtheilung des Ange- 
klagten verlangte, aber Milderungsgründe Vorlagen, dann hätte 
der König diesen Weg, um Begnadigimg eintreten zu lassen, 
gewählt.^’) Gegen diese Ansicht ist eingewendet worden, eine 
solche Form der Begnadigung wäre zu weitläuftig mid, wenn 
der König wirklich so grosse Macht besass, unnütz gewesen. 
Man kann auch entgegnen, in republicani scher Zeit sei die Pro- 
vocation ein Schutzmittel gegen Beamtenwillkür, unmöglich könne 
sie unter den Königen eine Form der Begnadigung gewesen sein, 
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und ferner, die ganze Idee einer Begnadigung in Fällen, wo die 
Entscheidung zwisclien Recht u?id Billigkeit schwanke, sei dem 
altrömischen Staate fremd, sei viel spätem Rechtsbegiiffen ent- 
nommen. Erst unter den Römischen Kaisern bildete sich all- 
mälig die Idee von der Nuthwendigkeit einer Ausgleichung zwi- 
schen Recht und Gerechtigkeit; unter der Republik gab es eine 
Begnadigung nur als politische Massregel. Statt dessen stand 
es unbezweifelt in der Macht des Richters , wo Milderungs- oder 
Entschuldiguugsgründe sich fanden, Freisprechung eintreten zu 
lassen: an den Buchstaben des Gesetzes war er nicht gebunden. 
Man muss sich vielmehr die Entstehimg der Provocation anders 
erklären. Die Könige hatten dem Volke 'rheilnahme an der 
Gesetzgebung, an der Wahl der Beamten, an der Entscheidung 
über Krieg unrl Frieden gewährt: es lag nahe, dasselbe auch bei 
der Aburtheilung schwieriger Rechtsfölle heranzuzieheii. Sie tha- 
ten dies im Einklänge mit den Gewohnheiten, welche sie über- 
haupt beim Rechtsprechen beobachteten. Wo sie nicht selb.st 
entscheiden konnten oder mochten , setzten sie Andere als Richter 
ein, sowohl Beanrte als Privatleute : an die letztem hatte Servius 
Tullius die ganze Ci>ilgeiichtsbarkeit abgetreten. Selber indessen 
behielten die Könige die Oberaufsicht über das Recht. Beides, 
die Uebertragmig der Verantwortlichkeit an Andere und die 
Wahrung der eigenen Richterw'ürde, erreichten die Könige da- 
durch, dass sie die Volksversammlung zum Richter bestellten. 
Niemand koimte mit dem, was das ganze Volk beschlossen 
hatte, unzufi-ieden sein und doch bestätigten und verkündeten 
die Könige den Spmch. Auf diese Weise findet die Provoca- 
tion selbst bei imeingeschränkter königlicher Macht ihre passende 
Erklärung: es begreift sich auch, wie sie später, in bestimmten 
Fällen zur Nothwendigkeit erhoben, ein Schutzmittel gegen Be- 
amteuwillkür und ein Hort der Freiheit werden konnte. 
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Siebentes Capitel. 

Proc«88 von P. HoratiQ8. Weitere Bemerkungen Ober die Provocation. 

Der einzige Fall, wo in der Königszeit ßenifung an das 
Volk erwähnt wird, ist der bekannte Pmcess über den Mord von 
P. Horatius, welcher von dem Zweikampfe mit den Ciiriatiern 
im Triumphe zurückkehrend seine Schwester, die über den Tod 
des einen Curiatiers, ihres Bräutigams, trauerte, erzürnt tödtete. 
So oft dieser Process auch von altern und neuern Gelehrten be- 
sprochen worden ist, erscheint es docli nöthig, auf densel- 
ben zurückzukommen, theils um an ihm die Form der Provo- 
cation, wie sie unter den Königen und später bestand, so wie 
den von uns angegebenen ürsi)rung derselben nachzuweisen, 
theils um einige von den gangbaren verschiedene Ansichten vor- 
zutrageu. Etliches hiebei hergebrachte werden wir übergehen, 
z. B. die Entw ickelung des Begriffs der perdueüio. Sie ist nicht 
wesentlich für die Erkenntiiiss des richterlichen Verfahrens in 
der Volksversammlung und wird später eine andere Stelle 
findenA^) 

Unter den Quellen der Erzählung hat geringe Bedeutimg 
die kurze Erwälmung bei Valerius Maximus,”) in der man einem 
nur vom moralischen Standpunkte aus gemachten Auszug er- 
kennt: die Angabe, Horatius sei vom Könige verurtheilt worden, 
habe sich aber dann an das Volk gewendet und sei von ihm 
freigespriKhen worden , stellt sogar mit der Möglichkeit und den 
Zeugnissen der ausführlicher berichtenden Schriftsteller in 
Widerspruch. Sie beruht neben dem Strelien nach Kürze auf dem 
früher'’) erwähnten Sprachgebrauche , der, trotzdem dass kein 
Urtheil des Königs vorangegangen war, doch von einer Provo- 
cation von dem Könige spricht. Einige Ausbeute schätzens- 


a) Val. Max. VllI, 1, 1 M. Horatius inteifectae sororis criminc a Tullo 
rege (lamiiatus ad populmn provocato iudicio absolutus est. Auch Flor. 1, 
3, 5; auct. de vir. ill. 4 sind nicht zu berücksichtigen, 
b; S. oben S. 85. 
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werther Bemerkungen bietet Festus dar.*) Er berichtet nämlich 
erstens, der Mörder Horatius sei von seinem Vater freigesprochen 
worden. Dass dieser ein förmliclies Gericlit über seinen Sohn 
gehalten, sagt Festus nicht: die Freisprechung konnte in der 
blossen Erklärung, dass er ihn für unschuldig halte, bestehen, 
auch in der Weigerung, ein Familiengericht über ihn zu halten 
oder als Ankläger vor einem andern Gerichte gegen ilin aufzu- 
treten. Zweitens, Horatius sei von Zweimännern wegen Ver- 
wandtenmordes angeklagt worden und endlich, von ihnen ver- 
nrtheilt habe er Berufung an das Volk eingelegt und sei nach 
dessen Entscheidung Sieger geblieben. Alle diese Einzelheiten 
werden sich als vollkommen richtig erweisen: nur in einem 
Punkte scheint der Ausdruck nicht genau zu sein. Festus sagt, 
Horatius sei wegen Venvamltenmord , d. h. in diesem Falle we- 
gen Schwesternmord, angeklagt worden, und die Lateinischen 
Worte, genau grammati.sch erklärt, besagen, dass die .Anklage 
darauf gelautet habe. AVir werden aber später aus einem aus- 
führlichen Zeugnisse erfahren, dass die Anklage, wenngleich sie 
in Folge des Schwesterumordes geschah, dennoch selbst auf 
perduellio gerichtet w'ar. Daiin muss man nicht eine Abweichung 
der Ueberliefening und somit einen Irrthum von Festus finden, 
sondern eben nur einen ungenauen Ausdruck von ihm, indem 
er die Veranlassung der Anklage statt der wirklichen Anklage 
nannte, eine üugenauigkeit, die auch sonst, wo nicht mit juristi- 
scher Schärfe gesprochen wird, öfters vorkommt. Merkwürdig 
ist eine gelegentliche Aeusserung von Livius,'’) der den alten 
M. Fabius zum Dictator L. Papirius Cursor, welcher seinen Sohn 
Q. F'abius, damals magister eqiätum, wegen Ungehorsams stra- 
fen wollte, sagen lässt: „ich rufe die Volkstribunen zu Hülfe 
und berufe mich auf das Volk: ich will sehen, ob du der Be- 


a) Festus s. v. sororium tigillum p. 297 Hoj-atius intcrfecit sororem, et 
quamquam a {mtre absolutns sceleris erat, accusatus tarnen parricidii apud 
Ilviros damnatusque provocavit ad populura, cuius iudicio victor cet. 

b) Liv. Vin, 33 tribunos plebis appello et provoco ad populum eum- 
que tibi fugienti e.vercitus tni , fugiciiti senatus iudicium iudicem fero, 
qui certc unus plus quam tua dictatura potest polletque. Videro cessurusne 
provocatioiii si.s, ciii rox Honianus Tullus Hostilius cessit. 
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rufong an dasselbe nacligeben wirst, welcher Tullus Hostiliiis, 
der Römische König, uacligegeben hat".“) Es ist kein Zweifel, 
dass diese iVorte sich auf den Proeess von Horatins beziehen. 
AVie bei ihm der Vater seinen Solin vom Verbrechen des Schwestern- 
inordes freispricht, so spricht hier der alte Fabius seinen Sohn, 
den Keitero bersten, wegen seines. Ungehorsams gegen den Dicta- 
tor frei: dort und hier tritt das Volk für den Strafbaren ein, 
dort durch wirklich ihm übertragenes Kichteramt, hier durch 
Mitgefühl, das in» Nothfalle sich aucli thätig äussem würde; 
dort ist der Strafende der König, hier der Dictator. 

Ausführliche Erzählungen über lloratius’ Proeess haben wir 
von Dionysius") und Uivius’’); aber die ,\u.sführlichkeit ist bei 
dem einen verschieden von der iles andern. Dionysius führt den 
AViderstreit der Empliudungen und Meinungen rhetorisch aus und 
ist also weitläuftig in den Dingen, die unser lnteres.se hier we- 
niger Ix^rühren; Livius erzählt kurz, alter gerade in den Haupt- 
sachen juristisch genau. Im Uebrigen ist die Ueberlieferung bei 
beiden dieselbe und war somit wahrst^heinlich im ganzen Alter- 
thum einstimmig. Man kann vier Theile des Processes unterschei- 
den, erstens die Einleitung desselben, zweitens die Vorunter- 
suchung diu'ch den König, drittens die eigentlich richterlichen 
\"erhandlungeu im A'olksgericht, viertens endlich die Ausführung 
des gefällten Spruches. Ueber die Einleitung des Processes sagt 
Dionysius , einige angesehene Bürger hätteu den jimgeu Horatius 
des Mordes angeklagt und ihn au die Gerichtsstätte zum Könige 
gebracht, wo der Vater ihn vertheidigte. Die Anklage stützt 


a) Dionys. 111, 21. 

b) Liv. 1, 26. Die ganze Stelle lautet so: Tarnen raptus in ius ad 
regem. Rex ne ipse tarn tristis ingrati()ue ad viilgus iudicii ac secundum 
iudicium supplicii auctor esset,, concilio [wpuli advocato, llviros, inquit, 
qui Horatio perduellionem iudieent secundum legem, facio. Lex horrendi 
carminis erat; llviri perduellionem iudiceuL Si a Ilviris provocarit, pro- 
vocatione certato ; si vineout, caput obuubito, infelici arbore reste suspendito, 
verberato vel intra pomoehuin vel extra pomoerium. Hac lege llviri creati, 
qui se absolvere non rebantur ca lege ne innoxium quidem possc, cum 
condemnassent, tum alter ex bis, P. Horati, tibi perduellionem iudico, 
inquit. I, lietor, colliga manus. Aeeesserat lictor iniieiebatque laqueum. Tum 
Horatius auetore Tullo, demente legis interprete, provoco, inquit. Ita de 
provocatione certatura ad populum est. 
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sich hauptsächlich auf den religiösen Grund, dass die Nichtbe- 
strafung eines Mordes Unheil über den Staat bringe. LiviuS 
sagt über diesen Tlieil des Processes nur: „er wurde vor Gericht 
zum Könige geschleppt”, die Ankläger nennt er nicht; aber 
dass es nicht der Vater war, ergiebt sich aus dem Folgenden. 
Beide Schriftsteller stimmen also in ihrer Erzählung überein : 
sie setzen voraus, dass der Einleitung des öffentlichen Processes 
ein häusliches Gericht des Vaters vorausgegangen sei, wenn 
auch nicht förmlich, doch wenigstens in so fern, als dieser sich 
weigerte den Sohn zu bestrafen. Und dies war nach Römischer 
Sitte natürlich, da beide, Sohn und Tochter, in der väterlichen 
Gewalt gewesen waren. 

Ueber die Voruntersuchung beim Könige schreibt Dionysius, *) 
der König sei in Verlegenheit gewesen über die Entscheidung. 
Jener religiöse Grand hielt ihn von der Freisprechung, die Ver- 
dienste des Angeklagten von seiner Verurtheilung ab. Er überlässt 
also die Entscheidung dem Volke. Livius dagegen giebt als 
Grund, weshalb der König nicht selbst urtheilt, an, derselbe 
habe nicht Urheber eines so traurigen und beim Volke unbelieb- 
ten Urtheiles und nach dem Urtheile der Todesstrafe sein wollen. 
Indessen diese Verschiedenheit in der Erzählung ist unbedeu- 
tend. Wahrscheinlich enthielt die Ueberlieferung nur die That- 
sachen: die Beweggründe des Königs konnten verschieden sein 
und der eine Schriftsteller hob diesen, der andere jenen hervor. 
Beide aber deuten an, dass der König die Befugniss hatte, den 
Process selbständig zu entscheiden: es sind nur die besonderen 
Umstände, welche ihn bewegen, nicht das Endm-theil zu sprechen 
und im Falle der Verurtheilung die Hinrichtung zu vollziehen. 
Dionysius sagt ausdrücklich, der König habe dem Volke das 
Urtheil überlassen: Livius spricht dies nicht aus, deutet es aber 
an, indem er die Art imd AVeise der Ueberlassung schildert: 
beide stimmen also mit der Erklärung überein , welche wir oben ’’) 


a) Dionys. 1. 1. irjyviüv 8t kiiyujv ^r^fttvTiuv Of’ ixattptuv (d. h. den An- 
klägern und dem Vater) noXXi) t 4 v ßastXta xoTeiyev djjiTj-^avta, x( xtXoj 
ÜEvtyxoi rtpl T^c 8(xt){ — djtopoipiEvo? 8t t( yp^jOExai Toi{ Trpctypiaoi xtX»'j- 
xiüv xpdxioxov tivat Sityvu» xtp 8Vj[juu xi)v Btayvojaiv iTiixptTtciv. 

b) S. oben S. 87. 
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von der Ent.stehung der Provocntion und dem Zusammenhänge, 
in dem sie mit der gesammten damaligen Reelitspflege steht, 
gegeben liaben. 

Dieser Zusammeninmg wird nodi deutlicher durch die Art 
und AVeise der Ueb rlassung und das Verfahren vor dem Volks- 
gerichte, das den dritten und wichtigsten Theil des Processes 
bildet. Darüber i.st Dionysius sehr kurz:*) erfand darin keinen 
Stoff zu rhetorischer Darstellung. „Das Volk, sagt er, welches 
damals zuerst einen strafrechtlichen Process über das Leben 
eines Bürgers zu entscheiden hatte, stimmte der Meinung des 
Vaters bei und sprach den Angeklagten vom Morde frei”. Er 
lässt damit vollständig für die Einzelheiten, welche wir durch 
Livius' Erzählung kennen lernen, Raum. .\us beiden indessen, 
aus.Livius und Dionysius , ergiebt .sich, dass der König, ehe es 
zum Volksgericht kam, keinen richterlichen Ausspruch that: eben 
um ihn nicht zu thun, sei es aus politischen oder religiösen 
Gründen, setzte er dasselbe ein und es ist dies ein wichtiges 
Merkmal des Provocationsverfahrens. Es bildet dies keines- 
weges eine zweite Instanz und verlangt nicht den vorausgegan- 
genen Richterspi-uch des Beamten, sondern nur dessen Erklä- 
rung, nicht selbst entscheiden zu wollen oder zu können. AA’ir 
werden hierauf später, wo wir von der Provocation der Republik 
sprechen, zurückkommen. Livius also ist bei der Schilderung 
des Verfahrens, welches vor dem Volke stattfand, sehr genau. 
Der König beruft, als er sich entschlossen hat das Volk zu 
Rathe zu ziehen, die Volksversammlung, d. h. die damals allein 
übliche, die Curiatversammlimg^), und erklärt Zweimänner er- 
wälilen zu w'ollen. Man fragt, wer sie erwählen soll, der König 
oder die Volksversammlung. Allgemein nimmt man jetzt das 
Erste an“); indessen in Livius’ Worten liegt dazu keine Nöthi- 
gung. Denn nach bekanntem Römischen Sprachgebrauch heisst : 
„ich erwähle Zweimänner’’ (facio II viros), von dem gesagt, 
welcher die Volksversammlung leitet, eben so gut: „ich lasse 


a) Dionys. 1. 1. yevdixtvo? 81 ftavoxT,:fiipo’j *p(s»u){ töte TtpÜTOv 6 
'Pujpiaiiuv Srjpkoc xupio; Tijj yvwpii) tou Ttatpö« irpotltfexo xal ditoköei xoü 
<pövou TOv dfvSpa. 
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vom Volke erwählen”, und für diese Auffassung giebt es be- 
stimmte Gründe. Erstlieli enväbnt Livius zuerst die Berufung 
der Volksversammlung und dium enst den Entschluss desKöuigs, 
Zweimänner zu wälileTi. Wollte er sie selbst erwählen, so be- 
durfte es nicht zuvor des Berufens der Comitieii: diese müssen 
also irgend einen Theil an der Erwählung gehabt liaben, wenn- 
gleich dem Könige ohne Zweifel der Vorschlag und die Bestäti- 
gung verblieb. Zweitens heissen die Zweimänner nachher „nach 
diesem Gesetze erwählt”, wo der Ausdruck „erwählt” (creati) 
eine Thätigkeit des Volkes, nicht bloss eine Ernennung durch 
den König andeutet. Drittens wissen wir aus sj)äteni ähnlichen 
Provocationsprocessen , dass die Erwählung durch das Volk, 
nicht durch einen Einzelnen geschehen musste. Von dem Pro- 
cesse von M. Manlius Gapitolinus erzählt Livius:*) „Einige be- 
richten, er sei durch Zweimänner, erwählt um über perduellio 
zu richten , verurtheilt worden.” Hier fehlt zwar eine be.stimmte 
Erwähnung der Volksversammlung, sie wird indessen durch das 
Wort „erwählen” (creare) wahrscheinlich gemacht. Eine aus- 
drückliche Erwähnung findet sich bei dem Process von G. Ra- 
birius. Die Zweimänner , welche ihn richteten , waren vom Prä- 
tor erwählt; aber Dio Cassius'’) sagt, dies sei gegen die väter- 
liche Sitte gewesen, sie hätten vom Volke erwählt werden müssen. 
Auch Cicero') wirft diesen Zweimännem ihre Ernennung durch 
den Prätor vor und doch wäre dieselbe gesetzlich gewesen , wenn 
in Horatius’ Processe der König sie selbst erwählt hätte. Dar- 
nach werden wir also eine Erwählung der Zweimänner durch die 
Curiatcomitien annehmen müssen. 

Man fragt, weshalb der König überhaupt die Vermittelung 
der Zweimänner wählte. Er .beantragte Gesetze beim Volke, 
liess durch dasselbe Beamte wälden und über Krieg und Frie- 


a) Liv. n, 20 Sunt qui per llviros qui de perduellione aiiquirercnt, 
creatos, auctores sint damiiatuni. 

b) Dio Cass. XXXVIII, 27 *aT«i}/rj'^(aavxo «6 toö, «alxoi pq Jtpöt xoü 
8;^pou xaxÄ xdi jtdxpia. iXKä itpö« aOxoö xoü sxpaxTjYOÜ, oöx i^ov, aipcSIvxic. 

c) Cic. p. Rab. 4, 12 bic popularis a Ilviris iniussu vestro non indi- 
cari de eive Rouano , sed indicta causa civem Romanuui capitis coude- 
muari coegit. 
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den entscheiden : es erscheint als das natürlichste, dass er, wenn er 
dasselbe in diesem Falle zu Käthe ziehen wollte, die Sachlage 
vortrug und dann gemäss der Entscheidung durch die Curien 
den Spruch that. Indessen dann hätte er selbst thätig auftreten 
müssen: es lag ihm dann ob, die Zeugen zu verhören, das Ver- 
fahren zu leiten, ein ürtheil vorzuschlagen: er hätte Partei er- 
griffen und wäre die religiösen oder politischen Bedenken nicht 
los geworden. Deshalb beauftragte er das Volk, wie er vermöge 
seiner oberrichterlichen Gewalt jeden Process einem beliebigen 
Richter zuweisen konnte und wie Servius Tullius die Civilpro- 
cesse einzelnen Senatoren zur Entscheidung übertrug. Das Volk 
in seiner Gesammtheit kann keine Untersuchung führen: er 
musste zugleich Organe für dasselbe schäften und dies sind die 
Zweimänner, welche demgemäss auch aus Volkswahl hervor- 
gehen mussten. Von ihnen lässt Livius den König sagen: „ich 
erwähle Zweimänner, welche das Urtheil über perduellio fällen 
sollen nach dem Gesetz”. Was dies für ein Gesetz ist, wird 
nicht hinzugesetzk Man hat es also für ein Gesetz erklärt, das 
zur Zeit, wo der Process von Horatius gefülirt wurde, schon 
bestand.^) Komulus und Numa können nicht dessen Urheber 
gewesen sein; denn Cicero,*) welcher den Inhalt desselben an- 
führt, erklärt, es rühre von ihnen nicht her. Es müsste also 
von Tullus Hostilius und zwar im Anfänge seiner Regiening 
erlassen worden sein. Gegen diese Auffassung erheben sich be- 
deutende Bedenken. Man müsste annehmen, Tullus habe im 
Anfänge seiner Regiening ein Gesetz gegeben über das Perduel- 
liousverbrechen und darin den Fall vorgesehen, dass er nicht 
selbst richten wolle, sondern die Provocation gestatte: er müsste 
die besondern Eigenthümlichkeiten des Processes vorher gesehen 
haben. Von einem solchen Gesetze wissen wir nichts : es be- 
ruht nur auf Vermuthung. Im Gegentheil sprechen die Schriftr 
steller so, als ob bei Horatius’ Verbrechen zuerst die Provoca- 
tion eirunden worden sei. Sodann bedurfte es keines Gesetzes. 


a) Cic. p. Kab. 4, 13 Nainijue haec tua — I, lictor, colliga mauus, 
non modo tiuius libertatis mansuetudinisque non sunt, sed ne Roniuli qui- 
deui aut Nuiiiae Puuipilii. 
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Der König war, wie unzweifelliaft feststeht, der oberste Richter 
und konnte auch über Horatius entscheiden, auch eine Form der 
Entscheidung wählen , wie er sie wollte ; weshalb sollte er also 
für diesen Fall, dessen Möglichkeit er in seiner Hand hatte, ein 
allgemeines Gesetz geben? Es wäre selbst kaum ein Gesetz ge- 
wesen, wenn es geheissen hätte, der König solle, wenn er es 
für gut halte, nicht selbst zu richten, ein bestimmtes Provoca- 
tionsverfahren einschlagen dürfen. Auch Livius selbst wider- 
spricht dieser Auffassung. Als die Zweimänner geuitheilt hat- 
ten, sagt er, „darauf hätte Horatius auf Veranlassung des Kö- 
nigs Tullus, des gnädigen Erklärers des Gesetzes, provocirt” 
Soll hier „auf Veranlassung des Königs Tullus’’ bedeuten „nach 
dem früher gegebenen Gesetze”, so ist eine gnädige Auslegung 
des Gesetzes nicht denkbar. Heisst aber das Letztere, der Kö- 
nig habe das allgemeine Gesetz über Mord gnädig ausgelegt, 
so kann jenes nur bedeuten „wie er für den besondern Fall ge- 
stattet hatte” und dann existirte kein allgemeines Gesetz über 
das Perduellionsverfahren. Demnach ist ein eigentliches, vom 
Könige Tullus Hostilius über die Provocatiou erlassenes, Gesetz 
nicht anzunehmen, sondern, was Livius Gesetz nennt, ist der 
Auftrag, den der König dem von ihm beauftragten Richter giebt. 
So wie im Privatprocesse der Beamte dem Richter den Punkt 
augiebt, auf den er seine Entscheidung zu richten hat, ebenso 
muss der König deu von ihm eingesetzten Criminalrichter die 
Formel, auf welche sein Urtheil gehen soll, vorschreiben und 
das Verfahren, das in diesem Falle ein zusammengesetztes war, 
bestimmen. Dass eine solche Vorschrift Lateinisch Gesetz (lex) 
genannt werden kann, ist kein Zweifel. Von ihr heisst es „sie 
sei in fürchterliche Ausdrücke gefasst” gewesen (horrendi cair- 
minis), was sich auf die in ihr angedrohte Art der Todesstrafe 
bezieht, ferner „mit dieser Vorschrift, dieser Formel seien die 
Zweimänner erwählt worden”; auf sie beziehen sich auch die 
Worte „wie Tullus erlaubt hatte” (auctore TiMo), der in gnä- 
diger Auslegung des allgemeinen Gesetzes über Mord für diesen 
Fall dem Angeklagten die Berufung an das Volk gestattet hatte. 

ln diesem vom Könige gegebenen Aufträge werden die Zwei- 
männer angewiesen , die That des Horatius aus dem Gesichts- 
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punkte der perdueUio zu betrachten. Unzweifelhaft liatte der- 
selbe eingentlieb ein panüddium begangen , als er seine Schwe- 
ster tödtete, ein Verbrechen, das auch schon bei den ältesten 
Römern bekannt war und unter seinem eigentlichen Namen be- 
straft wurde: der König aber heisst die von ihm beauftragten 
Richter entscheiden, ob er als perdmllis gehandelt habe oder 
nicht. Nämlich über die That als parricidium hatte nach Römi- 
schem Brauche zunächst der Vater zu urtheilen : der Thäter war 
sein Sohn, die Getödtete seine Tochter. Der Vater aber hatte 
den Sohn freigesprocheu , wenigstens für nicht strafl)ar erkläid. 
In dieser Beziehmig konnte sich der König damit einverstanden 
erklären. .Aber eine andere Beziehimg war die Frage , ob der 
Thäter nicht durch Ermordung einer Bürgerin ohne vorangegan- 
genes Urtheil sich als perduellU, als Staatsfeind, gezeigt habe 
und als solcher zu bestrafen sei. Diese Frage ging den Staat 
an, sie hatte der König nicht entscheiden wollen, sie sollte jetzt 
von dem Volke beantwortet werden. Leber die Art und Weise, 
wie die Zweimänner sich über den Tbatbestand unterrichten soll- 
ten, w'ar in dem „Gesetze” des Königs nichts enthalten: das 
war ihnen theils selber überlassen, theils durch die damals üb- 
liche Gerichtssitte vorgeschrieben. Livius bemerkt „die Zwei- 
männer hätten Horatius verurtheilt, weil sie geglaubt, nach der 
ihnen gegebenen Formel auch einen Unschuldigen nicht frei- 
sprechen zu dürfen”. Daraus hat man den Sclduss gezogen, die 
Zweimänner hätten überhaupt nur die Befugniss zu verurtheileu, 
nicht auch die, freizu.sp rechen , gehabt.^’) Damit zerstört man 
überhaupt ihren Cliaracter als Richter; denn Richter können 
Beides, freisprechen imd verurtheilen : Untersuchung von ihrer 
Seite wäre sonst unnütz gewesen. Selbst die spätem Beamten, 
welche die Befugniss zu urtheilen, verloren hatten, behielten 
dennoch, weil sie die Voruntersuchung leiteten, die des Frei- 
sprechens. Und auf die durch die Untersuchung der Zweimäu- 
uer ans Licht gebrachten Thatsachen musste sich das Urtheil des 
Volkes gründen, da es selber sonst keine Möglichkeit hatte, sich 
über die Verhältnisse aufeuklären. Also die Thätigkeit der Zwei- 
männer wäre unnütz, die des Volkes unmöglich geworden. Es 
liegt aber in Livius’ Worten nicht der Sinn, welchen die neuem 
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Gelehrten darin gefunden haben. Unsehuldig kann nicht nur 
derjenige heissen , welcher ein Verbrechen nicht begangen hat, 
sondern auch derjenige, welcher, trotzdem er es begangen, den- 
noch schuldlos ist, für den Entschuldigungsgründe sprechen. Die- 
sen, sagt Livius, glaubten die Zweimänner nicht freisprechen zu 
dürfen, weil sie eine Formel für das Process verfahren vom Kö- 
nige erhalten hatten, nach der es dem Verurtheilten frei stand, 
sicli auf das Volk zu berufen. Sie nahmen an, sie selbst sollten 
das strenge Recht wahren, dem Volke sei Berücksichtigung der 
Billigkeit Vorbehalten. Auch in Rabirius’ Process kormten die 
Zweimänner freisprecben. Dio Cassius “) sagt von ihnen, sie 
hätten den Angeklagten verurtheilt, Suetou •’), Caesar als einer 
der Zweimänner hätte in so parteiischer Weise verurtheilt, dass 
dem Verurtheilten bei der Berufung an das Volk nichts so sehr 
genutzt hätte, als das ungerechte Verfahren des Richters. Beide 
Berichte sind unverständlich, wenn es den Zweimännern nur 
fi-eistand zu verurtheilen.^) 

Bei dem Verfaliren vor den Zweimännern führten die An- 
klage eben jene Bürger, welche früher den Angeklagten vor den 
König gebracht hatten, die Vertheidigung der Angeklagte und 
sein Vater. Dies kann man mit höchster Wahrscheinlichkeit 
annelnnen. Im Falle der Verurtheilung standen den Zweimän- 
nern die königlichen Lictoren zu Befehl, um sogleicli die Kreu- 
zigung zu vollziehen. Die Verurtheilung wurde ausgesprochen 
und der Befehl zur Todesstrafe gegeben, als der Verurtheilte 
Berufung an die Volksversammlung einlegte. Vor dieser also 
fanden weitere Verhandlungen statt, es w'urde vor ihr, wie Li- 
vius sich ausdiückt, über die Provocation „gestritten“. Es 
scheint, dass der König die Versammlung leitete. Dies schlies- 
sen wir aus dem Verfaliren, wie es bei dem Process von C. Ra- 
birius stattfand, wo nicht die Zweimänner, sondern der Prätor 
den Vorsitz in den Comitien führte, so wie daraus, dass der 
König bei der Bestätigung des Volksurtheils Bedingungen hin- 


a) Dio Cass. XXXVII, 27. 

b) Suet. Caes. 12 sorto iudex in rcum ductus tarn cupide condemnavit, 
ut ad populuDi provocanti nibil aeque ac iudicis acerbitas profiierit. 
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zufügte. Die Vertheidiger waren dieselben wie bei der ersten 
Verhandlung, wold aueii die .Ankläger, nur dass aueh den Zwei- 
männeni, welche die erste Venirtheilung ausgesprochen, das Wort 
verstattet werden musste. 

Der vierte Theil des Processe.s. die Verhandlungen nach dem 
vom Volke gefällten Urtheilsspruch , wird ausführlicher von Dio- 
nysius") gescliildert: der König sei mit dem Urtheile des Volkes 
um- unter der Bedingung zufrieden gewesen, dass eine öffentliclie 
Sühne des Mordes durcli die Priester veranstaltet würde und 
die.se Sühne wird demnächst beschrieben. Livius'’) drückt sich 
kürzer aus: ,,man befahl dem Vater, den Sohn auf öffentliche 
Kosten zu sühnen,“ wobei er die Mitwirkung des Königs nur 
mittelbar dadurch, dass er die Sühnung auf Staatskosten gesche- 
hen lässt, andeutet. Der König bildet also das Ende des Pro- 
cesses, wie von ihm der .Anfang desselben ausgeht, ein vollgül- 
tiger Beweis, dass die Zweimäimer und das V’olk in seinem 
Aufträge und nach seinen Anweisungen gehandelt hatten, und 
somit trotz gestatteter Berufung an das V'olk des Königs Stel- 
lung als oberster t)der vielmehr einziger Richter im Staate ge- 
wahrt worden war. Er giebt die Erlaubniss zur Provocation und 
bestimmt das dabei zu beobachtende Vei-fahren, er schreibt die 
Formel vor, auf welche das Gericht sein Augenmerk zu rich- 
ten hat, er verordnet im Falle der Venirtheilung im Voraus die 
Strafe, er liestätigt endlich das gefällte .Urtheil und kann an des- 
sen Aufiechthaltung Bedingungen knüpfen. So wenig entwi- 
ckelt war unter den Königen die richterliche Gew'alt des Volkes. 
Dennoch ging von diesen Anfängen dessen spätere. Alles um- 
fassende, GerichtsHiarkeit aus und wer deren Fintwickelung ver- 
folgen wollte, musste bis zu den Königen aufsteigen. 


a) Dionys. 111, 21 ou fir,v o ye ßaaö.eüs «7:oypT,vat ÜTjiXaße voIt ßouXo- 

|iivoi{ Ta T.pit Oeoö« ooia (puXctxTetv tt^v oni av8p(ii-(u-/ cuvTcXcaftcisav t,T:ip 
aÜToO apt'siv, dXXa pL£Ta7:£jj:'}d(jtEV0{ to’jj i£po®a'vTa{ lxü.vjat\ iJiXa'aaaÖai 
ÜEauj T£ -/a'i ialpiovaj. 

b) Liv. 1, 26 Non tnlit populns nec patris lacriraas nec ipsius parem 
in omni pcriculo animuin absolvennitque admirationc inagia virtutis quam 
iuro causae. Itaque ut caedes manifesta aliquo tarnen piaculo lueretur, 
impeiatum ])atri, ut ftlium expiaret pecunia publica. 
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Die Frage, in welchem Verhältniss die in Horatius’ Process 
erwfihuten Zweiniäuner zu den königliclien Quästoren stellen, ist 
durch unsere obige Darstellung entschieden. Jene werden vom 
Volke erwählt, diese von den Königen, jene sind für den einzel- 
nen Fall, diese stellende Beamte, von jenen findet Berufung au 
das Volk, von diesen an den König statt. Ob die Provocation 
an das Volk auch in andern Processen als in denen über j>er- 
duellio geschehen sei, wissen wir nicht durcli die üebei'liefermig, 
welche eben nur dies eine Beispiel aufbewalirt hat ; aber an sich 
ist es wahrscheinlich. Denn war einmal, ohne Beeinträchtigung 
der Könige, eine Fonn gefunden, um das Volk zu richterlicher 
Thätigkcit heranzuzielien und ihm die Verantwortlichkeit für un- 
liebsame Urtheile zuzuschieben, so wird man sie öfter angewen- 
det haben, zumal da das Streben der Könige dahin ging, die 
Rechte des Volkes allmälig zu ervs’eitern. Nur der letzte Tar- 
quinius, der überhaupt die Tyrannei gi-ündete, wird sicherlich 
diese Entwickelung, soweit sie auch fortgeschritten war, gehin- 
dert haben. Von der perduellio aber wissen wir durch \üele 
ims bekannte Fälle, dass sie auch durch eine andere Processform 
vor Gericht gezogen werden konnte. Die von Tullus Hostilius 
eifmidene Form veraltete, die darin festgesetzte Strafe galt für 
barbarisch : es war eine gesuchte Absonderlichkeit, als sie gegen 
G. Rabirius aus uralter Voi-zeit wieder hervorgesucht wurde. 


Achtes Capitel. 

Stellung des Senates zn den Gerichten. Geistliche Gerichtsbarkeit, unter 
den Königen mit der weltlichen vereint. Trennung derselben in der Re- 
poblik. Stellnng des Oberpriesters zn seinem Collegium. AUmälige Un- 
terwerfung der geistlichen Gerichtsbarkeit unter die des Volkes. An- 
wendung der weltlichen Gerichte auf geistliche Verbrechen. 

Wir haben die Theilnahme, welche der Volksversammlung 
au der Gerichtsbai'keit iu königlicher Zeit gewährt wurde , be- 
trachtet: die Frage ist, ob dieselbe auch dem Senate, der dritten 
Gewalt im Staate, zugestanden worden ist. Die Möglichkeit dazu 
ist in der Römischen Gerichtsverfassung gegeben. Der König 
kann das Urtheil, wie er es den Comitien überträgt, so auch 

7 ‘ 
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dem Senate auftrageii: er hat ferner nach alter Sitte als Riehter 
seinen Beiratb, in den er wählen kann, wen er will. Es ist ihm 
also unbenommen, statt einzelner Senatoren, die er in gewöhn- 
lichen Fällen wählt, in besonders wichtigen Processen den ge- 
summten Senat als Beirath zu nehmen. Aber dadurch verliert 
der Senat seinen Character als Senat : er wird gleichsam in seine 
einzelnen Bestandtheile aufgelöst und die einzelnen Mitglieder 
als ein neues (’ollegium zusammengesetzt. Unter den Senatoren 
sind in königlicher Zeit eben so wohl, wie in republicanischer 
bestimmte Rangunterschieile , welche, wenn auch die Stimmen 
sonst gleich viel gelten, doch in der Ordnung des Stimmens her- 
vortreteu: diese Unterschiede fallen in dem königlichen Beirathe 
fort. Der König ferner hält öflFentlich auf dem Markte Gericht, 
die Sitzungen des Senates sind weder öffentlich, noch finden sie 
auf dem Markte statt. Der Senat als solcher kann also nicht 
den richterlichen Beirath des Königs bilden. Er konnte sich bei 
wichtigen Sachen mit dem Senate herathen, welchen Spruch er 
als Richter fällen wollte; aber beim Urtheilssprecheii selbst ver- 
fuhr er auf die herkömmliche Art. So machte cs nach Diony- 
sius •) der König Tullns Hostilius bei der Ven’ätherei des Alba- 
ners Mettus Fufetius. Er versammelte vorher den Senat, berieth, 
nachdem er die Zeugen verhört, mit ihm, wie er den Verräther 
strafen, wie die Strafe ausführen, wie Alba selbst für die Zu- 
kunft unschädlich machen sollte. Nachdem er für alle seine 
Massi-egeln im Voraus die Billigung des Senates erhalten hatte, 
sitzt er (hmn zu Gericht und führt das Besclilossene aus. Ein 
älinliches Verfahren fand in demjenigen Falle statt, den man 
allein für die Verwendung des Senates als richterlicher Behörde 
unter den Königen anführt. Der König Tarquinius war auf 
Anstiften der Söhne von Ancus Marcius durch Hirten getödtet 
worden ; aber man hatte den Tod des Königs verheimlicht und 
Servius Tullius als dessen Stellvertreter die Macht an sich ge- 
rissen. Li\ius *’) berichtet nicht über die Strafe der Mörder, 
von den Anstiftern des Mordes nur, sie seien nach Suessa Po- 


a) Dionys. 111, 26 und 27 und 30. 

b) Liv. 1, 41. 
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metia in die Verbannung gegangen. Zonaras erzählt, ») Servlus 
habe die Mörder vor den Senat geführt : sie seien verurtheilt und 
hingerichtet worden. Aber er sagt damit nicht, sie seien im Se- 
nate verurtheilt worden. Servius mochte im Senate die Sache 
erzählen, aucli die Mörder und andere Zeugen dort vernelimen; 
aber die förmliche Verurtheilung geschah ohne den Senat an or- 
dentlicher Gerichtsstätte. Aus Dionysius' Erzählung ergiebt sich 
über die Mitwirkung des Senates nichts"); im Gegentheil die 
Verurtheilung der Söhne von Ancus Marcius (und auch über sie 
musste, wenn überhaupt eine Verhandlung im Senate stattfand, 
dort gesprochen worden sein) geschah auf dem Markte: sie wur- 
den durch den Herold vor Gericht geladen und als sie nicht 
erschienen, ihre Verbannung als gesetzmässig ausgesprochen, 
ihre Güter eingezogen. 

Also der Senat hatte unter den Königen keinen Theil an 
der richterlichen Gewalt. Aber den Priestern hat man Theil- 
nahme daran zugeschrieben und von geistlichen Gerichten ge- 
sprochen, denen Bestrafung, ja sogar in gewissen Fällen die 
Hinrichtung Römischer Bürger und Bürgerinnen, ohne Zuziehung 
der weltlichen Gerichtsbarkeit, zugestanden hätte. Die Frage ist 
interessant und von den Gelehrten auf verschiedene Weise be- 
antwortet worden: einige haben sie bejaht, andere wenigstens 
für die Königszeit verneint Auch wir müssen sie hier behan- 
deln, wollen aber, um nicht Zusammengehöriges zu trennen, die 
königliche mit der republicanischeu Zeit verbinden und über die 
sogenannte geistliche Gerichtsbarkeit bei den Römern überhaupt 
sprechen. 

Freilich ist dieser Ausdruck, wenn man ihn im heutigen 
Sinne nimmt, nicht passend. Denn es hat in Rom niemals, was 
wir sagen, einen geistlichen Stand gegeben. Die niedern Priester- 
ämter mögen zum Theil von Leuten verwaltet worden sein, 
welche daraus eine Beschäftigung machten und ihren Lebens- 


a) Zonaras VII, 9 xo'jt toü I'apxuvtou rpöc Tijv ytpaaaiav 

zpot'fiyayc, 5ia tt]v irißo'jXijV • (xi yip Cv äxttvov mpostitoielto xa'i ol 
piiv xaTa^}^T^^ptaOivTec dKiftavov, ol tou Mapxlou ulol ipoßrj&dvTe; eti OuoXoo- 
axoo( xaT^ipufOv. 

b) Dionys. III, 73 und IV, 5. 
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unterhalt zogen: sie beanspruchten aber deshalb nie, einen be- 
sondern, oder gar einen vor den übrigen ausgezeiclineten Stand 
zu bilden. Die höheru Priesteräinter waren stets Elirenauszeieh- 
nungen von Staatsmännern, welche deshalb nicht aufhörten, 
Staatsmänner zu sein. Es konnte daher aucli keine geistliche 
Gericlitsbarkeit geben, vermöge welclier die Mitglieder des geist- 
lichen Standes bei allen Vergehungen vor geistliche Gerichtshöfe 
gezogen worden wären : es kann nur die Erage sein, ob und in 
wie weit die Priester ( pontifices) in Sachen, welche die Religion 
angingen, eine Gerichtsbarkeit gehabt haben. Die neuere An- 
sicht®*’) darüber ist folgende. Enter den Königen , nimmt man 
an, habe keine Gerichtsbarkeit der Priester über Religionsverge- 
lieu bestanden: die Machtfülle der Könige sei ira Rechtsprechen 
unbeschränkt und gleicherweise über Rcligions- und weltliche 
Verbrechen ausgedehnt gewesen. Dagegen in der rei)ublicaiii8chen 
Zeit hätten die Priester freier gestanden : sie hätten eine umfang- 
reiche, selbst bis zur Todesstrafe sich erstreckende, Gerichtsbar- 
keit auch über Personen nicht priesterlichen Standes gehabt. Diese 
Verschiedenheit in den Rechten der Priester, welche in der kö- 
niglichen und republicanischen Zeit bestehen soll, ist bemerkens- 
wcrth. Sie ist an sich nicht wahrscheinlich, so sehr die Prie.ster 
auch durch die Vertreibung der Könige thatsächlich einen unaii- 
hängigeren Einfluss auf den Staat gewinnen mochten. Es herrscht 
bei den Römern durch alle Zeiten hindurch solche Gleiclunässig- 
keit der Rechtsanschauungen, dass eine so starke Verändenmg 
in einem der wichtigsten Theile des Staatslebens schwerlich ein- 
getreten sein wird. 

Dass in der königlichen Zeit keine abgesonderte geistliche 
Gerichtsbarkeit irgend einer Art bestand, ist sicher. Der Ueber- 
liefenmg nach schuf der König die Priester, wies ihnen ihre Ob- 
liegenheiten an und war nicht minder kundig des geistlichen, 
wie des weltlichen Rechtes. Unter seinen ersten Pflichten wird 
die Sorge für die Religion genannt ") und in deren Ausübung 
war er nicht, wie in seinen weltlichen Pflichten, an die Mitwir- 
kung der andern Staatsgewalten gebunden. Dionysius, wo er 

a) Diouys. II, 14. 
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von der Einsetzung der Priester durch Numa erzählt, sagt aus- 
drücklich : ‘) „ sie sind Herren über ilie süchtigsten Sachen. 
Denn sie richten über alle religiösen Fälle sowohl für Privat- 
leute, als für die Beamten, als für die Diener der Götter“, und 
später: „sie sind unverantwortlich gegen jedes Gericht und jede 
Strafe, s'eder dem Senate Rechenschaft gebend noch dem Volke“. 
Also die Könige verpflichtete nicht das Herkommen, bei ihren 
Entschlüssen über religiöse Sachen den Rath des Senates einzu- 
holen, noch dachten sie je daran, in dieser Beziehung ihre Macht 
mit dem Volke zu theilen. Es war ein durchgehender Grundsatz 
des Römischen Staates, die Kenntniss der Religion und der Ce- 
rimonien als besondere Wissenschaft anzusehen, und sie dem- 
gemäss der Aufsicht der weltlichen Behörden zu entziehen. Un- 
ter den Königen gab es noch keinen Oberpriester (pontifex mor- 
ximm): der König führte als solcher die Aufsicht über das 
Collegimn der Pontifices, ®‘) und war zugleich das erste Mitglied 
desselben. Somit lag in ihm die höchste richterliche Gewalt mit 
der höchsten geistlichen vereinigt und von der Frage, ob die 
eine die andere beherrscht habe, kann in königlicher Zeit eigent- 
lich nicht die Rede sein. 

Bei Errichtung der Republik trat eine Trennung ein: die 
weltliche Macht ging auf die Consuln über, die geistliche auf 
denjenigen, welcher nicht sogleich, aber allmälig den Namen 
Oberpriester erhielt.' Denn der für die Opfer an des Königs 
Stelle ernannte rex saxrificulus wurde ausdrücklich von der Aus- 
übung aller politischen Macht ausgeschlossen. Der Zusammen- 
hang der Staatsgewalten begründet die Vermuthung, dass der 
neue Oberpriester zu dem Collegium der Pontifices eben so wie 
einst der König gestanden habe. Die Erben der weltlichen 
Macht, die Consuln, änderten auch nicht die Stellung, welche 
ehemals die Könige zu dem Senate, als einer berathenden Körper- 
schaft, eingenommen hatten. Frühere Gelehrte stellten sich das 
Verhältniss anders vor : sie meinten, der Oberpriester habe nach 

a) Dionys. II, 73 eiot 5s neyiarmv 7 tp«y|xctTtuv xoptoc /ai yip tixäjou- 

oiv ouToi T'j{ iepä? äixci; •irciaac iSiiuTai; xai «pyouat xxl 1‘HTOupyoi« 
Oeiüv — tioi TE dvuiTE'iÖ’jvivi ;röar]4 SixTj? xxl (;r((x(oc. oüte Xdyov dm- 

5i5<5vt£{ o5t£ 5i^piip. 
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nothwendiger Zuziehung des nach Stimmenmehrheit entsciieiden- 
den Collegiums gleich dem Vorsitzenden eines Gerichtshofes 
seine Entscheidimgen gefallt Indessen ein solches Verhältniss 
zwischen einem Beamten und einer Versammlung gab es zu 
Anfang der Republik noch nicht im Römischen Staate: es bil- 
dete sich erst spater in den Geschworeiigerichten. Daher hat 
man in neuerer Zeit jene Ansicht verworfen.®) Der Hauptgrund 
gegen dieselbe liegt in dem Umstande, dass keine Anzahl von 
Pontifices bestimmt war, welche zum Fassen einer gültigen Ent- 
scheidung nöthig gewesen wäre, eine Bestimmung, ohne welche 
das Collegium nicht nach Art eines Richtercollegiums entschei- 
den konnte. Zwar findet sich bei Cicero *) die Aensserung, die- 
jenigen religiösen Fhitscheidungen, welche drei Priester getroffen 
hatten, seien immer vom Römischen Volke und allen Staatsge- 
walten geachtet worden. Diese Sitte ist entstanden aus der 
Beobachtimg der Mehrheit; denn das älteste Collegium der Pon- 
tifices bestand aus fünf Mitgliedern. Dass es aber eben nur eine 
Sitte, ein Gebrauch ist, beweist Ciceros Ausdruck selbst, wenn 
er sagt , die Ansicht von drei Mitgliedern sei dem Römischen 
Volke immer „hinreichend ehrwürdig und heilig“ erschienen; 
darin liegt nicht die Bezeichnung einer festen Regel, einer gesetz- 
lichen Bestimmung. Auch au sich war eine Festsetzimg der 
Mehrheit auf drei zu Ciceros Zeit unmöglich; denn die Zahl der 
Mitglieder war seit dem Ogulnischeu Gesetz bis auf Sulla acht, 
spater fünfzehn, unter den Kaisern unbestimmt. Hätten auch 
damals drei Priester endgültig entscheiden können und musste 
der Oberpriester diese Entscheidung aunehmen, so hätte eine 
sehr geringe Zahl alle Gewalt gehabt und die Urtheile des Col- 
legiums wären zufällig geworden, ln den Worten Ciceros kann 
daher nur der Sinn liegen, drei Pontifices genügten, um das 
Collegium darzustellen; aber die gültige Entscheidung konnte 
nicht in den Händen eines solchen Collegiums, sondern nur bei 
dem Erben der königlichen Macht, dem Oberpriester selbst, lie- 


a) Cicero de har. respons. 6, 12 quod tre» pontifices statuissent, id 
semper populo Romauo, scmpcr senatui, scmper ipsis dis immortalibus satis 
saoctum, satis augustum, satis roligiosum esse visum est.* 
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gen. Diesem Verhältniss widerspricht auch nicht die Erzählung 
von dem Oberpriester Licinius bei Livius. *) Es handelte sich 
im Senate darum, dass ein Stmitsgelübde in der Höhe einer 
nicht bestimmten Geldsumme (ex pecimia incerta) geschehen 
sollte: der Oberpriester, der zugegen «war, erklärte, dies sei 
nach religiösen Grundsätzen nicht erlaubt. Darauf bekommt der 
Consul den Auftrag, das Collegium der Pontifices zu fragen: 
dieses entsclieidet gegen den Oberjiriester, das Gelübde wird 
gethan und der Oberpriester selbst vollzieht dabei die religiösen 
Cerimonien. Müsste man dies so verstehen, als ob der Ober- 
priester zuerst seine Meinung abgegeben und dann das Colle- 
gium gegen ihn entschieden habe, so käme man in der That 
zu dem Ergebniss, dass die Entscheidung nicht von dem Ober- 
priester, sondern nur von seinen Collegen abgehangen habe, 
dass die Stimmenzahl das Massgebende gewesen sei: man ver- 
misste dann eine Nachricht über die zu einem Beschlüsse nöthige 
Zahl der Anwesenden, man schriebe dem Collegium der Ponti- 
fices einen richterlichen Charakter zu. Indessen Livius’ Bericht 
kann man auch als abgekürzt betrachten. Bei den Verhandlun- 
gen im Senate machte der Oberpriester den Einwurf, ein Staats- 
gelübde könnte nur auf eine bestimmte Summe gerichtet w'erden : 
er machte ihn in der Sitzung selbst, ohne die Sache und das 
Herkommen untersucht zu haben. Ohne Zweifel widersprachen 
sogleich Einige und der Senat, aus Achtung vor der Aeusse- 
rung des Oberpriesters, trug dem Consul auf, die Sache den 
ordnungsmässigen Weg gehen zu lassen und der Begutachtung 
der Pontifices und des Oberpriesters zu überweisen: das Resul- 
tat ihres Gutachtens war, dass Beide, das Collegium und der 
Oberpriester selbst, sich für die Zulassung des Gelübdes ausspra- 
chen. Wir haben also bei Livius nicht eine Nachricht über die 
Art der Bescldussfassung oder die Abstimmung des Collegiums 
der Pontifices, sondern über eine üebereilung des Oberpriesters 
und die Rücksicht, welche man demselben von Seiten der übri- 
gen Staatsbehörden zeigte. 

Die Stellung des Oberpriesters war demnach dieselbe, wie 


a) Liv. XXXI, 4. 
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(üfjeniKe der übriKen Beamten, der Cousuln und der Prätoren. 
Diese ent.selienlen Kelb.ständis;: ai»er die Sitt ‘ pdebt ihnen einen 
selbstftewählten Beiriitli, auf den sie hören und in dem sie nm;h 
Stimmenniehrheit entscheiden la.ssen. Der Olterpriester entschei- 
det auch .selbständij;, hat aber seinen stehenden Beirath in dem 
Collecfiuni der Pontifices, das ilim durch R-lifpon und Sitte bei- 
geordnet ist. Die fibrii?en Beamten sind für ihre Entscheidungen, 
selbst wenn sie dieselben nach dem Gutachten ihres Beirathes 
gegelwn haben, persönlich verantwortlich, der Oberpriester ist in 
keinem Fall wetler dem Volke noch dem Senate Rechenschaft 
.schuldig. In seiner eigenen Sache, erzählt Cicero *), hätten sehr 
viele Pontifices der Sitzung beigewohnt und ihre Stimme zu seinen 
Gunsten abgegeben. ,, Getier keine Sache, sagt er, hat jemals 
eine so zahlreich Ijesuchte Sitzung der Pontifices stattgefunden, 
nicht einmal, wo es sich um Leben und Tcai von Vestalischen 
Jungfrauen himdelte. Und doch ist es bei der Untersuchimg 
eines Verbrechens wichtig, dass so \nele als möglich zugegen 
sind; denn dabei haben die Pontifices die Macht nicht bloss von 
Auslegern des Herkommens, sondern auch von Richtern. Die 
Auslegung des religiösen Rechtes kann sellist von einem einzigen 
erfahrenen Priester richtig geschehen; atier es wäre hart und 
unbillig, wenn dies auch bei einem Gerichte über Leben und 
Tod geschähe.” Hier erklärt Cicero ausdrücklich, wenngleich 
in seiner Sache das zahlreich versammelte Collegium geurtheilt 
hätte, reichten doch sonst wenige , ja selbst ein Pontifex hin imd 
dieser, wahrscheinlich der Oberpriester, dürfe sogar über das 
Leben einer Vestalischen Jungfrau absprechen — ein vollkom- 
mener Beweis, dass collegialische Behandlung der unter den 
Spruch iler Pontifices fallenden Gegenstände, wenn gleich viel- 
leicht herkömmlich, doch nicht nothwendig war. Herkömmlich 


a) Cic. de har. resp. 7, 13 au der sclioii olieii angeführten Stelle: 
Nego unquiim post sacra constituta, (|uorum eadem est antiquitas quae 
ipsius urbis, ulla de re, ne de eapite (|uideni virginum Vestalium, tarn fre- 
quens Collegium iudicasse; quamquam ad faciuoris disquisitiooem Interest 
adesse (|uam plnriinos; ita eniin est interpretatio illa pontificum, nt cidem 
potestatem haheant iudicum. Rcligionis explanatio vel ab uno pontifiee |)C- 
rito recte fieri potest , ipiod idem in iudicio capitis diinim atque iniquam est. 
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war es auch, rUiss eine förmliche Untersuchung stattfand; es 
spraclien Anwälte von beiden Seiten, die Verhandlung war 
öffentlich. *) Also der Oberpriester sprach die Entsclieidimg, 
aber nach der Ansicht des Collegiums (de collegii sententia), 
nach ordentlicli untersuchter Sache : er selbst vertrat den Spruch, 
mochte derselbe, wie es gewöhnlich war, von der Mehrheit sei- 
ner Collegen ausgehen, oder, wie es ohne Zweifel auch öfter 
geschah, von ihm allein herrüliren.®’) 

Demnach kann man bei der Untersuchung über die geist- 
liche Gerichtsbarkeit das Collegium der Pontifices unerwähnt 
lassen; es kommt nur auf die Amtsgewalt des Oberpriesters an. 
Diese war, wie die der andern Beamten, eine doppelte, erstlich 
eine Zwangsgewiüt, welche ihm die Mittel darbot, um seinen 
Befehlen Gehorsam zu verschaffen, zweitens die richterliche Ge- 
walt, vennöge deren er über bestimmte Verbrechen entschied. 
Das erste ist das geringere. Wenn der Oberpriester in ihm be- 
schränkt und einer höheren Gewalt unterworfen ist, so darf man 
mit Sicherheit eine noch grössere Beschränkung bei .seiner rich- 
terlichen Gewalt annehraen. Freilich machen wir, wie wir aus- 
drücklich bemerken, diesen Unterschied in der Amtsgewalt des 
Oberpriesters nach der Anschauung unserer Zeit, nicht nach der 
Ansicht des Römischen Alterthums. Dieses nannte das Entschei- 
den in beiden Fällen „urtheilen”. •*) 

Die Zwangsgewalt also konnte geübt werden entweder ge- 
gen die Mitglieder des eigenen Collegiums o<ler gegen ausser- 
halb desselben stehende Priester, Beamte und Privatpersonen. 
Es wird uns von rfer Fällen berichtet, in denen der Oberprie- 
ster gegen Mitglieder seines Collegiums w'egen Ungehorsam Stra- 
fen verhängte. Alle Fälle sind aus der besten Zeit der Repu- 


a) Cic. 1. 1. 6, 12 causa coguita, duobus locis dicta, maxima fro<|uentia 
amplissimorum ac sapieiitissimorum civiiun astante. 

b) Dionys. II, 73 tiii 51 twv (jisytariov TtpotYuäTtuv xlpidi • xoil yip Six«- 
Couotv o'jxoi Tat iepäc 5(xac azäaat iSnürait Tt xal äp'/ouai xal l-eixaup^oft 
8e(üv; Paul. Exc. Ki;st. p. 126 maximas poutifex dicitiir, (juod niaximus 
rcruui, quae ad sacia et rcligiones iiertiiient, iudex sit vindexque coutu- 
maciae privatorum magistratuumque. Cicero an der angeführten Stelle 
de har. resp. 7, 13 sagt von der Entscheidung der Priester über sein Haus : 
Nego-ulla de rc-tam frequens Consilium iudicasse. 
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blik. In drei derselben handelt es sich dariun, dass der Ober- 
priester einem Flamen, dem Martialis und Quirinalis, nicht 
gestatten will, in die Provinz zn gehen. Der erste Fall ist vom 
Jahre 242 v. Chr., des Oberpriesters Q. Caecilius Metellus gegen 
den Consul A. Postumius Albinus*); der zweite von 189 v. Chr. 
des Oberpriesters P. Licinius gegen den Prätor Q. Fabius Pi- 
ctor;*’) der dritte von 131 v. Chr. des Oberpriesters P. Licinius 
Crassus, der seinem Collegen im Consulat L. Valerius Flaccus 
nicht erlauben will, den Krieg gegen Aristonicus zu führen.') 
Der vierte Fall endlich vom Jahre 180 v. Chr. ist ähnlich. Der 
Oberpriester C. Servilius wollte den zum rex aacrorum bestimm- 
ten L. Cornelius Dolabella nicht anders einweihen , als wenn der- 
selbe ein von ihm bekleidetes Amt (er war Ilvir navalia) nie- 
derlegte. ln allen diesen Fällen legte der Oberpriester denen, die 
seinem Befehl nicht nachkommen wollten, eine Geldstrafe auf, die 
mit Strafe Bedrohten riefen die Volkstribunen zu Hülfe und legten 
Berufung an die Volksversammlung ein. Das Volk entschied 
am Ende, durch religiöse Gründe bewogen, immer zn Gunsten 
des Oberpriesters, erliess aber die Geldstrafe. Dies Letztere 
sagen ausdrücklich Cicero und Livius. “) Es war also des Ober- 
priesters Gewalt in dieser Beziehung nicht unumschränkt: es 
konnten die Volkstribunen eingreifen, es konnte von ihr, wie 
von dem Urtheil jedes andern Beamten, Berufung an das Volk 
eingelegt werden und dieses hatte die höhere Entscheidung. In 
dem einem Falle, wo der rex aacrorum snn weltliches Amt nicht 
hatte niederlegen wollen, war die Sache eigen gegangen. Es war 
bei der Volksversammlung der Antrag gestellt worden, der zu 
Weihende solle sich dem Oberpriester fügen und dafür die Geld- 
strafe erlassen bekommen: die Mehrzahl der Tribus hatte dies 
genehmigt, als die Comitien wegen Unwetters aufgehoben wur- 
den. Eine neue Volksversammlung fand nicht statt und der 
Oberpriester weihte nicht den Anfangs dazu Bestimmten, sondern 


a) Liv. op. XIX; Val. Max. I, 1, 2. 

b) Liv. XXXVn, 51. 

c) Cic. Phil. XI, 8, 18. 

d) Liv. XL, 42. 
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einen Andern. Er wich also von der Entscheidung des Volkes 
ab, aber nur deshalb, weil dieselbe, wenngleich thatsächlich 
vorhanden, dennoch nicht in der gehörigen Form erlassen und 
gesetzlich nicht abgegeben war — ein bemerkenswerthes Bei- 
spiel, dass das Urtheil der Volksversammlung von der durch 
den Vorsitzenden erlassenen Bekanntmachung abhing. Der Se- 
nat hatte in allen diesen Fällen keine Entscheidung. Er konnte 
allerdings sein Gutachten abgeben und Vermittelung versuchen: 
in so weit wird er bei dem Streite des Prätor Q. Fabius mit 
dem Oberpriester erwähnt. Aber die endgültige Entscheidung 
ging vom Volke aus. 

Wenn die Zwaugsgewalt des Oberpriesters gegen die Mit- 
glieder seines eigenen Collegiums und in unzweifelhaft religiösen 
Fragen auf diese Weise beschiiinkt war, so konnte sie nicht 
grösser sein gegen andere Priester oder gar gegen Beamte und 
Privatpersonen; immer musste es den Betroffenen frei stehen, 
die Volkstribunen zu Hülfe zu rufen und sich des Rechtsmittels 
der Provocation zu bedienen. Der Oberpriester konnte thatsäch- 
lich mehr Einfluss haben auf niedrig stehende Bürger, denen 
es nicht leicht war, die Hülfe der Tribunen zu gewinnen. Aber 
gesetzlich musste seine Gewalt am meisten in der Leitung seines 
eigenen Collegiums hervortreten. Wir finden einen Fall erwähnt, 
wo der Oberpriester einem Augur eine Geldstrafe auferlegte: 
dieser legte Berufung an das Volk ein.*) Für Einwirkung auf 
Beamte und Privatpersonen fehlte es dem Oberpriester selbst 
an äussem Mitteln : er hatte nicht Lictoren oder andere 
Diener, denen Zwang erlaubt gewesen wäre. Er musste sich 
daher auf Beschlüsse beschränken und zu ihrer Ausfühnmg die 
weltliche Macht in Anspruch nehmen. Diese folgte ihm in der 
Regel willig, wie wir denn auch in den sclion angeführten Bei- 
spielen gesehen haben, dass die Volksversammlung, trotzdem 
die selbstsüchtigen Absichten der Oberpriester nicht zu verken- 
nen waren, deimoch ihr Ansehen sorgfältig schonte, aus religi- 
öser Scheu, nicht aus gesetzlichem Zwange. Gleicherweise hol- 
ten die Beamten, wo religiöse Fragen vorkamen, das Gutachten 


a) Festuä p. 343 s. v. Satumo. 
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der Pontifice.s eiu, schalteten aber sonst unumschränkt nicht 
minder in geistlichen Sachen als in der weltlichen Regierung des 
Staates. “) 

Die richterliche Gewalt der Pontifices, wie wir sie genannt 
haben, beschränkt si<‘h auf diejenigen Fälle, in denen über reli- 
giösen Incest Vestalischer Jmigfrauen zu entscheiden war. Dass 
die Stellung des Überpriesters seinen C'ollegen gegenüber hierbei 
dieselbe war, wie bei der Ausübung der Zwangsgewalt, ist na- 
türlich : es wird ausdrücklich bestätigt durch die ölten “) ange- 
führte Stelle Ciceros, in der er keinen Unterschied zwischen 
sonstigen Entscbeidiingen des Collegiums und den Urtheilen über 
Vestalische Jungfrauen macht und nur bemerkt, es würde hart 
und imbillig sein, wenn die letztem nur von einem einzigen Priester 
gefällt würden. Daher wurde, als in einem Falle das Volk melir 
religiösen Aberglauben als die Pontifices selber zeigte und mit 
der Freisprechung von Vestalinnen unzufrieden war, der Ober- 
priester, trotzdem dass er seinen Spruch in Uebcreinstimmnng 
mit seinem Collegium gefällt hatte, ganz besonders getadelt und 
angegiitfen : •’) diese Angriffe wären unmöglich gewesen, wenn 
er an das Urtheil seiner Collegen gebunden war: er musste ge- 
setzlich unumschränkt und allein verantwortlich sein. Ueber das 
richterliche Verfahren vor den Pontifices haben wir wenig Nach- 
richt: es scheint dem sonst bei w’eltlichen Vergehen geltenden 
nachgebildet gewesen zu sein. Es fand ein Verhör und Foltern 
der Sclaven, die der Vestalin angehörten, statt, ') auch die aus- 
reichendste Vertheidigung der Angeklagten: der Termine gab es 
so viele, als nöthig waren. '*) 

Indess die Hauptfrage ist, ob die Gerichtsbarkeit des Qber- 
priesters mit seinem Beirath von Pontifices eine unumschränkte 

a) S. obou S. 106. 

b) Ascon. in Mil. p. 46 Sex. Podueaous tribunus plebis criminatus est 
L. Metellum, pontificcin maximuin, totiunquc Collegium poutificuni male iu- 
dicassc de incesto virgiimm Vestalium. 

c) Liv. Ylll, 15; Dionys. VllI, 89; IX, 40. 

d) Liv. IV, 44 vom Jalire 420 v. Chr. Ampliatam, deinde absolutam 
pro collegii sententia pontifex maximus abstiuere iocis colique sancte potius 
quam Seite iussit. 
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war oder ob es eine höhere Instanz über ihr gab. Die Berichte 
der Schriftsteller sind schwankend und liefern kein sicheres Er- 
gebuiss. Die ‘königliche Zeit, wo der oberste Richter auch ober- 
ster Pontifex und die höcliste weltliche Macht mit der geistlichen 
Gerichtsbarkeit in einer Person vereinigt war, kann für die Ver- 
hältnisse der Republik nicht massgebend sein. AVo Dionysius*) 
von der Einsetzung der Vestalischeu Jungfrauen durch Numa 
berichtet, sagt. er, bei Vergehungen derselben seien Untersucher 
und Vollzieher der Strafe die Pontitices: er beschreibt dann den 
Hergang bei Bestrafung der wegen ünkeuschheit A^erurtheilten, 
die lebendig begi'aben wurden. Er meint nicht, diese Strafe sei 
von Numa eingesetzt worden: er hat nur die Beschreibung der 
Strafe, wie sie später mid überhaupt während der längsten Zeit 
des Römischen Staates bestand, sogleich mit der Erzählung von 
der Einsetzung der A^estalinnen verbunden. Denn dass eine Ver- 
änderung in der Strafe der Jungfi’auen eingetreten sei, berichtet 
er selbst, *’) wo er von dem Vergehen der Rhea Silvia erzälilt, 
welche ihr Oheim Amulius mit Ruthen peitschen und hinrichten 
lassen wollte : das, sagt er, wäre damals die Strafe der Vesta- 
linnen für verletzte Keuschheit gewesen. Ferner «•wähnt er spä- 
ter von Tarquinius Priscus, “) derselbe habe die Zahl der Vesta- 
linnen vermehrt und für ihre Unkeuschheit eine andere Bestra- 
fung durch die Pontitices imgeordnet, sie auch alsbald selber an 
der Pinaria vollzogen. Denselben Fall erzählt Zonaras, '*) eben- 
falls mit der Bemerkung, diese Strafe hätte damals Tarquinius 
zuerst augewendet. Also der König ändert die Strafe, er ver- 
mehrt die Zalil der Vestalinuen: es hehsst, er selbst habe eine 
Vestalin verurtheilen lassen mid doch auch wieder, die Pontitices 


a) Dionys. 11, 67 u»v ^^eTaa-ai -zt xat xoXooTfltl xaxd vd|Jtov eialv ol 
Upo<pdvTai. 

b) Dionys. I, 78 vOv Ctoaa; xaTopvxTeaÖai TaOxa« u T<i»v Upsujv 

Siayopevei vdtjto«. 

c) Dionys. UI, 67 Soxtl os xat xdc ti(juop(«{, ai« xoXdCovxai zpoc ?u>v 

Upo^avTüiv al tp'jXdaaojcai xV|V ^apösv^av^ £xslvO( l^eopeiv r.puiTo; — xpd- 
t:oi Tiptüjpta; icxiv. lu xoXaCouoi xd« ^latpl^apeioa;, ttJ jrpö touttjc 

$(S:^X(uTai jxoi YpacpTT. 

d) Zon. VII, 8. 
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hätten Beides gethan. Alles dies ist erklärlich, wenn man fest- 
hält, dass der König, wie wir auseinandergesetzt haben, der 
höchste Priester war und das Collegium der übrigen Pontifices 
zu seinem Beirath hatte.'®) Ganz besonders bemerkenswerth ist 
es, dass unter den Königen eine doppelte Art der Strafe für die 
Vergehen der Vestalischeu Jungfrauen bestand. Die eine Art, 
die in der vorrömischen Zeit und unter den ersten Königen galt, 
war eine w'eltliche. Sie wurde von dem Könige als weltlichen 
Henscher verhängt und ausgeführt, und war derjenigen gleich, 
welche bei vielen Verbrecheni gegen das weltliche Recht ange- 
wendet wurde. Die zweite geistliche Art der Bestrafung, von 
Tarquinius erfunden, wurde von den Pontifices ausgesprochen 
und vollzogen: sie findet sicli nur bei diesem religiösen Inceste. 
Dieselbe Vertauschung der weltlichen und geistlichen Strafe, nur 
in umgekehrter Ordnung, fand während der Republik statt: sie 
wird durch die Vorgänge der ältesten Zeit erklärt. 

Es ist, wie gesagt, zweifelhaft, in welches Verliältniss die 
geistlichen Gerichte traten, als nach Vertreibung der Könige eine 
Trennung der weltlichen und geistlichen Macht stattfand. Livius*) 
erwähnt bei der Anklage der Postumia ein geistliches Gericht 
der Pontifices mit dem Oberpriester als Vorsitzenden, Dionysius*') 
bei der Vermtheilung der Opimia und Orbilia ebenfalls ein geist- 
liches Gericht und als Vollzieher der Strafe die Pontifices, Li- 
vius ') später bei der Verurtheilung der Minucia und Sextilia ein 
gerichtliches Verfahren, ferner bei der Verurtheilung der Opimia 
und Floronia, die Ausführung der Strafe sei durch die Pontifices 
geschehen. •') Bei zwei andern Vestalimien, der Oppia ') und 
Tuccia'), heisst es nur, sie seien verurtheilt worden. Nirgends 
finden sich Ausdrüche oder Nachrichten, welche eine Abhängig- 
keit oder Unabhängigkeit des geistlichen Gerichtes der Pontifi- 
ces von den weltlichen Behörden bew'eisen. Die neueren Gelehr- 

a) Liv. IV, 44. 

b) Dionys. VlJl, 89 und FV, 40. 

c) Liv. VTII, 15 und ep. XIV. 

d) Liv. XXII, 57. 

e) Liv. II, 42. 

f) Liv. ep. XX. . 
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t€ii haben angenommen, die Gewalt des Oberpriesters über die 
Vestalinnen sei unumschränkt gewesen: die Vestalin, welche 
durch die Weihe aus der väterlichen Gewalt trat, sei in die vä- 
terliche Gewalt des Oberpriesters gekommen, und wie der Vater 
das Recht hatte, seine Tochter zu bestrafen und namentlich, 
wenn er sie im Ehebruch ertappt hatte, zu tödten, so habe der 
Oberpriester dasselbe Recht gegen die Vestaliunen geübt. Ja 
man geht noch weiter in der Annahme dieser Aehnlichkeit. Der 
Vater hatte in gewissen Fällen das Recht, den Buhlen seiner 
Tochter zu strafen: ebenso soll der Oberpriester den Buhlen ei- 
ner Vestalin haben strafen können. Ausser der Erwähnung 
der alten Schriftsteller, dass und wie der Buhle einer Vestalin 
bestraft werden sollte, linden wir drei Fälle in der ältern Römi- 
schen Gescliichte überliefert, w'o die Verführer auf barbarische 
Weise bestraft worden sein sollen, bei den Processen der Opimia, 
der Orbinia und der Floronia: das alte Gesetz des Königs Tar- 
quinius ist also in geschichtlicher Zeit ausgeführt w'orden. Die 
Ausdiii(;ke von Livius und Dionysius sind die gleichen bei den 
Verführern, wie bei den Vestalinnen selbst : die Pontifices 
sollen auch bei jenen die Strafe bestimmt und ausgeführt haben. 

Demnach kann man unmittelbar aus der L'eberlieferung 
weder für noch gegen die Abhängigkeit der geistlichen Gerichts- 
höfe Gründe auführen. Indessen an sich ist es wenig glaublich, 
dass der Oberpriester in seiner Ciiminalgerichtsbarkeit selbstän- 
dig und unumschränkt gewesen sein soll, während die Gerichts- 
barkeit der weltlichen Beamten, welche ebenfalls als Erben der 
königlichen Macht gatten, seit Einführung der Republik beschränkt 
und der Aufsicht des Volkes unterworfen wurde. Freilich ist es 
nicht wahrscheinlich, dass das Volk, welches in dem Vergehen 
einer Vestalin ein Staatsunglück sah, sich für eine von den 
Priestern für schuldig erklärte verwendet haben sollte: es war 
eher zu grösserer Strenge geneigt und daraus ist zu erklären, 
dass sich kein Beispiel einer durch das Volk bewirkten Straf- 
milderung findet. Aber auch in anderer Beziehung konnte sich 
die Unselbständigkeit des geistlichen Gerichtes zeigen, z. B. 
darin, dass das Volk und seine Tribunen auf die Führung des 
Processes Einfluss übten. Man darf nicht zweifeln, dass sie die 
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Macht dazu hatten. Sonst müsste man annelunen, bei den Ge- 
setzen, welche die Tödtuug eines Römischen Bürgers ohne die 
Genehmigung des Volkes untersitgten , und denen, welche den 
Tribunen die ilülfeleistung an Bedrängte gestatteten, sei mit den 
Vestalinuen und deren Verfülirern eine Ausnahme gemacht w'or- 
deu : von einer solchen Ausnahme aber wird nicht berichtet. Im 
Gegentheil, wie wenig man der geistlichen Macht Vorrechte vor 
der weltlichen bewilligte, beweist die oben erläuterte*) Stellung 
der Oberpriester in Ausübung ihrer Zwangsgewalt. War sie 
beim Auflegen von Geldstrafen wegen religiöser Vergehen an die 
Einwilligung des Volkes gebunden, so konnte die richterliche 
Gewalt nicht nur über die Vestalinnen, sondern auch über deren 
Verführer nicht selbständig sein, eiiie verhängte Strafe nicht 
ohne Mitwirkung der weltlichen Behörden ausgeführt werden. 
Dass die Pontifices der übereinstimmenden Ueberlieferung zufolge 
die Vollziehung der Strafe leiteten, ist kein Beweis füi' die Un- 
abhängigkeit ihrer Entscheidung. Denn z. B. auch bei dem 
Process des lloratiers wurden nach der Freisprechung Priester 
hinzugezogen ”) und Aehuliches geschah in vielen Fällen, wo die 
Pontifices auf Veranlassung oder wenigstens mit Einwilligung 
der Staat^jbehörden auftraten. Die väterliche Gewalt, welche 
der Oberpriester über die Vestalinnen hatte, reicht nicht aus, 
um die Bestrafung ni<dit nur der VesUdinnen selbst, sondern 
auch ihrer Veiführer zu erklären. Denn nur beim Ergreifen auf 
frischer That hatte der Vater ein Recht, den Verführer seiner 
Tochter zu strafen. Die Pontifices aber verfolgten die Spuren 
des religiösen Incestes ganz wie andere Gerichte: sie verhörten 
Zeugen, folterten Sclaveii, suchten alle Beweise auf, um längst 
geschehene Verbrechen aus Licht zu bringen. 

Es wird aber auch durch die Ueberlieferung bezeugt, dass 
das Volk sich in die Gerichtsbarkeit des Oberpriesters über die 
Vestalinnen einmischen durfte und eingemischt hat. Cicero 
spricht von seinem Hause, das in Folge des Clodischen Gesetzes 
den Göttern geweiht worden war und ihm wieder zum Privat- 


a) S. oben S. 109. 

b) S. oben S. 98. 
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eigentlmm gegeben werden sollte; er sagt, das Römische Volk, 
welclies die höchste Macht über alle Sachen besässe, habe in 
Centariatcoinitien erklärt, es solle ihm wieder gehören und die re- 
ligiöse Weihe gelöst sein. *) Er erkennt selbst in einer nur reli- 
giösen Frage des Volkes Hoheit au und schreibt ihm ohne Aus- 
nahme in allen Sachen die höchste Gewalt zu. Demgemäss hat 
sich das Volk in tlas Ürtheil der Pontiüces über Vestaliunen 
eingemischt im Jahre 114 v. Ohr. Damals wurden drei Vesta- 
linneu, Aemilia, Licinia und Marcia auf Anzeige eines Sclaven 
der Unkeuschheit beschuldigt:'’) die Sache wurde von dem Ober- 
priester L. Metellus und dem Collegium der Pontifices verhan- 
delt und Aemilia im Monat December verurtheilt,') die beiden 
andern in darauf folgenden Processen freigesprocheu. Indessen 
der Volkstribun Sex. Peducaeus beschuldigte den Oberpriester 
zu grosser Milde und setzte beim Römischen Volk ein Gesetz 
durch, in Folge dessen der seiner Strenge wegen berühmte L. 
Cassius als Vorsitzender mit einem besondern Gerichtshöfe ein- 
gesetzt wurde, um von Neuem die Untersuchung de incestu zu 
führen, und zwar nicht nur gegen Bürger, welche bei dem In- 
cest betheiligt gewesen wären, sondern auch gegen die Vesta- 
linnen, selbst gegen die von den Pontifices schon freigesproche- 
uen. Dieser Gerichtshof bestand ohne Zweifel aus Römischen 
Rittern als Richtern, die Formen der Verhandlung waren die- 
selben wie bei andern Geschworengerichten damaliger Zeit. 
Wir wissen, dass die Vertheidigung der Licinia von dem be- 
rülimteu Redner L. Crassus geführt wurde,'') dass Folterung der 
Scdaven zur Beweisführung stattfand,®) dass für die des In- 
cestes angeklagteu Vei-führer die allgemein gesetzliche Vorschrift, 
wonach im Dienste des Staates Befindliche nicht angeklagt wer- 
den durften, galt: ') der Redner M. Antonius wurde angeklagt, 

a) Cic. de har. resp. G, 11 deiiido eandem doinum populus Romaims, 
cuius CSt summa potcstas oinuium reiiun , comitiis centuriatis omuiuin aeta- 
tmn orduiumquc suffragüs eodcm iure esse iussit, quo fuisset. 

b) Üio Gass. fragm. 91 , 92 ; Obscq. 97 ; Liv. ep. LXHl. 

c) Macrob Sat. 1, 10. 

d) Cic. Brut. 48. 

e) Val. Max. VI, 8. 1. 

f) Val. Max. 111, 7, 9. 
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aber freigesprocheu. lieber die Strafe, welche dieser Gerichts- 
hof verhäugte, wird niclits ausdrücklich gemeldet. Es war aber 
sicherlicli nicht dieselbe, welche der Oberprie.ster aussprach und 
vollzog, dass die Vestalinnen lebendig begraben, ihre Verführer 
zu Tode gegeisselt wurden. Sie hätte, da die Pontifices ein 
frei sprechendes ürtheil gefallt hatten, selbst nicht ausgeführt 
werden können. Es war also wohl nur die liärteste , welche ein 
Geschworengericht damals verliängen konnte, Aechtung, Unter- 
sagung von Wasser mul Feuer, aber mit der Erlaubniss, durch 
freiwillige Verbannung dem bösesten Theile der Strafe zu ent- 
gehen. Denn es wurden jetzt nicht nur jene beiden Vestalinneu, 
welche vom Oberpriester freigesprochen waren, verurtlieilt, son- 
dern noch mehrere andere. “) Welche Bericlite würden wir haben, 
wäre an ilinen allen die alte, grausame Strafe vollzogen wor- 
den! A\lr hören aber niclits von ihrer Bestrafung, ein deut- 
licher Beweis, dass nichts ausserordentliches gescliah, sondern 
nur eine Strafe, wie sie vielfacli vorkam, verhängt wurde. 

Nach diesem sicher überlieferten Eingriffe der Volksversamm- 
lung in die von dem Oberpriester und den Pontifices entschie- 
denen Processe lässt sich nicht zweifeln, dass dem Volke über- 
haupt eine obemchterliche Aufsicht über die geistlichen Gerichte 
Zustand. Trotz der ausserordentlichen Scheu, mit der es jeden 
religiösen Anstoss vermied und trotz des allgemeinen Aberglau- 
bens, der die Wohlfahrt des Staates an die gewissenhafte Beob- 
achtung der hergebrachten Cerimonien knüpfte, musste es die 
Macht haben, die Bürger vor der Willkür einzelner, noch dazu 
lebenslänglicher imd miverantwortlicher Pontifices zu schützen, 
mussten die Tribunen das Verfahren des geistlichen Gerichts 
beaufsichtigen und uöthigen Falls nach Befragung der Volksver- 
sammlung ändern können. AVie die AA'ahl der Pontifices auf die 
Volksversammlung überging, ohne dass dabei die eigenthüm- 
lichen Förmlichkeiten der Cooptation und die sonstigen religiö- 
sen Gebräuche verletzt wurden , so gab es auch eine Möglichkeit 
für die weltlichen Behörden mid das Volk, etwaige Ungerechtig- 
keiten und Härten des geistlichen Gerichtes zu mildem. Das 


a) Ascou. ad Cic. p. Mil. p. 46 Grell. 
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Peducäische Gesetz , welches wir so eben erwähnt haben , scheint 
in dieser Beziehung eine weitgreifende Aenderung herbeigefülirt 
zu haben. Icli vermuthe, es ist nicht eine vorübergehende 
Massregel gewesen und liat sich nicht allein auf den einzelnen 
Fall jener drei Vestalinnen bezogen. Allmälig war die grausame 
Strafe, welche das geistliche Gericht seinem Gesetze nach über 
Vestalinnen und deren Verführer verhängen musste, mit den 
Gewohnheiten und Rechtsanschauungen des Volkes in Wider- 
spruch gerathen: es erschien barbarisch, dass, während alle 
übrigen Verbrechen durch die leichteste Art der Todesstrafe oder 
durch Verbannung geahndet wurden, bei den Vestalinnen allein, 
die noch dazu den vornehmsten Geschlechtern angehörten, die 
Rohheit der ältesten Zeit beibehalten wurde. Eine Abhülfe da- 
gegen gab es nicht, ausser in der Milde des geistlic.hen Gerich- 
tes selbst, da.s wo möglich die Angeklagten freisprach: so ist 
die Freisprechung der beiden Vestalinnen, welche das Volk 
nachher rückgängig machte, zu erklären. Zudem war die geist- 
liche Bestrafung der Vestatinnen erst durch Tarquinius einge- 
führt; früher gab es nur eine weltliche und von weltlichen Be- 
hörden vollzogene.*) Wahrscheinlich ging Sex. Peducaeus in 
seinem Gesetze auf dieses Beispiel zurück. Er behandelte den 
religiösen Incöst der Vestalinnen überhaupt und führte ein neues, 
mit der übrigen damaligen Rechtspflege übereinstimmendes Ver- 
fahren vor weltlichen Gerichten ein : dadurch wurde das alte 
geistliche Verfahren vor den Pontifices, an dem die barbarische 
Strafe haftete, zwar nicht aufgehoben, aber thatsä(;hlich abge- 
schafft. Zwar haben wir keine weiteren Nachrichten über das 
Peducäische Gesetz , aber wohl über das Verfahren bei religiösem 
Inceste. Freilich von dem Process von Servius Fulvius, den der 
ältere C. Scribonius Curio in einer hochberühmten Rede verthei- 
digte, wissen wir nichts Näheres'’); aber einige Zeit nach jenem 
Gesetz (das Jahr ist unbekannt) wurde M. Crassus , der spätere 
Triumvir, augeklagt wegen unerlaubten Umganges mit einer 


a) S. oben S. 111. 

b) Cic. Brut. 32: Schob Bob. p. 330 Grell.; ein kleines Fragment der 
Rede bei Cic. de invont. 1, 43 und auch ad Heren. II, 20. 
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Vestalin Licinia, auch die Vestalin selbst : beide wurden freige- 
sproeben. Es ist nicht wabrscbeinlicb, dass ('rassus damit in 
die Gefahr kam, die alte Strafe der Verführer von Vestalinnen 
zu erleiden oder dass tlie Vestalin selbst hätte lebendig begraben 
werden sollen: Verbannung und Geldstrafe hätte beide getroffen. 
Zudem wissen wir, dass das Gericht ein weltliches war; denn 
Plutarch *) berichtet, Crassus sei von den Kichtern freigesproeben 
worden und so können die Pontifices nicht heissen. Ferner Ci- 
ceros Schwägerin Ftdtia, eine Vestalin, wurde wegen verbotenen 
Umganges mit dem berächtigten Gatiliua verdächtig: Asconius ") 
sagt, sie sei wegen Incestes angeklagt, aber frei gesprochen wor- 
den. Aber deswegen war sie nicht in Gefahr gewesen, lebendig 
begraben zu werden: es war ein judici um jiublicum der gewöhn- 
lichen Art; sonst wäre darüber weitere Nachricht auf uns ge- 
kommen. 

Am Ende der Republik gab es also ein doppeltes Verfah- 
ren über die Vergehungen der Vestalinnen und ihrer Buhlen. 
Das alte vor dem geistlichen Gerichte des Oberpriesters stand 
durch die barbarische Strafe, welche es verhängte, in \Vi- - 
derspruch mit der milderen Sitte der Zeit : es wurde, wenngleich 
gesetzlich nicht aufgehoben, doch nicht mehr angewendet. Statt 
seiner war ein neues Verfahren nach dem Peducälschen Gesetze 
eingetreten mit den sonst für Verbrechen üblichen Strafen. Die 
Kaiser fanden demnach beide Arten des Verfahrens Tor und 
konnten, da .sie die oberste geistliche und weltliche Macht ver- 
einten, beide beliebig anwenden. Indess erst unter Domitian 
wird uns von vier Fällen berichtet. Er verurtheilte zuerst durch 
weltliches Gericht drei Vestalinnen; denn er erlaubte ihnen, sich 
selbst ihren Tod zu wählen: ihre Verführer strafte er mit Ver- 
bannung. Später, um seine Regierung zu verherrlichen, zog er 
die älteste der Vestalinuen Cornelia vor sein geistliches Gericht 
als Oberpriester, hielt eine Berathung mit den übrigen Pontifi- 
ces, verurtheilte die Vestalin als schuldig und Hess sie nach al- 


a) Flut. Grass. 1; de capienda ex inimicis utilitate p. 89. 

b) Ascod. in orat. in tog. cand. p. 93 causam incesti dixerat eratque 
absoluta. Vergl. Sali. Cat. 15; Cic. Brut. C7. 
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ter Sitte mit Hülfe der Pontifiees lebendig begraben. Grausam 
zeigte er sich dabei auch insofern, als er die Vestalin selbst nicht 
vorforderte und hörte. An dem einen ihrer Verführer Hess er 
ebenfalls die, alte Strafe durch die Pontifices vollziehen: der an- 
dere, Valerius Licinianus, ein gewesener Praetor, der, wenngleich 
er nur Helder und Mitwisser gewesen war, dennoch dasselbe 
Schicksal fürchtete, gestand seine Schuld, flehte die Gnade des 
Kaisers an luul kam mit Verbannung davon. Denn Anfangs 
hatte auch ihn Domitian vor sein geistliches Gericht als Ober- 
priester ziehen und mit grausamen Tode strafen wollen. Von 
den Schriftstellern. *) welche diese Vorgänge erzählen, tadeln 
Plinius und Dio Cassius den Kaiser wegen seiner tyrannischen 
Grausamkeit, und mit Recht; denn sein Beweggrimd war Eitel- 
keit. Sueton dagegen lobt ihn, dass er die von seinem Vater 
und Bruder vernachlässigten Verbrechen streng geahndet hätte. 
Uebertretung des Gesetzes wirft ihm Niemand vor. 

Es ist interessant, mit diesem Verfahren gegen die Vesta- 
linnen die Nachrichten von dem bekannten Inceste beim Feste 
der guten Göttin, den P. Clodius im December des Jahres 62 
V. dir. sich zu Schulden kommen Hess, zu vergleichen.®^) Der 
Incest war begangen und das allgemeine Gerücht der Stadt be- 
zeichnete als Uebelthäter den so eben zur Quä.stur erwählten 

P. Clodius, der sich aus Liebe zur Pompeja verkleidet in das 
Haus des Praetor und Oberpriesters Caesar gescliUchen hatte. 

Q. Cornificius, ein gew'esener Praetor, brachte <He Sache im Se- 
nate zur Sprache®) und die Folge davon war der Auftrag des 
Senates an die Consuln, das Collegium der Pontifices zu befra- 
gen, ob eine Religionsverletzung vorliege. Die Entscheidung 
war, sie liege vor, ein n^as sei begangen. ') Hätten die Pon- 
tifices eine geistliche Gerichtsbarkeit über religiöse Vergehen 
besessen, so liätten sie jetzt gegen Clodius einschreiten müssen. 
Indessen geschah nichts der Art. Zwar stand der Oberpriester 
Cäsar nicht feindHch mit Clodius und griff denselben auch spä- 


a) Dio Cas8. LXVII, 3; Plin. epist. IV, 11; Suet. Dom. 8. 

b) Cic. ad Att. 1. 13, 3. 

c) Cic. 1. 1. 
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ter vor Geriolit als Zeuge nielit an, vielleicht würde er ihn also 
aus Parteilichkeit auch vor dem geistlichen Gerichtshöfe geschützt 
haben. Indessen würde dann diese Parteili<iikeit von Cicero, der 
auf Clodius’ Verbrechen vielfach und in den gehässigsten Aus- 
driicken zuriickkomint, sicherlich getadelt werden. Da dies nicht 
geschieht, ist der Schluss gerechtfertigt, dass für diesen Fall 
eine geistliche Gerichtsbarkeit entweder nicht existirte, oder, 
wenn sie, wie wahrscheinlich, früher existirt hatte, durch die 
Sitte aufgehoben war. Der Senat, nach Anhörung des Gutat-h- 
tens der Pontifices, beauftragte die beiden Consuln, M. Piso und 
M. Valerius Messala, ein besonderes Gesetz über den vorliegen- 
den lucest zu erlassen, d. h. es sollte ein besonderer Gerichtshof 
über den Fall niedergesetzt, ein Prätor als Vorsitzender erwählt 
und von diesem dann die Richter in bestimmter Anzald erloost 
werden. Aus diesem Vorschläge ergiebt sich, dass kein beson- 
derer Gerichtshof für' Incest bestand und dass auch das Pedu- 
cäische Gesetz, dessen dauernde Geltung wir angenommen haben, 
sich nicht auf Entweihimg des Festes der bona dea, wahrschein- 
lich nur auf die Vestalinnen bezog. Sonst würde die mächtige 
und gewaltthätige Partei, welche Clodius in Rom besass, darauf 
gedrungen haben, denselben vor diesen stehenden Gerichtshof zu 
verweisen. Das Streben derselben ging aber nur dahin, den con- 
sularischen Gesetzesvorschlag zu hindern; dadurch glaubte .sie 
eine Verurtheilung von Clodius überhaupt zu hintertreiben. Es 
gelang ihr, dies zu bewirken : die für das Zustandekommen des 
Gesetzes anberaumten Centuriatcomitien wurden nicht zu Ende 
gefülirt. Bei neuen Verhandlungen im Senate machte Q. Hor- 
tensias den Vermittelungsvorschlag, diu-ch ein tribunicisches Ge- 
setz den Incest vor die gewöhnlichen Gerichte zu verweisen. 
Q. Fufius Calenus brachte dies Gesetz ein, das einen von den 
Prätoren zum Vorsitzenden dos Gerichtshofes ernannte und ihm 
die gewöhnlichen, aus dem Richterverzeichnisse erloosten Ge- 
schworenen beigab. Es ist bekannt, dass vor diesem Gerichts- 
höfe Clodius von L. Cornelius Lentulus Crus und seinen Ge- 
nossen angeklagt, aber durch offene Bestechung ffeigesprochen 
wurde. 

Das Ergebniss unserer Untersuchung ist hiernach, dass die 
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geistliche Gerichtsbarkeit in Rom niemals selbständig und von 
der weltlichen Macht unabhängig gewesen ist. Sie ging aus 
Anfangs von dem Könige, später von dem Oberpriester, der aber 
der Sitte nach den Beirath der übrigen Pontifices hinzuzog. In 
den Königen vereinte sich die höchste weltliche mit der höchsten 
geistlichen Macht und deshalb waren ihre Urtheile auch in geist- 
lichen Sachen imwiderruflicli. Nach der Gründung der Republik 
wurde die geistliche Gerichtsbarkeit von demselben Schicksale, 
wie die weltliche, betroffen: sie kam unter die Oberhoheit des 
Volkes, welches die Gewalt des Oberpriesters, Geldstrafen zu 
verhängen, mannigfach beschränkte und auch gegen seine son- 
stige richterliche Macht einschreiten konnte, wenngleich es das- 
selbe aus religiösem Aberglauben meist unterliess. Gegen Ende 
des zweiten Jahrhunderts v. dir. war die geistliche Gerichtsbar- 
keit und ihre Strafen in offenen Widerspruch mit dem Geiste der 
Zeit gerathen: sie musste weichen. Zwar wurde sie gesetzlich 
nicht abgeschafft, aber neben ihr eine weltliche Gerichtsbarkeit 
über religiöse Verbrechen eingerichtet, die allein thätig blieb. 


Neuntes Capitel. 

Strafjirocess anter den Königen. Anklage. Beirath. Oeffentlichkeit. 
Strafen. Strafteebt. Religiöses Element. Rechtsgleichheit der Bürger 
Entwickelung der Rechtsbegriffe. 

Wir haben oben, *) wo wir von der vorrömischen Zeit spra- 
chen, aus den geringen Spuren der üeberlieferung als Form des 
strafrechtlichen Verfahrens den Anklageprocess erwiesen. Unter 
den Königen erscheint derselbe, sei es weil er sich mit der Zeit 
entwickelt hatte, sei es, weil wir genauere Nachrichten haben, 
ziemlich ausgebildet. Bei dem Process des Horatiers, den wir 
ausführlich dargestellt haben, treten zuerst einige Bürger als 
Ankläger vor dem Könige auf und führen nm-hher den Process 
vor den vom Volke ernaimten Zweimäunem, '*) vielleicht auch 


a) Siehe S. 14. 

b) Siehe S. 97 flgd. 
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nocli weiti’r vor der Volksvorsainmlunp:. Dos Amt der Anklage 
erscheint hier als ein allgemeines, allen Römischen Bflrgern zu- 
kommendes: es sind nicht di^ Beschädigten allein, die sich mit 
ihrer Klage an den Richter wenden, sondern Jeder hat das Recht 
und die PHicht, den rehelthäter vor (iericht zu hringeii, durch 
Bestrafung desselben den göttlichen Zorn von der Gemeinde ab- 
zuwenden. Daher wird anch hei der Schilderung des Patronats- 
verhältnisses, welches auf eine Einrichtung von Komuhis znriick- 
geffilirt wir<l, erwähnt, Glienten und Patrone dürften gegen ein- 
ander keine Klage erheben, kein Zcugniss ablegen. “) Weitere 
Folgen des Anklageprocesses '.werden hei Tarqninius Superbus 
berichtet. Er Hess, wie es heisst,'’) die mit seiner Regierung 
Unzufriedenen durch seine ,\nhät)ger bei .sich anklagen und ver- 
urtheilte sie dann zum Tode oiler zur Verbannung. Von den 
Gütern der Verurtheilten gab er den .Anklägern nur einen kleinen 
Theil als Belohnung, das übrige behielt er selb.st und sammelte 
dadurch Schätze. Also wie in späterer Zeit die Ankläger Ehren 
imd namentlich Antheil an den Gütern der Venirtheilten hatten, 
und auf diesem Systeme von Belohnungen die Sicherheit des 
Staates gegen Verbrechen gegründet war, ebenso soll es schon 
unter den Königen gewesen sein. Denn Tarquinius mag inso- 
fern tyrannisch gewe.sen sein, als er selbst falsche Ankläger 
aufstellte, ungerecht verurtheilte, kärgliche Belohnungen gab: die 
Form des Verfahrens an sich wird nicht als ungerecht oder un- 
gesetzlich geschildert. Keinesweges indessen gab es unter den 
Königen nur den Anklagejtrocess : auch der Staat als solcher hat 
das Recht und die V(‘rpllichtung, unmittelbar gegen Verbrecher 
einzuschreiten. Dies beweisen die Quä,storen, eigens vom Könige 
zum Aufsuchen von Verbi-echen ernannte Beamte. ”) Je mehr 
allmälig die Verhältnisse mannigfach wurden, desto mehr musste 
der Anklage|)rocess überwiegen, namentlich in wichtigeren Fäl- 
len; dennoch bestand immer das Recht des Königs und der 
königlichen Beamten zu selbständigem Einschreiten. 


a) Dionys. Fl, 10. 

b) Dionys. IV, 42. 

c) S. oben S. 68. 
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Die den Römern eigentliflmliehe Einriclifung eines Beiratlies 
(consilimn), den der riclitende Beamte hat, haben wir schon in 
vorrömischer Zeit angedeutet gefunden. Unter den Königen wird 
er bestimmter erwähnt : die Könige seihst haben ilin. Von Ro- 
miilus erzäldt Dionysias*'), er habe einige Räuber hiriricliten la.s- 
•sen, „selbst allein das Urtheil sprechend d. h. ohne Zuzie- 
hung eines Beiratlies, mit der Andeutung, dass, wenngleich 
durch das Fehlen desselben der Richterspruch nicht ungültig 
oder ungesetzlich wurde, doch das Herzuziehen Sitte gewesen 
sei. Daher wird bei dem tyi-annis('hen Verfahren des Jüngern Tar- 
quinius vonLivius'*) angeführt:, „Die Entscheidungen über Capr 
talsachen pHegte er ohne Beirath allein für sieh zu fällen'’, dasselbe 
auch von Dionysius angedeutet. Wenn aber der König einen 
ßeirath von Senatoren zu haben pflegte, so mussten ihn sicher- 
lich in noch höhenn Grade des Königs Stellvertreter, die Quä- 
storen, haben, wenngleich die Ueberlieferung uns davon keinen 
Fall auf bewahrt hat. Das Verhältniss des Königs, der die 
höchste richterliche Gewalt und die Aufsicht über die gesammte 
Rechtspflege hatte, muss in bestimmten Formen geregelt gewe- 
sen sein. Von welcher .Ausbildung zeugt das Verfahren beim 
Processe des Horatiers, wo der König zuerst die Berufung an 
das Volk gestattete und damit das Vorbild schuf, nach dem spä- 
ter in der Republik die Gewalt der Consuln beschränkt wurrde! 
Der König giebt den Zw'eimännern die Formel, nach der sie das 
Urtheil sprechen sollen: die Ausdrücke, in denen die Verurthei- 
lung ausgesprochen, die Bestrafung anbefohlen wird, sind genau 
durch Gesetz oder Herkommen bestimmt. Eben dasselbe wird 
der Fall gewesen sein, wenn den Quästoren das Richten aufge- 
tragen und die Betufnng an das höhere Gericht des Königs ge- 
stattet wurde. Ferner Clienten und Patronen war, wie schon 
erwähnt, das Ablegen von Zeugniss gegen einander verboten: 
dies setzt ein bestimmtes Herkommen über die Pflicht der Zeu- 
genaussiige voraus. Denn das Patronatsverhältniss ist in dieser 


a) Dionys. 11, 26. 

b) Liv. 1, 49 cognitiones capitalium rorum sine consiliis per se solus 
cxereebat; Dionys. IV, 42. 
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Hinsicht nach dem, welches zwischen Mitgliedern derselben Fa- 
milie bestand, geregelt. Ein Herold wird erwähnt, welcher den 
Angeklagten vor Gericht ladet*): erscheint dieser nicht, so wird 
gegen den Abwesenden erkannt. Der Ort der Verhandlung ist 
der Markt. Dort öffentlich vor allem Volke, von seinen Licto- 
ren umgeben, mit den Zeichen seiner Würde angethan, sitzt 
der König zu Gericht, wie Servius Tullius es bei seinem Regie- 
rungsantritte thut. •’) Wenn es heisst, Tarquinius Priscus sei 
von Hirten, die bei ihm Recht zu suchen Vorgaben, in seiner 
Wohnung ermordet worden'), so handelte es sich nicht um ein 
förmliches Urtheil, sondern um die Einleitung des Processes; 
auch mochte der Ort der Gerichtsverhandlungen damals noch 
nicht, wie später, gesetzlich bestimmt sein. Von Tarquinius 
Superbus wird es als Beweis von Tyrannei angeführt, dass er 
nicht auf dem Markte, sondern in seinem Hause Staatsgeschäfle 
verhandelt, d. h. Recht gesprochen habe.“) Bei dem Processe 
über die Ermordung des Königs Tarquinius wird die Folter er- 
wähnt*), welche gegen die Thäter des Verbrechens angewendet 
worden sei: ob dieselbe aber gegen Freie ebenso gut wie gegen 
Sclaven, und ob bei jedem Verbrechen gebraucht werden konnte, 
darüber fehlen Nachrichten. 

Die Strafen, welche gegen die Verurtheilten verhängt wer- 
den, sind mannigfach, aber nicht zufällig, sondern von Gesetz 
oder Herkommen für jedes Verbrechen bestimmt und in ihrer 
Ausführung hergebracht, ln wie festen und bestimmten Aus- 
drücken wird bei dem Processe des Horatiers die Strafe des 
Kreuzigens beschrieben! Man sieht, dass sie nicht aus Laune 
oder Willkür, sondern in gesetzlichen Formen vollzogen zu wer- 
den pflegte: es zeigt sich in den Worten sogar das Bestreben, 
durch Milde des Ausdrucks die Grausamkeit der Hinrichtung zu 
verdecken. Es wird ferner als Strafe erwähnt die Gütereinzie- 


a) Dionys. IV, 5. 

b) Dionys, ibid.; Liv. I, 41. 

c) Dionys. III, 73. 

d) Dionys. IV, 41. 

e) Dionys. III, 73. 
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hung, in Verbindung mit andern Strafen, bei dem Precess der 
Söhne von Ancus Marcius, welche den König hatten ermorden 
lassen,*) luid der von Tarquinius Superbus Verurtheilten. •’) 
Vielleicht fand sie also mm bei Anklagen wegen Hochverrath 
statt. Die Verbaniiung erscheint theils an sich als Strafe gegen 
staatsgefährliche Verbrecher'), theils wird sie gegen diejenigen 
ausgesprochen, welche sich dem Gerichte durch Flucht entzogen 
haben. ‘*) Was die Todesstrafen anbetriflt, so ist zu bemerken, 
dass sie im Anfänge der königlichen Zeit gelinder gewesen , aber 
allmälig grausamer und strenger geworden zu sein scheinen. 
Z. B. die Strafe gegen Vestalische Jungfrauen war ursprünglich 
Todesstrafe durch Geisselung; erst durch Tarquinius Priscus 
wurde die spätere Strafe, dass sie lebendig begraben wurden, 
eingefülirt. ') Der jüngere Tarquinius wandte die Strafe der 
Vatermörder, welche in einen Sack eingenäht und in das Meer 
geworfen wurden, auf einen der Zweimänner für die Sibylli- 
nischen Bücher an.') Derselbe Tarquinius®®) erfand die später 
gebräuchliche Hinrichtungsart , dass die Verurtheilten auf dem 
Markte an einen Pfahl gebunden und mit Ruthen zu Tode ge- 
peitscht wurden.*) Dies war nicht ein Beweis seiner besondem 
Tyrannei, wie andere Grausamkeiten, welche ihm namentlich 
von spätem Schriftstellern zugeschrieben wurden®) : diese Ver- 
schärfung der Strafen muss, da sie in der Republik beibehalteu 
wurde, in dem Entwickelungsgange des Strafrechtes gelegen 
haben. 

Diese wenigen und zerstreuten Züge, welche wir aus der 


a) Dionys. IV, 5. 

b) Dionys. IV, 42. 

c) Dionys, ibid. 

d) Dionys. IV, 5. 

e) Dionys. I, 78 und 111, 67. Vcrgl. oben S. 112. 

f) Dionys IV, 62. 

g) Dio Cass. fragm. 23. 

h) So Hieron. Chron. p. 340 idem Tarquinius Suporbus exeogitavit 
vincula, taureas, fustes, lautumias, carceres, exilia, metalla, compedes et 
catenas. Chron. Vindob. ed. Mommsen p. 645; Jo. Lydus de mens. IV, 24; 
Isidor. Orig. V, 27, 23; Joaun. Antioch. fr. 36 (Müller fragm. bist gr. IV 
p. 553); Suid. s. v. Sojnepßo;. 
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üeberliefenmg zusammengesttellt haben, geben zwar ein unvoll- 
kommenes Bild von dem Btrafverfabren der Königszeit : sie be- 
weisen indessen, dass es einen gesetzlich geordneten Zustand 
desselben gab, dass Willkür fern und bestimmte, geregelte For- 
men vorhanden waren, welche auf bedeutende Ausbildung und 
C'ivilisation schliessen lassen. Zu demselben Ergebniss gelaugt 
mau bei einer Betrachtung des Strafrechts selbst. 

Bei idlen Völkern er.scheint als älteste Stufe der Keclits- 
entwickelung die Privat- oder Blutrache. Die innerhalb des 
Shuites bestehenden Genossenschaften der b’amilie und am Ende 
der Staat selbst schützen sich in der Art, dass sie im Fall der 
Verletzung oder Beeinträchtigung eines ihrer Mitglieder irgend 
einem Mitgliede derjenigen Genossenschaft, zu welcher der Ver- 
letzende gehört, eine gleiche Verletzung oder Beeinträchtigung 
zufügeu. Dieser Grundsatz hat im Römischen Stiuite niemals 
gegolten: er war schon im Anfänge desselben überwmiden. 
Nur in drei Erscheinungen des sjiätern Rechts hat man Spuren 
desselben e.nttlecken wollen, in der gesetzlichen Erlaubniss, den 
nächtlichen Dieb zu töilteu, in der Befugniss des Ehemannes, 
den Veiführer seiner Ehefrau zu strafen, endlich in dem Vor- 
züge, der nach Römischer Rechhssitte beim Anklagen von Ver- 
brechern tleii Angehörigen iles durch dieselben Verletzten oder 
überhaupt den Privatfeinden des Angeklagten gegeben wird. 
Sind dies wirklich Ueberbleibscl der Privatrache, so sind es 
sehr unbedeutende: sie sind auch in der Königszeit niemals 
bedeutender gewesen. Aber es lässt sich bezweifeln, ob sie es 
sind. Die unmittelbare Bestrafung des Diebes und Fihebrechers 
kann .sehr wold aus der Nothwehr erklärt werden , welche ge- 
setzlich gestattet war, um der Beschädigung des Eigeuthums 
vorzubeugen: der Vorzug beim Anklagen ergiebt sieh aus dem 
Grundsatz des Anklageverfahrens mit Nothwendigkeit. Dem 
Staat lag daran, den besten Ankläger zu gewinnen, er setzte 
ihm Belohnungen aller Art aus: der Richter hat also die Aus- 
wahl unter den zur Anklage sich Meldenden und zog natürlich 
denjenigeu vor, welcher vermöge seiner äussern Verhältnisse 
und seiner durch menscldiche Rücksichten bestimmten Gesinnung 
die sicherste Gewähr für eine strenge Anklage darbot. Eigeu- 
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thümlifli ist dabei dem Römischen Stasitswesen der Begriff der 
inimici und inimicitiae , der, wenn auch nicht gesetzlich, doch 
thatsäcldich durch Sitte und Gesinnung der Bürger anerkannt 
war. Indessen er verdankt seinen Ursprung uiidit der Privat- 
rache, sondern der Leidenscliaft der politi.schen Parteien, w^elche 
sich P’amilienweise fortzupflanzeu pflegten: er verbreitete sich 
um so mehr, je stärker diese sich entwickelte. Wäre die Privat- 
rache vorhanden gewesen, so müssten sich im Römischen Staate 
sehr deutliche Spuren derselben zeigen. Denn in keinem Staate 
war die Familie in sich so streng abgeschlossen , durcli die väter- 
liche Gew'alt, durch die unbedingte Herrschaft des Mannes über die 
Frau, durch die tief im Römischen Leben wmrzelnde Sitte der FV 
miliengerichte, welche iiiclit nur über die Vergeiien der F'amilieiimit- 
glieder unter einander, sondern auch über die gegen andere Familien 
undgegeuden Staat entschieden. Es muss eine starke Gewalt gewesen 
sein, die trotz der strengen Familienbanden, welche sie vorfand und 
bestehen liess, dennoch die Privatrache unterdrückte; aber diese 
Unterdinckmig war vollzogen, als die Römische Geschichte begann. 

Eine weitere Stufe der Rechtsentwickeluug ist es, wenn 
der Beschädigte seinen Beschädiger vor den Richter ladet und 
von diesem als Strafe erkannt wird, es solle dem Beschädiger 
Gleiches mit Gleichem vergolten w'erden. Dies ist die talio, 
welche im Römischen Recht bei der körperlichen Beschädigimg, 
der iniu7’ia, erscheint , indessen nicht in ihrer ursprünglichen 
Form, sondern nach höhern Rechtsansichten ausgebitdet. ln 
den zwölf Tafeln wird für die Verletzung eines Gliedes, so wie 
für andere Beschädigung eine bestimmte Geldsumme angesetzt. 
Dies ist keine materielle Wiedervergeltmig, sondern ein Abkau- 
fen derselben , wie es erst bei weiterer Rechtsentw ickelung statt- 
linden konnte. Es ist nicht walnscheinlich , tiass dies ein neu 
erfundenes Gesetz der Zehnmänner war, sondern älteres, viel- 
leicht gar nicht oder nur wenig verändertes Recht. Für den 
Mord eine Entschädigung in Geld festzusetzen ist nicht Römisch, 
auch nicht in der ältesten Zeit. Das zeigt deutlich der Process 
des Horatiers, wo, wenn es überhaupt ein Blutgeld im Römi- 
schen Rechte gegeben hätte, kein Process nöthig gewesen wäre; 
denn der Vater selbst war mit der Bestrafung seiner Tochter 
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zufiiedeii und sprach den Sohn los. Aber dagegen standen re- 
ligiöse Gründe und die Furcht vor der Strafe der Götter. 

Dies führt auf dasjenige Element, durch welches die roheren 
Rechtsanscliauungen von Blutrache und materieller Wiederver- 
geltung überwunden worden waren, das religiöse Element, ver- 
möge dessen man im Verbrechen eine Sünde, eine Schuld gegen 
die Götter erblickte, welclieJ dimch Opfer und die Busse des Ver- 
brechers gesühnt werden musste. Dies religiöse Element war 
in der Kön gszeit nicht mächtiger ids später. Ein Beweis dafür 
liegt darin, dass der Ueberliefening zufolge der Staat bestanden 
haben soll, ehe es durch Nimia gesetzlicli geregelt wurde: es 
war also etwas, das hitizukam, das, so grossen Einfluss es auch 
haben moclite, dennoch nie über das Interesse des Staates 
herr.schte. Daher bestanden die geistlichen Gerichte nie selbst- 
ständig, hatten ohne die Hülfe der weltlichen Macht keine Mög- 
lichkeit, sich zur Geltung zu bringen. Beim Processe des Ho- 
ratiers ist es der König, welcher religiöse Bedenken hat, und 
auf seine Anordnung wird die Entsühnung vorgenommen, ähn- 
lich wie noch der Kaiser Claudius nach einem entdeckten Inceste 
besondere Sühnopfer anstellen Hess, „nach den Gesetzen des 
Königs Tidlus’', wie es heisst. *) Bei der sacratio capitis, der 
Strafe der schwersten Verbrechen, steht die Religion im Dienste 
des Staates: so, sagt Dionysius’’), sei es nach einem Gesetze , 
von Romulus mit demjenigen geschehen, welcher gegen das 
Clientei- oder Patronatsverhältniss gefrevelt hatte: er musste 
zuerst von dem weltliclien Gerichte überfülui und verurtheilt 
sein. Es ist also ersichtlich, dass die Ueberwndung der rohe- 
ren Rechtsansichten durch das religiöse Element in die vorrömi- 
sche Zeit fällt. Die Stämme, welche die Stadt Rom bildeten, 
brachten weit vorgeschrittene Rechtsideen mit: der Staat um- 
fasste von seinem Entstehen an jede Art von Privatrache und 
die gesammte Religion: die Veränderungen darin sind im Laufe 
der Geschichte verhältnissmässig gering gewesen. 

Mau kann die Frage aufwerfen, ob in der Königszeit unter 


a) Tac. Anu. Xll, 8. 

b) Dionys. II, 10. 
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den Römischen Büi'gern eine Rechtsungleichheit bestanden hat. 
Eine solche ist für die Republik nicht nachzuweisen. So gross 
au<‘h die thatsächlichen Unterschiede der Bürger sein mochten, 
die gesetzliche Gleichheit Aller war anerkannt und auch in viele 
Verliältnisse des bürgerlichen Lebens auf eine für uns befi-emd- 
liche Weise übergegangen. Nur unter Bürgern und Nichtbürgern 
kennt das spätere Gesetz eine Ungleichheit; die Bürger behandelt 
es in allen Verhältnissen gleich: erst die Kaiserzeit fing allmälig 
an, einen Unterschied zwischen Hoch- und Niedrigstehenden zu 
machen und bildete denselben vielfältig aus. Man könnte in- 
dessen diese Gleichheit für dfis Ergebniss der freieren, republi- 
canischeu Staatsform halten und demgemäss unter den Königen 
eine gesetzliche Ungleicldieit der Bürger annelnnen. Im Allge- 
meinen konnte eine solclie Rechtsuugleichheit doppelter Art sein. 
Erstlich steht es fest, dass die Bevölkenmg Roms sich aus ver- 
schiedenen Stämmen bildete. Zu der Stadt, welche Romulus 
gegründet hatte, kamen zuerst die Sabiner, dann theils einzelne 
Ankömmlinge, theils ganze Staatsgenossenschaften der Latiner, 
der Etrusker: es war der Grundsatz der Könige, die Einwande- 
rung auf alle Weise zu erleichtern. Unter diesen verschieden- 
aitigen Bestandtheilen der Bürgerschaft konnte eine Rechtsun- 
gleichheit bestehen: jeder brachte seine Sitten und Gebräuche 
mit, welche erst allmälig sich verwischen konnten. Deshalb 
finden wir im Anfänge der Republik Spmen, welche auf eine 
Verschiedenheit nicht nur des Privat-, sondern auch des Crimi- 
nalrechtes innerhalb der Bürgerschaft deuten: unter den Königen 
fehlen auch solche Spuren und es ist nur eine durch den Ver- 
lauf der Verliältnisse gerechtfertigte Vermuthung, dass, je kür- 
zere Zeit die Vereinigung gedauert hatte, desto stärker die Be- 
sonderheiten der einzelnen Bestandtheile hervortraten. Jedenfalls 
war es das Streben der Regierung, sie zu verwischen und na- 
mentlich im Strafrecht eine Gleichheit aller Bürger, welches Ur- 
sprunges sie auch sein mochten, herbeizuführen. Unterstützt 
wurde diese Rechtsgleichheit dadurch, dass die Bestandtheile 
grössten Theils stammverwandt waren und in ihren allgemeinen 
Rechtsanschauungen nicht auseinander gingen, ferner durch die 
königliche Macht, welche, über dem ganzen Staate stehend, das 
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Hervortreten der Besonderheiten verhüten und doch dabei ein- 
zelnen Eigenthüinlichkeiten Rechnung tragen konnte. Ganz be- 
.sondere Anfnierksainkeit widmete die.sein Punkte Servius Tullius: 
alle seine politischen Einrichtungen, namentlich auch seine Ge- 
.setze über das Privatreclit , bezweckten ein Umfassen des ge- 
sammten Volkes, und was er auf verfassungsmässigem Wege 
erstrebt hatte, förderte nicht minder der letzte Tarquinier durch 
seine Despotie. 

Indessen an diese Unterschiede in der Bevölkerung Roms 
dachte man nielit, wenn man eine Rechtsungleichheit in dersel- 
ben annalim: sie sollte unter den verschiedenen Ständen dersel- 
l)en, d. Ii. unter Patricieni und Plebejern, l>estanden haben. Es 
ist schwer möglich, an eine sidche zu glauben: niemals war bei 
dem einen Stande strafbar, was bei dem andern erlaubt war, 
die Strafen waren bei beiden dieselben, der Proeess hatte die- 
selben Formen. Nur in einem Punkte glaubte man in neuerer 
Zeit eine Verschiedenheit zu entdecken. Die Bemfung an das 
Volk, d. h. an die Curien, als an die Versammlung ihrer Standes- 
genossen, sagte man, sei von jeher nur den Patriciern gestattet 
gewesen. Diese Meinung war aber nur die Folge der falschen 
und mit der Ueberlieferung im Widerspruclie stehenden Vennu- 
thung über die Curien und Curiatcomitien, ist auch von den 
neuesten Gelehrten aufgegeben worden. Etwas anderes ist für 
jene venneintliche Rechtsungleichheit weder angeführt worden, 
noch lässt es sich anführeu. Dagegen Vieles steht mit derselben 
in Widerspruch. Z. B. in den Mord des Königs Tarquinius 
Priscus waren Leute verschiedenen Standes verüoehten. Die 
eigentlichen Urheber waren die Söhne des Königs Ancus Mar- 
cius, also Patricier, die Thäter für Geld gedungene Mörder, 
Hirten, also Plebejer. Kein Schriftsteller giebt eine Andeutung 
darüber, dass Gericht oder Strafe bei ihnen verschieden gewesen 
sei oder hätte sein müssen. Die Thäter wurden ergriffen, die 
Söhne von Ancus Marcius flüchteten. Servius Tullius befragte 
allerdings den Senat, aber wegen der ergriffenen Thäter'): sie 
wurden vor Gericht gestellt und hingerichtet, die Söhne von 


a) Zon. Vll, 9. S. obeu S. 100. 
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Ancus, als sie nicht erschienen, mit Verlust der Güter bestraft 
und ihre Verbannung für rechtmässig erklärt. Bei den Hinrich- 
tungen, welche Tarquinius Superbus zur Sicherung seiner Heir- 
schaft vornahm, werden mächtige Männer, d. h. Patricier, und 
auch Plebejer ei-wälint , *) aber ohne dass in Bezug auf Process 
oder Strafe der geringste Unterschied zwisclien ihnen angedeutet 
wird. Den einen der Zweimänner, welclie die Sorge für die 
Sibyllinischen Bücher liatteu, M. Attilius, einen Patricier, belegte 
derselbe König mit der Strafe der Vatermörder, Hess ilin, in 
eine Ochsenhaut genälit, ins Meer werfen. •’) Jener P. Horatius, 
bei dessen Process Tullus Hostilius die besondere, mit Berufimg 
an das Volk verbundene, P'orm des Perduellionsgerichtes erfand, 
war oline Zweifel Patricier. Dennoch wurde zu Giceros Zeit die- 
selbe Processform mit derselben Strafe auf G. Rabirius, einen 
Plebejer, angewendet und unter den ausführlichen Nachrichten, 
welche wir über den Letztem haben, findet sich keine Andeutung, 
dass die Verseliiedenheit des Standes einen Unterschied mache. 
Wo Dionysius °) von dem Verhältniss zwischen Patronen und 
Glieuten spricht, zählt er die Pflichten der einen und der andern 
auf mid setzt hinzu, wer dieselben verletzt habe, sei für socer 
erklärt worden: es fällt ihm nicht ein, dem Patron, der doch in 
der Regel ein Patricier war, mehr Recht oder geringere Strafe 
zuzuschreiben als dem Glienten: ja ein Berichterstatter'*) führt 
ausdrücklich als Worte des Romulischen Gesetzes an: „der Pa- 
tron, welcher seinem Clienten Schaden zugefügt hat, soll sacer 
sein". Wo von der väterlichen Gewalt der Römischen Bürger, 
von der richterlichen Befugniss des Hausvaters über seine An- 
gehörigen erzählt wird, nirgends wird ein Unterschied, der zwi- 
schen Patricieni und Plebejern, zwischen Reichen und Armen 
bestanden hätte, angedeutet. Daraus muss mau den Schluss 
ziehen, dass es in Bezug auf Gesetz, auf Process, auf Strafe 
durchaus keinen Standesunterschied unter den Römischen Bür- 


a) Dionys. IV, 42 und 43. 

b) Dionys. IV, 62. 

c) Dionys. II, 10. 

d) Serv. ad Virg. Aen. VI, 609. 

9 ' 


Digitized by Google 


132 


Entwickelung der Rechtsbegriffe 


gern gegeben Lat. Freilich in einer Hinsicht war ein Unter- 
schied in der Lage der Patricier und Plebejer, in so fern näm. , 
lieh jene die Regierenden, diese die Regierten waren, das Rich- 
teranit aber geliörte zur Regierung. Demnach wurden die Patri- 
cier von ihren Standesgenossen gericlitet, die Plebejer nicht. 
Denn der König war Patricier, seine Quästoren waren Patricier, 
zum ßeiratli wurden Patricier berufen. Dies brachte eine that- 
sächliclie Ungleichheit in den Ständen hervor, ohne dass sich in 
den Gesetzen und Prozessformen irgend eine gefunden hätte. 
Und doch ging später das Streben der Republik dahin, diese 
aufzuheben: mit der Gleichstellung der Stände traten die Sena- 
toren an die Stelle der Patricier xmd mit C. Gracchus’ Gesetz- 
gebung gelaugten auch die Regierten zum Richteramt. 

Einen bedeutenden Fortschritt machte das Criminalrecht 
unter den Königen durch Servius Tullius, der es vom Privat- 
rechte schied: es wurde dadurch eigentlich erst geschalFen und 
ihm die Möglichkeit einer selbständigen Entwickelung gegeben.*) 
Mochte auch Servius’ Nachfolger diese Unterscheidung wieder 
auflieben, sie trat dennoch nach Vertreibung der Könige aufs 
Neue hervor und befestigte sich durch die spätere Gesetzgebung. 

Es ist der bedeutendste Schritt, den die Ausbildung des Rechtes 
bis auf Sulla gethau hat: die Republik beschäftigte sich zunächst 
damit, beim Criminalrecht, das in der Befugniss der Beamten, 
der Erben der königlichen Macht, geblieben war, die neuen 
Ideen der Freiheit zum Schutze der Bürger auszuführen und 
dem Volke erneu geregelten Einfluss auf die Entscheidung aller 
schweren Processe zu verschaffen. Die Auffassung der Ver- 
brechen selbst zeigt schon unter den Königen eine bemer- 
kenswerthe Entwickelung der Begriffe. Es kann z. B. kein 
Zweifel sein, dass P. lloratius, der seine Schwester tödtete, 
sich damit eines parrieidium schuldig machte ■') : dies war die 
natürliche Betrachtung seiner That. Indessen der König, der 
die Milderungsgründe für die Beurtheilung derselben erkannte 
und den Verklagten zu retten wünschte, erklärte das Verbrechen 


a) Vergl. obea S. 40. 

b) Vergl. .S. 96. 
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für perdueUio, d. h. für die That eines perduellis, in so fern 
der Horatier eine Bürgerin ohne gerichtliche Vei-urtheilung ge- 
tödtet hatte. '^) Man hatte also schon die Verbrechen in ver- 
schie<lene Gruppen abgetheilt, die Begrilfe und Namen dersel- 
ben aufgestellt und konnte, indem man juristische Erklärung 
anwendete und von den Verbrechen bald die eine, bald die an- 
dere Seite hervorhob, dieselbe That auf verschiedene Weise auf- 
fassen — ein Verfallen, das eine Eigenthümlichkeit des spä- 
tem Römischen Rechtes bildet. Schon unter Romulus wird ein 
Gesetz über Verrath erwähnt*), unter Tullns Hostilius ein an- 
deres gegen Ausreisser.’') Von Tarquinius Superbus heisst es, 
er habe einen der Zweimänner für die Sibyllinisclien Büclier 
mit der Strafe der Vatermörder belegt'), eine arge Willkür, 
wie die Schriftsteller sagen , w'elche aber die Sitte , nach den 
Beweggründen der That die Verbrechen in Classen zu theilen 
und ihre Strafen zu bestimmen, bew^eist Von Numa wird ein 
Gesetz angeführt: „wenn Jemand einen freien Mann in böser 
Absicht w'issentlich zu Tode bringt , so soll er ein Vatermörder 
sein.”“*) Wie man dasselbe auch betrachten mag, ob als An- 
gabe, wer „Vatermörder” sei, oder als Vorschrift, welche den 
gewöhnlichen Mord vor das Gericht über Vatermord verweist, 
es ergiebt sich daraus, dass, der Ueberlieferung zufolge, schon 
unter den ersten Königen eine Sonderung der Verbrechen statt- 
fand, ihre Begriffe bestimmt waren und die Thätigkeit des 
Rechtsprechens sich darauf wendete, die einzelnen Fälle den 
Bestimmungen der Gesetze unterzuordnen. Ferner geht daraus 
hervor, dass „böse Absicht” als Merkmal des Verbrechens an- 
erkannt, endlich ans dem Zusatz „wissentlich”, dass der Unter- 
schied zwischen doliis und scietis zum Bewusstsein gekommen 
war. Selbst ausgebildetere juristische Ideen müssen der Römi- 
schen Königszeit nicht fremd gewesen sein. 

a) Dionys. 11, 10. Vergl. 111, 30. 

b) Dionys. 111, 30. 

c) Dionys. IV, 62; Zon. VII, 11. 

d) Festus s. V. parr. quaest p. 221 Si quis horainem liberum dolo 
sciens morti duit, parriuida csto. 
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Von der VertreibunK der Könige bis zur Gesetz- 
gebung der zwölf Tafeln. 


Erstes Capitel. 

Die Vertreibung der KOnige nnd ihre unmittelbaren Folgen filr das Straf- 
recht. Theilnng der höchsten Gewalt unter Mehrere. Jährlicher Wechsel 

der Beamten. 

Die Vertreibung der Könige bildet einen natürlichen Abschnitt 
in der Geschichte de.s gesummten Römiscdien Staates und führte 
auch für das Strafrecht alsbald die bedeutendsten Verändeningen 
herbei: sie ist ein nothwendiger Kuliepimkt, von dem aus man 
einen neuen Lauf der Darstellung beginnen muss. Dagegen die 
Zeit der Republik selber zu zerlegen empfiehlt sich nicht Zwar 
treten in ihr einzelne Punkte besonders hervor, die Gesetzge- 
bung der Zehnmänner, das Tribunat von C. Gracchus, am mei- 
sten Sullas Dictatur: sie bezeichnen Anfangspunkte für be- 
stimmte Erscheinungen im Criminalrecbt Aber gemäss dem 
Charakter des Römischen Volkes erwarb sich das Neue erst all- 
mälig Geltung, das Alte wurde nicht sogleich ganz verdrängt: 
eine Weile bestand Beides neben einaiuler. Wollte man bei 
einem bestimmten Zeitpunkte abschliessen, so käme man in 
Gefahr, das Alte über denselben hinausführen, das Neue vor 
demselben beginnen zu müs.sen. Wir haben also eine sachliche 
Abtheilung in zwei Theile gemacht Der erste soll das ältere, 
von der Königszeit her überkommene, aber eigenthümlich ent- 
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wickelt« Strafreclit, der zweite die Schwurgerichte umfassen. •) 
Für das erste bildet die Gesetzgebung der Zehnmänner einen 
Ruhepunkt; denn sie brachte das frühere, auf schriftlichen Ge- 
setzen und dem Herkommen beruhende Strafrecht zu einem Ab- 
schluss. Selbst der Strafprocess vor den Zehnmännern war in 
einem wichtigen Theile, der ims noch dazu fast allein durcli die 
Ueberlieferung bekannt ist, wesentlich von dem später geltenden 
verschieden. Deshalb wird der nächste Abschnitt die Zeit bis 
zu den Zehnniännern behandeln und sowohl die Gesetzgebung 
und die politischen Veränderungen, welche auf das Strafreclit 
von Einfluss waren, als auch die während dieses Zeitraumes 
bekannten Strafprocesse umfassen. Die beiden übrigen Ab- 
schnitte sollen über die Zeit von den Zehnmännern bis zum 
Untergänge der Republik handeln und zwar dergestalt, dass der 
dritte die Gesetzgebung und die auf das Strafrecht bezüglichen 
politischen Anordnungen , der vierte die verschiedenen Arten des 
altrömischen Strafprocesses und das Verfahren in demselben, 
soweit es nicht der Zweckmässigkeit halber mit der Schilderung 
der Schwurgerichte verbunden werden soll, darstellt. 

Als mau die Könige aus Rom vertrieb und den Entschluss 
fasste, die königliche Macht nicht wieder herzustellen, beabsich- 
tigte man nicht einen Bruch mit der Vergangenheit: nicht eine 
neue Regierung, nicht neue Gesetze sollten gescharten werden. 
Nur die Despotie des letzten Tarquiniers wollte man vertilgen. 
Er hatte mit Verletzung der hergebrachten Sitte, auf ungesetz- 
liche Weise die Königsgewalt an sich gerissen, die von früheren 
Königen zugestaudenen Rechte des Senates und der Volksver- 
sammlung missachtet, eigenmächtig und mit eigennützigen Ab- 
sichten Recht gesprochen, seinen Thron auf fremde Söldner ge- 
stützt. Diese Tyrannei sollte auf hören. Daher knüpfte man mit 
Uebergehung der Regierungszeit von Tarquiuius an Servius Tul- 
lius an: nach seinen Verfügungen wurden in Centuriatcomitien 
die beiden ersten Consuln erwählt'’), man führte .Alles auf deu 

a) Vergl. oben die Einleitung S. 11. 

b) Liv. I, 60 duo consulos indc comitiiä centuriatis a pracfccto iirbis 
ex comnicntariis Servii Tullii creati suiit. 
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Zustand, wie er bei seinem Tode gewesen war, zurück. Die 
Erben also der königlichen Macht, wie er sie besessen, waren 
die Consuln: es wird öfter von den alten Schriftstellern ausge- 
sprochen, dass deren Gew'alt eine königliche war und sein sollte. *) 
Selbst in späterer Zeit blieb diese Vorstellung bei den Römern 
gewölmlich, als die consularische Macht durch Gesetze und die 
Gründung des Tribunats geschwächt, auch durch die Wahl an- 
derer Beamten getheilt worden war. Einen Ausdruck der An- 
erkennung fand diese Idee von dem Uebergange der alten könig- 
lichen Macht auf die consularische der Republik in dem Curiat- 
gesetz über das imperium. Es war Sitte gewesen, dass die 
Könige bei ihrem Regierungsantritt ein Gesetz bei dem Volke 
beantragten, wodurcli dieses sich verpfliclitete, dem Könige und 
seinen Beamten geliorsam zu sein. Diese Sitte wurde von der 
Republik beibelialten, nur mit dem Unterschiede, dass, da die 
königliche Gewalt jälirlich auf andere Personen überging, jähr- 
lich ein solches Gesetz von den jedesmal erwählten Consuln 
beantragt wurde. Als später die königliche Macht unter mehrere 
Beamten vertheilt winde und neben den Consuln auch Prütoren 
und Aedilen entstanden, wurden auch diese, d. h. alle curuli- 
schen Beamten, nfunentlicli in das jährliche Curiatgesetz aufge- 
nommen; ebenso, wenn einzelne Zweige der nach Römischer 
Anschauung einigen Staatsgewalt auf besondere, ausserordentliche 
Beamten zeitweise übertragen wurden, gab man diesen durch ein 
einzelnes Curiatgesetz den ilmen gebührenden Antheil an dem 
Gehorsam, den man der königlichen Gewalt schuldete. So suchte 
man auch äusserlich die Macht der republicanischen Beamten in 
ununterbrochener Folge von der durch den Willen der Götter 


a) Liv. II, 1 Libertatis aiitcni originem indc magis, qnia aimuum im- 
perium consulai-c factum est, quam quod deminutum quiequam sit ex regia 
potestate, nuuieres; omiiia iura, oinuia iiisiguia primi coiisules tenuere. Id. 
IV, 3 consules iu lociun regum successissc? ncc aut iuris aut maiostatis 
quiequam habere, quod non in regibus ante fuerit? Cic. de rep. II, 32, 56 
consules i)otestatem babebant temiM)rc duntaxat annuam, genere ipso ac 
iure regiam; Cie. de leg. III, 3, 8 regio im]ierio dun sunto. Pompon, de 
orig. iur. (Dig. I, 2) 16 (consules) ne per omnia regiam potestatem sibi 
vindicarent, lege lata factum est, ut ab eis provoeatio esset. Vergl. Liv. 
m, 9; IV, 2; VlU, 32; Dionys. VI, 65; VII, 35; IX, 41; X, 34. 
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gegründeten Königsgewalt herzuleiten , und mochten auch die 
Formen, durch welche dies geschah, in späterer Zeit ein leerer 
Schein sein, so dass man selbst das Fehlen des Curiatgesetzes 
künstlich ersetzte, es sprach sich doch in ihnen auf das Bestimm- 
teste die Idee aus, dass das Königtlium nur, insofern es in einer 
Person äusserlich dargestellt wurde, untergegangen war, insofern 
es eine bestimmte Summe von Rechten und Pflichten umfasste, 
fortdauerte. 

Indessen es lag nicht im Interesse weder des regierenden 
Standes, der Patricier, noch der regierten Plebejer, den Consuln, 
welche man nach Vertreibung der Patricier zu wählen beschloss, 
die ganze Machtfülle der Könige zu übertragen. Man benutzte 
zunächst den religiösen Aberglauben und trennte davon die geist- 
liche Macht: man übertrug sie, wie oben gezeigt worden ist, •) 
demjenigen Priester, w'elcher später Oberpriester genannt wurde. 
Seine Stellung zu dem Collegium der Pontifices war gesetzlich 
dieselbe, welche der König zu ihnen gehabt hatte, thatsächlich 
eine ganz andere. Da er nicht mehr in seiner Person auch die 
weltliche Macht vereinte und mit deren Hülfe seinen Beschlüssen 
unbedingte Geltung verschaffen konnte, musste er sich an die 
Meinung der Pontifices halten und mit ihnen vereint Einfluss 
auszuüben suchen. Die Einbusse, welche die Consuln durch den 
Verlust der geistlichen Gewnlt erlitten, war nicht unbedeutend; 
denn sie verloren denjenigen Theil der Macht, der grundsätzlich 
stets von jeder Verantwortung ‘frei gewesen ist. Der Erfolg der 
Trennung im Allgemeinen war, dass die geistliche Gewalt trotz 
aller Achtung, die man ihr zollte, an Einfluss verlor und Diene- 
rin der w'eltlichen Beamten und der Volksversammlung wurde. 

Noch wichtiger jedoch war es, dass die weltliche Macht der 
Könige nicht wieder auf eine Person, sondern auf zwei Consuln 
übertragen wurde. Den Grund davon schi'eibt die allgemeine 
Ueberlieferung der Befürchtung zu, wenn ein einziger Beamter 
an die Spitze des Staates gestellt würde, möchte derselbe seine 
Macht missbrauchen, um von Neuem eine Tyrannis, wie der 
letzte Tarquinier, zu gründen.^*) Unter den beiden Consuln 

a) Siehe oben S. 103. 
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wechselte zwar die Amtsführung, d. h. hauptsfiehlich der Vorsitz 
in den regelmässigen Senats- und Volksversammlungen, monat- ' 
lieh, sie waren aber an Madit in jedem Augenblicke gleich 
beide hatten dieselben Befugnisse, dieselben Ehren. Sollte trotz 
dieser Spaltung eine Regierung möglich sein, so musste derjenige 
Grundsatz zur Anwendung kommen, welcher, ohne durch ein 
besonderes Gesetz ausgespnahen zu sein, dennoch vom Beginn 
<ler Republik an in der Römischen Verfassung von dem höchsten 
EinHuss gewesen ist : par maiorve potestaa plus valeto. *) Nur, 
was beide Collegen gemeinschaftlich bestimmten, oder der eine 
mit ausdrücklicher oder stillscliweigender Zustimmung des an- 
dern, hatte Gültigkeit: beim Widerspruch seines Collegen konnte 
der Consul keine Massregel ausführen, keine Strafe vollziehen. 
Als später einzelne Theile der königlichen, von den Consuln er- 
erbten, Macht abgezweigt und hesondem Beamten übertragen, 
auch diese aber theils sogleicli, tlieils allmälig in der Mehrzahl 
geschaffen wurden, so fand auch auf sie derselbe Grundsatz An- 
wendung, nur mit der Erweitening, dass von den hölier stehen- 
den Beamten jeder einzelne die Amtshandlungen jedes niedriger 
stehenilen aufheben komite. Also der Prätor z. B. war an die 
Einwilligung niclit nur seiner Collegen, sondern auch der Con- 
suln gebunden. Ein collegialisches Zusammenwirken der Be{im- 
ten, wobei die Melirlieit der Stimmen entschied, war im Allge- 
meinen der Römischen Verfassung fremd. Es konnte anfangs bei 
den curulisclien Beamten, deren es nur zwei gab, nicht stattfin- 
den, und war auch später nur zuweilen, 'nach besonderer frei- 
williger Uebereinkunft möglich. Jeder handelte selbständig, musste 
es sich aber gefallen lassen, durch den gleich berechtigten Wil- 
len seines Collegen gehindert zu werden. 

Welche Gewähr in diesem Verhältniss gegen Willkür, wie 
sie alle Könige üben konnten und der jüngere Tarquinius wirk- 
lich geübt hatte, lag, ist ersichtlich. Cicero spricht sich in sei- 
ner Schilderung der allgemeinen Grundsätze der Römischen Ver- 
fassung folgendermassen aus ") : „ der Beamte soll den ungehor- 


a) Cic. de leg. III, 4, 11. 

b) Cic. de leg. 111, 3, tj magistratii-s nec obodientem et iioxiuin civcin 
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saraen und schädlichen Bürger durch Geldstrafe, Geföngniss oder 
körperliche Züchtigimg im Zaum halten, wenn nicht eine gleiche 
oder höhere Gewalt oder das Volk ihn hindert, an welche Be- 
rufung stattfinden soll.” Hierin liegt das Recht der Appellation, 
das jeder von einem Ausspruche der Beamten Betroffene hat’’®): 
es gewährt zunächst Aufschub, im Falle der Gewährung Auf- 
hebung der drohenden Strafe. Dionysius ") erzählt unmittelbar 
nach Einsetzung der Consuln einen Fall, in dem dasselbe bei 
einem Criminalprocesse zur Anwendung kam. Zu denen, welche 
sich zur Wiedereinsetzung der vertriebenen Könige verschworen 
hatten, gehörten auch die Aquilii, Schwestersöhne des Consuls 
Collatinus. Brutus, der andere Consul, hatte die Verschwönmg 
entdecrkt, seine eigenen Söhne , welc.he Theil daran genommen, 
mit dem Tode bestraft und zog dann die Aquilier vor sein Ge- 
richt. Die Beweise waren offenbar, er verurtheilte sie und wollte 
sie zur Hinrichtung führen lassen. Die Verurtheilten wandten 
sich um Schutz an den andern Consul, ihren Oheim, der zuerst 
seinen Collegen bat, die Strafe nicht zu vollziehen oder zu mil- 
dern, dann, als die Bitten nichts fruchteten, erklärte, er mache 
• von seuier Gewalt als Consul Gebrauch und verbiete die Bestra- 
fung der Verschworenen. Brutus, so erzürnt er auch über sei- 
nen Collegen ist, muss doch seinem Einspruch weichen : er ver- 
schiebt die Hinrichtung und lässt die Verurtheilten in das Ge- 
fangniss führen. Dort wurden sie später, als auch Collatinus 
vertrieben und P. Valerius zum Consul gewählt war, hingerich- 
tet. ®) Ich spreche nicht von den abweichenden Darstellungen 
anderer Schriftsteller, lasse auch die Frage bei Seite, ob die 
Ueberlieferung diese Eiiizelheiten über den Process der Ver- 
schwomen erhalten oder Dionysius selb.st sie ausschmückend 
hinzugefügt hat: selbst w'enn sie ersonnen sind, müssen die 
Vorgänge dem Gerichtsverfahren entsprechen. Die Appellation 
hob diis Urtheil des Consuls auf: es war nur mit Einwilligung 


niulta vinculis vcrberibusve cocrceto , ni par majorve potestas iKjpulusve 
prohibessit, ad (juos provix-atio esto. 

a) Dionys. V, 9. 

b) Dionys. V, i:^. 
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des College!! ausführbar. Auch Livius *) envähnt schon zum 
Jahre 495 v. dir. die Wirkung, welche die Theilung der ober- 
sten Kiditergewalt hatte: diejenigen, welche von dem einen 
Consul Ap. Claudius zur Schuldknechtschaft verurtheilt wurden, 
wandten sich um Hülfe an dessen Collegen Servilius. Er hätte 
sie durch seinen Einspruch retten können, wenn er nicht vor 
dem offenen Bruche mit den Patriciem ziirückgewichen wäre. 
Als die ersten Decemvirn gewählt waren, bezeugte das Volk 
keine Unzufriedenheit daräber, dass von ihrem Urtheil keine Be- 
rufung an das Volk stattfand. Denn die höchste Gewalt war 
unter zehn Personen getheilt und die Appellation von einem an 
den andern ersetzte die Hülfe, welche sonst bei den Tribunen 
und der Volksversammlung zu finden war. '’) 

Die zweite V'erniinderung, welche die königliche Gewalt bei 
ihrem Uebergange auf die Consuln erfuhr, war die Be.schränkung 
auf den Zeitraum eines Jahres. Sie verhinderte die Rückkehr 
zur Monarchie, erhöhte die Machtstellung des Senates und der 
Volksversammlung, der bleibenden Gewalten gegenüber den in 
kurzen Zwischenräumen wech.seluden Beamten, sie führte end- 
lich auch, indem sie in gleicher Weise auf alle spätem Beam- 
ten angeweudet wurde, zu einem ausgedehnten Systeme der 
Verantwortlichkeit, ohne deshalb, die Kraft der jedesmal Regie- 
renden zu lähmen. Dieser letzte Punkt war auch von Einfluss 
auf das Strafrecht. Mochte ein Beamter noch so sehr in seinem 
Amtsjahr alle seine Collegen gewinnen, so dass er von Nieman- 
den in der Ausführung seiner Massregeln gehindert wurde; 
mochte er sich selbst die Volkstribunen sei es durch Furcht oder 
durch andere Mittel befreunden: er war dennoch bei keiner Ge- 
setzesübertretung, bei keiner Staatshamllung sicher. Mit dem 
Ablaufe des Jahres trat ein vollständiger Wechsel der Beamten 
und für ihn selbst die Möglichkeit ein, wie jeder andere Bürger 
vor Gericht gezogen zu werden. Beispiele dieser Art, die wegen 
des Verhaltens in der Rechtspflege stattfanden, sind in der frü- 


a) Liv. II, 27. 

b) Liv. 111, 34 lam picbs praeterquara quod consulum nomen haud 
secus quam regnum iwrosa erat, ne tribunicium quidcm auxilium cedenti- 
bus invicem appcUationi Xviris quaerebat. 
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heren Geschieht« der Republik die Strafen, welche die abgesetz- 
teu Decemvini trafen, in der spätem die Verurtheilung Ciceros 
wegen der Hinrichtung der überfübrten Genossen Catiliuas. 
Aber noch andere Folgen für die Handhabung des Strafiechtes 
mussten sich an den jähilichen Wechsel der Beamten knüpfen, 
wenngleich wir dieselben mehr durch Schlüsse aus den Verhält- 
nissen auffinden, als durch geschichtliche Thatsachen belegen 
können. In so fern die Beamten Ankläger waren (und wir wer- 
den später sehen, dass sie es in vielen und in den wichtigsten 
Fällen waren) liing das Schicksal eines Processes davon ab, dass 
derselbe von dem betreffenden Beamten innerhalb seines Amts- 
jahres zu Ende geführt wurde: sonst war es Zufall, ob die neu 
eintretenden Beamten denselben wieder aufnehmeu wollten oder 
nicht; jedenfalls musste er von Neuem beginnen, ln so fern die 
Beamten Richter waren, galt ein ähnliches Verhältniss. Auch 
sie mussten das Streben haben, alle begonnenen Proeesse inner- 
halb ihres Amtsjahres zu Ende zu führen. Konnten sie es nicht, 
so hörte der angefangene mit dem Ende des Jahres zwar nicht 
auf, musste doch aber, da ein anderer Richter da war, um die- 
sem bekannt zu werden , gewisse Stadien von Neuem durcluna- 
chen, konnte auch in vieler Beziehung einen andern Verlauf neh- 
men. Die Unsicherheit der so von einem Jalire in das andere 
übergeleiteten Proeesse musste um so grösser sein, je lücken- 
hafter das geschriebene Recht, je zweifelhafter das Herkommen 
war, also im Anfänge der Republik. Es ist uns nicht möglich, 
auch nur annähernd anzugeben, wie viele Proeesse aus diesem 
Umstande entweder nicht unternommen oder mit geringerer 
Sorgfalt zu Ende geführt worden, wie viele Verbrechen unge- 
ahndet geblieben oder bald strenger bald milder bestraft worden 
sind. Denn da das Uebel der gesammten Republik gemeinsam 
war, betrachteten es die Schriftsteller als natürlich und schwie- 
gen darüber: wir können auf dasselbe nur aus Vergleichung mit 
nnsem Zuständen schliessen. Auf der andern Seite ging aber 
hieraus auch im Allgemeinen eine ra.sche Beendigung der Pro- 
cesse hervor: jeder Beamte, mochte er freisprechen oder verur- 
theilen wollen, hatte das Interesse die von ihm begonnenen Ge- 
schäfte zu Ende zu bringen. 
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Zweites Capitel. 

WiedereiDnhnug der Gesetze von Servins Tollins. Einbrechende 
Gesetzlosigkeit. Ilachricbten von Pomponins. 

AVir liabeu erwähnt, dass die Consulu durch die Besclirän- 
kung ihrer Amtsdauer auf ein Jahr der Verantwortlichkeit un- 
terworfen wurden: ihre Stellung zu den Gesetzen musste dem- 
nach eine andere sein als es die der Könige gewesen war. Diese 
standen thatsäcldidi über den Gesetzen. Niemand konnte sie 
zur Beobacbtung derselben zwingen, Niemand wegen ihrer Ver- 
letzung zur .Strafe zielien: Tarquinius Superbus wurde nicht ver- 
jagt, weil er die Gesetze seiner Vorgänger umgestos.sen liatte, 
sondern als er wegen seiner Despotie vertrieben war , wurde ihm 
dieses unter vielem andern vorgeworfen. Höclistens war ein 
König an diejenigen Gesetze gebunden, welche er selbst bean- 
tragt hatte.") Dagegen die Anzald der Gesetze, welche ein Con- 
sul während seines Amtsjahres geben konnte, war im günstig- 
sten Falle gering: es wäre unerträgliche AVillkür eingetreteu, 
wenn nicht jeder Nachfolger verpflichtet gewesen wäre, die An- 
ordnungen seiner Vorgänger zu beobachten. Die Gonsulu selbst 
hatten, um sicli vor Verantwortlichkeit zu .schützen, em Interesse 
an der Bewalirung und Mehrung der Gesetze. Bei der Wahl 
der Consuln war man, wie die Sclirifksteller bemerken, auf die 
Staatsverfassung von Servius Tullius zurückgegangen: auf eben- 
dieselben ging man bei der Gesetzgebung zurück. Jener König 
hatte zuerst das Privat- vom Criminalrecht getrennt, jenes an 
feste Gesetze gebunden und die Entscheidung der Processe un- 
parteiischen Richtern , welche namentlich auch eine Uebeiworthei- 
lung der Plelrejer durch die Patricier verhüteten, übertragen: 
das Criminalrecht hatte er sich selbst, wie es die frülieren Könige 
gehabt hatten, Vorbehalten; er entschied die Processe theils per- 
sönlich, tlieils durch die von ihm eingesetzten Quä.storen. Diese 
ganze Einrichtung hatte Tarquinius, der alle Macht in seiner 


a) Vergl. oben S. 24. 


Digilized by Google 



Sammlung der königlichen Gesetze. 143 

Person zu vereinigen suchte, aufgehoben, Criminal- und Privat- 
recht wieder auf alle Weise von sich abhängig gemacht, die von 
Servius gegebenen Gesetze abgesclmfft , die eichenen Tafeln, auf 
denen sie standen, vom Markte entfernt.*) Unter den ersten 
Massregeln, welche man nach Vertreibung desselben ergriff, wird 
auch die angeführt, man habe die von Servius Tullius gegebenen 
Gesetze erneuert und somit die Trennung von Privat- und Cri- 
minalrecht wieder anerkannt.'’) Diibei mag, wie es heisst, die 
Absicht gewesen sein, durch unparteiische Verwaltung desjeni- 
gen Theiles der Rechtspflege, welcher die Interessen jedes , auch 
des geringsten Bürgers unmittelbar berührte, die Neigung des 
Volkes für die neue Regierung zu gewinnen: sieherli(ii erkannte 
mau aber auch , dass bei den jährlich wechselnden Beamten eine 
gesetzliche Grundlage des Rechtes nothwendig sei. Man musste 
noch weiter gehen und auch für das Criminalrecht, welches 
nach des Königs Servius’ Anordnungen in der Gew’alt der Con- 
suln verblieb, die Willkür verbannen und einen gesetzlichen 
Zustand schaffen. Die Ueberlieferuug hat ihren guten Grund da- 
für, dass sie das Papirianum um diese Zeit entstehen lässt. 
Es mussten nicht nur die eigentlich so zu nennenden Gesetze, 
welche auf Volksbescldüssen beruhten, sondern auch das Herkom- 
men und die religiösen Anordnungen der Könige gesammelt wer- 
den. Alle diese Bestandtheile entliielt das Gesetzbuch, welches 
von dem PapirLscheu Geschlechte zusammengestellt wurde. ') Die 
Veranlassung dazu gab nicht die gelehrte Liebhaberei eines Pri- 
vatmannes, sondern das Bedürfniss des Staates und es ist wahr- 
scheinlich, dass die Sammlmig für die damalige Zeit selbst eine 
gesetzlich anerkannte Geltung hatte. 

Wenn einmal das Streben nach gesetzlicher Regelung der 
Staatsverhältnisse vorhanden war, so scheint es, musste sich 
die Zahl der Gesetze mehren, zumal da bei der neuen Verfas- 
sung die früheren auf die königliche Gewalt bereclmeten Satzun- 


a) Dionys. IV, 43. Vcrgl. oben S. 47. 

b) Dionys. V, 2 xal ydp Toi>{ v(i(j.ou{ toü? zepl täv (rj(iß(iXu)v xoic imö 
TuXXiou ypa!p^vTO^ , ®tXav8p(ijÄout xal 8r|(i.OTixoüc clvai SoxoövTa:, o'uc 5itav- 
xat xax^Xuot Tapxovtoj, dv£ve<i)9avTO. 

c) Vergl. oben S. 40. 
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gen nicht ausreichen konnten. Dennocli liören wir nicht von 
solchen. Zunficiist länderte der lange andauernde Kampf mit 
der vertriebenen Köuig.sfamilie, später innere Streitigkeiten der 
Stände die weitere Ausbildung der auf die KechtspHege bezüg- 
lichen Gesetze. Es soll sogar ein Rückschritt in dieser Bezie- 
hung geschehen sein. Wir haben darüber eine bemerkenswerthe 
Nachricht bei Pomponius“): „Drauf nach Vertreibung der Kö- 
nige kamen durch ein tribunicisches Gesetz alle diese Gesetze 
ab und zum zweiten Male üng das Römis(,'he Volk an mehr nach 
unbestimmtem Recht und Gewohnheit zu leben als nach ange- 
nommenem Gesetz und dies hielt es beinahe zw anzig Jalire aus.” 
Vorher hatte er von den Gesetzen der Könige und ilirer dunäi 
Papiiius veranstalteten Sammlung gesprochen: unmittellrar nach- 
her erzählt er von der Gesetzgebung der Zelinmäuner. Diese, 
Nachricht, so merkwürdig sie auch ist, steht doch einzeln da: 
sie wird durch keinen ähnlichen Bericht eines andern Schrift- 
stellers bestätigt. Darin liegt indessen kein Grund, an ihrer 
Richtigkeit zu zweifeln; es ist sehr wohl möglicli, dass Pompo- 
nius, der beim Abfassen seines Handbuches besondern juristi- 
schen Gesichtspunkten folgte, Bemerkungen gemacht hat, welche 
die Gesclächtsschreiber und andere Schriftsteller, die der Gesetze 
nur gelegentlich Erwähnung thun, nicht der Mühe für werth 
achteten.”) Zwanzig Jahre also vor der Gesetzgebung der zwölf 
Tafeln soll eine Veränderung in dem Rechtszustande eingetreten 
sein , welche eine allmälige Abschaffung der königlichen Gesetze, 
die beim Beginne der Republik wieder hergestellt und von den 
Papiriem gesammelt worden waren, zur Folge hatte: diese Ver- 
änderung soll durch ein tribunicisches Gesetz, d. h. durch das 
eines Volkstribunen, geschehen sein. Die Zehmnänner began- 
nen ihr Amt 451 v. Chr.: wir kommen somit auf das Jahr 471 
V. Chr., dasselbe, in welchem das berühmte Gesetz des Volks- 
tribunen Publilius Volero vom Volke angenommen wurde. Wenn 
durch dieses jene Veränderung geschehen ist, so würde der 

a) Pompon, de orig. iur. (Dig. I, 2) § 2 und 3 Exactis deindc regibus 
lege tribunieia omnes leges hae exoleverunt iterumque coepit populus Ro- 
inamis iiiceito iiiagis iure et coiisuetiidine uti i|Uiiui piu- latani legem idque 
propc vigiiiti auiiis passus est. 
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Ausdruck von Pomponius ganz genau sein. Es wäre das Gesetz 
eines Tribunen, das die Rechtsunsicherheit verursacht hätte und 
der Staat wäre in derselben beinahe zwanzig Jahre, d. h., wenn 
die Annahme des Gesetzes etwa in der Mitte des Jahres erfolgte, 
ungefähr neunzehn und ein halbes Jahr geblieben. 

Die Frage ist, ob sich eine solche Wirkung des Publilischen 
Gesetzes erweisen oder wahrscheinlich machen lässt. Das erstere 
kann man nicht : es fehlt an Zeugnissen, welche dem Publilischen 
Gesetze diesen Erfolg zuschreiben. Aber man darf sie auch nicht 
verlangen. Unsere Nachrichten über dasselbe sind überhaupt 
dürftig, und dass in ihnen von einer Wirkung, welche nur zwan- 
zig Jahre dauerte, erzählt werden sollte, ist nicht glaublich: wir 
können zufrieden sein, wenn die Ueberlieferimg Kunde von dem- 
jenigen Einfluss erhalten hat, den es anf die Gesammtgestaltung 
der Römischen Verfassnng übte. Indessen die Wahrscheinlichkeit 
einer durch dasselbe hervorgebrachten Rechtsunsicherheit lässt 
sich nachweisen. Livius *) giebt als Inhalt des Publilischen Ge- 
setzes an, die plebejischen Beamten sollten in Tributcomitien 
erwählt werden, und setzt hinzu, eine nicht unbedeutende Sache 
sei unter diesem unscheinbaren Namen beantragt worden; denn 
dadurch hätten die Patricier allen Einfluss auf die W^ahl der 
Vülkstribunen verloren, den sie bis dahin durch die Abstimmung 
ihrer Clienten ausgeübt hätten. Es ist kein Zweifel, dass dies 
der Hauptinhalt des Gesetzes wai', der zumal in der Entwicke- 
lung der Verfassung allmälig als der bedeutendste hervortrat. 
Dass es indessen sein einziger war, ist an sich höchst unwahr- 
scheinlich : es war die Natur Römischer Gesetze, viele und selbst 
scheinbar verschiedenartige Gegenstände zu umfassen und nicht 
nur allgemeine Grundsätze aufzustellen, sondern auch die Ein- 
zelheiten mit höchster Genauigkeit auszufüliren. Desludb* haben 
schon andere Gelehrte auch für das Publilische Gesetz eine gleiche 
Mannigfaltigkeit des Inhaltes vermuthet. Darauf führen selbst 


a) Liv. II, 56 rogatioiiom tulit ad iKtpulum, ut plebcii inagistratus tri- 
butis comitiis fierent. Haud parva res sub titulo prima siwcie minime 
atroci ferebatur, sed quao pati-iciis omneni putestatem per clientium suffra- 
gia cieandi, quos vclleut, tribuuos auferret 

10 
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bestimmte Zeugnisse. Dionysius •) erzählt, im ersten Jahre sei- 
nes Tribunates hätte Publilius V'olero nur beantragt, dass die 
Vülkstribunen in Tributeoinitien erwählt würden; als er damit 
nicht durchgedrungeii, hätte er in seinem zweiten Tribunate den 
Zusatz gemacht, auch die plebejischen Aedilen sollten in Tribut- 
comitien erwählt und in gleicher Weise alles Uebrige, was beim 
Volke an Verhandlungen und Hülfeleistungen vorkäme, von die- 
sen Comitien beschlossen werden: darin hätte eine offenbare Ver- 
nichtung des Senates und Herrschaft des Volkes gelegen. Dio- 
nysius erwähnt nicht, dass von diesen Anträgen etwas nicht 
angenommen worden sei ; wäre indessen Alles angenommen wor- 
den, so hätten nicht später nocli andere ähnliche Gesetze, von 
denen wir wissen, gegeljen werden können. Wahrscbeinlicli ging 
ein Theil von Publilius’ neuen Forderungen durch und wir ha- 
ben somit ein Zeugniss dafür, dass in seinem Gesetze ausser 
der Wahl der Volkstribunen noch andere Bestimmungen getroffen 
wurden, welche eine Rechtsunsicherheit erzeugen konnten. Einen 
genaueren Bericht haben wir von Zonaras, '’) der ohne das Ge- 
setz von Publilius mit Namen zu nennen, doch nach dem Zu- 
sammenhänge seiner Erzälilung dieses meint, wenn er sagt, ei- 
nige der Volkstribuneu hätten theils andere Bestimmmigen gegen 
die Patricier duichgesetzt, theils besonders folgende, die Tribus 
sollten für sich und ohne die Patricier zusammentreten und 
über Alles, worüber sie wollten, Beschlüsse lassen dürfen und 
wenn Jemand wegen einer Schuld von den Consuln bestraft 
würde, so sollte über diese das Volk in zweiter Instanz richten. 
Die volle Bedeutung dieser Bestimmungen werden wir erst spä^ 


a) Dionys. IX, 43 ol irepl tiv litinXiov 5i^[jkcip/ot ooöJv 2ti otctp-eXX-i^- 

octviei Tov Tij) TTptJattev ivtayit» o6 6uvT,ö^vxa v(5jj.ov TraXiv 

:rpo; 7 pot}^avTec auxtjJ xai x6 xd>v dyopaNdpnuv dp^elov xai« aO- 
xalj tj#T/tpo^opeloÖai ixxXrjofaic xal Ttctvxo xd dXXa, 5oa dv xt^ ttpdxx«- 

o&at xe xotl ^rixo'jpeiaÖai Otto xiLv cpuXsxüjv xaxd xaux6, 

Sitep Tjv dpa X7^5 jxiv pouXf,« xaxdXuotc ;pavepd, xoü 5e Suvaoxei'a. 

b) Zonaras VII, 17 xcu' xtvec x«üv $Tjpidpyu)v xe xaxd xuiv eo- 

Traxpi^uiv a-jv^ypatJ^av xal x6 ^^eivai xip TzX-fflti xai xa8^ ^auxo auvUvai xal 
dveu £xe^v(uv ßoyXejej&ai xai ypr^ftaxIC^i^ Tidvff 2oa dv ^^eXi^oiQ« xdv xi« 
oixta xtvt ::apd xuiv oxpaxTjyuiv TrpocxiptwpTjil^, £xxXr^xov £itl xo’jxotc xdv d^|jiov 
dtxd^eiv exa^av. 
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ter, wo wir bei der Schilderung des Einflusses der Verfassungs- 
änderungen auf das Rechtsverfahren zum Publilischen Gesetze 
kommen, erläutern können; für jetzt bemerken wir nur, dass 
dieses eine ganze Reihe von Vorschriften über die Einrichtung 
und Befugnisse der Tributcomitien enthalten hat, von denen Li- 
vius nur die eine, welche die Wahl der Volkstribunen betraf, 
erwähnte. Namentlich gab Publilius Anordnungen über die Hülfe- 
leistung, welche den Plebejern gegen die patricischen Strafgerichte 
gewährt werden sollte: er schuf eine Bescliwerdeinstanz über 
alle Strafen, welche von den Consuln gegen einen Plebejer ver- 
hängt wurden. Darin liegt die Wahrscheinlichkeit, ja die Noth- 
wendigkeit einer solchen Wirkung, wie sie Pomponius zwanzig 
Jahre vor der Gesetzgebung der zwölf Tafeln aus einem tribu- 
nicischen Gesetze hervorgehen lässt. Bis auf Publilius war die 
gesetzgebende Gewalt in den Händen der Patricier und patrici- 
schen Beamten gewesen, und mochten dieselben auch auf die 
Plebejer Rücksicht nehmen, so mussten sie doch ebenso sehr wie 
die Könige, welche den Staat gründeten, darauf sehen, die Ein- 
heit des Rechtes zu erhalten. Jetzt, als die ^plkstribunen und 
die Tributcomitien eine richtende Gewalt über die Plebejer er- 
liielten, war es natürlich, dass sie die früheren Rechtsgrundsätze 
und Gesetze mannigfach verletzten und veränderten, ln jedem 
einzelnen Falle konnten die Tributcomitien das von dem Consul 
über einen Plebejer gesprochene Urtheil aufheben.' Das alte kö- 
nigliche Recht wurde nicht durch ein Gesetz beseitigt, sondern 
indem man einzelne Ausnahmen machte und neue Rechtsgewohn- 
heiten bildete, erlosch es allmälig. Es fand nicht die Schöpfung 
eines neuen Rechtes statt: dies hätte sich erst im Verlauf län- 
gerer Zeit und bei vollkommener Einigung zwischen den Con- 
sulh und Volkstribunen bilden können. Es entstand, wie Pom- 
ponius sich richtig ausdrückt, ein Zustand der Rechtsunsicherheit, 
wo der Consul niciit wusste, ob und wie ein Verbrecher bestraft 
werden sollte. Denn bei der Schärfe des Gegensatzes zwischen 
Patriciern und Plebejern, wie sie damals bestand, war die Be- 
' rechnung der Entscheidungen, welche das Volk fällen würde, 
unmöglich. Bis zum Publilischen Gesetze gab es für den Rö- 
mischen Staat ein einziges Gesetz, das vielleicht durch die Form 

10 * 
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des Processes den Stand der Plebejer gegen die Patricier zurück- 
setzen mochte, aber die Einheit der Rechtsgrundsätze unter allen 
Bürgern wahrte. Das Publilisclie Gesetz gewährte den Tribut- 
comitien nicht das Recht, neue, für Patricier und Plebejer ge- 
meinschaftlich geltende Bestimmungen zu treffen, sondern nur 
die Befugniss, in einzelnen Fällen für die Plebejer das Recht 
aufzulösen. 

Wir knüpfen an diese Rechtfertigung eines für die Geschichte 
des Strafprocesses wichtigen Zeugnisses eine andere Nachricht 
eben desselben Schriftstellers, welche zwar das Criminalrecht 
nicht unmittelbar angeht, aber doch für den Privatpfocess und 
für den Verlauf der Streitigkeiten zwischen Patricieni und Ple- 
bejern von Bedeutung ist. Pomponius *) spricht nach der eben 
erläuterten Bemerkung von der Gesetzgebung der zwölf Tafeln, 
dann von der juristisclien Erklärung derselben, aus welcher das 
sogenannte ius civile hervorging, endlich von den legis actiones. 
Diese, sagt er, entstanden ungefähr um dieselbe Zeit. „Und so, 
fährt er fort, entstanden fast um ein und dieselbe Zeit folgende 
drei Rechte, die ^Gesetze der zwölf Tafeln: aus diesen fing das 
ius civile hervorzugeheu an: nach eben denselben wurden die 
legis actmies zusammengestellt. Bei allem diesen indessen hatte 
das Collegium der Pontifices die Wissenschaft der Erklärung und 
die Actionen: aus ilim wurde alljährlich einer aufgestellt, um 
den Privatproc'bssen vorzustehen und im Allgemeinen blieb das 
Volk beinahe hundert Jahre bei dieser Gewolmheit.” Diese 
Nachricht versteht man jetzt so, dass man die erwähnten hun- 
dert Jahre rechnet von der Gesetzgebung der zwölf Tafeln, d. h. 
etwa 451 v. Chr., bis zur Einsetzung der Prätur, 367 v. Chr. 
Von diesem Zeitpmikte an hätte der Prätor die Abfassung der 


a) Pompon, de orig. iur. § 6 Deiude ex bis legibus eodem fere tempore 
legis actiones eompositae sunt, quibus intcr se bomines disceptarent. — Et 
ita eodem pacne temiwre tria baee iura nata sunt: leges duodecim tabu- 
larum: ex bis fluere coepit ius civile: ex eisdem legis actiones eompositae 
sunt. Omnium tarnen barum et interpretandi scieutia et actiones apud 
Collegium iwutificum crant, ex quibus constituebatur, quis quoque atuio 
praeesset privatis. El fere populus annis prope centum bac: consnetudiue 
USUS est. 
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Klagformulare in Gemässheit der legis actiones zu besorgen ge- 
habt, während, als noch den Consuln die Jurisdiction zugestan- 
den, einem Pontifex dies Geschäft übertragen gewesen wäre.’’®) 
Diese Annahme erscheint jedoch nicht begründet. Denn die Zeit 
von den zwölf Tafeln bis zur Einsetzung der Prätur beträgt nur 
84 Jahre, also bedeutend weniger als hundert Jahre; so unge- 
nau konnte Pomponius, dessen Angabe im vorigen Falle sich 
als genau erwies, hier nicht sprechen. Ja dieser Zeitraum muss 
noch verringert werden. Es heisst, in Folge der zw'ölf Tafeln 
seien die legis actiones zusammen gestellt worden, beinahe zu 
derselben Zeit: diese können also nicht aus dem ersten Jahre 
des Decemvirates stammen, sondern müssen einige Jahre nach 
Vollendung jener entstanden sein: erst nach ihrer Aufstellung 
konnte die jährliche Wahl eines Pontifex für die Leitung der 
Privatprocesse geschehen. Daraus folgt., dass diese Wahl auch 
nicht mit den Verfassungsveränderungen, w'elche unmittelbar 
nach dem Sturz der Zehnmänner bei AViederherstellung der alten 
Verfassung geschahen, Zusammenhängen kann: ebenso wenig 
kann in den actiones selbst die Nothwendigkeit, jährlich einen 
Pontifex für die Privatstreitigkeiten zu ernennen , gelegen haben. 
Denn dieselben bestanden später, als kein Pontifex mehr ernannt 
wurde, in gleicher Weise fort. Und dennoch müssen Verfa.ssung.s- 
änderungen den Anlass zur Einsetzung des jährlichen Pontifex 
gegeben haben. Ein solcher bot sich bald nach den Zehnmän- 
nem dar, als der Volkstribnn Canulejus das Consulat auch den 
Plebejern zugänglich machen wollte und es durchsetzte, dass im 
Jahre 444 Kriegstribunen und unter ihnen ein Plebejer gewählt 
wurde. Damals, als die höchste Würde im Staate und mit ihr 
die höchste richterliche Gewalt den Plebejern geöffnet wuirde, 
war eine passende Gelegenheit, denjenigen Theil der Rechts- 
pflege, welcher auf patricischer Wissenschaft beruhte, einem 
Pontifex zu übertragen; denn die priesterlichen Würden erhiel- 
ten sich am längsten im Alleinbesitze der Patricier. Wenn dies 
aber der Anfang jener von Pomponius erwähnten hundert Jahre 
ist, so kann das Ende derselben noch viel weniger die im Jahre 
366 erfolgte Wahl eines Prätors sein. Dieselbe erfolgte auch, 
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wie Pomponius'*) ausdrücklich bemerkt, nur deshalb, weil die 
Consuln in Kriegen abwesend waren, und nichts berechtigt zu 
der Annahme, dass des Prätors Stellimg im Civilprocess an- 
fangs eine andere gewesen ist als es die der Consuln gewesen 
war. Es ist indessen nicht möglich, das Ereigniss, durch wel- 
ches (las Auflioren der jältrliclien Wahl eines Pontifex veran- 
lasst wurde, sicher anzugeben: es muss um 344 v. Chr. fallen. 
Vielleicht hängt es mit den etwas räthselhaften Plebisciten, 
welche Livius*’) zum Jahre 342 v. Clir. erwälmt, zusammen: 
durch sie wurden in Folge einer Empörung des Heeres in Ca- 
pua den Patriciern neue Zugeständnisse abgenöthigt, darunter 
dies, Niemand solle zwei Aemter in einem Jahre bekleiden 
und es . solle freistehen , auch zwei plebejische Consuln zu er- 
wählen. 

Wir kehren zur ersten von uns erläuterten Nachricht von 
Pomponius zurück: es ergiebt sich aus ihr mit der höchsten 
Wahrscheinlichkeit, dass die Gesetzgebung von der Vertreibimg 
der Könige bis zu den zwölf Tafeln in Bezug auf das Criminal- 
recht unthätig gewesen ist. Anfänglich nahm man , um die will- 
kürliche Rechtspflege , welche unter dem letzten Tarquinius ge- 
herrscht liatte, los zu werden, die ganze Gesetzgebung von Ser- 
vius Tullius und den früliereu Königen anj: man sammelte sie 
und suchte mit ihr den Process auszubilden. Es folgten die aus- 
wärtigen Kriege, dann der Kampf der Stände : dadurch wurde alle 
Aufmerksamkeit von der Verbesserung der Rechtspflege abge- 
wendet. Seit dem Gesetze von Publilius Volero wurde überdem 
für die Plebejer die Möglichkeit geschaffen, in jedem einzelnen Falle 
die Meinung der Plebs einzuliolen und Abhülfe zu schaffen: es 
bildeten sich mannigfache neue Rechtsgrundsätze, ohne dass die 
alten königlichen Gesetze aufgehoben wurden, und es entstand 
eine Ungleichheit und Unsicherheit im Rechte , welche der Staat 
zwanzig Jahre aushielt, welche dann aber wesentlich dazu bei- 
trug, die neue Gesetzgebung der zwölf Tafeln hervorzurufen. 


a) Pomp, do orig. iur. § 27. 

b) Liv. VII, 42. 
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Drittes Capitel. 

Die Tolksversammlang als richterliche Behörde. Stellung der Beamten. 
Gesetz von P. Valerius. Es^ handelt von der Berufung an das Volk und 
von dem Schutz der Plebejer gegen die Patricier. Seine Wichtigkeit. 

Wir haben oben bei der Schilderung der Königszeit gesehen, *) 
dass schon in ihr dem Volke ein gewisser Antheil nicht nur an 
den höchsten politischen Entscheidungen des Staates, welchen 
es von der Gründung der Stadt an gehabt haben soll, sondern 
auch an den richterlichen Urtheilen eingeräumt wurde, ein An- 
theil, der, so gering und unsicher und abhängig er auch an- 
fangs war, doch nach Entfernung der höchsten lebenslänglichen 
Behörde und bei dem jährlichan Wechsel der Consiün beträcht- 
lich wachsen musste. Fortan nimmt die Volksversammlung un- 
ter den richterlichen Gewalten des Staates die höchste Stelle 
ein: die wichtigsten Entscheidungen über die Einzelnen gehen 
von ihr aus, die Berufung an dieselbe gilt als ein Hort der 
Freiheit, sie ist, wie die Komischen Staatsmänner lehren, allein 
Herrin über Tod und Leben der Bürger. Unsere nächste Auf- 
gabe wird sein, die Art und Weise, wie dieselbe zu solcher 
Macht gekommen ist, und die Formen, in welchen sie ihre 
Macht geübt hat, zu betrachten. Diese Aufgabe ist sehr schwie- 
rig, besonders deshalb, w^eil die alten Schriftsteller, nur für 
ihre Zeitgenossen und Mitbürger schreibend, von einer Einrich- 
tung, welche von unsern Rechtsgewohnheiten gänzlich abweicht, 
uns nur geringe Kunde überliefert haben. Es fanden aber auch 
mannigfache Veränderungen statt, welche sich theils auf die Be- 
amten, welche das Volk leiteten, theils auf die Versammlungen 
desselben bezogen, und somit auf die Formen der Verhandlung 
und die Handhabung des Rechtes überhaupt von Einfluss waren. 
Die neueren Gelehrten waren alle gezwungen über die Provoca- 
tion zu sprechen, aber sie thaten es in allgemeinen Schilderun- 
gen, ohne auf die Einzelheiten einzugehen, und haben deshalb 
vielfach das Rechte verfehlt 


a) S. oben S. 78 flgd. 
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Man hat gesagt, nacli Abschaffung der königlichen Gewalt 
sei im Römischen Staate die Souveränetät auf das Volk über- 
gegangen und hat von dieser Ansicht aus die Entstehung und 
Entwickelung der Provocation, d. h. der Berufung an das Volk, 
als höchste richterliche Behörde, auszufüliren versucht.*) Es 
steht dies mit Römischer Auffassungsweise im Widerspruch und 
kann nur dazu dienen , die Begriffe zu verwirren. Gab es über- 
haupt eine Souveränetät des Volkes bei den Römern, so hat sie 
unter den Königen ebenso bestanden wie unter der Republik. 
Denn auch die Könige wurden von dem Volke gewählt, auch 
unter ihnen hatte das Volk ungefälir dieselben Rechte wie spä- 
ter: selbst unter den Kaisern wurde seine in dem Wesen des 
Staates liegende Stellung äusserlich .lange nicht geändert. Man 
muss vielmehr den ganzen Begriff der Volkssouveränetät als für 
den Römischen Staat unpassend abweisen. Es geschah Alles 
für diis Volk, Alles in seinem Namen, es wurde seine Hoheit 
hervorgehoben , sein Ansehen gepriesen : durch dasselbe geschah 
im Grunde sehr wenig. Die Volksversammlung Griechischer 
Staaten mag man als souverän im modernen Sinne des Wortes 
hinstellen: sie war selbständig, sie konnte handeln. Die Römi- 
sche darf man zu keiner Zeit so betrachten und den Römern 
diese Idee, welche sie niemals hatten, beilegen und sie in Aus- 
prägung derselben Gesetze geben und Einrichtungen für die 
Rechtspflege treffen lassen, kann nur zu falschen Folgerungen 
führen. 

Die Meinungen der Gelehrten über die Gerichtsbarkeit der 
Römischen Volksversammlung sind sehr verschieden. Einige 
hielten dieselbe nur für eine mittelbare: jeder Volksprocess, 
sagten sie , sei ein Process in zweiter Instanz gewesen. Andere 
trennten eine mittelbare von einer unmittelbaren. Einige legten 
nur den Centuriatcomitien, Andere auch den Tributcomitien die 
höchste richterliche Gewalt bei, noch Andere machten in dieser 
Beziehung mannigfache Unterschiede. Wir werden im Verlaufe 
unserer Untersuchungen auf die Verschiedenheit dieser Ansichten 
wenigstens ln so fern eingehen müssen, als wir die durch die- 
selben betroffenen Punkte einer genauen Besprechung unterziehen. 
Darin aber sind Alle einig und ihre Ansicht wird durch die 
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übereinstimmende Ueberlieferung bestätigt, dass die Gerichtsbar- 
keit über Leib und Leben, über das sogenannte caput Römischer 
Börger nur dem Volke zustand, dass olme dessen Einwilligung 
eine Vollziehung der höchsten Strafen nicht stattfinden konnte. 
Es wird nirgends ein Unterschied gemacht zwischen den Ver- 
brechen, die begangen, nirgends zwisclien den Verbrechern, die 
vor Gericht gezogen werden; sondern alle Römischen Bürger, 
heisst es, aus welchem Grunde sie auch vor Gericht erscheinen, 
dürfen nur mit Einstimmung des Volkes an Leib und Leben ge- 
richtet werden. Also jeder gemeine Verbrecher musste, ehe er 
bestraft werden konnte, vor dem Volke erscheinen: es musste 
seinetwegen namentlich mit dem Volke verhandelt werden. Dies 
Gesetz soll nicht blos zu Anfang der Republik, als die Stadt 
klein und die Zalil der Bürger gering war, sondern auch später, 
als das Reich schon ganz Italien umfasste, bis in die Mitte des 
zweiten Jahrhunderts oder bis zu den Gracclien oder in noch 
späterer Zeit gegolten haben : es soll selbst da noch das beson- 
dere Vorrecht des Römischen Bürgers gebildet haben. Dies 
glauben heisst eine Unmöglichkeit annehmen. In der ältesten 
Zeit, da die Verhältnisse beschränkt und damit die Theilnahme 
der Bürger an ^en gegenseitigen Schicksalen rege war, mag es 
ausführbar gewesen sein, dass das Volk selbst über alle, politi- 
sche wie unpolitische, Verbrechen entschied; aber dies musste 
sich ändern als Rom wuchs. Es ist undenkbar, dass bei der 
Menge von Bürgern, welche nach der Besiegung von Italien und 
Africa auch nur die Bevölkerung der Stadt Rom ausmachte, alle 
schwereren Verbrechen durch Provocation vor das Volk gekom- 
men seien. Wenn man sich die Römer jener Zeit auch noch 
so moralisch vorstellt, wenn man die Zahl der Sclaven und 
Fremden, aus denen die untersten Schichten der Bevölkerung 
bestanden, in Anschlag bringt, dennoch ist ein gerichtliches Ver- 
fahren unmöglich, nach dem die Menge der gewöhnlichen, kei- 
nen Zweifel veranlassenden und auf Politik nicht bezüglichen, 
Criminalfälle vom Volke entschieden worden wäre. 

Indessen auch angenommen, die Volksversammlung hätte 
über alle Crimmalverbrechen Römischer Bürger in nothwendiger 
Instanz richten müssen, so ist es sehr die Frage, ob dies Ver- 
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fahren für den Angeklagten und für den Staat die nöthige Si- 
cherheit darbot. Für jenen soll der Ueberlieferung zufolge in 
ihm der grösste Schutz gegen Bemntenwllkür gelegen haben. 
Ich vermag denselben darin nicht zu finden. In der ältesten Zeit 
mochte vielleicht ein schwereres Verbrechen so sehr das allge- 
meine Interesse erregen, dass die Mehrzalü der Bürger zur Ver- 
sanunlung erschien und die Versammelten die Meinung des Vol- 
kes darstellen konnten. Aber man bedenke die späteren Zeiten. 
Zum Erscheinen in der Volksversammlung war Niemand gezwun- 
gen, wenigstens thatsächlich nicht. Zu den Centuriatcomitien 
befahl allerdings der Beamte, der sie hielt, das Volk, wie zum 
Erscheinen als bewaflhetes Heer; aber wir hören niemals von 
einem Zwange, den er geübt, oder davon, dass die Gültigkeit 
der Beschlüsse von einer bestimmten Anzahl der Anwesenden 
abhängig gewesen sei. Das freiwillige Interesse der Bürger 
musste dies ersetzen. Es war der Zufall , der bald mehr bald 
weniger Leute zu.sammenführte und Volksversammlungen, in 
denen das Schicksal von Verbrechern entschieden wurde, gehör- 
ten in den seltensten Fällen zu den zahlreich besuchten. Wir 
haben zw'ar aus älterer Zeit keine, aus späterer sehr geringe 
Andeutungen über den Besuch der Volksversammlungen; indessen 
Cicero *) erwälint doch, es würden oft viele Gesetze gegeben, bei 
denen kaum fünf Leute und noch dazu aus einer fremden Tribus 
sich zum Abgeben ihrer Stimme einfänden. Und doch war da.s 
so Beschlossene ein für Alle bindendes Gesetz. Wie leicht konnte 
bei solchen Verhältnissen der Angeklagte durch seine Freunde 
eine Volksversammlung zusammenbringen, die ihn freisprach! 
Wie leicht der Beamte, von dessen Urtheil Berufung eingelegt 
war, dasselbe vom Volke bestätigen lassen! An und für sich 
also lag in der Nothwendigkeit, dass die höchsten Strafen nur 
durch das Volk ausgesprochen werden durften, weder eine grös- 
sere Sicherheit für den Angeklagten, noch für den Staat die 
Gewähr, dass Gerechtigkeit gehandhabt würde. Bei den politi- 


a) Cic. p. Scst. 51, 109 Venio ad comitia sive magistratuum placet 
sive legum. Leges videmaa aacpe fern multas. Omitto eas quae feruntur 
ita, vix ut quini et ii ex aliena tribu qui suffragiuro ferant, reperiantur. 
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sehen Massregeln gab es vielfache Vorkehrungen gegen den 
Missbrauch der Volksversammlungen; auch bei richterlichen ür- 
theilen waren sie nothwendig: wenigstens für die spätere Zeit 
der Republik muss der Schwerpunkt des Provocationsverfehrens 
niclit in der Volksversammlung, sondern in anderen Einrichtun- 
gen gesuclit werden. 

Er kann nur liegen in dem Systeme der Beamten, wie es 
sich bei dem Kampfe der Stände allmälig entwickelte. Man 
muss den Charakter der Römischen Volksversammlung, der wäh- 
rend der ganzen Republik, ja während der ganzen Römischen 
Gescliichte unverändert blieb, festhalten; wir haben denselben 
schon, als wir dessen Souveränetät läugneten, angedeutet Das 
Volk tritt nur zusammen auf Berufung des dazu befugten Beam- 
ten und nur deijenige, welchem derselbe das Wort verstattet, 
darf vor ihm reden. An sich ist das Volk ein leerer BegriflF, der 
nur durch den Beamten eine Wirklichkeit erhält und ins Leben 
tritt. Datier gehen die Beschlüsse, welche von der Volksver- 
sammlung gefasst werden, formell von dem leitenden Beamten 
aus: wie bei den Wahlversammlungen die W'ahl in der Hand 
des Vorsitzenden liegt und erst seine Verkündigung des Gewähl- 
ten den nothwendigen Abschluss der Handlung bildet und die 
Gültigkeit der Wahl bedingt, so ist bei der zu richterlichen Ge- 
schäften berufenen Volksversammlung der Beamte Herr der Ver- 
handlung, das gefällte Urtheil wird erst durch ihn zum Urtheil. 
Wären nun die Beamten so geblieben, wie sie zu Anfang der 
Republik bestanden, so hätte die Provocation an das Volk bei 
dem Wachsen des Staates nicht als oberster Grundsatz des Straf- 
rechts beibehalten werden können : es hätten sich wahrscheinlich 
frülizeitig Stellvertreter des Volkes, Geschworene, gebildet. Es 
genügte nicht, dass eine Beschränkung der Fälle, in denen sie 
zulässig war, eintrat : unter den Beamten selbst musste ein Ge- 
gensatz geschaffen werden, der die nöthige Gewähr für Gerech- 
tigkeit darbot und es möglich machte, dass, so selten auch die 
Volksversammlung wirklich zur Entscheidung gelangte, dennoch 
der Grundsatz von ihrer alleinigen Befugniss, die höchsten Stra- 
fen über Bürger auszusprechen, festgehalten werden konnte. 

Das erste Provocationsgesetz stammt aUgemeiner Ueberlie- 
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ferang zufolge aus dem ersten JaJire der Freiheit, 509 v. Chr., 
und wurde gegeben vom Consul P. Valerius, der hauptsächlich 
durch dieses sich den Beinamen Publicola erwarb. Der Bericht 
davon bei Livius*) ist sehr kurz: „Vor allem waren seine Ge- 
setze über die Berufung an das Volk gegen die Beamten und 
über die Verfluchung des Hauptes und der , Güter desjenigen, 
der Pläne fasste, um ‘die Königsherrschaft an sich zu reissen, 
beim Volke beliebt.” Etwas ausführlicher spricht Cicero'*) in 
seiner Erzälilung von der Entwickelung der Römischen Verfassung: 
„Ebenderselbe brachte (und darin war er am meisten volksfireund- 
lich) dasjenige Gesetz an das Volk, welches zuerst in Centuriat- 
comitien gegeben worden istj, kein Beamter solle einen Römi- 
schen Bürger der Provocation entgegen tödten noch geissein.” 
Er fügt also hinzu, dies Gesetz sei das erste in Centuriatcomi- 
tien gegebene gewesen, es hal>e den Schutz der Bürger gegen 
Hinrichtung und Geisselung enthalten. Ganz besonders ist fer- 
ner zu beachten, dass er die durch Valerius’ Gesetz angeord- 
nete Provocation mit der früher unter den Königen bestehenden 
in Verbindung setzt, auch die weitere Entwickelung, welche sie 
durch die zwölf Tafeln und das spätere Valerische Gesetz er- 
hielt, andeutet. Er betrachtet also, so sehr er auch fernere 
Veränderungen anerkennt, dennoch die ganze Einrichtung als 
ein und denselben Character habend und auf denselben Grund- 
sätzen beruhend. Am genauesten giebt Dionysius') den Inhalt des 
Gesetzes an: „Wenn ein Beamter einen von den Römern tödten 
oder geissein oder an seinem .Vermögen strafen will, so steht 
es dem Privatmanns frei, den Beamten vor das Gericht des Vol- 

a) Liv. II, 8 Ante omnes de provoeatione adversus inagistratns ad po- 
pulum sacrando<|ue uiun boiiis capito cius, qui regni occupandi consilia 
inisset, gratac in vulgus leges fuerc. 

b) Cic. de rep. II, 31, 53 Idemque, in quo fuit publicola maxime, 
legem ad populum tulit eam , quac centuriatis comitiis prima lata est , ne 
quig magistratu.s civem Romanum adversus provocationem necaret neve 
verberaret 

c) Dionys. V, 19 ’Kctv xis apyoiv 'Poipaltov xtvd dnoxtglvgiv Ij piooTiyoüv 

^ C^lpioOv tis ''M* ituÜTiQ rpoxoXEioftai Tqv dpy))V tel 

tIjv toü xploiv, ndoyeiv 8’lv ti» pHTafu ypdvu) p.rj8iv imÄ xf/t dpyqs, 

lu){ äv ö STjpoc üitip aitoö ijjqtploT/xai. 
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kes zu rufen und in der Zwischenzeit nichts von dem Beamten 
zu leiden, bis das Volk über ihn abgestimmt hat.” Das sind, 
wie der Augenschein lehrt, nicht die Worte des Gesetzes selbst, 
sondern der Schriftsteller wollte in ihnen den Hauptinhalt des- 
selben wiedergeben.®*) 

Indessen wie mangelhaft ist auch sein Bericht! Wir wer- 
den später den Punkt berühren, worin Dionysius ausführlicher 
ist als Livius und Cicero bei ihren kurzen Erwähnungen : in der 
Hauptsache stimmen die drei Gewährsmänner überein. Es sind 
die Beamten, welche durch das Provocationsgesetz beschränkt 
werden sollen: ihnen wird die Befugniss, selbständig' an einem 
Römischen Bürger die höchsten Strafen zu vollziehen , genommen. 
Indessen so einfach, so kurz, wie es nach diesen Nachrichten 
scheint, konnte das Gesetz nicht sein. Das passt weder zu 
dem Character Römischer Gesetze überhaupt, welche ausführlich 
bis in das Einzelne einzugehen pflegten, noch insbesondere zu 
diesem Gesetze , welches nicht nur des letzten Königs tyrannische 
Regierungsweise, sondern die ganze Allgewalt der königlichen 
Macht fortan unmöglich machen sollte: es wäre nicht für alle 
Zeit der Grundstein der Freiheit gewesen , weim es nur jene 
eine Bestimmung enthalten , wenn es diese nicht wenigstens wei- 
ter ausgeführt hätte. Die Dürftigkeit der angegebenen Berichte 
ist Zufall oder, wenn man will, Schuld der Schriftsteller, welche 
über eine ihren Zeitgenossen bekannte Einrichtung jede weitere 
Erörterung für überflüssig erachteten. Die üeberlieferung meldete 
von dem Valerischen Gesetze mehr. Dies beweisen Bemerkun- 
gen, welche gelegentlich in Bezug auf dasselbe gemacht werden. 

Wir wählen zum Ausgange unserer Untersuchung eine von 
Dionysius. Er lässt im Jahre 493 v. Chr. M’Valerius, Publicolas 
Bruder, eine Rede im Senate halten zur Versöhnung der Patri- 
cier und Plebejer. Dieser erwähnt die Leiden der Plebs, dann 
besonders die Einsetzung der Dictatur *) : durch sie sei jenes die 

a) Dionys. VI, 58 xaTaXcXüaSai |xiv yip , dtp’ oo itapfjXüxv toü 5ixtd- 
T(upo< üpx») , Tov tpiXaxa Tfjt D.euütpiat aÜTOÖ vdp.ov , oUt d~0XTtIveiv 
TcoXiTTjV dxpiTov oii5fva oovc)(ti)pei toIs toiootou, ooTe ye irapd Taj xploei« iXax- 
Toupifvout ÜTtö Tiv naxpixiuiv SrjpioTixoüc TtapaSiöoaftai Toi{ xaxaätxaaapi^- 
von, Icpeaiv 8e xotc ßouXopifvciic iSiSou p-cxatpipetv xd{ xpiaiij ditö xüin itaxpi- 
xitov iTil xov Sfipiov, xai oxi ye äv 6 Sf^pio; yvtp, xoüx' cTvai xöpiov. 
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Freiheit schützende Gesetz aufgehoben worden, welches weder 
erlaubte einen Bürger ohne Process zu tödten, noch gestattete, 
dass in Processen die Plebejer, von den Patriciem überwunden, 
denen , welche sie verurtheilt , überliefert würden , sondern Jedem, 
der es wollte, Berufung gewährte , so dass die Entscheidung von 
den Patriciem an das Volk übertragen würde und was das Volk 
entschieden hätte, gültig wäre. Dionysius spricht hier, wie 
seine Zeitangaben und auch die Erwähnung der Dictatur beweist, 
von dem ersten Valerischen Provocationsgesetz und es muss 
hiernach weit ausführlicher gewesen sein als die früheren Be- 
richte andeuten. Es werden zwei verschiedene Wirkungen des- 
selben angegeben. Die erste derselben ist, es dürfe gegen einen 
Bürger keine Todesstrafe ohne Gericht erfolgen. Es kann frag- 
lich sein, was unter Gericlit zu verstehen sei, ob das Volksge- 
richt, welches neu angeordnet wird, oder ein vor dem Beamten 
allein anzustellendes Verfahren. Vergleicht man indessen die 
folgenden Worte, in denen von den Gerichten vor den Patriciem 
und der Vermtlieilung der Plebejer durch dieselben, sowie von 
der erst dann zu bewilligenden Berufung an das Volk die Rede 
ist, so kann man nicht zweifeln, dass hier von einem gericht- 
lichen Verfahren, das vor dem Beamten stattfiuden soll, die 
Rede ist.***) Demnach war die erste Bestinunung des Valeri- 
schen Gesetzes, ein Bürger dürfe von dem Beamten nicht ohne 
vorhergehendes gerichtliches Verfaliren mit dem Tode bestraft 
werden , eine Bestimmung , von der sich in den früheren Berich- 
ten von Livius und Cicero und Dionysius selbst keine Erwäh- 
nung findet. Dennoch ist sie an sich sehr wahrscheinlich. Die 
Könige, besonders der letzte, welchem eine tyrannische Herr- 
schaft zugeschrieben wird , hatten bei der unumschränkten Macht, 
welche ihnen zu Gebote stand , vielfach die herkömmlichen For- 
men der gerichtlichen Verhandlung vernachlässigt: sie mochten 
Widerspenstigkeit selbst mit augenblicklicher Strafe geahndet 
haben. Einen Fall der Art, wo sie ohne den üblichen Beirath 
von Senatoren Urtheile gesprochen, haben wir nach den Belich- 
ten der Schriftsteller trüber“) angeführt: ähnliche Rechtsver- 

a) S. oben S. 123. 
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letzungen mögen oft vorgekommen sein. Der erste Schritt zur 
Freiheit war, diese Möglichkeit einer Nichtbeachtung der richter- 
lichen Formen aufzuheben. Die Könige waren frei gewesen, 
ihre Handlungen, wie sie auch geschehen mochten, waren ge- 
setzlich, nur die Scheu vor der Sitte und das Streben nach 
gutem Rufe hatte sie gebunden. Fortan mussten die Beamten 
gesetzlich verpflichtet werden, gewisse Formen bei ihren Ent- 
scheidungen inne zu halten, ebenso wie sie durch die Beschrän- 
kung auf einjährige Amtszeit und die dadurch erzeugte Noth- 
weudigkeit, sich nach Ablauf derselbeu zu rechtfertigen, an die 
Beobachtung der Gesetze selbst gebunden waren. Die Form der 
Provocation, von der wir später sprechen werden, setzt einen 
solchen über die Beachtung bestimmter Formen auferlegten Zwang 
sogar nothwendig voraus. Patricier und Plebejer hatten gleich- 
mässig unter der uneingeschränkten Allgewalt des letzten Königs 
gelitten, sie hatten ein gleiclunässiges Interesse an genauer Ge- 
setzmässigkeit auch in dieser Hinsicht. 

Worin diese durch Valerius’ Gesetz vorgeschriebenen For- 
men und das fortan noth wendige richterliche Verfahren bestan- 
den hat, wissen wir nicht durch bestimmte Ueberlieferung. Man 
darf jedoch wohl annehmen, dass es die später bei Entschei- 
dungen von Beamten üblichen w'aren. Gestattung der Verthei- 
digung, förmliches Aussprechen des Urtheils waren die haupt- 
sächlichsten Theile desselben, wahrscheinlich auch Zuziehen eines 
Beirathes, ohne den von jetzt an schwerlich jemals ein Beamter 
verhandelt hat, vor allen Dingen aber Oeffentlichkeit auf dem 
Markte , damit das ganze Volk Zeuge des Verfalirens sein könnte. 
Schon unter den Königen war dies Sitte gewesen, jetzt wurde 
es Nothwendigkeit, welche für alle Verhandlungen der Beamten, 
ganz besonders für diejenigen, in denen es sich um Bestrafung 
von Bürgern handelte, gegolten hat.®) Es ist einleuchtend, wie 
viele Vorschriften das Valerische Gesetz, wenn es die neue Ord- 
nung auch nur nothdürftig sichern wollte, umfassen musste. 
Dennoch darf es nicht auffallend erscheinen, dass eine solche 
gesetzliche Bestimmung trotz ihrer Wichtigkeit in der Ueberlie- 
ferung bis auf Dionysius’ gelegentliche Erwähnung keine Stätte 
gefunden hat. Es war nichts Neues, das eiugeführt wurde, son- 
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(lern nur die gesetzliche Regelung einer schon früher üblichen 
Sitte, die sich zudem fortan im Römischen Leben so festsetzte, 
dass die Schriftsteller sie als ursprünglicli betrachteten. Es liegt 
in der Gestattung der Provocation gewissermassen die Nothwen- 
digkeit eines mit bestimmten Förmlichkeiten verbundenen rich- 
terlichen Verfahrens vor dem Beamten. Wenn ein höchstes Ge- 
richt vor dem Volke eingerichtet wurde, so übte dies ohne 
Weiteres Einfluss auf das niedere: der Beamte selbst hat ein 
Intere.sse daran, das Verfahren, welches er leitet, zweckmässig 
anzuordnen und dem Volke ein Urtheil darüber zu ermöglichen. 
Mittelbar also berichten die Schriftsteller, wenn sie über die 
Volksgerichtsbarkeit sprechen, auch über das richterliche Ver- 
fahren vor den Beamten; wir würden die Nothwendigkeit dessel- 
ben annehmen müssen, auch wenn wir keine Nachricht von des- 
sen Einführung durch das Valerische Gesetz hätten. 

Diezweite Wirkung desselben, welche Dionysius den Bruder 
des Gesetzgebers au der angeführten Stelle erwähnen lässt, war 
die , dass bei den Processen die Plebejer von den Patriciem nicht 
ohne Einwilligung des Volkes bestraft wurden, sondern von ihnen 
an dieses Berufung einlegeu durften. Diese Nachricht über das 
Valerische Gesetz ist abweichend von denen, welche uns die 
andern Schriftsteller geben. Jene sprechen nur von Vorkehrun- 
gen gegen die Urtheile der Beamten, hier erwähnt Dionysius 
das Gesetz als einen Schutz gegen die Patricier überhaupt. 
Ganz ähnlich sind seine Ausdrücke an einer andern Stelle. I m 
Jahre 491 v. Ctu. bei der Darstellung von Coriolans Process 
lässt er einen zur Nachgiebigkeit rathenden Redner so sprechen:“) 
„Auf Vorschlag des einen Consuls P. Valerius nahmt ihr das 
Gesetz an, es sollte den von den Patriciem bedrängten Plebe- 
jern erlaubt sein, sich über die Entscheidung auf das Volk zu 
berufen, und durch kein anderes Mittel so sehr als durch die- 

a) Dionys. Vll, 41 lAtiovEXToOvtat h tat« tixait toÖ{ 8ry(xoT(xoö{ ipiüv- 

T£{, Än(iTt o'j(ißa(Tj Ti 8i4<fopov a’!>T0l( cp6{ to'jj itatpixfout (roXXa 8' TaOxa) 
v8(iov ix'jpiöoaTt IloTtliO'j OiaXepfou öaTipou tü>v ujtiTuiv yvnipi^ •/pTyodpievoi 
dEclvai Tott xaTiayuopi(vcit4 i)Ttö täv Katpixiiuv SrifnäTan TrpoxaXeloOai xäe 
xp(adc iicl xäv 8fyjxov xal rap’ ov)8iv oOxtu: Extpov, (ü{ xöv v8piov xrfvSc, 
x:^v x£ nÄiM 4v 8piovo(ij[ 8t£cpuXd^ax£ xai xoö{ ^aaiX£t( iiriövxa« ä7:ii>aaadt- 
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ses Gesetz, hieltet ilir den Staat in Eintracht und wehrtet die 
Angrifle der Könige ab.” Audi liier spricht Dionysius von dem 
Drucke der Patricier, gegen sie hätten die Plebejer bei den 
Processen den Kürzeren gezogen und deshalb sei das Provoca- 
tionsgesetz erla.ssen worden. Es wäre möglich, dass an diesen 
beiden Stellen der Ausdruck ungenau und Patricier statt der 
Beamten genannt sind. Denn alle Beamten waren damals Pa- ^ 
tricier. Indessen dies würde noch nicht berechtigen, den Na- 
men Patricier, der weit umfassender ist, für die Beamten zu 
gebrauchen. Es gab an ordentlichen Beamten nur die beiden 
Consuln, allenfalls auch die beiden Quästoren, zusammen vier 
BeamtÄjährlich, für deren geringe Anzahl Dionysius unmöglich 
den allgemeinen Ausdruck anweuden konnte. Mau mag noch 
ausserordentliche , ebenfalls aus den Patricieru gewählte , Beamte 
hinzunehmeu, z. B. die Schatzquästoren, von denen wir ge- 
sprochen,“) auch andere Commissarien, welche zur Besorgung 
besonderer Geschäfte mannigfach ernannt werden konnten und 
wohl auch ernannt worden sind, man mag endlich die Mitglie- 
der des Beirathes , den Consuln und Quästoren und ausser- 
ordentliche Beamte aus den Patriciern sich zu wählen pflegten, 
mitzählen: immerhin wird man sich Dionysius’ Ausdruck, der 
Patricier statt Beamte nennt, nicht erklären können. An einen 
Irrthum aber wird man deshalb nicht denken dürfen, da er ihn 
zweimal braucht und hinzusetzt, wegen der Unterdrückung der 
Plebejer durch die Patricier hätte Valerius jenen gegen diese 
sein Gesetz als Schutz gegeben. Wir haben überdem ein Bei- 
spiel, welches beweist, dass Patricier, ohne Beamte zu sein, 
nach dem Provocationsgesetze angeklagt werden konnten. Corio- 
lan war nach einstimmiger Ueberlieferung ein junger Patricier 
ohne Amt: sein Zorn gegen die Plebs stammte zum Theil da- 
her, dass er nicht zu einem Amte gewählt worden war. Den- 
noch behauptete bei den Verhandlungen über seinen Process ein 
den Plebejern günstiger Redner, er müsse wegen der den Volks- 
tribunen zugefügten Beleidigungen nach dem Valerischen Provo- 
c^tionsgesetze bestraft werden'’): in diesem würden zwar nur 

a) S. oben S. 65. 

b) Dionys. VII, 41. 

11 
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die Plebejer im Allßemeinen, nicht namentlich die Tribunen ge- 
nannt; indessen diese seien in jenen inbegriften und dürften in 
Hinsicht auf Kechtsschutz niclit schlechter als die Masse der 
Bürifer stehen. Die Ansicht dieses Redners dringt zwar am 
Ende wegen des Widerstandes der Patricier nicht durch; sie 
muss aljer doch in dem Gesetze, wenigstens in den Worten des- 
sellKui, ihre Bereclitigung geliabt haben. 

Das Kölnische Staatsreelit zeigt eine wunderbare Gleich- 
förmigkeit in Erscheinungen und Grundsätzen: die Verhältnisse 
der spätem Republik und ilie unmittelbar nach Vertreibung der 
Könige dürfen unbedenklich zin: gegenseitigon Erklärung ange- 
wendet werden. Wir linden aber in der Gesetzgebung dw Folge- 
zeit eine ganz ähnliche Erscheinung, wie hier beim Valerischen 
Gesetz, dius gegen die Willkür der Beamten erlas.sen sein soll 
und von dem es zugleich durch Zeugnisse uud ein glaubhaftes 
Beispiel festge.stellt ist, dass es den Unbilden aller Patricier 
steuerte. Die Gesetze über Erpressungen, welche den Ausgangs- 
punkt für die sjiätern Schwurgerichte bildeten, waren gegen 
Beamtenwillkür gegeben; dennoch umfassten ihre Strafbestim- 
mungen nicht nur die Beamten, sondern, wie bekaiuit, alle Per- 
sonen senatorischen Standes: es wurden in ihnen zuerst alle 
Beamten namentlich angeführt, am Ende aber die Senatoren im 
Allgemeinen angegeben. Die Senatoren nämlich standen damals 
in einem ähnlichen Verhältnisse zu den Beamten, wie zu Vale- 
rius' Zeit die Patricier; die Gründe, weshalb mau zu beiden 
Zeiten den ganzen Stand, aus dem die Beamten hervorgingeu, 
nicht die jedesmaligen Beamten allein umfasste, werden ungetahr 
dieselben gewesen sein. Es ist schwer, alle Aemter, welche ge- 
schaffen werden können, aufzuzählen, alle Fälle, in denen die 
zur Regierung Berufenen zur Ausübung der Gewalt gelangen 
können, anzugeben: es war zweckmässig, durch Nennung des 
ganzen Standes jeder Möglichkeit einer missbräuchlichen Gewalt 
vorzubeugen. Die Hauptsache jedoch ist, dass sich bei jedem 
bevorzugten Stande, der ausschliessüch die Regierung in Besitz 
hat, der überdem durch verwandtschaftliche Bande in sich ab- 
geschlossen ist, ein Hochmuth bildet, welcher willkürliche Unter- 
drückung der Regierten zur Folge hat. Die Macht der Könige 
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batte in gleicher Weise auf Patricier und Plebejer gedrückt: 
nach ihrer Vertreibung wäre der Zustand der Plebejer ohne das 
Valerische Gesetz uuertiäglich geworden. Wir hören ohnehin 
genug von dem Uebermuthe der Patricier, namentlich der jün- 
geren Mitglieder unter ihnen: wenngleich er in seinen roliesten 
Ausbrüchen durch die neuen Strafen beschränkt wurde, trat er 
doch vielfach hervor und ver.schonte selbst die Führer der Plebs, 
die Volkstribunen nicht. C’oriolan und Käao Quinctius werden 
namentlich angefülirt, aber wir werden bei den Processen, welche 
gegen Patricier in den ältesten Zeiten geführt wurden, noch an- 
dern Beispielen begegnen. Erst allmälig mit dem Wachsen des 
politischen Einflusses der Plebejer verschwand der Uebermutl) 
des einzelnen Patriciers den Plebejern gegenüber und nach 
Gleichstellung der Stände hören wir nichts mehr davon. Damit 
waren die Bestimmungen des Valerischeu Gesetzes gegen die 
l’&tricier als Stand überflüssig geworden, während die gegen die 
Beamten gerichteten in Geltmig bleiben und durch spätere An- 
ordnungen ausgebildet und erweitert fortwährend die Grumllage 
des Strafrechtes bildeten. Es ist demnach zu entschuldigen, dass 
die Schriftsteller von den letztem allein sprechen: sie erzäJilen, 
was ihnen als das Bleibende, als das Bedeutendste erschien. 
Selbst der Griechische Gescliichtsschreiber , welcher die meiste 
Veranlassung hatte, auf eine Darstellung der Provocationsgesetze 
einzugehen, vei-schweigt die eine, für die Erkenntniss der dama- 
ligen Zustände so wichtige Bestimmung, wo er den Inhalt des 
Valerischeu Gesetzes kurz angeben will: nur beiläufig erwälmt 
er Züge, welche uns ein ungefälires Bild desselben gewinnen 
lassen. 

Wir machen in seiner gelegentlichen Bemerkung noch auf 
einen Punkt aufmerksam, welcher für die Bedeutung der Volks- 
gerichte und die Stellung der Beamten zu ihnen von Wichtigkeit 
ist Das Gesetz, sagt er, hätte bestimmt, die Entscheidung des 
Volkes, wenn es auf Berufung urtheilte, sollte gültig sein. Diese 
Bestimmung war wesentlich und änderte den Gharacter der Pro- 
vocation, wie sie unter den Königen bestanden hatte. Es war 
natürlich, dass die Entscheidung der Volksversammlung von dem 
höchsten Gewichte war: jeder, welcher dieselbe berufen hatte, 

11 ' 
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musste sieh ilir fügen, wenn er sieh nielit der öffentliehen Mei- 
nung entgegen stellen, nicht die öffentliehe Ruhe gefährden 
wollte. Dennoch ist ein rechtlicher Unterschied, ob der Vor- 
sitzende verpflichtet ist, sich der Meinung des Volkes zu fügen 
oder nicht. In des Horatiers Frocess wird ausdrücklich erzählt, 
der König habe sich dem Urtheile des Volkes gefugt, aber mit 
der Bedingung, es sollte für den Mord eine Sühne von Seiten 
des Volkes eintreten. Darin liegt , dass er nicht nöthig hatte, 
sich der Entscheidung der Volksversammlung zu fügen, und diese 
Ungebundenheit des Königs steht mit seiner sonstigen Stellung 
in vollkommenem Einklänge. Dagegen die Stellung der Beamten 
in der Republik war gebunden und musste es sein, wenn nicht 
bei den leidenschaftlichen Streitigkeiten der Stände das Provo- 
cationsrechl und die Entscheidung des Volkes nur dem Namen 
nach be.stehen sollte. Die Beamten waren gezwungen, das Ur- 
theil der V^olksversammlung anzunehmen und als endgültig zu 
verkünden: wir müs.sen nach Dionysius’ Bericht glauben, dass 
diese ihre veränderte Stellung auf ausdrücklichen Worten des 
Gesetzes beruhte, wie sie denn auch allein zu dem ganzen da- 
maligen Streben, das Gesetz an die Stelle der persönlichen Ent- 
scheidung treten zu lassen, passt. 

Also zu Gunsten der Plebejer und um ihre Neigung für die 
neue Regieruugsforin zu gewinnen, hatte Valerius sein Gesetz 
gegeben: das beweist der geschichtliche Zusammenhang, in dem 
es erlassen wurde, und die ganze Ueberlieferung spricht es mit 
der grössten Entschiedenheit ans. **) Aber deshalb darf man nicht 
annehmen, es sei nach ihm nur den Plebejern die Provocation 
gestattet worden. Dies widerlegt schon des Horatiers Beispiel, 
der unter den Königen zuerst die Provocation benutzt haben soll. 
Aber die Schriftsteller erzählen auch sämmtlich, sie sei den Rö- 
mischen Bürgern gestattet gewesen und darunter sind beide 
Stände, Patricier und Plebejer, zu verstehen. Der erste Fall, 
wo der Ueberlieferung nach ein Patricier Provocation einlegt, 
ist der des Decemvim Ap. Claudius •) und wir hören bis zu 
seiner Zeit von keinem Gesetz, durch welches das Recht der 

a) Liv. III, 56. 
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Provooation auf die Patricier hätte ausgedehnt werden können, 
wenn es dieselben nicht gleich anfangs umfasst hätte. Deshalb 
hat auch kein neuerer Gelehrter, wenngleich manche eine erst 
allmälig erfolgte Ausdehnung der Provocation auf die Plebejer 
annahmen, umgekehrt die Behauptung aufgestellt, den Patriciern 
sei sie jemals verschlossen gewesen. Das Valerische Ge.setz 
hatte zwei Theile: der eine verbot im Allgemeinen eine Bestra- 
fung der Römi, sehen Bürger ohne Entscheidung der Volksver- 
sammlung, der andere gewährte den Plebejern besondern Schutz 
gegen die Patricier. Der erstere allein fand sich, wenngleich 
unentwickelt, in dem Provocationsverfahren der Königszeit, wo 
die beiden Stände in gleiclimässiger Abhängigkeit von einem 
lebenslänglichen Oberhaupte neben einander lebten. Als nach 
Veränderung der Verfassung das Gesammtvolk in Regierende 
und Regierte sich trennte, wurde der zweite Theil des Gesetzes 
nothwendig. 

Sonach ersclieint die Bedeutung des Valerischen Provot;a- 
tionsgesetzes als eine weit grössere, wie man bisher angenom- 
men hat. Wäre in Uim nur das Recht enthalten gewesen, gegen 
die Entscheidungen der Consuln, au(,-h der Quästoren imd ande- 
rer ausserordentlichen Beamten das Urtheil des Volkes zu Gun- 
sten aller Bürger anrufen zu dürfen, so bliebe es unerklärt, wie 
Valerius sich durch eine solche Massregel den Beinamen Publicola 
verdient habe, wie durch sie die Liebe der Plebs für die ver- 
triebenen Könige vernichtet worden sei. Jetzt sehen wir, war es 
wirklich der grosse Freibrief des Römischen Volkes : es verord- 
nete Gesetzmässigkeit imd Gericht statt der frülieren Willkür, 
es schuf einen liöchsten Gerichtshof, dem sich Alle beugen 
mussten nnd der die Möglichkeit einer zeitgemässen Fortbildung 
des Strafrechtes bot, es gewährte endlich dem regierten Stande 
der Plebejer besonderen Schutz, durch welchen es dessen Sel})str- 
gefühl weckte und die Ausgleichung der Stände anbahnte, wel- 
cher sich das Staatsleben der nächsten Zeit zuwendete. 
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Viertes Cajjitel. 

Umfang der Bemfang an das Tolk, Zwangsgewalt der Consnln: Strafe 

gegen Dawiderbandelnde. Welche TolksTersammlnng entschied. 

Den Haiiiituiitersehied /wiselien der Provocatkm der Königs- 
zeit und derjenigen der rejiublieanisehen Zeiten haben wir an- 
gedeutet ®) : in jener war sie von dein Ernies.sen des Ricliters ab- ' 
hängig, in dii^hen gesetzHeh gestattet. Unter den Königen be- 
durfte es desludb keiner Bestimmung, wo sie erlaubt, wo nicht 
erlaubt sein sollte ; dagegen I’ublieola musste eine Vorschrift 
darüber erlassen, in welchen Fällen sie stattfinden sollte. Diese 
Vorschrift traf er auf doppelte AVeise. 

Erstlich wenn der Angeklagte sein Verbrechen eingestellt 
und sich auf die Frage des Beamten für schuldig erklärt, kann 
von Provocation eben so wenig die Rede sein, wie von einer 
gerichtlichen Untersuchung und von einem Urtheil, das der Be- 
amte zu erlassen hätte: das Gesetz ist da, die Strafe in ihm 
bestimmt. Es wäre ein AA'iderspruch, wenn Jemimd, der seine 
Schuld bekennt, dennoch sich auf die Entscheidung des Volkes 
berufen wollte. Aber das Gesetz ist auch nicht dazu da, um 
dem verstockten Verbrecher ein miithwillig zu gebrauchendes 
Mittel zur Stratlosigkeit oder zu ungehörigem Aufschub der 
Strafe zu gewähren. Also, wenn die Schuld oflfenbar, der Ver- 
brecher auf der That ergi'iflFen ist, kann ebenfalls Provocation 
nicht stattfinden. AVir werden im Akrlaufe unserer Untersuchun- 
gen'') zeigen, dass diese Begriffe des geständigen und auf der 
That eitappten Verbrechers im spätem Römischen Recht herrsch- 
ten und von entscheidendem Einfluss auf Process und Strafe 
waren: es gab in diesen Fällen kein Urtheil, kein Gericht. AA’ir 
werden auch nachweisen '), dass in den spätem Provocation.s- 
gesetzen, welche zur Ausführimg dieses ersten von Publicola 
dienten, diese Bestimmungen über die Erlaubniss zur Provoca- 


a) A'ergl. oben S. 85. 

b) S. unten Abschnitt 4 Cap. 3. 

c) S. unten Abschnitt 3 Cap. 8. 
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tion Vorkommen. Man ist also berechtigt, dieselben, zumal da 
sie in der Natur der Sache begründet sind, schon für das erste 
Provocationsgesetz Publicolas anzunehmen und sie als Haupt- 
grundsatz desselben aufzustellen. Ueberall, wo der Angeklagte 
seine Schuld eingestand oder dieselbe offenbar war, konnte Be- 
rufung au, das Volk niclit möglich sein: von Gericht war nicht 
die Rede, es kam nur auf die Anwendung der gasetzlich fest- 
stehenden Strafe an, moclite dieselbe hoch oder niedrig sein, in 
Geld oder in köqjerliclier Züchtigung oder Hinrichtung bestehen. 

Demnach ktunen nur Fälle, wo die Entscheidung über die 
Schuld oder Unschuld des Angeklagten zw'eifelhaft war, vor das 
Volk, aber auch von diesen nicht alle: es musste eine gewisse 
Befuguiss über die Regierten bleiben, eine gewisse Zwangsgewalt, 
mit der die Beamten für ihre Befehle Gehorsam erwirken konn- 
ten. Wo wir von der Provocation unter den Königen sprachen, 
unterschieden wir zwischen der richtertichen und der Zwaugs- 
gewalt: es ergab sich, dass die Provocation nur bei jener vor- 
kommt. “) Dies war natürlich, da die Beschränkung damals eine 
freiwillige war; aber von Valerius heisst es ausdrücklich, er 
habe die Hoheit der Volksversammlimg anerkannt und die Ab- 
sicht gehabt, die Gewalt der Consuln zu besciiränken. Dazu 
trug ohne Zweifel die früher '’) erwähnte Anordnung bei , dass 
fortan keine Bestrafung irgend einer Art oliue ein bestimmtes 
und zwar öffentliches Verfahren, bei welchem das ganze Volk 
Zeuge sein konnte, eintreten durfte; aber dies genügte nicht. Die 
Könige mochten zum Theil jeden Ungehorsam gegen ihre Be- 
felile mit den härtesten Leibesstrafen geahndet haben; dass dies 
nach dem Valerischen Gesetze nicht mein: möglich war, beweist 
die Entfernung der zum Bestrafen nöthigen Werkzeuge aus den 
Fasces der Lictoren: die Zwangsgewalt der Consuln musste ver- 
ringert werden, ln früherer Zeit w'ar dieselbe mit der richter- 
lichen zusammengefallen, von jetzt an wurde sie von derselben 
wenigstens thatsächlich getrennt. Mau kann bei den Consuln 
eine dreifache Gewalt unterscheiden, erstens diejenige, vermöge 

a) Man sehe oben S. 83. 

b) S. S. 159. 
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deren sie über geständige und offenbare Verbrecher die gesetz- 
liche Strafe aussprachen, zweitens diejenige, vermöge deren sie 
Geliorsam gegen ihre Befehle erzwangen, die Zwangsgewalt, drit- 
tens diejenige beim Entscheiden von Criminalprocessen , welche 
der Provücation unterwfirfen war. Die Grenze der beiden letz- 
teren war niclit nach der Art und Weise der zu strafenden Ver- 
gehen bestimmt, sondern nach der Höhe der anzuwendenden 
Strafe: sobald diese ein bestimmtes Mass überschritt, sollte das 
Urtheil der Volksvers.ammlung zustelien. Dies war bei der da- 
mals schon ausgebildeten juristischen Erklärung, welche ein 
und dieselben Verbrechen von verschiedenen Seiten zu betrach- 
ten und verscliiedenen Begriffen unterzuordnen lehrte, das wirk- 
samste Mittel, um jeden Missbrauch Zu verhüten. 

Freilich ist die Ueberlieferung hierüber nicht gleiclilautend. 
Cicero*) sagt: „kein Beamter dürfe einen Römischen Bürger gegen 
die Provocation weder tödten noch schlagen”; ebenso Valerius 
Maximus. •’) Beide berichten also, es sei die Tödtung und die 
körperliche Züchtigung eines Römischen Bürgers, mochte die- 
selbe zum Tode füliren oder nicht, verboten worden : ebendas- 
selbe scheint auch Pomponius zu meinen, der den aus dem spä- 
tem Staatsrecht entnommenen Begriff von dem caput eines Bür- 
gers erwähnt.') Dagegen Dionysius führt als Inhalt des Gesetzes 
an, ein Beamter solle gegen die Provocation nicht tödten oder 
geissein oder um Geld strafen können'*) und erwähnt als Folge 
davon die Sicherheit, welche die Bürger mit ihrem Körper und 
ihrem Vermögen gehabt liätten.*) Diesen Widersprach löste 
man, indem man einen Irrthum von Dionysius annahm, der als 
Grieche kein Gewicht gegen zwei oder drei Römer haben könnte.®) 


a) Cic. de rep. II, 31 ne quis magistratus civem Romanum adversus 
provocationem necaret neve verberarot. 

b) Val. Max. IV', I, 1 ne quis magistratus civem Romanum adversus 
provocationem verberare aut uccare vellet. Die Stelle bei Liv. X, 9 scheint 
sich auf das jüngere Valerische Gesetz zu beziehen. 

c) Pompon, de orig. iur. § 16 neve possent in caput civis Romani ani- 
madvertere iniussu populi. 

d) Dionys. V, 19 ditox-reivtiv ij p.aariY(<jv J; trjp.ioüv y_pfj(jiaTa. 

e) id. V, 70 oiupari *«l ßt'oic ciotpaXIt fyeiv. 
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Indessen , genauer besehen , ist es kein Widerspruch : es ist nicht 
nöthig, dass Cicero Alles anfuhrt, was sich bei Dionysius findet. 
Jener wollte nur die Hauptsachen angeben, in denen die Ent- 
scheidung des Volkes nothweudig war; dieser setzt etwas Neues 
hinzu, ist aber vielleicht ebenfalls nicht vollständig: beide müs- 
sen vereint werden , um die möglichst vollständige Ueberlieferung 
über (len Inhalt des Valerischen Gesetzes zu gewinnen. An sich 
ist es nicht wahrscheinlich, dass die Provocation nur bei Hinrich- 
tung und körperlicher Züchtigung von Bürgern gestattet gewe- 
sen sei. Unter den, Königen bestand die Strafe der Verban- 
nung*) und Geldstrafen waren seit Gründung der Stadt in ge- 
wöhnlichem Gebrauche.'’) Es ist nicht denkbar, dass man den 
Consuln gestattete , diese beliebig zu erhöhen , und dadurch, wenn 
auch nicht unmittelbar, doch mittelbar eine Einziehung der Gü- 
ter zu verhängen: noch viel weniger konnte es ihnen ffeistehen, 
die Verbannung gegen einen Bürger auszusprechen. Dadurch 
würde sogar das caput desselben vernichtet worden sein und 
soweit ging, wie Pomponius bemerkt, die Macht der Consuln 
ohne Zuziehung der Volksversammlung nicht Es bestände also 
ein Widerspruch auch zwischen Pomponius und Cicero, von 
denen jener jede Verletzung des caput der Provocation unter- 
wirft, dieser nur die Leibes- und Lebensstrafen. Es muss die 
Provocation .sich weiter erstreckt haben als dieser angiebt: er 
kann nicht ilie Absicht gehabt haben, sie vollständig zu schil- 
dern, sondern war damit zufrieden, einen einzigen Fall, w'elcher 
besonders hervortrat, namhaft zn machen, seine Nachricht muss 
ergänzt werden zuerst durch Pomponius’, dann durch Dionysius’ 
Angabe. 

Es giebt aber auch bestimmte Zeugnisse, welche auf eine 
sehr ausgedehnte Erlaubniss zur Provocation schliessen lassen. 
Dazu gehören selbst die früher von uns angeführten Nachrichten 
von Dionysius, welche zu der Annahme veranlassen, nicht die 
Beamten allein , sondern alle Patricier seien von dem Valerischen 


a) S. oben S. 125. 

b) Von Romulus sagt Cic. tlo rep. II, 9, 16 inultae dictione ovium et 
boruni — non vi et suppliciis coercebat 
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Gesetze betroffen worden. Zwar an der ersten von diesen Stel- 
len") spricht er nur von den Plebejeni, welche bei einer Ver- 
urtheilung nicht den Patriciern ül)erantwortet werden sollten : 
man könnte dies, wenngleich dann der Ausdruck nicht zweck- 
mässig wäre, allenfalls von einer Verurtheilung nur zur Todes- 
strafe verstehen. Aber die zweite Stelle'') lässt eine solche, 
selbst gezwungene, Erklärung niclit zu. Bei den Streitigkeiteu, 
heisst es , der Plebejer und Patricier (und dergleichen seien viele 
vorgekommen) hätte das Valerische Gesetz den von den Patri- 
ciern überwundenen Plebejern gestattet die Entscheidung der 
Volksversammlung anzurufen. Von vielfachen Streitigkeiten 
konnte unmöglich die Rede sein, wenn es sich nur um Todes- 
strafe oder derselben gleichkommende Leibesstrafe handelte: die 
Provocation an das Volk muss den Plebejern auch bei geringe- 
ren Strafen gestattet gewesen sein und da, wie wir gezeigt, die 
Plebejer darin kein Vorrecht besassen, sondern nur die that- 
sächliche Anwendimg des Gesetzes auf sie häufig, auf die Pa- 
tricier selten geschah,') allen Bürgern auch bei niedrigeren 
Strafurtheilen, namentlich bei den auf Geldbusse lautenden, 
frei gestanden haben. Auch Cicero deutet dies an. An dersel- 
ben Stelle, wo er von dem Valerischen Gesetze spricht, das 
Tödtung oder körperliche Züchtigung eines Römischen Bürgers 
gegen die Provocaticjn verboten habe, fährt er fort von der Pro- 
vocation zu .sprechen und erklärt, die zwölf Tafeln zeigten durch 
mehrere Gesetze an, dass dieselbe von jedem Strafiirtheile frei 
stehe.'') Zwischen den zwölf Tafeln aber und Pnblicola ist ims 
von kemem Gesetze überliefert, das eine Ausdehnung der Pro- 
vocatiou angeordnet haben könnte. EI)ensowenig können dies 
die zwölf Tafeln selbst gethan haben, wie wir später bei der 
Schilderung derselben darthun werden: selbst Ciceros Worte, 
genau erklärt, sprechen gegen eine solche Annahme. Sie besa- 
gen, aus den Gesetzes werten der Decemvim ergebe sich die 

a) Dionys. VI, 58. S. oben S. 157. 

b) Dionys. VII, 41. S. oben S. 160. 

c) S. S. 164 

d) Cic. de rep. II, 31, 54 itemqiie ab omni iudicio poenaque provocari 
Heere iudicant Xll tabulae compluribus legibns. 
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Erlaubniss, gegen jedes Strafurtheil zu provociren: gelegentlich 
also wird diese Erlaubniss erwähnt, nicht durch neue Verord- 
nung eingeführt. Aus diesen Umständen folgt, dass Valerius 
in seinem ersten Provocationsgesetz bei jeder Strafe, mochte sie 
Todes- oder Leibes- oder Geldstrafe von irgend einer Hohe sein, 
die Berufung an das Volk gestattete. 

Diese Ausdehnung des Provocationsrechtes wird auch ander- 
weitig bestätigt. Pomponius giebt, wie wir kurz vorlier bemerkt, 
als Grenze der Provocation das Verfahren gegen das caput eines 
Römischen Bürgers <ui. Er fährt fort, in Folge davon sei den 
Consuln nur das Recht geblieben, Zwangsgewalt zu üben und 
in das öffentliche Gefängniss zu setzen. ‘) Also gar keine selbsG 
ständige Richtergewalt behielten sie, alle Strafen, welche sie ver- 
hängten, unterlagen der Bestätigung durch das Volk. Das stimmt 
voitrefHich mit den eben angeführten Worten Ciceros, sowie mit 
der Nachricht von Dionysius, welcher solche Provocatioustalle 
häufig Vorkommen lässt und von dem Recht der Provocation die 
Freiheit der Plebejer iin Allgemeinen, nicht bloss ihre Sicherung 
gegen imgesetzmässige Hinrichtung, herleitet. Ebenfalls stimmt 
mit der Römischen Sitte die Nachricht, den Consuln sei das 
Recht des Gefangensetzens geblieben. Dies ist durchgehendes 
Recht: Gefängnisshaft ist nicht Strafe, sondern dient nur zum 
Festhalten des Angeklagten bis zum Urtheil ; nur missbräuchlich 
kann sie, ohne gesetzlich ungeordnet zu sein, die Stelle der 
Strafe vertreten. Aus diesem Grunde ist auch die Gesetzgebung 
nie darauf ausgegangen, sie zu beschränken oder aufeuheben: 
man erfand andere Mittel, um ihren Missbrauch zu verhüten. 

Auch von der Zwangsgewalt, welche den Consuln frei von 
jeder Provocation verblieb, wird uns berichtet und damit mittel- 
bar von den Grenzen der Provocation. Plutarch erzählt von den 
Massregeln, welche Publicola nach Vertreibung der Könige traf, 
um das Volk zu gewinnen und die Freiheit der Bürger zu be- 
gründen: er führt unter denselben vier Gesetze an, zuerst das- 


a) Pompon, de orig. iur. § 16 unmittelbar nach den früher angeführ- 
ten Worten: solum relictum est illis, nt coercere posscnt et in vincula pu- 
blica duci iuberent 
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jenige, welches die Provocation gestattete. Er giebt seinen In- 
halt allgemein au, es hätte dem Angeklagten erlaubt, sich von 
den Consuln auf das Volk zu berufen, Ausdrücke, welche, wenn- 
gleich sie nach keiner Seite liin einen sichern Schluss gestatten, 
doch bei genauer Ei’klärnng eher für die Nacliricht deijenigen, 
welche eine möglichst grosse Ausdehnung der Provocation an- 
nehmen, sprechen. “) Als zweites Gesetz führt er das uiynittelbar 
zur Verhütung der Monarchie erlassene an, als drittes ein Finanz- 
gesetz, welches den Armen Erleichterung verschaffte, als viertes 
endlich eines, das gegen die den Consuln Ungehorsamen gegeben 
worden sei: es wäre volksfreundlich gewesen imd abgefasst mehr 
zu Gunsten der gi'ossen Menge als der Mächtigen. Denn als 
Strafe für den Ungehorsam hätte er bestimmt eine Geldbusse 
von fünf Ochsen und zwei Schafen. '’) Es ist bemerkenswerth, 
dass Plutarch diese Gesetze einzeln aufführt und namentlich tritt 
dies bei dem ersten und ^^erten hervor; aber man würde irren, 
wenn man daraus schliessen wollte, sie seien abgesondert von 
einander erlassen worden. Vielleicht konnte man zu Plutarchs 
Zeit die Frage, wie viele einzelne Gesetze Publicola erlassen 
habe, gar nicht oder nur nach weitläuftigen Forschungen ent- 
scheiden: sicherlich kam es ihm nur darauf an, die einzelnen 
gesetzlichen Bestimmungen, welche Valerius für das Volk traf, 
ohne Rücksicht auf deren äussem Zusammenhang anzugeben, 
und wir dürfen deshalb unbedenklich die von ihm an vierter 
Stelle angeführte mit der ersten, dem eigentlichen Provocations- 
gesetze, in Verbindung bringen. Zwar wird sie von einigen Ge- 
lehrten als Irrthum angesehen und als ungeschichtlich vei-worfen, 
indessen in critischem Uebennuthe, ohne besondere Gründe.®®) 
Es ist kein Zweifel, dass Plutarchs Angabe von der Bestrafimg 
der Ungehorsamen auf die Zwangsgewalt (coercitio), w'elche nach 
Pomponius den Consuln geblieben sein soll, bezogen werden 


a) Plut. Publ. 11 |j.eTd TaÜTot vdfxou; lypottf/ev, wv jid^^icxa |j.ev 
pol)C ^T:o{Tjae tou« tioXXous 6 tdv StjJjiov dTio tu»v OndTüiv Ttj> 
iTtixaXelo&ai 

b) Plut. 1. 1. 6 hk xaxd xu>v dTreifto'SvxcDv xoT« uircixocc o6y 

^xxov OT^fjLOxixo? elvat xoi Trpo« xoiv roXX<ov jaSXXov yj Sovaxöiv Y^TP^“ 

Y®p drei^i'a? ßoüiv Ti^vxe x«l 5’joiv Trpoßdxwv di(av. 
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muss. Denn es war uralte, von den guten Königen hergebrachte 
Sitte, die Zwangsgewalt durch Geldbussen, welche in Vieh auf- 
erlegt wurden, zu üben *) : der letzte Tarquinier mochte davon 
abgewichen sein, ein um so grösserer Grund, nach dessen Ab- 
setzung zum alten Brauche zurückzukehren. Plutarcli bemerkt 
ausdrücklicli, Valerius hätte, um die Plebejer zu gewinnen, die 
Sätze der dem Gonsul selbständig erlaubten Geldstrafen niedrig 
bestimmt. Es waren natürlicli damit die höchsten Multen, wel- 
che der Consul verhing, angegeben. Es scheint, dass zwei Stufen 
bestanden; für kleinere Vergeilungen konnte die Strafe steigen 
bis auf zwei Schafe, gleich zwanzig As, wie Plutarcli bemerkt: 
daraus ging später durch eine Erhöhung das sogenannte sacra- 
nimturn ininus von 50 As hervor. Für stärkere Vergehen durfte 
die Busse steigen bis auf 5 Ochsen, gleich 500 As, den Betrag 
des späteren saeramentum maius. lieber die Fälle, in denen 
das eine oder das andere Mass angervendet wurde, ist uns nichts 
überliefert. 

Hiernach war das Verhältniss seit dem Valerischen Provo- 
cationsgesetz folgendes; die Consuln waren selbständig und un- 
beschränkt nur in der Ausübung der Zwangsgewalt, d. h. in 
dem Auferlegen von Geldbussen, welche 500 und 20 As nicht 
überschreiten durften. Diese verfügten sie zwar in einem öffent- 
lichen, bestimmten Verfahren, aber frei. Für alle übrigen Stra- 
fen, mochten dieselben in Geld bestehen , oder in Leibes- und 
Lebeusstrafen, waren sie der Benifung an das Volk unten\’orfen, 
vorausgesetzt, dass das Vergehen iiicht offenbar und die Schuld 
unzweifelhaft war. Geschichtliche Beispiele von der Ausübung 
der Zwangsgewalt durch die Consuln sind nicht überliefert; die 
uns berichteten Fälle, in denen Widerstand gegen deren Befehle 
und in Folge davon Bestrafung stattfand oder stattfiuden sollte» 
sind anders zu beurtheilen. Es sind diejenigen, wo bei Soldaten- 
aushebuugen die Plebs sich weigerte, sich zu stellen, zuerst im 
Jahre 494 v. Ghr. ,'’) dann öfter, z. B. damals, als Publilius 


a) Man sehe Cic. de rep. II, 9, 16, welche Stelle S. 169 angeführt wor- 
den ist. 

b) Liv. II, 29. 
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Volero zuerst hervortrat. •) Olme Zweifel konnten die Consuln 
den Widerspenstigen auch in diesem Falle jene Geldbusse auf- 
erlegeu, welche sie selbständig einziehen durften; sie hätten da- 
diircii Viele zum Kriegsdien.ste gezwungen, aber nicht Alle, auch 
mochten politische Freunde den Gestraften ilire Busse ersetzen 
oder die Tribunen dazwiselien treten. Die Consuln sahen sich 
also veranlasst, die gegen Verweigerung des Kriegsdienstes ge- 
setzlich bestimmten Vermögens- und Ijcibesstrafen zu verhängen, 
und da die Vergehen der Säumigen offenbar waren, konnte Pro- 
vocation imd Volksurtheil nicht stattfinden. So hielten im Jahre 
455 V. dir. die t'onsuln T. Komilius und C. Veturius, um den 
innern Aufruhr zu dämpfen, eine besonders strenge Aushebung: 
sie nahmen keine Entschuldigung an, sondern wandten, wie Dio- 
nysius sagt, die gesetzliclien Strafen gegen den Köi-per und das 
Vermögen der Ungehorsamen an. •’) Von Provocation ist dabei 
nicht die Rede, nur von dem Widerstande, welchen die Volks- 
tribunen leisteten. Anders waren die Consuln im Jahre 483 
V. dir. verfahren. Die gesetzlich bestimmte Strafe gegen Ver- 
weigerung des Krieg.sdienstes war, wie gesagt, eine doppelte, 
Leibes- und Vermögensstrafe. ') In jenem Jalire zogen die Con- 
suln, an der Aushebung in der Stadt von den Tribunen gehin- 
dert, vor die Stadt, wohin die tribunicLsche Gewalt nicht reichte, 
und beschieden die Kriegspflichtigen dorthin. Körperliche Strafe 
an den Ungelior.samen konnten sie niclit vollziehen; denn diese 
erschienen nicht; aber sie hielten .sich an die Grundstücke und 
das Vieh der Vorgeforderten und brachten auf solche Wei.se ein 
Heer zusammen. •*) Provocation war auch hier, da die Säumigen 
auf der That ertappt wui'den und ihr Vergehen offenbar war. 


a) Liv. II, 55. 

b) Dionys. X, 33 Iitl tö itpojoivayxa'Ceiv toü? ct-eidouvTat tTpotitovro. 

ouxE zapaf-rrjaiv o'jte auff/cujAT/v o65evI 8i8(ivTE{ oöSEfAtav, «iXI.i Toi{ Tüiv 
v8p.u>v TtpLUjpfctic E?€ “E Ta ciopLaxo xai xäc O’liaiac aimöv Trixpcii; ypu>p^Evot. 

c) Man vergleiche auch Dionys. X, 43 von der Aushebung des Jalires 

454 v. ehr., die von den Tribunen gehindert wurde; ^vavTio'j|Aivcov -rj xa- 
TOYpaepfj TÄv Srj(idpyiuv xai rat ix T<üv Tipuupfac oü O'JYytopo’jviojv 

noiEtsftai xaxi rüi'i ä7tEi8o6vT(uv. 

d) Dionys. VUl, 87. 
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ansgcsdilosseu. Anders war die Stellung der Decemdm: auch 
sie hielten sich bei einer Aushebung an das Vermiigen der Wi- 
derspenstigen ") ; aber ihre Gewalt war iler Provoeation nicht 
untervN’oi'fen. Diese Beispiele geben also keinen Anhalt, um die 
Ausdehnung des Provocationsreehtes aufzufinden; aber die von 
uns angeführten Beweise sind dafür entscheidend. Nur wenn 
alle Strafen ausser den geringen Geldbussen der Zwangsgewalt 
der Provoeation unterworfen waren, ist verständlich, was Livius ’’) 
einen strengen Patricier noch vor der Gründung des Volkstribu- 
nates sagen lässt: „^lie Consuln konnten nicht mehr befehlen, 
sondern nur drohen, wenn es freistehe, sich auf diejenigen zu 
berufen, welche zusammen gefehlt hiltten.’' AVäre ihnen die 
selbständige Auferlegung von Geldstrafen gestattet gewesen, so 
hätten sie Mittel genug gehabt, um sich Gehorsam zu verschaffen. 
Aber die kleinen Geldbussen, welche ihnen ihr Zwangsrecht auf- 
zuerlegen erlaubte, konnten keinen Widerstand bezwingen. 

Man wird den Fortschritt in der Kechtsentwickelung, so 
bedeutend er auch ist, natürlich imd den Fortschritten des Rö- 
mischen Lebens überhaupt entsprechend finden. Servius Tullius 
legte den ersten Grund zum Strafrecht dadurch, dass er die 
Privatstreifigkeiten von den Processen wegen Vergehungen trennte, 
jene seiner unmittelbaren Einwirkung entzog, diese theils per- 
sönlich, theils durch seine Beamten entschied. Aber er sonderte 
nicht den Ungehorsam gegen seine Befehle von den wirklichen 
Criminalverbrechen und Gesetzesübertretungen: die, so Zusa- 
gen, polizeiliche Gewalt war mit der Strafgewalt vereint, die 
ßegi itfe fiü' beide noch nicht gefunden. Einen Rückschritt machte 
die Rechtsentwickelung unter Tarquinius dem Uebennüthigen, 
welcher, um die Despotie zu gründen, die Verwaltung des Privat- 
und Strafrechtes wieder in seiner Hand vereinte. Mit der Er- 
richtung der Republik trat der schon erfundene Unterschied 
wieder hervor: Servius’ Gesetze wurden wieder hergesteUt, das 


a) Dionys. XI, 22 . 

b) Liv. II, 29 Id adeo maluin ex provocatione ortuin : quippe niinas 
esse coiisuluni, nun imperium, ubi ad eos, qui una j)eccavcrint, provocare 
liceat. 
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Privatreoht wiederum geschaffen. Einen Schritt weiter ging da.s 
Valerische Provocationsgesetz: es sonderte die consularische 
Zwangsgewalt, welche selhstiindig verlilieh. Damit war es der 
eigentliche Schöpfer des Strafiechts und Strafprocesses und be- 
stimmte den Character, den es dem obersten Grundsätze nach 
während der ganzen Zeit des Freistaates beibeliielt. Alles, was 
mit Strafe irgend einer Art über eine bestimmte Geldbusse hin- 
aus geahndet wird, ist fortan ein Criminal verbrechen : die Pro- 
eesse darüber heissen öffentliche (iudieia publica), weil sie, so- 
bald es überhaupt bei zweifelhafter Schuld eines Urtheils bedarf, 
vom Volke entschieden werden. Es ist bcmcrkenswerth , wie 
gering das den Beamten selbständig überlassene Strafmass war. 
Den Anlass dazu mag die unter den guten Königen herkömm- 
liche Milde gegeben haben; aber Valerius scheint ausserdem eine 
bestimmte Entwickelung des Strafrechtes im Auge gehabt zu 
haben. Hätte er sicli damit begnügt anzuordnen, da.ss, wer zur 
Hinrichtung oder körperliclier Züchtigiuig oder harter Geldstrafe 
verurtheilt wäre, an das Volk provociren dürfe, so würde bei 
der Schwierigkeit, welche das Einholen eines Volksurtlieiles 
machte, die thatsächliche Folge nur die Herabsetzung der Strafe 
füi' viele Verbrechen gewesen sein. 

Ueber die Strafe, welche das Valerische Gesetz gegen die 
dawider Handelnden bestimmt habe, giebt es .scheinbar eine 
doppelte, sich widersprechende üeberliefening. Livius und Dio- 
nysius*), wo sie von der Einführung des Gesetzes reden, er- 
wähnen keine in demselben enthaltene Strafandrohung und ihr 
Stillschweigen ist um so bemerkenswerther, als beide bei dem 
zweiten Valerisclien Gesetze zur Verhütung des Königthumes, 
das sie an derselben Stelle erwähnen, die höchste Strafandro- 
hung, welche es geben konnte, die öffentliche Aechtung, hinzu- 
fügen. Dagegen an einer andern Stelle, wo Dionysius von der Ein- 
setzung der Dictatur spricht, welche zur Umgehung dieses Va- 
lerischen Provocatiousgesetzes gescliaffeu wurde,'') setzt er hinzu, 


a) Liv.,11, 8; Dionys. V, 19. 

b) Dionys. V, 70 xov ropä toöto vi Toitiv Ijti/eipoOvTa VTjTtoivl xs- 
üvavot xeXc'iuiv. Vergl. die Aufubruug unten S. 179. 
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es hätte bestimmt, dass, wer etwas dagegen zu thun versuchte, 
ungestraft getödtet werden könnte, nennt also genau dieselbe 
Strafe, welcher er früher bei demjenigen, der eine Tyrannis in 
Rom versuchen würde, angegeben hatte. Gegen die Richtigkeit 
dieser einzigen unmittelbaren Nachricht über die Strafbestimmung 
des ersten Provocationsgesetzes erheben sich bedeutende Beden- 
ken. Im Jahre 300 v. Chr. wurde bekanntlich das dritte Vale- 
rische Gesetz über Provocation gegeben, mit genaueren Bestim- 
mungen im Einzelnen, wie Livius sagt*): in diesem Gesetze 
hiess es aber nur, wer gegen dasselbe handele', handele schlecht ; 
Livius selbst drückt seine Verwunderung über diese Milde der 
Strafbestimmung aus. Wenn aber mehr als zweilmndert Jahre 
später die Consuln durch keine andere Strafe als durch den 
Ausdruck der öffentlichen Missbilligung zur Beobachtung der 
Provocation verpflichtet wurden, so ist es undenkbar, dass im 
ersten Jahre der Republik die consularische Gewalt, die Erbin 
des unbegränzten Königthums, durch die höchste auffindbare 
Strafe beschränkt worden sei. Ferner war ein bedeutender Un- 
terschied zwischen dem Gesetze zur Verhütung des Königthums 
und dem über die Provocation. Jenes lag im Interesse der ge- 
sammten Patricier und es ist erklärlich, dass sie die Aufrecht 
erhaltung desselben mit der höchsten Strafe zu sichern suchten. 
Dieses war ein Zugeständniss an die Plebejer und dass bei die- 
sem die höchsten patricischen Beamten dem Tode und zwar dem 
Tode durch die Plebejer ausgesetzt worden wären, ist nicht glaub- 
lich. Selbst die Ausführung einer solchen Strafbestimmung wäre 
in der ersten Zeit der Republik ohne gewaltsame Erschütterung 
des Staates unmöglich gewesen. Später gab es allerdings die 
Volkstribunen, welche auf gesetzliche Weise die Missachtung der 
Provocation hätten strafen können; aber als Valerius sein Gesetz 
erliess, gab es ausser den Consuln keine, weder patricischen noch 
plebejischen Beamten: bei der Gefahr der Tyrannis konnte man 
die Möglichkeit eines Aufruhrs zulassen , bei der Verletzung eines 

a) Liv. X, 9 Eodcm auno M. Valerius consul de provocatione legem tu- 
lit diligentius sanctani. — Valeria lex cum eum, qui provocassct, virgis 
caedi securique necari vetuisset, si quis adversus ea fecisset, nihil ultra 
quam improbe factum adiecit. 
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eben erst zugestandenen , und immer noch eingeschränkten Volks- 
rechtes nicht Deshalb ist es wahrscheinlich, dass jede Straf- 
bestimmung gegen die Consulii fehlte; vielleicht, dass es, wie 
im dritten Valerischen Gesetze, hiess, eine Verletzung der Pro- 
vocation sei schlecht (improbe factum). Wie der Consul durch 
keine Strafe gezwungen wai', den Senat zu berufen oder dessen 
Ratli zu befolgen, ebensowenig konnte er durch Strafen ange- 
halten werden, eine Mitwirkung des Volkes bei der Rechtspflege 
eintreteu zu lassen. Zu diesem Ergehniss führt auch eine Be- 
trachtung der historisclien Entwickelung des Provocatiousverfah- 
rens seit den Königen. Diese hatten in jedem einzelnen Falle 
nach eigenem Ermessen bestimmt, ob das ürtheil des Volkes 
eingeholt werden sollte und das eingeholte bestätigt oder ver- 
worfen: die Consuln versprachen freiwillig, in bestimmten Fäl- 
len, w'elche sie namhaft machten, dem Volke das ürtheil zu 
überlassen und sich diesem ürtheil zu fügen. Das ist Fort- 
schritt genug und an Hinzufügung einer Stratbestimmung braucht 
man nicht zu denken. 

Indessen ist es schwerlich erlaubt, aus diesen Gründen 
Dionysius’ Nachricht ganz zu verwerfen, sie einem Irrthum oder 
einer Verwechselung zuzuschreiben : sie muss einen thatsächlicheu 
Grund haben, und es muss zugleich erklärlich werden, wie er 
und Livius au der Hauptstelle , wo sie den Inhalt des Provo- 
cationsgesetzes angeben, einen so wesentlichen Theil desselben, 
wie es die Strafandrohung ist, mit Stillschweigen übergehen 
konnten. Das Gesetz war, wie wir gesehen, umfangreich: es 
bezog sich nicht nur auf die Consuln und die von ihnen er- 
wählten Quästoren, sondern auch auf den ganzen Stand der 
Patricier, den es von Gewaltthätigkeiten gegen die Plebejer ab- 
schrecken wollte. Deshalb setzte es für Criminalverbrechen ein 
Verfahrenem, dessen Spitze die Volksversammlung bildete; für 
andere Vergehen gegen die öffentliche Ordnung und für Ungehor- 
sam gegen die Beamten ein verschiedenes Verfahren, an dessen 
Spitze der Consul stand: er allein hatte das Recht, eine Geld- 
busse aufzuerlegen und das Mass dieser Geldbusse war bestimmt. 
Es ist wahrscheinlich, dass das Valerische Gesetz gegen dieje- 
nigen Patricier, welche ohne die gerichtlichen Formen zu beob- 
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achten, sich Gewaltthätigkeiten gegen Plebejer erlauben würden, 
Strafen bestimmte und zu diesem Zwecke war die Strafe , welche 
auch den Tyrannen treffen sollte, angemessen und natürlich: es 
war tyrannischer Uebermuth, der gezügelt werden sollte. Die- 
ser herrschte aber, der üeberlieferung zu Folge, zur Zeit der 
Giündung der Freiheit unter den Patricieru, besonders dem jün- 
geren Theile derselben: das beweist die Verschwörung, die zur 
Zurückführung der Könige angezettelt wurde. Gerade über die- 
sen Punkt waren die Verschworenen erzürnt: bei dem Schutze 
des Gesetzes, der Allen auf gleiche Weise gewährt wurde, ver- 
missten sie die fi'ühere Zügellosigkeit.") 

Dieser Auffassung fügen sich Dionysius’ Worte ungezwun- 
gen und vollkommen; denn er berichtet keinesweges, gegen die 
Consuln oder andern Beamten sei bei Verletzung des Pro^ca- 
tioDsgesetzes öffentliche Aechtung verhängt worden. Er wll die 
Nothwendigkeit der Dictetur begründen. Hauptsächlich, sagt er, 
lag dieselbe in dem Valerischen Gesetz: dieses verordnete die 
Berufung von den Consuln an das Volk und hob damit den 
Gehorsam der Bürger gegen diese damals einzigen Beamten auf. 
Es war nicht nöthig, dass die Beachtung der Provocation bei 
Strafe geboten war: auch die sittliche Verpflichtung, welche 
Valerius für sich und seine Nachfolger eingegangen war, musste 
die Consuln und den Senat an einer Aufhebung der Provocation 
der consularischen Gewalt gegenüber hindern. Hätte sich nun 
das Gesetz nur auf die Consuln oder bestimmte, namhaft ge- 
machte, Beamten bezogen, so w'äre es dem Senate möglich ge- 
wesen, andere Beamten, von denen dann keine Berufung statt- 
fand, zu ernennen. Es umfasste aber alle Patricier, indem es 
für Jeden, der gegen dasselbe handelte, d. h. der einen Bürger 
ohne Volksurtheil an Leib und Leben beschädigte, die härteste 
Strafe verordnete. Dies meint Dionysius, wenn er sagt: „das 
Gesetz hätte bestimmt, wer dagegen handele, solle ungestraft 
getödtet werden.” Somit blieb dem Senate nichts übrig, als für 

a) Liv. II, 3 aequales sodalesque adolescentium Tarquiniorum, assueti 
more regio vivere. Eam tune aequato iure omnium licentiam quaerentes 
libertatem EÜiorum in suam veitisse servitutem inter se conquerebantur. 
Vergl. Diouys. V, 6. 
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die von ihm zu diesem Zwecke geschaffene Dictatur durch ein 
besonderes Gesetz Befreiung von der FVovocation an das Volk 
festzusetzen. Mau darf ferner annehmen, da.ss die von Dionysius 
erwähnte Bestimmung, wer gegen das Provocationsgesetz han- 
dele, solle der Aechtung verfallen, eigentlicli nicht dem Provo- 
cationsgesetz im engem Sinne angeliörte , sondern jenem andern, 
welches mit ilim zu gleicher Zeit und ebenfalls zum Schutze der 
Plebs und des Volkes überhaupt erlassen worden war. Livius*) 
erwähnt zwei von Valerius erlassene Gesetze; das erste sei das 
Provocationsgesetz gewesen , das zweite habe den Tod und Aech- 
tung gegen denjenigen ausgesprochen, der Pläne zur Erlangung 
der Königswürde fasste. Das letztere ging indessen nicht gerade- 
zu gegen das Königthum; das war auch nicht uöthig, da schon 
frülfbr ein besonderes Gesetz dagegen erlassen war, sondern es 
traf Massregeln, um jede tyrannische Regierung, welche zum 
Königthum führen konnte, zu verhüten. Denn Dionysius und 
Plutarch'') geben übereinstimmend als seinen Inhalt an, wer ein 
Amt führe, ohne es vom Volke erhalten zu haben, solle geäch- 
tet sein. Es scheint, dass Livius nur einen etwas kürzeren 
Ausdrack gewählt hat, in der That sind die Berichte gleich- 
lautend. Denn nach antiker Anschauung ist derjenige, welcher 
ohne Volkswahl die Regierung führt, König. Zu dem Inhalte 
dieses Gesetzes passt vortrefflich jene von Dionysius angeführte 
Bestimmung, dass, wer gegen die Provocation handele, geäch- 
tet sein Sülle: nicht nur, wer ein Amt ohne Volkswahl führt, 
sondern ein Jeder, der ohne vom Volke ermächtigt zu sein, die 
Handlung eines Beamten übt und namentlich einen Bürger an 
Leib und Leben oder Vermögen beschädigt, sollte geächtet sein. 
Ferner passt liierzu jene allgemeine, gegen aUe Patricier gerich- 
tete Bestimmung, welche den Plebejern gegen sie Schutz ver- 

a) Liv. II, 8 ante omnes de provocatioae adversus magistratus ad po- 
pul um sacrandoque cum bonis capite eins, qui regni occupaudi consilia 
misset, gratae in vulgus legcs fuere. 

b) Dionys. V, 19 (itv £8eTo). £v SiappVjorjv dnEtTiEv, äpyov- 

T« p.Tj5£va Elvai 'F(U|xo(iuv , 3{ äv fiij Tcapi to^ ^piou X(ipr| xrjv , ttoiva- 

Tov £T:i8ei{ tTjpfav , £ctv tu 7:apd ToOxa itoifj . xal xov dTtoxxEi'vavxa xoixiuv 
xivd izaiütv d8ü>ov ; Plut. Publ. 11 ÖE'ixtpot (vöpoj) b xouc dp-,(rjV Xoßdvxo«, 
S,v i Srjpiot O'jx eScoxev , diro8v£jaxsi'< xeXeIkuv. 
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lieh; denn natürlicher Weise wurden damals unter denen, welche 
eine ungesetzmässige Regierungsgewalt ansüben konnten, nur 
Patricier gedacht. Wir hätten also zwei Gesetze, das eine über 
die Provocation, wodurch das gerichtliche Verfahren geregelt 
wurde, das andere gegen alle Patricier gerichtet, über Verhü- 
tung ungesetzmässiger Regierungsgewalt und damit mittelbar der 
Wiederkehr des Königthums: das erste enthielt gegen den da- 
wider Handelnden keine Strafandrohung , das zweite die höchste, 
welche denkbar war, die öffentliche Acht. Beide Gesetze stan- 
den mit einander in der engsten Verbindung: vielleicht waren 
es nur verschiedene Abschnitte ein und desselben Gesetzes, 
sicherlich von ein und demselben Consul zu gleicher Zeit und 
zu gleichem Zwecke gegeben. Bei dieser, mit der Ueberlieferung 
vollkommen übereinstimmenden Annahme erklärt es sich, wie 
Livius und Dionysius bei ihren Berichten über das Valerische 
Provocationsgesetz von keiner Strafandrohung erzählen und wie 
dennoch später Dionysius, wo er von der durch Valerius’ Ge- 
setz geschmälerten Regierungsgewalt spricht, die darin gegen 
Zuwiderhandelnde bestimmte höchste Strafe erwähnen kann. 

Jedenfalls beweisen auch die geschichtlichen Beispiele der 
Ueberlieferung, dass Missachtung der Provocation von Seiten der 
gesetzmässigen Obrigkeit ohne Strafe blieb. Wir führen einen 
berühmten Fall an.*) Bei der Aushebung von 473 v. Chr. wollte 
sich Publilius Volero nicht zum Soldaten stellen und legte, als die 
Lictoren im Begriff waren ihn zu strafen, Berufung an das Volk 
ein. Indessen Consuln und Lictoren beachten diese nicht, er 
befreit sich durch eigene Kraft und die Hülfe des Volkes. Hätte 
nun für die Consuln eine Strafe auf Verletzung der Provocation 
bestanden, so hätte jetzt irgend ein Verfahren gegen sie begin- 
nen müssen; aber davon wird nichts erzählt, im Gegentheil kla- 
gen sie über die Gewaltthätigkeit des Volkes. Der ganze Cha- 
racter der Provocation, wie wir ilm später erläutern werden, 
spricht gegen eine Strafe, die den Beamten bei ihrer Missach- 
tung getroffen hätte. Dagegen ebenso bestätigt die Ueberlieferung, 
dass andere Patricier, welche das Provocationsgesetz übertraten, 


a) Liv. 11, 55. 
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d. h. ohne Volksartheil einen Bürger beschädigt hatten, mit der 
härtesten Strafe belegt wurden: dies erhellt aus dem Proeesse 
Ck)riolans, über den wir später ausführlich sprechen werden.*”) 
Zweifelhaft ist es erschienen, in welcher Art von Volks- 
versammlungen die Entscheidung über Provocationsprocesse er- 
folgte: die Ueberlieferung nennt bei Valerius’ Gesetz keine be- 
stimmte Art derselben. Für den Anfang der Republik kann es 
sich nur um die Curiat- und die Centuriatcomitien handeln; 
denn die Tributcomitien kamen erst später zur Geltung. Bei 
jenen beiden aber muss man festlialten im Gegensatz zu den 
Vermuthungen der Neueren, was die alten Schriftsteller über- 
einstimmend berichten, dass die Curienversammlung diejenige 
ist, in der die Menge, also die Plebejer, das Uebergewicht hat, 
dagegen bei der Abtheilung nach Centarien die Wohlhabenden, 
also im Allgemeinen die Patricier, die Entscheidung haben. Es 
ist an sich wahrscheinlich, dass, als die ersten Consuln sich 
entschlossen, einen Theil der von den Königen ererbten Macht 
aufzugeben, sie dies nicht thaten, um den Einfluss der Menge 
zu vergrössem, das Volk aber wird zufrieden gewesen sein, 
überhaupt nur eine Gewähr gegen Willkxir zu erhalten. Ferner 
waren die Centuriatcomitien, wenngleich schwerföUiger als die 
spätem Tributcomitien, doch kürzer als die Curiatcomitien, 
welche wegen der dabei nöthigen religiösen Cerimonien nicht 
an einem Tage beendet werden konnten, ein Umstand, der die 
Rechtspflege nicht nur erschwert, sondern in den hergebrachten 
Formen unmöglich gemacht hätte. AVenig Gewicht ist darauf 
zu legen, dass die Consuln selbst in Centuriatcomitien erwählt 
und das Valerische Gesetz in solchen angenommen war, dass 
überhaupt im Anfänge der Republik das Streben, die Einrich- 
tungen des Königs Servius Tullius durchzuführen, hervortritt; 
denn demungeachtet fanden bei wichtigen Massregeln Curiatco- 
mitien statt, wie z. B. die Rückgabe der Güter des Königs Tar- 
quinius in solchen beschlossen winde.*) Aber von entscheiden- 
der Bedeutung ist der Umstand, dass in späterer Zeit die Cen- 
turiatcomitien für diejenigen gelten, die allein zu richterlichen 


a) Dionys. V, G. 
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Entscheidungen über Leib und Leben der Bürger berechtigt sind. 
Schon bei Coriolans Process, der in Tribub-omitien geführt 
wurde, nennt Dionysius") die Centuriatcomitien nach väterlicher 
Sitte allein dazu berechtigt und lässt den Verurtheilten später 
in der Versammlung der Volsker klagen'’), sein Process sei 
nicht, wie es das Herkommen gefordert habe, in Centuriatcomi- 
tien geführt worden. Wenngleich also aus der frühesten Zeit der 
Republik kein Beispiel eines von Centuriatcomitien entscliie- 
deuen Criminalprocesses überliefert ist, werden wir doch 
ihnen allein von Anfang an die Berechtigung dazu zuschreiben 
müssen und den Grund davon in dem Valerischen Provocations- 
gesetze £nden.®) 

Fünftes Capitel. 

Form der Provocation. Zasammenhang mit der unter den Königen und 
Terschiedenheit davon. Betrachtnngen darüber. 

Die Form der Berufung an das Volk ist in ihren wesent- 
lichen Grundzügen zu allen Zeiten dieselbe gewesen; diejenige, 
welche der König Tullus Hostilius, als er zuerst dem Volke 
Theilnahme an der Rechtspflege gewährte, erfand, erhielt sich 
auch w'ährend der Republik und es findet sich bei den Schrift- 
stellern keine Andeutung, dass damit eine Aendenmg vorge- 
nommen worden sei. 

Wo Dionysius") von der Einsetzung der Dictatur erzählt, 
welche zur Umgehung des Provocationsgesetzes geschah, sagt 
er von diesem, es hätte die Entscheidungen der Consuln ungül- 
tig gemacht und nicht erlaubt, einen Römischen Bürger vor 
stattgefundenem Gerichte zu bestrafen, sondern verstattet, dass 
sie, während sie zur Bestrafung abgeführt wurden, von den 


a) Dionys. VII, 59. 

b) Dionys. VIII, 6. 

c) Dionys. V, 70 äti tä? t«uv bircftuiv Yviupa« dx’lpo’jc ETiotTjoc, p.1) tu 

(tiuptlobot ‘Ptupaltov Tivi irpö 5(x>]{. zoU dyop.^vou inl tÄs xo- 

Xdatii i)it’ ouTiüv icpoxaXstjÖai T7jv Sidyvoiaiv töv Sfjpov xal Eu>{ äv -Ij itXirj- 
8u{ Ivt^x^ 'J/fjtpov ujTtp oÜTiöv , oiupaTi xai ßioit xö dotpaXit 
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Consuln auf die Entseheidung des Volkes sich beriefen und bis 
die Menge über sie abgestimmt, Sicherheit für ihr Leben und 
Vermögen hatten. Also der Spruch des ersten Richters musste 
gefällt sein; er musste ferner den Befehl gegeben haben, die 
Strafe zu vollziehen: während der Abführung zu derselben 
wurde die Provocation eingelegt. Deshalb ist Dionysius’ Aus- 
druck, mit dem er das Verfahren der Provocation an einer an- 
der Stelle beschreibt *), genau zu nehmen: „AVenn ein Beamter 
einen Römer tödten oder geissein oder um Geld strafen will, 
steht es dem Privatmann frei, den Beamten vor die Entschei- 
dung des Volkes zu rufen”, d. h. wenn der Beamte nach ge- 
sprochenem Urtheil im Begriff steht, eine jener Strafen zu voll- 
ziehen. Und so finden wir in den uns geschichtlich von den 
ältesten Zeiten an überlieferten Beispielen , dass , wo es sich um 
Leibesstrafen handelte, der Diener des Beamten herangetreten 
war, um die Bestrafung zu beginnen, wo um Geldstrafen, die 
Pfänder genommen waren, um aus ihnen den Erlös der Strafe 
zu zahlen, als die Provocation von den Verurtheilten erhoben 
wurde.®®) So sehr war bei den Römern die Idee der unmittel- 
bar bevorstehenden Hinrichtung oder Bestrafung mit dem Pro- 
vocationsverfahren verbunden, dass, als dasselbe zur Zeit Cice- 
ros gegen C. Rabirius wieder hervorgesucht wimde, damit auch 
die Fesseln, das Kreuz, der Nachrichter erschien. Wenngleich 
sicherlich damals auch im Falle der Venirtheilung nicht eine 
so grausame Strafe vollzogen worden wäre, so gehörte doch die 
Gegenwart Jener Werkzeuge der Hinrichtung nothwendiger W’eise 
zu den Formen des Processes.’') 

Die Berufung selbst wurde von dem Verurtheilten eingelegt 
mit dem AVorte pravoco oder vollständiger /»royoeo adpopulum.^ 
Indessen das Aussprechen dieses AVortes genügte nicht zum 

a) Dionys. V, 19 ’F.dv xi; ip/mv 'Pmpiafiuv xivi d::oxTei'vetv T) (iaoxtyoüv 

^ Ct/Plidüv ei{ '^pfjixaxa i;etvai xtp i5iu)XTj xpoxaXeiaöat xTjV dpyrjv £t:1 

TTjv Toü xpi'stv, 7tdo)(civ ^ TU) pLexaSi) ypdviu pnjtiv ü-o xfjt dp/r^S, 

Jio{ dv 4 Sxjpio; UTiip aüxoü ij)r)<ptaT|xai. 

b) Cie. p. C. Rab. 4, 11 Quam ob rem uter nostrum tandem , Labiene, 
popularis cst? tune, qui civibus Romanis in contione ipsa camificem, qui 
vineula adbiberi putas oportcre, qui in campo Martio, comitiis centuriatis, 
auspicato in loco trucein ad civium supplicium defigi et constitui iubes? 
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Durchsetzen der Provocation; der Verurtheilte provocirte natür- 
lich stets, sobald er nicht sein Vergehen eingesfand und sich 
als schuldig bekannte. Es konnte aber nicht die Absicht des 
Gesetzes sein , offenbaren Uebelthätem Vorschub zu leisten. Wir 
haben oben*) bemerkt, dass bei offenbaren, bei den auf derThat 
ertappten Verbrechern (der Lateinische Ausdruck dafür war ma- 
ni/estus) die Provotation grundsätzlich ausgeschlossen war, weil 
es keiner Entscheidung über die Schuld bedurfte. Wäre dieser 
Begriff des offenbaren Verbrechens in seinen Einzelheiten genau 
bestimmt gewesen, so hätten weniger Zweifel entstehen können. 
Aber dies war er nicht und selbst bei genauen Bestimmungen 
mussten zweifelhafte Fälle Vorkommen. Zudem mochte es, na- 
mentlich bei den politischen Streitigkeiten, vielfach Vorkommen, 
dass der Angeklagte die Thatsache des Vergehens zugab, aber 
die Schuld dabei läugnete. Hier entstand eine rechtliche Un- 
sicherheit, ein Streit zwischen dem Angeklagten und dem Be- 
amten. Der Letztere w'ar, wenigstens zu Anfang der Kepublik, 
nicht geneigt, die Gerichtsbarkeit des Volkes öfters als er 
musste, eintreten zu lassen, besonders da er im Falle der Miss- 
achtung des Provocationsrechtes keine Strafe zu fürchten hatte: 
es kam ihm darauf an, sein ürtheil, das öffentlich gefallt und voll- 
zogen wurde, durchzusetzen. Man fragt, wer die Entscheidung 
darüber hatte, ob ein Fall für das Volksgericht geeignet war 
oder nicht, wer zwischen dem Beamten, der ohne gerichtliches 
Urtheil die gesetzliche Strafe anwenden w’ollte, und dem Ange- 
klagten, der sich auf das Volk herief, vermittelte. Es war das 
Volk, und zwar in der ungeordneten und formlosen Versamm- 
lung, wie es den öffentlich geführten Verhandlungen des Proces- 
ses beiwohnte: das Provocationsrecht entliielt das gesetzlich an- 
erkannte Recht des Volkes, demjenigen, der sich auf seine Ent- 
scheidung berief, thätlich gegen die Diener des Beamten bei- 
zustehen. Der Verurtheilte rief die Hülfe seiner Mitbürger an 
und tliat Alles, was in Bedrängniss Befindliche thun, um das 
Mitleid der Anderen zu erregen und dadurch Aufschub oder 
Straflosigkeit zu erlangen. Beim Process des Horatiers war dies 

a) S. oben S. 166. 
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nicht nöthig gewesen, weil die oberste Machtim Staate, der 
König, selbst die Erlaiibniss zur Provocation gegeben hatte; 
aber Publilius Volero, den die Consuln mit Gewalt zum Solda- 
ten ausheben wollten, lä.sst Livius, als die Beamten auf die Pro- 
vocation nicht achten, den Schutz der Plebs anflehen, dann diese 
ihm thätlich Hülfe bringen und die Lictoren der Consuln mit 
Gewalt abwehren. *) Dies wird nicht als ungesetzlicher Wider- 
stand, sondern, wenngleich sich Gewaltthätigkeit daran knüpfte, 
als im Wesen der Provocation liegend , dargestellt. Man ver- 
gleiche den Bericht, welchen derselbe Livius von der Aushebung 
giebt, die der patricisch gesinnte Consul Ap. Claudius 495 v. Chr. 
halten wollte: „der Consul befahl einen besonders kenntlichen 
Führer der Aufstände zu ergreifen. Jener berief sich, als er 
schon von den Lictoren fort geschleppt wurde, auf das Volk, und 
der Consul hätte der Berufung nicht nachgegeben, weil die Ent- 
scheidung des Volkes nicht zweifelhaft war, wenn nicht seine 
Hartnäckigkeit mit Mühe überwunden worden wäre, mehr durch 
den Rath und Einfluss der Vornehmen als durch des Volkes 
Geschrei.”'’) Der Verurtheilte legt Berufimg an das Volk ein: 
kein Beamter wmrde sich um diese Provocation gekümmert ha- 
ben, hätte er bei dem umherstehenden Volke Theilnamlosigkeit 
bemerkt. Ein volksfreundlicher Consul hätte der Stimmung des 
Volkes nachgegeben, Ap. Claudius wollte eben deshalb von einem 
Aufschübe der Strafe nichts wissen: er wich erst bei den Vor- 
stellungen der angesehenen Patricier. Zur Wirksamkeit der Pro- 
vocation gehört also wesentlich die Theilnahme des Volkes. 
Zeigt sich dieses gleichgültig, so hat der Beamte keinen Grund, 
mit der Strafe zu warten; äussert es dagegen sein Mitgefühl, 
so ist er vei-pflichtet, durch Ansetzung eines Gerichtstermines 


a) Liv. II, 55 Tum Volero repulso lictore — se in turbam confertissi- 
mam recipit, clamitans: Provoeo et fidem plebis imploro, adeste cives, ad- 
este commilitones — Concitati homiues veluti ad proelium se expediunt. 

b) Liv. II, 27 Ciun circumstaret cotidiana multitudo licentia accensa, 
arripi unum insignem ducem seditionum iussit. Ille cum a lictoribus iam 
traheretur, provocavit nec cessisset provocationi cousul, quia uon dubium 
erat populi iudicium, nisi aegre victa pertinacia foret, consilio magis et 
auctoritate priiicipum quam ;x)puli clamore. 
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die Umstimmung desselben zu versuchen: nbthigen Falls wird 
er durch thätliches Einschreiten der Menge dazu gezwmgen. 

Aus dieser eigenthümlichen Mitw'irkung des Volkes bei der 
Provocafion entsprang die Sitte, dass mit Strafe Bedrohte über- 
haupt den Schutz des Volkes anriefen , auch wenn sie zur Pro- 
vocation kein Recht hatten: sie suchten die Gefühle der Menge 
zu erregen und dadurch entweder den Beamten zu schrecken 
oder durch Widersetzlichkeit einstweilige Befreiung zu erzwingen, 
eine Sitte, die, so sehr sie auch mit Gesetzlichkeit in Wider- 
spruch steht, doch von der gesetzlich gestatteten Provocation 
ausging. Als Sp. Maelius von dem Reiterobersten C. Servilius 
vor den Dictator geladen wurde, konnte er nicht provociren; 
denn er wurde erst vor Gericht geladen und ein Spruch war 
noch nicht gefällt : es heisst auch nicht, dass er provocirte ; aber 
er flüchtete unter das Volk und rief die Hülfe desselben an. *) 
Als im dritten Jahre der Decemviralherrschaft L. Valerius, der 
Vertheidiger der alten Freilieit, von den Zehnmännern verhin- 
dert wurde, im Senate zu sprechen, wandte er sich auf den 
Markt und rief den Schutz der Quinten an. '’) Als M. Fabius 
seinen Solm, den Reiterobersten, gegen den Zorn des Dictator 
L. Papirius schützte, wurde der Streit, wenngleich keine Provo- 
cation gestattet war, doch am Ende in der Volksversammlung 
verhandelt : ilme Hülfe rief der Vater an und durch ihr Mitgefühl 
besiegte er zuletzt die Strenge des Dictators. ') Dies muss viel 
häufiger vorgekommen sein, als uns berichtet wird. Es bildete 
sich daraus das AVort quiritare, d. h. die Hülfe der Quiriten 
anrufen, das später, als die Provocation abgekommen war, in 
die allgemeine Bedeutung „schreien, tun Hülfe rufen” überging.*’) 


a) Liv. IV, 13 fugiensquc fidcm plebis Romanae implorare. 

b) Liv. ni, 39 L. Valerium Potitum proditiun momoriae cst postulando 
ut de rcpublica liceret dicerc prohibentibus jninaciter Xviris prodituriun se 
ad plebem denuntiantem tumultuin excivisse. Vergl. c. 41. 

c) Liv. ATO, 33 tmd 35. 

d) Asin. Poll, bei Cic. epist. X, 32, 3 cum quidem — mambularet et 
misero illi quiritanti civis Romanus sum (denn so muss es heissen) respon- 
deret: Abi nuuc, populi fidem implora. Varro de ling. Lat VI, 7 § 68 
quiritare dicitur is, qui Quiritum fidem clamans implorat. 
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Fand sieh in Folge dieses Mitgefühles des Volkes der Be- 
amte bewogen, die Vollziehung des Urtheils aufzuschieben, so 
sagte man von ihm: „er weicht der Provocation” (cedit provo- 
cationi), ein Ausdruck, in dem die Anerkennung von der Hoheit 
des Volkes mit der von der Machtfülle des Beamten verbunden 
ist.*) Drauf wurde die Volksversammlung berufen und es fand 
zwischen dem Beamten, welclier das ürthcil gefällt, und dem 
von ihm Verurtheilten eine cerUxtio statt, ein Wettstreit darüber, 
wer beim Volke Recht behalten sollte.®') Wem das Volk durch 
seine Abstimmung Recht gab, der siegte. Entweder gab das 
Volk nach und der Beamte vollzog die von ihm ausgesprochene 
Strafe '') oder der Beamte wich von Neuem dem Willen des Vol- 
kes. Diese Ausdrücke werden dem Könige Tullus, welcher die 
Provocation erfand, zugeschriebeu ; sie werden gleicherweise in 
den Processen der Republik angeweudet, ein deutlicher Beweis, 
dass die der Volksgerichtsbarkeit zu Grunde liegende Rechtsan- 
schauung ein und dieselbe blieb. Das Wesentliche unter den 
Königen war gewesen, dass sie, wo die Stimmung des Volkes 
hervortrat, ihr Richteramt auf die Volksversammlung übertrugen 
und deren Entscheidung als Vorsitzende derselben annahmen: 
die Consuln versprachen in allen das lieben imd Vermögen der 
Bürger angehenden Fällen, wenn das Volk es verlangen würde, 
sein Urtheil einzuholen und sich demselben zu fügen. So wurde, 
ohne der Würde des Beamten zu nahe zu treten, thatsächlich seine 
Entsclieidung an die des Volkes gebunden. 

Die Provocation beruht, wie wir gesehen, auf der unmittel- 
baren Hülfe, welche das Römische Volk einem aus seiner Mitte 
leistet : sie ist als(> nur denkbar, wo es das Römische Volk giebt 
und dieses giebt es nur in der Stmlt Rom: sie kann also nur 
innerhalb derselben gelten, ausserhalb ist sie unmöglich. Es 
liegt dies so sehr in der Natur der ganzen Einrichtung, dass es 
deshalb keiner gesetzlichen Vorschrift bedurfte, und es lässt sich 


a) Liv. II, 27, welche Stolle S. 186 angeführt ist ; Liv. VIII, 33 Videro, 
ccsBunisne provocationi sis, cui rc.\ Romomis Tullu.s llostilius cessit. 

h) So soll es nach der Ueberlieferung Einiger geschehen sein beim 
Process von Sp. Cassius: Cic. de rep. II, 35, 60 quaestor accusavit enmque 
— cedente populo morte mactavit. 
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bezweifeln, ob es eine solche gegeben hat. Dass aber dennoch 
der Grundsatz galt, tausend Sch.itt von der Stadt höre die Pro- 
vocation auf, d. h. da, wo auch die Gewalt der andern rein 
städtischen Obrigkeit, des Volkstribunates, erloscli, bezeugt Li- 
vius, der im Jahre 460 v. Chr., als das Gerücht ging, die Con- 
suln würden mit dem Heere eine Volksversammlung am See 
Regillus halten, das Volk die Befürchtung aussprechen lässt: 
„ Alle würden gutheissen , was die Consuln wollten ; denn die 
Provocation gebe es nicht weiter als tausend Schritt von der 
Stadt und die Tribunen würden, wenn sie dorthin kämen, mit 
dem andeni Haufen der Quiriten dem Befelde der Consuln un- 
terworfen sein.” *) Die enge Verbindung, in der hier die Pro- 
vocation mit dem Tribmiat erwähnt wird, scheint anzudeuten, 
dass die Beschränkung der ersteren nur wegen der gesetzlich 
ausgesprochenen Beschränkung der letztem angenommen wird. 
Im Grunde hätte eine solche räumliche Einengung des Provoca- 
tionsrechtes nichts genutzt; denn es setzt nicht nur die Stadt, 
sondern auch den Markt als Ort voraus, an dem es geübt werden 
kann: eine Menschenmenge, welche das Römische Volk darstel- 
len kann, ist zu ihr nothwendig. Hätten die Beamten in ihrem 
Hause oder au irgend einem einsamen Orte der Stadt ihre Ent- 
scheidungen gefällt, so hätte das Volk sich nicht äussera, die 
Beamten sich nicht von dessen Stimmmig untenichten können : 
die ganze Einrichtung wäre vergeblich gewesen. Es war daher 
folgerichtig, dass Valerius in seinem Provocationsgesetze zugleich 
Bestimmungen über die Formen des Processes gab und nament- 
lich die Oeffentlichkeit des Verfahrens auf dem Markte, welche 
schon von den gesetzmässig regierenden Königen beobachtet 
worden war, fortan als Nothwendigkeit aufstellte. •’) 

Noch eine weitere, wenigstens thatsäcliliche, Einschränkung 
des Provocationsrechtes war nothwendig: es konnte unmöglich 
auf den Krieg ausgedehnt werden. Das Heer war das Volk in 


a) Liv. III, 20 Onmes id iussuros, quod consules vellent; ncquo enim 
provocationem esse longiua ab urbe mille passuum et tribiinos, si eo ad- 
venissent, in alia turba Quiritiom subiectos fore consulari imperio. 

b) Vergl. oben S. 160. 
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Waffen und es hat niclit an Versuchen gefehlt, dasselbe zur 
Durchbringung politischer Massregelu zu berufen: die Provoca- 
tion aber in demselben zu gestatten konnte selbst den Plebejern 
niemals einfallen. Es wäre eine Auflösung der Kriegszucht ge- 
wesen, wenn die Soldaten dem Feldherru gegenüber ihre Nei- 
gungen hätten geltend machen , wenn sie einem Verurtheilten 
hätten beistehen dürfen. Deshalb hat Cicero“) in seinem Gesetz- 
entwurf für den Römischen Staat folgende Bestimmmig: „Im 
Kriegsdienst soll von dem, welcher den Oberbefehl führt, keine 
Provocation stattfinden”; aber dass diese in dieser Form sich in 
den Provocationsgesetzen gefmiden hat, ist nicht wahrscheinlich. 
Lehneich ist dafür der Streit zwischen dem Dictator L. Papi- 
rius und seinem Reiterobersten Q. Fabius im Jahre 325 v. dir. '’), 
den jener wegen militärischen Ungehorsams strafen wollte. Der 
Verurtheilte flüchtet sich nach Rom: er gewinnt die Hülfe der 
Volkstribunen und versucht, da ihm das Volk seine Gunst offen 
zeigte, die Berufung an dasselbe: es entstand die Frage, soll 
diese gelten. Das Vergehen war ausserhalb Roms, wo sie nicht 
galt, begangen, der Schuldige befand sich zur Zeit in Rom. 
Wäre die gesetzliche Bestimmung gewesen , dass für den Kriegs- 
dienst keine Provocation gelten sollte, so hätte davon auch in 
Rom selbst nicht die Rede sein können: aber es ist davon die 
Rede, der Dictator setzt auseinander, dass, wenn die Tribunen 
bei ihrer Hülfeleistung, das Volk bei seinem Dazwischentreten 
verharre, die Kriegszucht zu Grunde gehen würde und dieser 
Schlussfolgerung geben Tribunen und Volk am Ende nach. 
Daraus ergiebt sich, dass der von Cicero ausgesprochene Grund- 
satz nicht in einem Gesetze, sondern nur mittelbar entweder in 
der Beschränkung der Provocation auf die Bannmeile um die 
Stadt oder in irgend einer andern Bestimmung enthalten war. 

Wir haben schon früher“) darauf aufmerksam gemacht, dass 
die Gerichtsbarkeit der Volksversammlung zu unbehülflich war. 


a) Cic. de leg. III, 3, 6 Militiae ab eo, qui imperabit, provocatio ne 
esto quodque is qui bellum geret, imperassit, ius ratumque esto. 

b) Bei Liv. VIII, 31. Vergl. S. 187. 
e) S. oben S. 155. 
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um bei dem Wachsen der Stadt und des Reiches lange bestehen 
zu können: noch mehr tritt diese Unbehülflichkeit hei-vor, wenn 
in der Provocation eine Art gesetzlicher Gewaltthätigkeit , ein 
thätliches Eingi-eifen in die Handlungen der Betunteu lag. Ab- 
gesehen von den unlauteru Elementen , welche sich in die Volks- 
menge mischten und eine ordentliche Rechtspflege erschwerten 
— auch für das Volk selb.st lag in der Provocation keine Ge- 
währ gegen Willkür. Denn es blieb der Beurtheiliuig des Be- 
amten überlassen, ob sich das Mitgefühl des Volkes zeige, und 
die oben angeführten Beispiele beweisen, wie ver-schieden das 
Urtheil nach den verschiedenen politischen Standpunkten ausfal- 
len konnte. Wäre die Provocation so eingerichtet gewesen , dass 
bei jedem Criminalurtheil der Hülferuf des Verklagten erhört 
werden, bei jedem die Entscheidung der V^olksversammlung er- 
folgen musste, so hätten alle Bedrückungen durch die Beamten 
sofort aufgehört; wir hören aber auch nach Valerius’ Gesetz von 
fortwährenden Klagen darüber, ja dieselben wurden so stark und 
so häufig, dass sie die Auswanderung der Plebs und in Folge 
davon andere Massregeln veranlassten , um den Regierten einen 
gleichmässigen Rechtsschutz zu gewähren. 

Die Provocation der Republik stand mit der des Königthums 
in genauer Verbindung durch den Rechtsgrundsatz, dass in zwei- 
felhaften Fällen über die höchsten Güter der Bürger nur die 
Gesammtheit der Bürger zu entscheiden hätte, sowie durch die 
Form, in der sie eingelegt wurde; das Verfahren selbst war ein 
verschiedenes. Bei dem Process des Horatiers, das der König 
Tullus Hostilius einrichtete, fand eine doppelte Instanz statt, 
die Instanzen w'aren in den Personen des Richters und des An- 
klägers verschieden.*) Dieses Verfahren wurde niclit beibehal- 
ten, wenigstens nicht als das gewöhnliche. Es wurde ab und 
zu angewendet, aber als Ausnahme, verscholl allmälig und 
wurde erst am Ende der Republik als alterthümliche Absonderheit 
für einen einzelnen Fall wieder hervorgesucht. Das Verfahren seit 
Valerius’ Gesetz hatte nicht zwei Instanzen,' sondern nur eine: es 
ist nur von einer einzigen gerichtlichen Untersuchung, nur einem 


a) Vergl. oben S. 97 flgd. 


Digitized by Google 



192 


Nicht doppelte lastanz bei der Provocation. 


gerichtlichen ürtheil die Rede. Dies ergiebt sich mit voller Ge- 
wissheit aus den uns überlieferten Rechtsföllen. Sp. Cassius 
und der falsche Zeuge Volscius Fictor hatten zu Richtern die 
Quästoren*): diese fällten das erste vorläufige ürtheil und leite- 
ten nachher die Volksversammlung, welche die Entscheidung 
gab. Bei andern Strattällen, z. B. Aushebungen, waren es die 
Consuln, welche zuerst die Strafe verhängten und es ist un- 
möglich, dass sie nachher ihre Quästoren die Volksversammlung 
über das von ihnen verhängte ürtheil hätten halten lassen. 
Dies gesammte Verfahren bildet nur eine Instanz, wie wir es 
nennen: man darf höchstens ein vorläufiges Verfahren vor den 
Beamten von dem vor dem Volke scheiden. Die Consuln 
haben durch das Valerische Gesetz alle eigentlich richterliche 
Thätigkeit verloren: diejenigen Fälle, in denen sie selbständig 
eine Strafe verhängen konnten, waren eben solche, in welchen 
es wegen des Geständnisses des Verbrechers oder seiner Ergrei- 
fung auf frischer That keines ürtheiles, sondern nur der An- 
wendxmg der gesetzlich feststehenden Strafe bedurfte. Die Be- 
amten haben fortan in Criminalprocessen nur ein Verfahren in 
iure, nicht in iudicio, wie wir später, w'o wir von dem Pro- 
cesse handeln *') , ausführlicher darthun werden. Wie Servius 
TuUius beim Civilprocesse diese beiden Theile geschieden und 
den in iudicio Privatrichtern überwiesen hatte , so trennte Publi- 
cola den Criminalprocess auf gleiche Weise, indem er die Ent- 
scheidung in iudicio, wo dieselbe nöthig war, dem Volke über- 
trug. Es ist ein und derselbe Grundsatz, der auf beide Arten 
des Processes angewendet wird und in der Gleichheit desselben 
zeigt sich die Zusammengehörigkeit des Privat- und Criminal- 
rechts. 

Die Römische Ansicht ist durchgehende die, dass nur der 
vor dem Volke geführte Process für einen Process im eigene 
liehen Sinne des AVortes gilt: wer von den Beamten allein ver- 
urtheilt und bestraft wird, der wird ohne Process bestraft.’®) Dies 
schliesst ein Verfahren, ehe es zum Volksgerichte kommt, nicht 


a) Dionys. VIII, 77; Liv. II, 41; Liv. VIII, 24 und 25. 

b) Vergl. unten Abschn. 4 Cap. 1 und 3. 
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aus: es koimteu Zeugen verhört, Vertheidigung geführt, andere 
geriehtlic-he Formen beobachtet werden. “) Dennoch erschien die 
vor dem Volke geführte Verliandlung als der eigentliche Process. 
ln den meisten Fällen hatte der Beamte selbst das grösste Inter- 
esse, schon vor Berufung der Volksversammlung den Fall auf das 
Genaueste zu untersuchen, damit sein ürtheil richtig wäre und 
vom Volke gebilligt würde: ebenso musste dem Angeklagten daran 
liegen, sich sobald als möglich zu rechtfertigen; aber ein ge- 
setzlicher Zwang dazu konnte von beiden Seiten nicht stattfin- 
den. Diese Ansicht ging später auf die Gerichtsbarkeit, welche 
die Tribunen übten, über und dauerte bis in die spätesten Zei- 
ten der Republik, wo nur die im Namen des Volkes richtenden 
Geschworenen nwh den Vorzug hatten, dass ihre Urtheile als 
gerichtliche Urtheile angesehen wurden. Einen Instanzenzug, 
dass dieselbe Sache zu wiederholten Malen gerichtlich behandelt 
wurde, haben die Römer, so lauge ihr Staat frei war, nicht ge- 
kannt oder vielmehr nicht haben wollen: es kam darauf an, 
dass der Beamte seine Entscheidung dem Volke annehmbar 
machte und dessen Gefühl nicht verletzte. Einer späteren Zeit, 
als die Ausbildung der Rechtswissenschaft überwog, war es Vor- 
behalten, durch erneutes richterliches Verfahren die Auffindung 
des juristisch Richtigen zu versuchen. ®^) 

Und doch hatten die Römer, wie man aus dem Processe 
des Horatiers und der ganzen Einrichtung des Gerichtswesens 
unter den Königen sieht, von Anbeginn an die Elemente, um 
ein durch verschiedene Instanzen gehendes richterliches Verfah- 
ren auszubilden : man kann fragen , weshalb sie dies nicht ge- 
than , sondern , trotzdem dass sie die höchste richterliche Gewalt 
dem Volke zusprachen, dennoch nur eine Instanz, ein richter- 
liches Verfahren beibehalten haben. Der Hauptgrmid scheint in 
der Analogie mit dem Privatprocesse zu liegen, welchen der 
König Sendus TuUius geordnet hatte. Das ganze Streben ira 
Anfänge der Republik ging dahin, nach Vernichtung der Tyran- 
nei des letzten Tarquiniers zu den Einrichtungen von Servius 
zurückzukehren, sie auszuführen und zu erweitern. Bei derEin- 


a) Vcrgl. oben S. l.bo. 

13 
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Setzung verschiedener Instanzen hätte man die richterliche Ge- 
walt von der verwaltenden trennen, jede verschiedenen Beamten 
anvertrauen und den richterlichen eine unabhängige Stellung ge- 
ben müssen : ein Gedanke, welcher der Römischen Republik fremd 
geblieben ist. Man nehme an , Ungehorsam gegen den Consul 
hätte bestraft werden sollen, so hätte der Consul, auch wenn 
ihm selber die zweite Instanz geblieben wäre , doch in der ersten 
vor einem andern Ricliter als Ankläger und demselben gewisser- 
massen untergeordnet auftreten müssen. Zudem hätte die Zahl 
der Beamten vermehrt werden müssen. Die Quästoren als Ge- 
hülfen bei der Rechtspflege hatten schon die Könige gehabt*); 
vielleicht nahm man mit ihnen die Veränderung vor, dass man 
ihnen, um den Consuln die Geschäfte zu erleichtern und eine 
häufigere Befragung des Volkes möglicli zu machen, das Re(iht, 
Volksversammlungen zum Behuf richterlicher Entscheidungen zu 
halten, übertrag. Denn dieses Recht hatten sie später*"), wäli- 
rend man nicht weiss, ob sie es früher gehabt haben. Aber 
weiter wollte man nicht gehen: die königliche Gewalt erschien 
noch zu sehr als Einheit, um sie unter mehr Beamten zu zer- 
splittern. Oder man hätte die Zwangsgewalt der Consuln unan- 
getastet lassen, dagegen alle andern Verbrechen zuerst etwa 
den Quästoren, dann in höchster Instanz den Consuln überwei- 
sen können. Aber dann wäre ein Theil der consularischen 
Macht und zwar gerade derjenige, welchen man am meisten 
fürchtete, ungeschmälert geblieben, es hätte mannigfacher Be- 
griffsbestimmungen, welche noch nicht geläufig waren, bedurft. 
Kurz, man begnügte .sich dem thatsäcldichen üebelstande, dass 
die Macht der Consuln den Bürgern gefährlich sein konnte, ab- 
zuhelfen und liess die Anfänge zu einer andern Entwickelung, 
welche man ebenfalls in der früheren Geschiciite hatte, unbe- 
achtet Hätte man sie ausgebildet, so hätte man auch für den 
Begriff des Criminalrechts einen festeren Halt gewonnen. Man 


a) S. oben S. 52 flgd. 

b) Dionys. VIII, 77 Trjv Taiue'jxixljv lyovxet äSouofav xaxa xöv a4x»v 
yp^vov xal 5iä tooto ixxXrjjt'av ouväytiv Ävxtt xipiot ; Varrodeling. lat. VI, 
90 sed ad comitia tum vocatur popolus ideo, quod alia de causa hic ma- 
gistratus nou potest exercitum urbanum convocare. Vergl. oben S. 74. 
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hätte die Zwangsgewalt der Consuln vielleicht weniger einengen 
können, aber dafür durch Bestimmung der dem richterlichen 
V^erfaliren zu überweisenden Verbreclien einen festen Umfang für 
das Crimiualrecht selbst erhalten: jetzt kann mau nur sagen, 
es gehörten zu iliin alle Handlungen, welche mit Strafen, bei 
denen eine Berufung an das Volk erlaubt war, gebüsst wurden. 

Von den ältesten Zeiten her bestand, wie wir früher be- 
merkt“), der Anklageprocess bei den Römern, aber daneben 
auch die Befugniss des Beamten, wo er Straffälliges bemerkte, 
eiuzuschreiteu und ohne Anregung von Privatpersonen zu ver- 
fahren. Beide Processweisen entwickelten sich, ohne einander 
auszuschliessen. Das Einschreiten von Amtswegen kam noth- 
weudiger Weise zur Anwendung, wo es sich um Ungehorsam 
gegen die Beamten, z. B. bei Aushebungen, handelte, fand aber 
auch in andern Fällen statt. In den beiden uns überlieferten 
Beispielen, in denen die Quästoren richteten, ist es bei dem 
einen, dem des falschen Zeugen Volscius Fictor, möglich, dass 
der Process auf die Anklage der Freunde des durch ihn ver- 
bannten Käso Quinctius erfolgte, dagegen bei Sp. Cassius ist es 
walirscheiulich, dass der Process, wenn er überhaupt von den 
Quästoren geführt wurde, ohne Privatanklage von Amtswegen 
begann, ln beiden Fällen war das Verfahren ein gleiches. Die 
von dem Beamten gegel)ene Entscheidung, bei welcher sich der 
Angeklagte beruhigen komite und oft musste, war kein richter- 
liches Urtheil : dies wurde von den Consuln auf die Volksver- 
sammlung übertragen. Deshalb drücken sich alle Schriftsteller, 
welche über die Provoeatiou sprechen, so aus, sie sei den Bür- 
% gern „von den Consuln” oder „gegen die Consuln” gegeben wor- 
den '*), und dieser Ausdruck ist genau: von ihm kam es her, 
dass man auch von einer Provocation „von den Königen” sprach. 


a) S. oben S. 121. 

b) Pompon, de orig. iur. § 16 lege lata factum est, ut ab eis (consu- 
libus) provocatio esset; Flor. I, 9 ius provocationis adversus consules; Plut 
Publ. 11 v(ip.oo{ lYpai}/ev, iuv pidXioxa piv toyjpoüs iitolrjUt xoö; r.o)Xob( 6 
TÖv 8f,pov di:6 Ttüv uTtdxiov X(p tpt'JYOvxi 8 ixT|V ^TXixaXsTaüott 8i8oö{. Vergl. 
auch Liv. n, 29 Agedum, inquit, dictatorem, a quo provocatio non est, 
creemus. 

13 * 
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wenngleich damals das Verhältniss anders gewesen war und die 
Könige freiwillig die ihnen zustehende Kntscheidung der Volks- 
versauunlung überlassen Imtlen. ") Bemerkens werlh ist es übri- 
gens, dass die Beamten meistentheils in den Ceuturiateomitieu 
ihre Entscheidung durchgesetzt zu haben scheinen.'-^) leh will 
nicht Sp. Cassius antühren, der nach anderer L’eberlieferung 
durch seinen eigenen Vater verurtheilt worden sein soll; aber auffal- 
lend ist dev Frocess des eben erwähnten falschen Zeugen Volscius 
Fictor. Er muss unter der Flebs und deren Vorstehern, den 
Triltunen, einen grossen Anhang gehabt haben und deshalb be- 
stand die Schwierigkeit für die Quästoren, welche ihn anklagten, 
dariu, die Centuriatversammlung, in der sein Frocess verhandelt 
werden sollte, zu Staude zu bringen; alter als sie nach einiger 
Zeit mit Hülfe eines Üictators zu Stande gekommen war, wurde 
er verurtheilt und bestraft. So grosser Einlluss war den Con- 
sulu geblieben. 


Sechstes Capitel. 

Die Tolkstribunen. Das Recht der Httlfeleistang. Aocb die Patricier be- 
noUen es. Wie Hülfe geleistet wird. Das Collegiam der Tolkstribonen. 
Mehrheit und Minderheit. Wie der Widerstand Einzelner beseitigt wer- 
den kann. Berathangen and Entscheidungen des CoUeginms. 

Ein wie bedeutendes Zugestäudniss die Regierendeu gegen- 
über den Regierten durch das Viderische Frovocationsgesetz ge- 
maclit hatten, ergiebt sich aus den von mis geschilderten Be- 
stimimmgen desselben. Der durch dasselbe aufgestellte Grund- 
satz, dass über den Leib und das Vermögen eines Römischen 
Bürgers die Gemeinde der Bürger entscheiden müsse, hatte das 
Selbstgefühl der Flebejer geweckt und die nächsten Folgen waren 
für die Regierendeu entmuthigeud. Die an die Strenge der kö- 
niglichen Regierung und den pünktlichen Gehorsam, der Bürger 
gewöhnten Bürger sahen mit Befremden den neuen Geist, der 
sich iu dem Widerstande gegen die Befehle der Consulu zeigte: 


a) Vei'gl. oben S. Bö. 
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sie zweifelten, ob die Regierung unter schwierigen äussern Ver- 
hältnissen auf diese Weise fortgelien könnte. Livius lässt bei 
den Unruhen der Plebejer, welclie sich nicht zum Kriegsdienste 
stellen wollten, Ap. Claudius, den Vertbeidiger alter Sitte, so 
sprechen : „ Dieses Uebel sei aus der Provocation entstanden. 
Nämlich Droliungen gebe es von den Consuln, niclit Befehle, 
wenn man sich auf diejenigen, welche sich mit einem vergtmgen 
hätten , berufen dürfe.’’ ") Moclite der Consul immerhin die 
Macht haben, tbeils durch die Gefängnissstrafe, durch die er 
Angesehene schrecken konnte, theils durch die geringen, in sei- 
ner eigenen Befugniss stehenden Geldbussen, welche gegen 
Aermere genügten , theils endlicli durch seinen Einfluss auf die 
Volksversammlungen, welche er leitete und für welche er die 
Unterstützung der AVohlhabenden in Anspruch nehmen konnte, 
die Ungehorsamen zu zügeln ; es entstand dennocli oft ein län- 
gerer Verzug, der die Ausführung bescldossener Massregeln hin- 
derte und die Regierung lähmte. Dies war der hauptsäcidichste 
Grund, der im Jahre 501 v. Chr. die Einsetzung der Dictatur 
veranlasste: von ilir gab es keine Provocation und die Zwangs- 
gewalt wurde von ihr, wie eliedem von der königlichen Macht, 
wieder mit der eines obersten Richters vereinigt.®^) 

So war die Ansicht des regierenden Standes, der Patricier, 
die der Regierten war entgegengesetzte Jene suchten durch 
häufige Anwendung der Dictatur das alte, ungeschmälerte im- 
perium in der Stadt wieder liei-zustellen , diesen erschien die 
gesclimälertc Macht des Consulates uocli zu drückend. Es ent- 
stand im Jahre 493 v. Clir. das Volkstribunat und zur Unter- 
stützung desselben die Aedilität des Volkes, w'elche letztere nach 
eingeholter Bewilligung der Patricier sogleich nach der Wahl der 
ersten Tribunen geschaffen wurde.®) Die Veranlassung, welche 
die Plebs zunächst zur Einsetzung des Tribunates bewog, lag in 
den drückenden Schuldverhältnissen; die Folgen aber waren für 


a) Liv. II, 29 Id adco malum ex provocatione natiim. Qiüppe minas 
esse consulum, non iraperium, nbi ad eos, qui vma peccaverint, provocare 
liceat. I 

b) - Dionys. VI, 90. 
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die ganze Staatsverfaesiing und auch für das Criminalrecht sehr 
bedeutend. Indem ich mich anschicke, über diese Bedeutung 
eine Untersuchung anzustellen, bin ich mir bewusst, einen der 
schwierigsten Punkte der Römischen Alterthumskunde zu berüh- 
ren, der nl< ht nur wegen mangelhafter Uehcrlieferung dunkel 
ist, sondern auch bei den Römern selbst vielfach bestritten war. 
Er hat, wie natürlich, in hohem Grade auch die Aufmerksiunkeit 
der neuern Gelehrten erregt und es ist eine grosse Aufgabe, die 
verschiedenen Meinungen nur zusammenzustellen. Die Einwir- 
kung der Volkstribunen auf das Recht ist seltener ins Auge ge- 
fasst worden: sie wird uns hier vorzugsweise beschäftigen, wo- 
bei es aber nöthig sein wird, auch auf die allgemeine Stellung 
der Tribunen im Staate Rücksicht zu nehmen. 

Die Tribunen erhielten nach übereinstimmender Nachricht 
bei ihrer Einsetzung das ius auxilii^), d. li. das Recht, den 
von dem imperium der Consuln Betroffenen Hülfe zu bringen. 
Um sie wirksam leisten zu können, wurden sie während ihrer 
Amtszeit von dem imperium ausgenommen®^), waren also damit 
für die Consuln und die Patricier unerreichbar, wmrden ferner 
ihren eigenen Standesgenossen gegenüber, den Plebejern, für 
miverletzlich erklärt. So übten sie, während sie selbst sowohl 
während ihres Amtes unantastbar waren als auch nach demsel- 
ben nicht zur Rechenschaft gezogen werden konnten®®), den 
grössten Einfluss auf die Wirksamkeit der übrigen Beamten aus. 
Die Tribunen waren eingesetzt zur Beschränkung des imperium 
consulare. Das sagt am bestimmtesten Cicero*); aber auch alle 
übrigen Schriftsteller geben, wo sie von der Gründung ihrer Ge- 
walt sprechen, dasselbe an. Somit erschien trotz des Provoca- 
tionsrechtes den Plebejern die Macht der Consuln zu gross, ihr 
eigener Schutz gegen Willkür zu gering. Es kam dies nicht nur 
daher, dass die Consuln als Leiter der Volksversammlungen die 
Möglichkeit hatten, in den meisten Fällen ihren Willen durch- 
zusetzen, sondern aus der Form der Provocation selbst, die, wie 
wir gesehen, '•) auf einer selbstthätigen und fast gewaltsamen 

a) Cic. de rep. II, 33, 58 contra consulare imperium tribuni plebis — 
constituti. 

b) S. oben S. 186. 
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Mitwirkung des Volkes beruhte. Wie oft mochte das Volk nicht 
in genügender Anzahl versammelt sein oder sein Mitgefühl nicht 
laut genug bezeugen, um denConsul zum Nachgeben, zum Auf- 
schub der Bestrafung, zum Berufen der Volksversammlung zu 
bewegen ! Darin lag das Fehlerhafte der ganzen Einrichtung, 
die in einem kleinen Kreise und bei Erregung der Leidenschaf- 
ten Schutz gewähren mochte, aber in dem gewöhnlichen Laufe 
des Staatswesens unwirksam war. Man muss demnach in der 
Einsetzimg des Volkstribunates das Geständniss finden, dass die 
Provocation zur Sicherung der Regierten nicht ausreichte: es 
mussten andere Vorkehrungen getroffen werden, um sie, wenn 
sie nöthig war, ohne Erregung der Leidenschaften zu erztvingen, 
wo sie unnöthig war und zur nutzlosen Aufregung oder Belästi- 
gung des Volkes führte, die Möglichkeit dazu aufeuheben. Die 
Einsetzung der Tribunen ist der erste Schritt, den man that, 
um den Schwerpunkt der Provocation in die vom Volke gewähl- 
ten Beamten zu legen. Denn die genaue Verbindung, welche 
zwischen der Provocation und der Hülfeleistung der Volkstribu- 
nen bestand, ergiebt sich leicht und wird durch die überliefer- 
ten Fälle, in denen Beides regelmässig zusammen auftritt, be- 
stätigt. 

Das consularische imperium wurde durch Einsetzung der 
tribunicischen Gewalt beschränkt, mit Ausnahme des militäri- 
schen, das auch der Provocation nicht unterworfen war. Denn 
der Tribunen Gewalt reichte nicht über die Bannmeile Roms 
hinaus.*) Aber das städtische imperium der Consuln wurde 
vollständig und in seinem ganzen Umfange von der tribunici- 
schen Gewalt getroffen. Dies wurde beim Entstehen des Tribu- 
nates dargestellt durch die beiden jährlich aus den Patriciem 
erwählten Consuln , verzweigte sich aber durch die beiden jähr- 
lichen Quästoren und durch die von den Consuln oder dem Se- 
nate oder auch dem Volke mit einzelnen Verrichtungen beauf- 
tragten Patricier. Später wurde das consularische imperium 
weiter getheilt; es entstanden Prätoren, Censoren, Aedilen: 
alle diese Beamten wurden auf gleiche Weise durch die Hülfe- 


a) Liv. III, 20; Dionys. VIU, 87. Vergl. oben S. 189. 
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leistung der Tribunen beschränkt und es ist wahrscheinlich, dass 
die Ausdrücke der lex sacrata, welche das Tribunat schuf, der- 
artig waren, dass bei dem Entstehen der spätem Aemter das- 
selbe ohne Weiteres seine Hülfe auch gegen sie leisten konnte. 
Wir hören wenigstens nichts von einer durch besonderes Gesetz 
verfügten Ausdehnung der tribunicischen Gewalt auch auf sie. 

Ursprünglich erstreckte sich die Hülfe, welche die Tribu- 
nen brachten, nur auf die Plebejer: um sie, die Regierten, zu 
schützen war das Amt geschaft'en. Indessen war dies eine that- 
sächliche, in der Natur der damaligen Verhältnisse liegende 
Beschränkung. Die Patricier bedurften der Hülfe nicht : sie hat- 
ten gleiche Standesinteressen mit den Regierenden imd fügten 
sich im Uebrigen den Anordnungen, welche aus ihrer eigenen 
Mitte hervorgingen, keimten auch etwaige Beschwerden im Se- 
nate geltend machen, der zwar nicht das unmittelbare, gesetz- 
liche Recht der Abhülfe, aber das nöthige, stets wachsende, 
Ansehen dazu hatte. Die Worte in dem Vertrag der Stände, 
welcher die Gewalt der Volkstribunen gründete, berechtigten, 
wie es scheint, jeden Römischen Bürger, bei ihnen Hülfe zu 
suchen: wir hören nichts von Ausdehnung eines Anfangs nur 
den Plebejern zusteheuden Rechtes auf die Patricier. Es mag 
indessen lange gedauert haben, ehe sich die Patricier entschlos- 
sen, was ihnen gesetzlich frei stand, auch wirklich zu benu- 
tzen. Die erste geschichtliche Erwähmmg finde ich 325 v. Chr., 
wo M. Fabius gegen das imperium des Dictators den Schutz 
eines Tribunen anrief oder aurufen wollte.*) Davon war es 
freilich verscldeden, wenn die Patricier sich durch die Hülfe 
des einen Tribunen gegen die Angriffe des andern zu schützen 
suchten: dies geschah frühzeitig und musste sogleich eintreten, 
als die Tribunen das Recht Patricier vor Gericht zu ziehen, er- 
langten. Schon im Jahre 471 v. Chr., heisst es, versuchte ein 
Tribun seine Amtsgewalt an Patriciem.*’) Damals lesen wir 
noch nicht von einer Berufung an die andern Tribunen; aber 
beim Processe von K. Quinctius') schützen die andern Tribunen 

a) Liv. Vm, 33. 

b) Liv. II, 56. 

c) Liv. III, 13. 
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gegen die Gewalfthat des einen, Verginius, der den Angeklag- 
ten ins Gefängniss werfen will, und Appiiis Claudius, der ab- 
gesetzte Deeemvir, ruft gegen seinen Ankläger, den Tribunen 
Verginius, die Hülfe der übrigen Tribunen vergeblieh an.») 

Ebenso allmälig luid ohne besonderes Gesetz vollzog sieb 
eine andere Erweiterimg der tribunicischen Macht. Anfangs war 
die Form ihrer Hülfeleistimg die, dass sie persönlich Beistand 
gewährten: dadurch dass sie den Bedrohten in ihren unmittel- 
baren Schutz nahmen, ihn anfassten, wurde dieser der Unver- 
letzlichkeit, welche sie selbst dem imperium gegenüber hatten, 
theilhaflig. So sagt es ausdrücklich Gellius.'’) Deshalb wurde 
ihnen verboten, mit Ausnahme des Latinerfestes, einen ganzen 
Tag lang ausserhalb der Stadt zu sein, deshalb standen die 
Thüren ihrer Häuser Tag und Nacht offen, damit jeder Hülfe- 
suehende sie für sich und die Seinen in Anspruch nehmen 
könnte. Noch im Jahre 455 v. Chr. machen die Patricier in 
einer plebejischen Volksversammlung die tribunicische Hülfe un- 
wirksam, indem sie zwar den Tribunen selbst ausweichen imd 
auch diejenigen, welche von ihnen angefasst waren, nicht be- 
lästigten, aber das ihnen nachfolgende Volk zurückstiessen und 
sich so an verscliiedenen Stellen eindrängten, dass die Tribu- 
nen nicht überall erscheinen konnten. ') Allmälig indessen , als 
die Tribunen an den Senatssitzungen Theil nahmen und viel- 
fache Geschäfte bekamen, überdem ihr Einfluss so gewachsen 
war, dass aus dem Rechte der Hülfeleistung ein allgemeines, 
politisches Recht des Einschreitens , der Intercession , geworden 
war, genügte es sie, auch wenn sie abwesend waren, um Hülfe 
anzugehen, um dadurch Sicherheit der Person und des Eigen- 
thums -zu erlangen. Dies bezeugt in bestimmten Worten Zona- 
res. '*) Dennoch scheint dies nur in Bezug auf das imperium 


a) Liv. III, 56. 

b) Gell. XUl, 12, 9 Tribuiii plcbis antiquitus ercati videntur non iuri 
dicundo nec eausis querelisque de absontibus noacendis, sed interccssioni- 
bus faciendis, quibus praesentes fuissent, ut iniui-ia, quae coram fieret, 
arccretur. 

c) Dionys. X, 41 war’ ivio^eW)« tjv Tq) I) t<üv dp^fdvTcov ßoi^ötia. 

d) Zon. VII, 15 ti ti{ xol diKivTas oOtoüj ^TtexoX^aaxo. 
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der curulischen Beamten Geltung gehabt zu haben. Denn sie 
konnten nach Ablauf ihrer Amtszeit wegen Missachtung der In- 
terccssion und Provocation angeklagt werden. Dagegen andern 
Tribunen gegenüber, die unverantwortlich waren, galt immer 
nur das persönliche Dazwischentreten eines Tribunen. Dies er- 
kennt man aus der Erzählung vom Volkstribunen C. Atinius 
Labeo im Jahre 130 v. Chr., der den Censor Q. Metellus Mace- 
donicus, weil er von demselben nicht in den Senat aufgenom- 
men worden war, beinahe vom Tarpejischen Felsen gestürzt 
hätte. Er traf ihn um die Mittagszeit, als alle Beamten sich 
schon entfernt hatten, auf dem Markte und schleppte ihn nach 
dem Capitol, um ihn hinabzustürzen: es sammelte sich zwar 
eine Menge Menschen, aber Niemand wagte, an die geheiligte 
Person des Tribunen Hand zu legen und auch ein Hülferuf an 
die abwesenden Tribunen muss dem in Todesgefahr Schweben- 
den nichts geholfen haben. Es musste Jemand aus der Menge 
zu einem Volkstribunen eilen und dieser persönlich herbeikom- 
men, um dem unsinnigen Beginnen seines Collegen Einhalt zu 
thun. •) Indessen dies war eine seltene Ausnahme, die Miss- 
billigung fand: es mag auch hier der Brauch gew'esen sein, dass 
eine Provocation an die Collegen dem Verfahren eines Tribunen 
Einhalt that 

Der Volkstribunen gab es von ihrer Einsetzung an mehrere, 
seit 457 v. Chr. regelmässig zehn.'’) Indessen hatte man sie aus 
einem andern Grunde in der Mehrzahl geschaffen als die andern 
Beamten. Zu Consuln erwählte man zwei, um die Macht des 
einen durch den andern zu beschränken und dadurch die Einzel- 
herrschaft zu verhüten: dagegen Tribunen setzte man mehrere 
ein, damit die Menge der Plebejer desto leichter durch das per- 
sönliche Dazwischentreten derselben, dessen es anfänglich be- 
durfte'), vor den Unbilden der Patricier geschützt werden 
könnte. Jedoch der Erfolg war derselbe. Wie jeder der beiden 
Consuln die volle consularische Macht besass, so hatte jeder 


a) Ausführlich erzählt von Plin. nat hist. Vll, 143. Vergl. Liv. ep. 59. 

b) Liv. in, 30; Dionys. X, 26. 

c) S. oben S. 201. 
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einzelne der fünf oder später der zehn Tribunen die ganze tri- 
bunicische Macht. Von Mehrheit kann also bei dem Collegium 
der Volkstribunen eben so wenig, wie bei den übrigen Collegien 
der curulischen Beamten die Rede sein: sie kann nur bei be- 
rathenden Versammlungen gelten, dem Senate, dem Volke, den 
Richtercollegien, bei denen die Gesammtheit, nicht der Einzelne 
eine bestimmte Maclit hat. Man hat allerdings früher angenom- 
men, in der ersten Zeit des Tribunates habe nur die Meinung 
der Mehrheit gegolten und bei Intercessionen, sowie Beschlüssen, 
die Minderheit sich fügen müssen ; indessen diese Ansicht wider- 
spricht dem Wesen der Römischen Beamten überhaupt und dem 
Zwecke des Tribunates insbesondere, wird durch Beispiele wi- 
derlegt, durch ausdrückliche Zeugnisse verworfen“) und wird 
jetzt auch unter den Gelehrten wohl kaum mehr Vertheidiger 
finden.®") Jeder einzelne von den Tribunen kann, auch wenn 
er allein steht, die volle Macht des Tribunates geltend machen 
und besteht er auf seiner Meinung, ebenso wie seine etwaigen 
Gegner unter den Tribunen, so entsteht ein Verfassungsstreit, 
der die ganze Staatsmaschine zum Stehen bringen kann.. Z. B. 
im Jahre 410 v. Chr. will der Consul eine Aushebung halten*’), 
wird aber daran von dem Volkstribunen M. Maenius gehindert. 
Da kommt die Nachricht von dem Anrücken der Feinde und 
neun Tribunen fassen den Beschluss, sie wollten den Consul 
C. Valerius bei dem Bestrafen der den Kriegsdienst Verweigern- 
den schützen. Auf diesen Bescliluss gestützt, straft der Consul 
diejenigen, welche sich weigern in das Heer zu treten, und 
bringt dadurch die Aushebung zu Stande. So lautet die Erzäh- 
lung; aber es ist ersichtlich, dass jener eine Tribun, der zuerst 
die Aushebung gehindert hatte, durch freiwilliges Nachgeben die 


a) Die beiden hauptsächlichen sind bei Liv. II, 44, wo Appius Clau- 
dius spricht; Neque enim imquam defuturum, qui et ex collega victoriam 
sibi et gratiam melioris partis bono publico velit quaesitam. Et plures, si 
pluribus opus sit, tribunos ad auxilium consulum paratos fore et unum vel 
adversus omnes satis esse; id. II, 56 Huic actioni (dem Gesetzesvorschlag 
des Publilius Volero) gratissimae plcbi cum summa vi resistcrent patres, 
nec quac una via ad resistendum erat, ut intercederct aliquis ex collegio 
auctoritate aut consulum aut principum adduci posset. 

b) Siehe Liv. IV, 53. 
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verfassungsmässige Regiemng ermfiglichte. Hätte er nicht nach- 
gegeben und die AViderspenstigen in seinen Scliutz genommen, 
so musste entweder die Aushebiuig imterhleihen oder der Con- 
sul sicli an dem Tribunen vergreifen und darin hätte eine Ver- 
letzung des „geheiligten Gesetzes” gelegen, die, selbst wenn sie 
an dem Urheber nicht geahndet wurde, einer Aufhebung des 
staatlichen Rechtslebens gleichkam. Ein Nachgehen muss von 
einer Seite stattfinden und dieses wird veranla.sst durch die öf- 
fentliche Meinung, diircli die zu Tage tretende Stimme des Vol- 
kes. Dieses hört, da alle A^erhandlungen auf dem Markte ge- 
schehen, zu und wohin sich seine Meinung neigt, das müssen 
auch seine Vertreter, die Volkstribunen, entweder thim oder 
geschehen lassen. Es kommt auch hier, wie bei der Provocation, 
auf ein thätiges Eingreifen des Volkes selbst an : es muss deut- 
lich und vernehmbar seinen AVillen äussem, dadurch bestimmt 
es die eine oder die andere Partei zum Nachgeben. Es ist er- 
sichtlich, dass auch die Einrichtung des Tribunates, wie die der 
Provocation, ursprünglich für eine kleine Gemeinde berechnet 
war, in der die Einzelnen fortwährend den lebliaftesten Antheil 
an den ötfentlichen Angelegenheiten nahmen. Als der Staat ge- 
wachsen war, bedurfte es grosser Klugheit der Leiter und pa- 
triotischer Hingebung, um Zwietracht und Aufruhr zu venneiden 
imd diese brachen ungesclieut hervor, als bei den Staatsmännern 
Leidenschaft, bei dem Volke Mangel an Vaterlandsliebe überwog. 

Aehnliche Fälle von ollen einander gegenüber tretendem Wi- 
derstreit der Volkstribunen ereigneten sich bei der Truppenaus- 
hebung des Jahres 481 v. Chr. und des folgenden. *) Es setzte 
hier die Mehrheit ihren Willen durch, nicht weil sie die Mehrheit 
war, sondern weil die Minderheit, durch den Umschwung der öf- 
fentlichen Meinung bewogen, am Ende nachgab. Dagegen im 
Jahre 294 v. Chr. siegte die Minderheit.'’) Der Consul L. Postu- 
mius konnte vom Senate nicht die Erlaubniss zum Triumphe 
erhalten und wollte ihn ohne dieselbe feiern. Die Volkstribunen 
theilten sich : die übrigen stimmten dem Senate bei, wollten also 


a) Liv. n, 43 und 44; Dionys. IX, 2. 

b) Liv. X, 37. 
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die Feier stören ; drei aber sagten dem Consul ilire Hülfe zu und 
dieser triumphirte. Auch liier wäre ein unlösbarer Widerstreit 
entstanden, wenn jene sieben, Einspruch tliueiiden Tribunen bei 
ihrem Vorsatz verliarrt wären, wenn sie ihre Erklärung, den 
Triumph hindern zu wollen, walir gemaclit hätten: es wäre eine 
geheiligte Macht auf die andere geheiligte Macht gestosseu und 
Gewaltthat oder Stillstand des Staates die Folge gewesen. Aber 
die Mehrheit gab nach, als ihre Absicht, die Gegner zu sclirecken, 
misslungen war, ohne Zweifel, weil sie erkannte, dass das Volk 
nicht auf ilirer Seite war. Leichter gestaltete sich die Ausglei- 
chung im Jahre 310 v. Ghr. , als sechs Tribunen den Censor 
Ap. Claudius hindern wollten, sein Amt nach achtzehn Monaten 
weiterzuführen, ünniittelbar konnten sie ihn nicht zur Nieder- 
legung desselben zwingen; mittelbar versuchten sie es dadurch, 
dass sie ihn ins Gefängniss zu führen befahlen. Indessen, wäh- 
rend ein Tribun unentschieden blieb, leisteten drei dem Censor 
Hülfe und die Gefiingnissstrafe koimte nicht vollzogen werden. 
Aber man erneuerte auch nicht die Versuche, den Censor zur 
Abdankung zu bringen, ohne Zweifel, weil das Volk für ihn 
war: dies deutet Livius selbst an.*) Ich führe noch einen Fall 
vom Jahre 169 v. Chr. an'’), weil derselbe Bedenken erregt hat 
Die Censoren hatten dem Freigelassenen eines Volkstribunen,, 
P. Rutilius, befohlen, eine Mauer niederzureissen , w'eil sie auf 
öffentlichem Grund und Boden erbaut sei. Der Freigelassene 
rief P. Rutilius um Hülfe an; da aber nur jener eine Tribun 
widersprach, die übrigen wahrscheüilich den Censoren beistimm- 
ten, kelirten sich diese nicht an den Einspruch, sondern erzw’an- 
gen durch Geldstrafen die Ausführung ihres Befehls. So erzählt 
die Ueberlieferung, auf die Einzelheiten nicht eingehend. Ohne 
Zweifel beruhigte sich der Tribun, als er vergeblich versucht 
hatte, die Censoren durch seinen Widerspruch zu sclu-ecken. 
Hätte er seinem Freigelassenen wirklich Hülfe gebracht, so hät- 
ten die Censoren vor der Hand zurückw'eichen müssen. Denn 
auch einen leisen Widerstand gegen seine tribuuicische Hoheit 


a) Liv. IX, 33 flgd. 

b) Liv. XLlll. 16. 
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rächt eben derselbe Tribun später auf das Stärkste: in diesem 
Falle gab er, der öffentlichen Stimme, nicht der Mehrheit seiner 
Collegen weichend, nach. 

Wir haben bisher Beispiele angeführt, wo die tribunicische 
' Macht sich gegen curulische Beamten wendete und in sicli ge- 
theilt war. Bald siegt die Mehrheit, bald die Minderheit. Giebt 
keine von beiden nach , so entsteht ein unlösbarer AVTderstreit, 
an dem die öffentliche Stimme, da.s Volk, Antlieil nimmt und 
der demgemäss selbst zu Gewaltthätigkeiten füliren kann, ln 
der Regel jedoch behielt die Aeusserung des Volkswillens die 
Oberhand und brachte den einen Theil zum Nachgeben. Ganz 
ähnlicli ist das Verhältniss, wenn die Volkstribunen bei Mass- 
regeln, welche sie niclit zmn Hindern anderer Beamten, sondern 
selbständig zum Durchführen von Anklagen, Gesetzen oder zu 
andern politischen Zwecken unterneliraen, getlieilter Ansiclit sind. 
Wie ein Gonsul nichts durchsetzen kann, wenn sein College 
ihm entgegen steht, eben so ist es bei den Volkstribunen: nur 
ist es bei ihrer grossen A nz ahl schwieriger, Uebereinstimmung 
Aller hervorzubringen, ein Umstand, in dem die hauptsächlichste 
Gewähr gegen Ueberstürzung und Umwälzung lag. Deshalb be- 
stand die Kunst der Patricier und später der Optimuten darin, 
.stets einen oder mehrere aus dem Collegium der Volkstribunen 
zu gewinnen: gelang es auch nur mit einem, der entschlossen 
auf ilirer Seite stand, so waren, wenn die Gegner aucli einstim- 
mig handelten, alle Neuerungsversuche vergeblich. Diesen Grund- 
satz lässt Livius “) den Vertreter der Patricier, Appius Claudius, 
schon frühzeitig aussprechen und die Richtigkeit desselben wird 
durch die Geschichte aller Streitigkeiten zwischen Patriciern und 
Plebejern bestätigt. Dabei lässt sich die moralische Wirkung, 
welche die Mehrheit ausübte, nicht läugnen ; aber gesetzlich hatte 
sie nicht mehr Macht als ein einziger. Als Publilius Volero bei 
dem ersten Einbringen seines Gesetzes über die Wahl der Tri- 
bunen in Tributcomitien die Mehrheit seiner Collegen auf seine 
Seite gebracht hatte'*), gelang es ihm dennoch nicht, den Wider- 

a) Liv. II, 44 an der oben S. 203 angeführten Stelle. 

b) Dionys. IX, 41. 
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stand der Patricier zu brechen: das ganze Collegium musste 
einstimmig sein. Fortgesetzte Einstimmigkeit der Tribunen er- 
zwang Alles, aber hartnäckiger Widerstand auch nur eines ein- 
zigen unter ihnen hinderte alle Massregeln der Uebrigen. So 
war es nach dem Stm-ze der Zehnmänner: die übrigen Tribunen 
wollten, nachdem zwei der abgesetzten Gewalthaber bestraft wa- 
ren, in ihrer Rache weiter gelien: M. Duilius allein erklärte: „ich 
werde nicht leiden, dass in diesem Jahre irgend ein Anderer 
aiigeklagt oder ins Gefängniss geführt werde”, *) und damit 
war die Bestrafung der übrigen gestürzten Zehnmänner un- 
möglich. 

Freilich gab es ein Mittel, um den Widerstand eines Volks- 
tribuueu zu brechen, den Volkswillen. Wir haben schon er- 
wähnt, dass die lebhafte Aeusseruug desselben in der Regel 
durch die Nachgiebigkeit der, Widersprechenden die Entscheidung 
herbeiführte: das war nicht etwas Ungesetzliches, nicht Aus- 
nahme, sondern der in der ganzen Einrichtung liegende Zweck. 
Das Volk hatte die Tribunen nicht zu Vertretern gewählt, die 
dann nach ihrer eigenen Ansicht handeln sollten, sondern nur, 
um in ihren Personen .äusserlich die Gesammtheit der Plebs 
dargestellt zu haben und jeden Augenblick benutzen zu können: 
es hatte sich seines eigenen Rechtes, Massregeln zu seinem 
Schutze zu treffen und jeden andern beliebigen Beschluss zu 
fas.sen, nicht begeben. Insofern standen die Volkstribunen anders 
als die curulischen Beamten, die Erben der königlichen, dem 
Volke gleich berechtigten und von ihm unabhängigen Macht. So 
finden wir bei den Tribunen als eigenthümliches Merkmal ein 
wunderbares Nachgeben gegen die öffentliche Meinung: sie stell- 
ten dieselbe in allen ihren Schwankungen dar. Dadurch war 
trotz der Gleichberechtigung der Einzelnen aus dem vielköpfigen 
Collegium doch eine gewisse Einmüthigkeit in demselben ; da- 
durch geschah es aber auch, dass einzelne charactervolle Tribu- 
nen, welche die Kunst besassen, die Menge zu fesseln und mit 


a) Liv. 111, 59 hoc anno nec diem dici cuiquam nec in vincula duci 
queinquam sum passuras. 

b) Siehe S. 204. 
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sich fortzureissen, eine fast tyrannisclie Macht erlangten. Wenn 
aber ein Tribiui sich offenbar dem deutlich liervortretenden 
V^ülkswillen entgegenstellte, so hatte das Volk das Recht, den- 
selben abzusetzen, und dies Recht war nicht ein Missbrauch, 
sondern eine Nothwendiglieit, da die Tribunen nicht verantwort- 
lich waren.*) Durch diese Betrachtungen werden manche Vor- 
gänge der Römischen Geschichte, welche noch nicht genügend 
aufgeklärt sind, verständlicli : am berühmtesten ist das Beispiel 
von Ti. Gracchus, dem bei seinem Ackergesetze einer seiner 
Collegen M. Octavius hartnäckigen Widerstand entgegen stellte. 
AV'eder Bitten nocli der offen zu Tage tretende Wille des Volkes 
konnten ihn besiegen: da wählte Gracchus das ihm gesetzlich 
zusteliende Mittel , dem keiner seiner Collegen oder der andern 
Beamten widerspreclien konnte, und trug heim Volke auf Ab- 
setzung von Octavius an. Die Schriftsteller sagen nicht, dies 
wäre ungesetzlich gewesen; aber freilich war es gegen die Sitte, 
gegen die Religion und brachte dem, der es wagte, Unglück. 
Gesetzlich stand auch kein Hinderniss im Wege, dass ein Tri- 
bun auf die Absetzung mehrerer seiner Collegen, nöthigen Falls 
der Melirzahl, antnig; natürlich aber wäre bei dem Nachgeben 
gegen die öffentliche Meinung, das den Cliaracter der tribunici- 
schen Gewalt bildet, ein solcher Antrag olme Erfolg geblieben. 
Wo möglich , beseitigte man den Widerspruch im Collegium durch 
Unterhandlungen, sonst hinderte er, mochte er von Vielen oder 
von Wenigen ausgohen, die beantragten Massregeln. 

Die Volkstribunen selbst liatten, wie man erkennt, ein In- 
teresse daran, Uebereinstimmimg in ihrem Auftreten herbeizu- 
führen : sie mussten in Berathnng mit einander treten und durch 
gegenseitiges Nachgeben ihren Eutsclilüssen diejenige Einstim- 
migkeit zu geben suchen, welche allein ihnen Wirkung verlieh. 
So entstand eine Art von Staatsrath , der im ganzen politischen 
Leben der Römer den bedeutendsten Einfluss übte und auch für 
alle Processe von der höchsten Wichtigkeit w'ar. Denn es gab 
keinen Gegenstand, auf den er nicht einwirken konnte. Bei 
den Processen bildete er nicht eine neue Instanz: er konnte 


a) Siebe oben S. 198 und Amu. 98. 
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weder ein gefälltes Urtheil auf heben, noch ein neues fällen. 

Aber er konnte überall der Ausführung entgegen treten — so 
lange er nämlich selbst bestand. Denn er wurde mit jedem 
Jahre gänzlich erneuert mid es war von Bedeutung, dass der 
Amtsantritt der Volkstribunen (10. December) nicht mit dem 
der andern, der curulischcn, Beamten zusammenfiel: es wurde die- 
sen dadurch die Möglichkeit gegeben, wenn sie bei einem Tri- 
bunencollegium Schwierigkeiten gefunden hatten, es mit einem 
andern zu versuchen und für Fälle, in denen sich persönliche 
Rücksichten geltend gemacht hatten, lag in diesem Umstande 
die beste Abhülfe. Fühlte sich ein Römischer Bürger durch einen 
Beamten gekränkt, so rief er die Hülfe der Tribunen an, trihu- 
nos appellabal. So heisst es immer in der Mehrheit; denn der 
Anrufende weiss nicht, ob und wer von den Angerufenen ihm 
helfen wird: er wendet sich also nicht an einen Einzelnen, son- 
dern an Alle.'®) Demgemäss wird die Bitte um Hülfe vor das 
Collegium gebracht, das sich täglich zu bestimmten Stunden 
an einer bestimmten Stelle des Marktes zu versammeln pflegt: 
bei Plutarch*) wird die Porcische Säulenhalle als Versammlmigs- 
ort angegeben."") Dort wurde die Frage, ob Hülfe geleistet, 
ob die tribunicische Macht in Bewegung gesetzt werden sollte, 
ebenso verhandelt, wie sonst eine Staatssache o<ler wie ein Pro- 
cess vor einem Gerichtshöfe.'®) Es erschien der Hülfesuchende 
und der Beamte , gegen den die Hülfe nachgesucht wurde : selbst 
ein Consul, der eine Aushebung veranstalten wollte, stellte sich 
vor dem Collegium der Tribunen.'”) Beide Parteien konnten ^ 
Reden halten. Beweise vorlegen, Zeugen anführen: selbst Advo- 
caten konnten sie mitbringen, wie denn Cicero') erzählt, er habe 
über die Frage, ob eine durch Verres geschehene Verurtheilung 
Gültigkeit haben sollte, vor dem Collegium der Tribunen ge- 
sprochen. Wer den Vorsitz führte, wird nirgends berichtet: 
wahrscheinlich wechselte er. Indessen, abgesehen von der 
Nichtgültigkeit der Stimmenmehrheit, war doch ein wesentlicher 


a) Plat. Gat. min. 5. 

b) Liv. XLn, 33. 

c) Cic. in Verr. II, 41. 

14 


Digilized by Google 


210 


Beschlüsse des Collegiums der Tribunen. 


Unterschied zwischen dem Collegium der Tribunen und einem 
Kiclitercollegium. Dieses galt nur als consilium und der Vor- 
sitzende, als wirkliclier Richter, verkündete das Urtheil in sei- 
nem Namen und unter eigner V'erantwortlichkeit, leitete auch 
die Untersuchung nach seinem Ermessen. Dagegen im Colle- 
gium der Tribunen standen alle gleicli und von einander unab- 
hängig. Herrschte Einstimmigkeit, so wurde ein gemeinschaft- 
licher Beschluss abgefasst, den Alle miterschrieben*); 

war Meinungsverschiedenlieit, so fassten beide Theile, jeder sei- 
nen besonderu Besclüuss ab'’): wer nicht wollte, entschied sich 
natürlich auch gar nicht. Man bewilligte die nachgesuchte Hülfe 
oder schlug sie ab oder knüpfte sie an Bedingungen. Der schrift- 
lich abgefasste Beschluss enthielt in der Einleitung die Gründe 
desselben. Eine juristische Streitfrage war es, ob die Volks- 
tribunen das Recht hätten. Jemanden vor ihr Gericht rufen zu 
lassen, d. ii. ob sie die vocatio hätten. Antistius Labeo, der 
berähmte Jurist, läugnete es, melir in theoretischer Consequeuz 
als mit thatsächlichem Resultate.') Denn es hatten die Par- 
teien das eigene Interesse zu erscheinen und ilire Sache so gut 
wie möglich zu führen: das Urtheil wurde gefällt, mochten sie 
zugegen sein oder nicht. Die Entscheidungen der Tribunen, so- 
wohl einzelner, als des gesummten Collegiums, wurden nicht 
minder als die Verhandlungen aller Beamten aufbewahrt und 
waren wichtige Urkmiden für die Geschichte. Durch Vermitte- 
lung der Jalirbüclier kannte noch Gellius“*) den Wortlaut der 
Entscheidungen, welche von den Tribunen im Processe der Sci- 
pionen abgefasst worden waren.*®) 

Die von uns angegebene Form der Verhandlungen des Colle- 
giums der Volkstribunen bildete sich in ihren Einzelheiten na- 
türlich allmälig aus, in gleichem Schritte wie die der übrigen 
Beamten; aber in ihren Hauptzügen gründet sie sich auf die 
Natur des Amtes und musste von Anbeginn an bestehen. Lesen 


a) Liv. XXXVIll, 52. 

b) Liv. XXXVIll, 60. 

c) Gell. Xm, 12. 

d) Gell. VII, 19. Vergl. Ascon. p. 47. 
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wir doch in der üeberlieferung“) schon des Jahres 456 v. Chr., 
also noch vor der Decemviralgesetzgebung, die Tribunen hätten 
um nicht die Macht ihres Amtes gegenseitig zu schwächen, die 
Uebereiukunft getroffen und durch feierlichen Eid bekräftigt, die 
Mehrheit gelten zu lassen , so dass die Minderheit sich freiwillig 
fügte und das Collegium nach Aussen hin einmüthig und als 
Ganzes auftrat. Nahm man damals schon zu diesem zwar wirk- 
samen, aber dem Geiste der Verfassung widerstrebenden 
Mittel seine Zuflucht, so wird man die in der Verfassung lie- 
genden, noth wendigen Foimen sicherlich gekannt und angewen- 
det haben. 

Siebentes Capitel. 

Die Tributcomitien. Unbeschränkter Terkebr der Tribunen mit dem 
Yolke. Intercessionsrecht der Tribunen. Ihr Einfluss im Criminal- 
process und anf die Fortbildung des Criminalrechtes. Ihr 
Terhältniss zur Provocation. 

Es ist kein Zweifel, dass die Volkstribunen von ihrer Ein- 
setzung an das ßecht gehabt haben, Versammlungen der Plebs, 
deren Vertreter sie waren, zu halten (jus agendi cum plebe) 
und dass es also, seit es Volkstribimen gab, auch Tributcomi- 
tien gegeben hat. Mau ist sogar noch weiter gegangen und hat 
plebejische Volksversammlungen vor der Einsetzung der Tribu- 
nen angenommen. Versteht man darunter Versammlungen ein- 
zelner Theile der Plebs, so mag man Recht haben: denkt man 
aber an Versammlungen der gesummten Plebs, so ist dies we- 
der bezeugt noch an sich wahrscheinlich.“^) Aber seit dem 
Vertrage der Stände auf dem heiligen Berge gab es Tributco- 
mitien. Nach Römischen Begriffen lässt sich kein Beamter den- 
ken, der sich nicht auf das Volk stützt, nicht nur in so fern er 
aus dessen Wahl hervorgeht, sondern auch in so fern er das- 
selbe bei bestimmten Sjichen zu Rathe zieht. Die Könige hol- 
ten in den wichtigsten Angelegenheiten die Meinung der Volks- 
versammlung ein, die Consuln, welche an ihre Stelle traten. 


a) Bei Dionys. X, 31. 
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hatten sich freiwillig noch mehr an ihre Beistimmung gebun- 
den: die Tribunen, welche von Anfang an mit bedeutender 
Machtvollkommenheit ausgestattet wurden, konnten unmöglich 
dazu bestimmt werden, nacli eigenem Ermessen zu handeln. 
Sie sollten ein ganz eigentlich volksthümliches Element bilden: 
sie konnten also des Rechtes und der Verpflichtung, die Plebs 
zu versammeln und ihren Willen zu erfragen, nicht entbehren. 
Sie waren für ihr Amt unverantwortlich, während die patrici- 
schen Beamten zur Rechenschaft gezogen werden konnten: um 
so weniger war es folgerecht, ihnen die Möglichkeit einer fort- 
währenden Verbindung mit der Plebs zu entziehen, sie nicht 
unter die Aufsicht derselben zu stellen. Daher erwähnt auch 
die Ueberlieferung Versammlungen der Plebs gleichzeitig mit der 
Einsetzung der Tribunen. Selbst Livius*) trotz der Kürze sei- 
ner Erzählung deutet dieselben an. Er spricht über den Zwie- 
spalt der Ueberlieferung hinsichtlich der anfänglichen Zahl der 
Tribunen: einige, sagt er, geben als ursprünglich erwählt zwei 
an , welche sich drei andere cooptirt hätten ; andere, fügt er hin- 
zu, erzählen, nm' zwei Tribunen seien auf dem heiligen Berge 
erwählt und das geheiligte Gesetz dort gegeben worden. Er 
meint, die Verschiedenheit der Ueberlieferung beziehe sich nur 
auf die Zahl der Tribunen: dass ihre Wahl und die Annahme 
der lex sacrata auf dem heiligen Berge geschah , wurde überein- 
stimmend angegeben, damit also auch von Verhandlungen der Plebs 
bei und nach Einsetzung des Tribunates berichtet. Ausfülirlicher 
und bestimmter ist Dionysius. Ich erwähne nicht die Versamm- 
lungen der Plebs, welche auf dem heiligen Berge vor der An- 
kunft. der Gesandten des Senates stattfanden, aucli nicht dieje- 
nigen, vor denen die Verhandlungen über die Rückkehr geführt 
wurden: es mögen formlose Versammlungen gewesen sein, wie 
sie das Römische Staatsrecht, wo es nicht auf Fassen von Be- 
schlüssen oder gesetzgebende oder richterliche Thätigkeit ankam, 
stets gekannt hat. Die Versammlungen ferner, in denen die 
Wahl der Volkstribunen selbst vollzogen wurde, waren Curiat- 
comitien. ‘') Aber der zu den ersten Tribunen gehörige L. Bru- 

a) Liv. II, 33. 

b) Dionys. VI, 89. 
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tus hielt*) dann eine Volksversammlung und beantragte, die 
Plebs möchte ihre neuen Beamten, die Tribunen, für heilig und 
unverletzlich erklären und sich zur Haltung dieses Plebiscites 
durch einen Eidschwur verpflichten. Dionysius führt darauf die 
Worte des Gesetzes an, welches Festus das erste von einem 
Tribunen gegebene Gesetz nennt*’) Auf einem zweiten solchen 
Gesetze , das ebenfalls noch auf dem heiligen Berge gegeben war, 
beruht die Einsetzung der plebejischen Aedilen , bei der Festus') 
den Ausdruck Plebiscit gebraucht Von noch andern auf dem 
heiligen Berge entstandenen Gesetzen sprechen Festus und Ci- 
cero. '*) 

Also ohne Zweifel hatten die Tribunen von Anfang an das 
Recht, Versammlungen der Plebs zu halten: die Schriftsteller 
haben es nicht ausdrücklich erwähnt, weil es sich nach Römi- 
schen Begriffen von selbst versteht, dass ein Beamter mit einer 
entsprechenden Volksversammlung in Verbindung gesetzt wird.**) 
Indessen war es bei dem Vertrage, welcher die Eintracht der 
Stände wiederherstellte, nicht die Absicht, dass die Versamm- 
lungen der Plebs fortan über alle im Staatsleben vorkommenden 
Fragen entscheiden sollten, sicherlich nicht von Seiten der Pa- 
tricier; aber auch die Plebejer erstreckten ihre W^ünsche noch 
nicht so weit. Das wäre einer Theilung des Staates gleichge- 
kommen und hätte schlimmere Folgen gehabt als die Auswan- 
derung der Plebs. Denn ganz richtig lässt Dionysius') den 
Gesandten des Senates Menenius, als ihm auf dem heiligen 
Berge die Forderung der Plebs, eigene Beamte zu haben, mit- 
getheilt wird, die Befürchtung aussprechen, es möchte dadurch 


a) Dionys, a. a. 0. 

b) Festus p. 318 s. v. sacer mons: nam lege tribuuicia prima cavetur, 
si quis eum, qui eo plebei scito sacer sit, occiderit, parricida ne sit. 

c) Festus p. 230 in einer, sonst freilich lückenhaft überlieferten Nach- 
richt. 

d) Festus p. 318 8. v. sacratae: sunt, qui esse dicant sacratas, quas 
plebs iurata in monte sacro sciverit; Cic. p. Tnll. § 49 lex sacrata, quam 
tuleruut armati ; id. p. Comel. p. 460 Grell, tanta in illis virtus fuit, ut — 
secederent, leges sacratas ipsi sibi restituerent. 

e) Dionys. VI, 88. 
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der Staat in zwei Theile zerfallen: deshalb erbittet er sich zur 
Ueberlegiing der Forderung Bedenkzeit. Indessen berichtet die 
üeberlieferung nirgends von Beschränkungen, die den Tribut- 
comitien uuferlegt oder von Befugnissen, welche ihnen anfäng- 
lich eingeräumt worden seien : wir müssen daraus schliessen, 
(lass keines von beiden der Fall war. Es konnte auch nicht sein. 
Denn nach R(")mischen Grundsätzen wirkt eine Volksversamm- 
lung nur passiv, nie activ: sie tritt zusammen nur auf den Ruf 
eines Beamten, sie entscheidet nur die ihr von dem Beamten 
vorgelegten Fragen. Man konnte also wohl gesetzlich feststellen, 
ein Beamter, der über bestimmte Sachen entscheiden wolle, sei 
verpflichtet, vorher die Meinung der Volksversammlung einzu- 
holen imd auf dergleichen Gesetzen beruhte die Römische Frei- 
heit; aber man konnte kein Gesetz der Art geben, die Volks- 
versammlung solle nur das Recht haben, über bestimmte Ge- 
genstände zu beschliessen. Es wäre selbst unmöglich gewesen, 
die Befolgung eines solchen Gesetzes zu sichern : man konnte der 
Volksversammlung keine Strafe auferlegen. Nothwendiger Weise 
also musste man, wenngleich die Befugnisse der Volkstribunen 
eingeschränkt wurden, doch den Verkehr derselben mit dem 
Volke freigeben. Und so geschah es, wie man selbst aus einem 
mittelbaren Zeugnisse der Üeberlieferung schliessen kann. Im 
Jahre nach Einsetzung der Volkstribunen (492 v. dir.) lässt 
Dionysius“) den einen Aedilen L. Brutus zu den Patriciem so 
sprechen: „wurde uns nicht von Euch das Recht zugestanden, 
wenn die Volkstribunen über irgend einen Gegenstand das Volk 
versammelten, wollten die Patricier bei der Versammlung nicht 
zugegen sein und sie nicht stören?” Also Dionysius sagt, über 
alle möglichen Gegenstände hätten die Tributcomitien von An- 
fang an berathen können; er nimmt an, die Gegenstände ihrer 
Berathung seien in dem Ständevertrage nicht bestimmt gewesen, 
und diese Annahme ist in dem Römischen Staatsrecht begriindet. 
Nur durch die Grenzen der tribunicischen Macht selbst konnte 
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eine Beschränkung der Comitien herbeigeführt werden. Den 
Tribunen aber war, wie wir erwähnt, das Recht der Hülfelei- 
stung gegen die Consuln und die Patricier gegeben worden; 
hierauf also bezog sieh auch ihr Recht mit dem Volke zu ver- 
handeln. Dies deutet Dionysius an der eben angeführten Stelle 
ebenfalls an. Nachdem Brutus jene Frage an die Patricier ge- 
richtet, bejahen sie die Consuln, behaupten aber, die gegen- 
wärtige Volksversammlung sei von ihnen, den Consuln, beru- 
fen, folglich hätten sie das Recht, darin Jedem das Wort zu 
verweigern: die Tribunen möchten eine eigene Versammlung 
berufen, dann würden sie nicht von den Consuln gestört wer- 
den. Dabei beruhigt sich Brutus, da er die Tribunen zur Be- 
rufung einer eigenen Versammlung zu veranlassen entschlossen ist. 
Aber die Patricier sind über das Zugeständniss der Consuln er- 
schrocken, trösten sich indessen mit dem Gedanken, den Tri- 
bunen sei vom Senate nur das Recht der Hülfeleistung zuge- 
standen*): daraus schlossen sie also, dieselben würden auch 
über keinen andern Gegenständ als diese Fälle mit dem Volke 
verhandeln. Nach dieser Darstellung von Dionysius , der 
wir zu misstrauen keinen Grund haben, waren demnach die 
Ausdrücke des Stände Vertrages über die Tributcomitien allge- 
mein und die Patricier hatten geglaubt , durch Beschränkung der 
tribunicischen Gewalt auch die Volksversammlungen in densel- 
ben Grenzen halten zu können. Sie irrten darin und bedachten 
nicht, welche Macht in jeder Volksversammlung liegt, zumal 
wenn dieselbe gesetzlich anerkannte und persönlich unverletz- 
liche Führer hat. 

Den Tribunen war bei ihrer Einsetzung die Hülfeleistung 
(auxilii latio) gegen die consularische Gewalt verliehen worden: 
wir müssen die Folgen dieses Rechtes auf das Criminalrecht 
und Gerichtsverfahren näher betrachten. Unter Hülfeleistung 
ist zunächst die Hülfe zu verstehen, welche Einzelnen, von der 
consularischen Macht betroffenen, sei es Plebejer oder Patricier,'’) 
gewährt wird; aber die Ausdrücke des auf dem heiligen Berge 


a) Dionys. Vin, 17. 

b) S. oben S. 200. 
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geschlossenen Bündnisses müssen allgemeiner gewesen sein und 
sich auf Widerstand gegen die consularisclie Macht überhaupt 
bezogen haben. Wir finden nämlich, dass die Hülfeleistung der 
Tribunen sehr bald in das ausgedehntere Recht der Intercession 
überging, und zwar ohne ein besonderes Gesetz, ohne Kampf 
mit den patricischen Beamten, ja vielleicht mit deren bereit- 
willigem Entgegenkommen. Da die Tribimen das Recht besas- 
sen, die Amtshandlungen der Beamten, .sobald sie sich an Ein- 
zelnen äusserten, unwirksam zu machen, so musste den Beam- 
ten selbst daran liegen, sich vor dem Beginn einer Massregel 
des Einverständnisses der Tribunen zu vergewissern: auch der 
Senat, vor dem alle wichtigen Sachen der Verwaltung verhan- 
delt wurden, suchte ihre Einwilligung nach. Wann hiernach 
das Intercessionsrecht sich entwickelte und anerkannt wurde, 
ist nicht genau zu bestimmen: Dionysius*) erwähnt dasselbe 
schon 483 v. Chr., wo die Tribunen die Wahlversammlungen 
gehindert haben sollen; Livius'’) etwas später, 459 v. Chr., 
beide vor der Gesetzgebung der zwölf Tafeln. 

Aus diesen Befugnissen der Tribunen erwuchs im Crimi- 
nalprocess ein neben dem sonstigen Verfahren befindlicher Ge- 
richtshof, der bei jedem Pimkte eingreifen konnte, auf Anrufen 
des Verklagten oder ohne dasselbe, der ohne höher zu stehen 
oder die Machtvollkommenheit eines andern Urtheils zu besitzen, 
doch überall Zögerung und Stillstand herbeiführte. ‘‘) Zuvörderst 
die eigentliche Disciplinargewalt der Consuln, soweit sie in 
Geldbussen, w’elclie olme Mitwirkung des Volkes auferlegt w’m- 
deu, beshind, wurde ganz an die Beistimmung der Tribunen ge- 
bunden; denn wir hören nirgend, dass ihr Einschreiten von der 
Grösse der Strafe abhing. Dadurch W’urde das Provocationsrecht 
gleichsam noch weiter ausgedehnt. Freilich Beispiele von sol- 
chen Fällen hat die Ueberlieferung als zu unwichtig übergangen. 
Aber von dem Einflüsse der Tribimen auf eigentliche Criminal- 
processe .sind uns Beispiele überliefert. Im Jahre 314 v. Chr. 


a) Dionys. VIll, 90. 

b) Liv. III, 24. 

c) Vergl. oben S. 209. ' 
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war wegen Parteiumtriebe , die ausserhalb der Stadt gegen die 
Oberhoheit Roms, innerhalb derselben zur Erlangung von Ehren- 
stellen entstanden, C. Maenius zum Dictator ernannt worden, 
der also auch in Rom ausserordentliche Criminaluntersuchungen 
führte. Die Vornehmen, welche verklagt wurden, riefen die 
Hülfe der Tribunen an, damit die Klage gegen sie nicht ange- 
nommen würde: sie behaupteten, der Auftrag des Dictators 
ginge nicht auf die Parteiungen innerhalb der Stadt Die Tri- 
bunen gewälirten zwar nicht die erbetene Hülfe ; aber der an sie 
gerichtete Antrag beweist ihre ßjrechtigung dazu. ‘) Im Jahre 
414 V. Chr. war ein Militärtribun M. Postumius von den Solda“ 
ten im Aufruhr getödtet worden: seine Collegen stellten im Se- 
nate den Antrag auf eine ausserordentliche Untersuchung des- 
halb, aber die Volkstribunen verhinderten dieselbe, wenigstens 
für einige Zeit.'’) Im Jahre 459 v. Chr. wollten die Quästoren 
dem M. Volscius Fictor, der durch sein falsches Zeugniss die 
Verurtheilung von K. Quinctius herbeigeführt hatte , den Process 
machen. Sie luden ihn vor und verurtheilten ihn, als er schiddig 
erschien; aber als sie darauf die Volksversammlung zur endgül- 
tigen Verurtheilung ansetzten, traten ihnen die Tribunen entge- 
gen und verhinderten den Process für jenes Jahr.“) Diese In- 
tercessionen fanden gegen cumlische Beamten statt; aber eben 
.so gut können die Tribunen natürlich gegen die von ihren eige- 
nen Collegen erhobenen Anklagen auftreten. Als von den ge- 
stürzten Zehnmänneru zwei durch Tribunen verurtheilt waren, 
erklärt der Tribun M. Duilius, er werde nicht erlauben, dass 
Jemand weiter bei dem Volke angeklagt oder ins Gefängniss ge- 
worfen werde und damit sind Anklagen gegen die übrigen Zehn- 
männer unmöglich gemacht."*) In dem bekannten Processe, den 
Tribunen gegen P. Scipio anstellten, erliess einer von ihnen, 
Ti. Gracchus, die Entscheidung, er nähme nicht nur die Ent- 
schuldigung durch Krankheit, die Scipio für sein Nichterschei- 


a) Liv. IX, 26. 

b) Liv. IV, 50. 

c) Liv. ni, 24. 

d) Liv. III, 59. 
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nen im Termine anführte, an, sondern er werde ihn auch, wenn 
er sich vor Gericht stelle, schützen, dass er sich nicht zu ver- 
theidigen brauche.*) Als C. Caesar in Gallien den Oberbefehl 
führte, wurde er von dem Volkstribunen L. Antistius angeklagt, 
aber er wandte sich an das Collegium der Tribunen und dieses 
schützte ihn , weil er im Staabsauftrage abwesend wäre , vor der 
Anklage.'’) Die angeführten Fälle beziehen sich auf die Einlei- 
tung des Processes, sowohl des ordentlichen als des ausser- 
ordentlichen: sie war, wenn nicht alle Volkstribunen damit über- 
einstimmten , unmöglich. Aber auch beim ferneren gerichtlichen 
Verfahren können die Tribunen überall dazwischen treten, wie 
z. B. in dem schon mehrfach erwähnten Processe von K. Quin- 
ctius, den ein Tribun A. Verginius angeklagt hatte, der Anklär 
ger nach der Voruntersuchimg den Angeklagten ins Gefängniss 
werfen wollte, die übrigen Tribunen aber durch ihr Einschrei- 
ten bewirkten, dass der Angeklagte gegen Bürgschaft auf freiem 
Fuss gelassen wurde.“) Selbst nach gefälltem Urtheil ist bei 
der Ausfühnmg desselben noch ein Einschreiten der Tribunen 
möglich. L. Scipio Asiaticus war durch ein Gericht unter Vor- 
sitz des Prätor Q. Terentius Culleo zu einer Geldstrafe verur- 
theilt und dieser wollte den Verurtheilten , der die Zahlung ver- 
weigerte, ins Gefängniss führen lassen. Da wurde die Hülfe 
der Tribunen angerufen. Sie konnten den Spruch des Gerichtes 
nicht umstossen, auch die Ausführung desselben nicht hindern, 
aber wohl auf die Art und Weise der Ausführung ein wirken. 
Nur einer von ihnen, Ti. Gracchus, that es und verhinderte das 
Gefängniss : die Güter Scipios wurden eingezogen. '*) 

Dies führt uns auf den Punkt, wo die tribunicische Gewalt 
unwirksam war. Sie wurde bei ilirer Gründung gegen das im- 
perium consulare gerichtet, und hatte nach den allgemeinen 
Grundsätzen des Römischen Staatsrechtes, weil sie mehreren 
in wohnte, auch gegen die Tribunen selbst Geltung'); aber sie 

a) Liv. XXXVIU, 52. 

b) Säet. Caes. 23. 

c) Liv. III, 13. 

d) Liv. XXXVIU, 60; Val. Max. IV, 1, 8; Plut. Cat. mai. 16. 

e) Vergl. oben S. 199 und 202. 
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vermag nichts gegen das Volk. Wenn die Volksversammlung, 
sei es nach Centurien oder nach Tribus, entschieden oder der 
von dem Volke mit besonderer Machtvollkommenheit Bekleidete 
gesprochen hat, so hört das Recht der Tribunen auf: darauf 
gründet sich später die Bedeutung der Criminalgerichtshöfe, 
welche ihren Auftrag vom Volke erhalten haben. Die Tribunen 
können die Berufung an das Volk hindern ; denn diese geschieht 
von den Beamten vermöge desjenigen Rechtes, gegen welches 
Einspruch gestattet ist; aber wenn es berufen und befragt wor- 
den ist, müssen sie seine Entscheidung annehmen. Es liegt dies 
in der Natur der Sache und es ist kein Fall bekannt, wo die 
Volkstribunen sich einem Volksbeschlusse widersetzt hätten.'®') 
Der Einfluss, welchen hiernach das Volkstribunat auf das 
Criminalrecht ausübte , war sehr bedeutend. Aber er zeigte sich 
nicht nur in einzelnen Fällen, wo die Unrecht Leidenden die 
Hülfe der Tribunen anriefen und ein einziger unter ihnen hin- 
reichte, um Aufschub und nach Befinden der Umstände Abhülfe 
zu gewähren, sondern auch in der Fortbildung des gesummten 
Rechts. Wir haben z. B. den Process von K. Quinctius ange- 
führt. Er war wegen eines politischen Vergehens angeklagt, 
aber als er durch falsches Zeugniss der absichtlichen Tödtung 
eines Plebejers überführt wurde, erklärte der Vorsitzende Tri- 
bun, er werde ihn bis zur Entscheidung des Processes ins Ge- 
föngniss werfen lassen: „damit das Römische Volk die Möglich- 
keit hätte, an dem Mörder die Todesstrafe zu vollziehen”, d. h 
damit er sich nicht durch Flucht der Strafe entziehen könnte. 
Ohne Zweifel war es bis dahin Sitte gewesen, dass diejenigen, 
bei deren Process es sich um das Leben handelte, eingekerkert 
wurden; aber in die.sem Falle hindern die übrigen Tribunen, zu 
Hülfe gerufen, die vorläufige Haft: entweder glaubten sie nicht 
der Anschuldigung oder fürchteten die Macht der Patricier oder 
wollten überhaupt ein neues Verfahren einführen. Es wurde 
bestimmt, Kaeso sollte Bürgen stellen und „er war der erste, 
welcher in einem Criminalprocesse Bürgen stellte”.*) Sicher- 
lich stand dieser Fall nicht einzeln da, er diente später als Vor- 
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bild , indem die Beamten , selbst ohne Dazwischentreten der Tri- 
bunen, bei andern Criminalprocessen von der vorläufigen Ver- 
haftung der Angeklagten absahen: selbst die Tribunen mussten 
sich beim Gebrauche des Verhaftungsrechtes von Widerspensti- 
gen in Acht nehmen. So bildete sich eine Rechtsregel, bei der 
man doch den Vortheil hatte, jeden einzelnen Fall an sich be- 
urtheilen zu können. Härte und Unbilligkeit, die einmal gehin- 
dert worden waren, mussten es immer werden, und an dem 
Mitgefühl des Volkes, vor dem alle richterlichen Verhandlungen 
stattfanden, hatten die Tribunen einen sichern Masstab für das, 
was sie zu thun hatten : selbst in dem Wetteifer um Volksthüm- 
lichkeit, der bei ihrer Mehrzahl entstehen musste, lag eine Ge- 
währ für zeitgemässen Fortschritt. Ein anderes Beispiel giebt 
Cicero, das ihren Einfluss auf die Gerichtsbarkeit selbst über 
die Grenzen des städtischen Weichbildes hinaus beweist *) Der- 
selbe erzählt, alle zehn Tribunen hätten ein Edict erlassen , kein 
wegen Capital verbrechen Verurtheilter sollte sich in Rom auf- 
halten können, d. h. kein von den Gerichten ausserhalb Roms 
Verurtheilter; denn von den in Rom Verurtheilten versteht es 
sich von selb.st. Ausgegangen war die Anordnung von den cu- 
rulischen Beamten: die Tribunen hatten nur ihrerseits erklärt, 
sie würden keinem solchen Verurtheilten, wenn er von den an- 
dern Beamten ausgewiesen oder bestraft würde, beistehen. Nun 
fragte es sich in den einzelnen Fällen, oh Jemand als ein 
wegen Capihdverhrechen Verurtheilter anzusehen sei: darüber 
fanden Verhandlungen vor dem Collegium der Tribunen statt 
und in dem von Cicero angeführten Beispiele hatten alle Tribu- 
nen das ürtheil gefällt, ein von Verres in Sicilien Verurtheilter 
würde nach ihrer Ansicht durch jenes Edict nicht gehindert, sich 
in Rom anfeuhalten. ln diesem Ausspruche lag ein Eingriff in 
die Criminalgerichtsbarkeit , eine mittelbare Aufhebung des durch 
Verres gesprochenen Urtheils: mehr konnten die Tribunen, weil 
der Process ausserhalb Roms geführt worden war, nicht thun. 
Ob dieses tribunicische Edict von den Tribunen des JahTes 70 
V. Chr. oder schon von früheren herrührte, wird nicht beson- 

a) Cie. in Yen-. U, 41, 100. 
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ders bezeugt: naeh Ciceros Ausdruck ist das erstere wahrschein- 
lich.**) Vom Jahre 70 v. Clir. an galt also die erwähnte poli- 
zeiliche Vorschrift über die ausserhalb Roms Verurtheilten : die 
Nachfolger erkannten die Grundsätze ihrer Vorgänger an und man 
braucht deshalb nicht anzunehmen, dass die Tribunen beim An- 
tritte ihres Amtes ein Edict zu erlassen pflegten. Denn von 
einem solchen wissen wir niclits , es ist sogar nicht walurschein- 
lich, da sicli sonst ein eigenes tribunicisches Recht gebildet 
hätte, ähnlich dem prätorischeu. Dennoch darf man den Ein- 
fluss des Tribunates , den wir bei der Anklage und der Ausfüh- 
rung der Strafe nachgewiesen haben, nicht zu gering anschla- 
gen ; es wird überall mildernd eingeschritten sein , um die Hand- 
habung der Gesetze den Umständen und dem Geiste der Zeit 
gemäss zu regeln und manche Erscheinungen, die uns plötzlich 
entgegen treten, ohne dass wir ihren Ursprung nach weisen kön- 
nen, werden auf diese Quelle zurückzuführeu sein. 

Einen besondern Einfluss musste die von uns besprochene 
Befugniss des Volkstribunates auf das Provocationsverfahren aus- 
üben: wir haben denselben schon angedeutet“), müssen aber 
auf ihn noch einmal zuräckkommen. Das Tribunat machte die 
Provocation nicht überflüssig. Es konnte nur Aufschub in der 
Vollstreckung des vom Beamten gefällten Urtheils, auch viel- 
fache sonstige Milderung im Verfahren gewähren; aber bei an- 
dern Tribunen oder einer Veränderung der politischen Verhält- 
nisse stand es dem Beamten trei, den durch die Hülfeleistung 
der Tribunen Befreiten von Neuem vorzuladen und seine Bestra- 
fung durchzusetzeu , wie der schon angeführte Process von Vol- 
scius Fictor beweist. *’) Dagegen das durch die Provocation ver- 
anlasste Volksgericht konnte Aenderung des Urtheils, wirkliche 
Lossprechung bringen. Dalier diente die Anrufung der Tribu- 
nen zur Unterstützung der Provocation: sie beseitigte das Auf- 
rührerische, das in dieser lag und sie für grossartigere Verhält- 
nisse und eine geregelte Rechtspflege unpassend machte. Es 
war nicht mehr nöthig, dass sich eine Volksmenge um den Ver- 


a) Vergl. oben S. 193. 

b) Liv. III, 24. Vergl. oben S. 217. 
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urtheilten sammelte, ihre Theilnahme für denselben ausdrückte, 
den Beamten moralisch oder selbst physisch zwang, der Provo- 
cation nachzugeben: es genügte die Anrufung der Tribunen, 
deren Gewalt im Staate so gross war, dass sie an jedem Be- 
amten die Verachtung ilires Namens rächen konnten. Wenn die 
Tribunen keine Hülfe brachten, blieb die Provocation noch immer 
übrig. So that es Publilius Volero bei der Truppenaushebuug : 
er rief zuerst die Tribunen au und als von diesen keiner Hülfe 
leistete, erzwang er auf die früher gebräuchliche Weise durch 
Gewaltthätigkeit des V'olkes, die an Aufruhr grenzte, das Durch- 
gehen der Provocation.*) Aehnlich geschah es nach dem Sturze 
der Zehnmänner, wo die Consuln L. Valerius und M. Horatius 
sich beeilten Tribunat und Provocation wiederherzustelleu ’’), und 
demgemäss der ehemalige Decemvir Ap. Claudius bei seinem 
Process zuerst die Volkstribunen um Hülfe anrief und als keiner 
derselben sie brachte, ebenso vergeblich die Provocation ver- 
suchte.') Auch in andern Fällen finden wir Anrufung der 
Tribunen und Provocation vereint: jene ging voraus, diese folgte, 
wenn es nöthig war, nach.***) 

Aber noch eine Folge hatte in dieser Beziehung das Tribu- 
nat: es hinderte die unnützen Provocationen und machte die 
ganze Einrichtung für den Staat und das Volk selbst erträglich. 
Angenommen, die Tribunen verw’ei gelten ihre Hülfe und keiner 
der zehn schritt ein: so war für den Provocirenden keine Aus- 
sicht auf Erfolg und die Beamten konnten im Vertrauen auf de- 
ren Hülfe und Schutz die Provocation vernachlässigen. Es muss- 
ten’ sich nothweudiger W'eise bei dem Collegium der Tribunen 
geit'isse Grundsätze darüber bilden, in w'elchen Fällen sie ihre 
Hülfe gewäliren wollten: diese Grundsätze waren dem richten- 
den Beamten bekannt und er konnte , wenn sie vorkamen , trotz 
Protestatiouen , Anrufen der Tribunen und des Volkes an den 
Verurtheilten die Strafe ohne Weiteres vollziehen. Durch das 
Entstehen eines solchen Gewohnheitsrechtes erklären wir es, dass 


a) Liv. II, 56. 

b) Liv. ni, 55. 

c) Liv. III, 56. 
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z. B. der Begriff des Ergreifens auf frischer That sich allmälig 
feststellte, dass er immer mehr erweitert und dadurch die Zahl 
der Provocationsproeesse verringert wurde. Selbst die nöthige 
Sicherheit für die zweckmässige Handhabung der Volksversamm- 
lung gewährte das Collegium der Tribunen: sagte auch nur einer 
von den zehn seine Hülfe zu, so standen ihm Mittel genug zu 
Gebote, um in der berufenen Volksversammlung den Ausdruck 
des allgemeinen Volkswillens erscheinen zu lassen. Freilich er- 
kennt man, dass bei diesen Verliältnissen das Volk eine sehr 
unthätige Rolle spielte : der ganze Schwerpunkt der Rechtspflege 
lag nicht in ihm, sondern in der Uebereinstimmung oder Mei- 
nimgsverschiedenheit der nach verschiedenen Grundsätzen ge- 
wählten und in sich wieder durch ihre Gleichberechtigung be- 
schränkten Beamten. Aber nur unter dieser Bedingung konnte 
sich die Provocation in einem grossen und wohlgeordneten Staats- 
wesen erhalten, und, weil in gewissen zweifelhaften Fällen die 
Mitwirkung, in allen die Hoheit des Volkes gewalirt wurde, den- 
noch als höchster Schutz und schönster Schmuck des Römischen 
Bürgerrechtes hoch geachtet werden. 


Achtes Capitel. 

Unmittelbare Gericbtsbarkeit der Tribunen. Sie ist berzuleiten erstlich 
ans ihrer Unverletzlichkeit. Deren Ursprung und Entwickelung. 6e- 
schichtlicbe Beispiele. Zweitens herzuleiten ans dem Icilischen Plebiscit. 
Dessen Ursprung und Bedeutung. Form des daraus entsprungenen Ge- 
richtsverfahrens. Geschichtliche Beispiele. Hur die Plebejer werden von 
beiden Arten der Gerichtsbarkeit betroffen. 

Ausser der besprochenen Hülfeleistung an Bedrängte und 
der daraus hervorgehenden Intercession haben die Volkstribunen 
von Anfang an andere Rechte gehabt, welche ihnen eine un- 
mittelbare richterliche Thätigkeit in Criminalsachen zuwiesen. 
Das erste derselben bezog sich auf ihre eigene Person. Die Tri- 
bunen waren innerhalb der Bannmeile Roms, welche überhaupt 
ihren Amtskreis begrenzte*), heilig und unverletzlich. Livius 


a) Liv. III, 20; Dio Cass. LI, 19. 
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erzählt ganz kurz , nach der Auswanderung der Plebs habe man 
auf die Bedingnug hin Frieden geschlossen, dass die Plebs ihre 
eigenen, unverletzlichen Beamten haben sollte, indem er nicht 
hiuzufügt, wie diese Unverletzlichkeit zu Stande gekommen sei.*) 
Ausführlicher berichtet den Hergang Dionysius'’): nach dem Zu- 
geständniss und erfolgter Wahl der Volkstribunen hätte die 
Plebs auf Antrag eines der erwählten Tribunen, L. Brutus, fol- 
gendes Gesetz beschlossen: „Niemand soll einen Volkstribunen, 
wie einen der übrigen Bürger, etwas wider seinen Willen zu 
thun zwingen , noch geissein , noch einem Andern ihn zu geis- 
seln befehlen, noch tödten noch zu tödten befehlen. Wenn aber 
einer etwas von diesen verbotenen Sachen thut, so soll er ver- 
flucht sein und sein V^ennögen der Ceres verfallen und wer einen, 
der dieses gethan hat, tüdtet, soll vom Morde rein sein’’. 
Damit dieses Gesetz immer unverletzt bliebe, wurde be- 
stimmt, dass „alle Römer” es für sich und ihre Nachkommen 
auf ewige Zeiten beschwören sollten mit den heiligsten imd 
fürchterlichsten Formeln. Dass diese Erzählung nicht Aus- 
schmückung von Dionysius , sondern der Ueberliefenmg vollkom- 
men entsprechend ist, deutet Livius später, wo er von der Er- 
neuerung der tribunicischeu Gewalt nach dem Sturze der Decera- 
vim spricht, ebenfalls an: die Juri.sten behaupteten, die Tribu- 
nen seien nach dem alten Eidschwur der Plebs zu der Zeit, wo 
sie zuerst diese Gewalt schuf, unverletzlich.') Wir erkennen 
überdem aus seinen Worten, dass Dionysius, der von einem 
Eidschwur „aller Römer’’ spricht, darunter nur die Plebejer, 
nicht auch die Patricier, versteht."“) Wahrscheinlich hat Dio- 
nysius die von ihm angeführten Gesetzesworte aus dem ihm vor- 


a) Liv. II, 33 conccssumque in condiciones, ut plcbi sui magistratus 
csseut sacrosancti. 

b) Dionys. VI, 89. Die Gesetzesworte lauten: 5 ti 5r,jiop';^ov dxovxa, 

üsrtp üva Tu)v noXXtüv, pir,5tv 5piv pir/Si piaaTiYoiTu» 

pirjSs ämTaTTETiu [lajTiyoüv ctipip pirjSt ditoXTivviTtu (iTjSt dTTOXTetveiv xeXe'jiTco" 
iav hi TIS T<üv iTCTjYOpeupiivmv ti Troiqmj, iSdytsTo; Eariu xal tä yp:^|j.aTa o6- 
xoi Ai^piTjTpos lipd, xat 6 xrifvas xivd xiüv xaüxa cipfaaiiivouv tpövou xa8a- 
pos loxu). 

c) Liv. III, 55 (iuris interpretes. dicunt) tribunos vetere iureiurando 
plebis, euiu primum eain potestatem creavit, sacrosanctos esse. 
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liegenden Texte der legea sacratae entnommen. Denn wäre er 
seiner Einbildungskraft gefolgt, so hätte er sich begnügt, den 
Inlialt des Gesetzes anzugeben : in den ausführliclien Reden trägt 
er nach antiker Sitte seine eigenen ßetraclitungen vor; aber dass 
er dasselbe in wörtlicli angefülu-ten Gesetzen timt, ist nicht 
glaublich. Zudem tragen die Worte den Gharacter der Zeit, 
welcher sie zugeschrieben werden. Es heisst: „Niemand solle 
einen Volkstribunen geissein oder geissein lassen’', und in spä- 
terer Zeit, als die Geisselung Römischer Bürger längst aufge- 
hört hatte, wäre Niemanden ein solcher Gedanke in den Sinn 
gekommen : nur im 'Anfänge der Republik , wo wirklich die Ple- 
bejer der Geisselung durch die Consuln unterworfen und durch die 
Frovocation nur nothdürftig geschützt waren, konnten solche 
Worte in einem Gesetze Vorkommen. Ueberdem wissen wir end- 
lich, dass zu Ciceros Zeit die leges sacratae dem Wortlaute 
nach erhalten und bekannt waren*): ein Geschichtsschreiber 
musste sie benutzen. 

Indessen wie es auch mit deip genauen AVortlaute jenes 
ersten Plebiscites sich verhalten mag, der Inhalt desselben steht 
auch durch andere Zeugnisse“*) fest: die Volkstribunen waren 
unverletzlich. Diese Unverletzlichkeit aber besteht unabhängig 
vom Ständevertrage und von den religiösen Ceriinonien, unter 
denen derselbe geschlossen worden w'ar. Denn der Vertrag war 
der Ueberlieferung zufolge von den Patriciern und Plebejern 
schon angenommen und unter Zuziehung von Fetialen beschwo- 
ren worden, ehe die Plebs den von ihr gew'ählten Tribunen die 
Heiligkeit zusprach und durch einen Eid bekräftigte: die Patri- 
cier konnten demnach sehr wohl die Heiligkeit des Vertrages 
anerkennen, ohne damit auch die der Tribunen anzunehmen.“'^) 
Auch wird nicht erzählt, dass sie das darauf bezügliche Plebi- 
scit angenommen haben, die Ueberlieferung bei Dionysius ist 
sehr genau imd berichtet beim Ständevertrage ausdrücklich des- 


a) Cic. de leg. 11, 7, 18 sagt, um seinen eigenen Gesetzesstil zu ent- 
schuldigen: Sunt corta Icgum verba, Quinte, neque ita prisca, ut in vete- 
ribus XII sacratisque legibus, et tarnen quo plus auctoritatis habeant, paulo 
antiquiora quam hic sermo est. 

15 
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sen Annahme durch die Patricier : daraus müssen wir schliessen, 
diese seien dem Plebiscite fremd geblieben, hätten die Unver- 
letzlichkeit, der Volkstribunen nicht anerkannt, seien auch folg- 
lich durch die Strafen, welche gegen die Zuwiderhandelnden 
festgesetzt waren , nicht gebunden worden , eine Ansicht , welche 
durch die späteren Ereignisse durchaus bestätigt wird. Es be- 
durfte einer politischen Umwälzung, um die Patricier zur Aner- 
kennung der von den Plebejern längst beschlossenen und beob- 
achteten Heiligkeit des Volkstribunates zu bew'cgen. 

Dennoch aber müssen der Senat und der Patricierstaud das 
Plebiscit vom heiligen Berge in Bezug auf die Plebejer gewisser- 
masseu anerkannt haben. Bis dahin war die Stimtsverwaltung 
und mit ihr die Rechtspflege in den Händen der Consuln und 
Patricier gewesen, auf welche sie von den Königen vererbt war: 
wir haben keine Spuren, dass es frülier für Processe unter den 
Plebejern besondere plebejische Gerichtshöfe gegeben hätte, und 
keine Nachrichten von plebejischen Beamten, welche dieselben 
hätten leiten können. Jetzt erklärten die Plebejer jede Belei- 
digung eines Volkstribunen für ein todeswürdiges Verbrechen imd 
bestimmten die Bestrafung de.sselben, welche ohne Zuziehung 
der patricisclien Obrigkeit geschehen sollte. Dies war ein Ein- 
griff in die Rechte des regierenden Standes, den dieser, wenu 
er nicht eine Auflösung des Staates herbeiführen w'ollte, als ge- 
setzlich anerkennen musste. Er mochte einerseits die Nothwen- 
digkeit einsehen, den Tribunen genügenden Schutz zu gewäh- 
ren und dieses Mittel der förmlichen Anerkennung als Beamte 
vorziehen, andrerseits vor der Entschlossenheit der Plebs zuiück- 
weichen; denn der Eidschwur, durch den .sich alle Plebejer ge- 
genseitig verpflichteten, deutet eben so sehr auf eine ausser- 
ordentliche Massregel , wie auf ihren Entschluss , dieselbe durch- 
zusetzen. Dabei blieb indessen die sonstige Geriebtsbarkeit der 
Patricier über die Plebejer bestehen: Dionysius selbst giebt dies 
an, indem er die letztem trotz der zugesicherten Straflosigkeit 
fürchten lässt, sie möchten einzeln von den Patriciern wiegen 
ihres Aufstandes bestraft werden. Diese mussten also diese eine 
Ausnahme ihrer Gerichtsbarkeit stattfinden lassen; aber sich ihr 
selber zu unterwerfen, dazu war kein Grund vorhanden: sie 
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hatten sich, indem sie die Tribunen während ihres Amtes von 
dem imperium der Consuln ausnahmeu*), aller gesetzlichen 
Einwirkung auf dieselbe begeben , ja sie hatten wohl noch mehr 
gethan. AValirscheinlich war in dem Ständevertrage eine beson- 
dere Verwahrung getroffen worden, dass die Tribunen wegen 
ihrer Amtshandlungen nicht von den patricischen Obrigkeiten 
sollten zur Rechenschaft gezogen oder sonst gekränkt werden 
dürfen: ich beziehe darauf die besonders bezeugte Ün Verantwort- 
lichkeit der Tribunen '') , so wie die bemerkenswerthe Thatsache, 
dass sich in der ganzen üeberlieferung keine Spur von gesetz- 
licher oder ungesetzlicher Verfolgung abgetretener Tribunen fin- 
det. Freilich entwickelte sich aus dieser einen beim Stäudever- 
trage von den Patriciern zugestandene)i Ausnalime die weitere 
Gerichtsbarkeit der Tribunen, welche in Folge des Publilischeu 
Gesetzes zu einer Theilung des Staates und zur Gesetzlosigkeit 
führte.') 

Nach dem Beschlüsse, welchen die Plebejer auf dem heili- 
gen Berge unter den grössten Feierlichkeiten angenommen hat- 
ten, war Jeder, der einem Tribunen durch Wort oder That zu 
nahe trat, verflucht (sacer), d. h. er selbst vogelfrei, sein Hab 
und Gut der Ceres verfalleu; denn verflucht sein war der Tod.“*) 
Eine fürchterliche Strafe, die härteste, die es nach Römischen 
Begriffen gab, und mau sollte meinen, bei, ihr hätte ein beson- 


a) S. oben S. 198 und Anin. 97. 

b) Vergl. oben S. 198 und Anm. 98. 

c) Man sehe unsere Ausführung oben S. 145 und die spätere Schilde- 
rung des Publilischen Gesetzes Cap. 12. 

d) So sagt Zonaras Vll, 15 tö 6c lepov elvat ÜTtoXiuXivoi fjv ourm yap 

Tiäv Sirep äv wozep ti Hüpa eit stpapiv xoSiepüiÖT), Festus p. 318 

s. V. sacratae Icges sunt, quibus sanctum est, qui quid adversus eas fe- 
cerit, saccr alicui deoruin sit cum familia pecuniaque; id. ibid. s. v. sacer: 
At homo sacer is est , quem populus iudicavit ob maleficium neque fas est 
eum immolari, sed <|ui occidit, pan-icidii non damnatur; nam lege tribu- 
nicia prima cavetur : si quis eum, qui eo plebci scito sacer sit, occiderit, 
parricida ne sit; Liv. 111, 35 von der Erneuenmg dieses Gesetzes: ut qui 
tribuuis plebis — noemisset, eius eaput lovi sacrum esset, familia ad ae- 
dem Cereris Liberi Liberaoque venum iret. Auch Cic. p. Tüll. § 47 lex 
antiqua de legibus sacratis iubet impune occidi eum , qui tribuuum plebis 
pulsaverit. 

15 * 
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ders sorgfältiges richterliches Verfahren vorgeschrieben werden 
müssen. Der Staat batte schon angefangen, die Sicherheit des 
einzelnen Bürgers gegen die Willkür der Beamten zu schützen : 
freiwillig hatten die Patricier den Plebejern für alle schwereren 
Strafen die Provociition dargebracht, die Plebs selber hatte, we- 
nigstens zum 'riieil wegen solcher Bedrückung, das verzweifelte 
Mittel der Auswanderung ergriffen: es scheint natürlich, dass 
dem Uebelthäter, der sich an einem Tribunen vergriff, auch eine 
Gewähr gegen den Missbrauch der tribuuicischen Macht gegeben 
wurde. Dieselbe Strafe der Verfluchung und Aechtung stand 
nach uralter Sitte auf Verletzung des Glientel- und Patronatver- 
hältnisses; aber davon meldet Dionysius*), der, welcher dieses 
Vergehens überführt worden, sei vogelfrei. Dies setzt die For- 
men eines Processes und gerichtlichen Verfahrens voraus. F'er- 
ner Streben nach der Konigsherrschaft war mit Aechtung bedroht ; 
aber auch hier fand, wie wir aus Sp. Cassius’ und Coriolans 
Processen ersehen, ein richterliches Verfahren statt und ein förm- 
liches Urtheil wurde gefallt: und wurde der Tyrann ohne ein 
solches getödtet, so fand dies in der Nothwehr seine Entschul- 
digung. Trotzdem finden wir gegen denjenigen , der sich an der 
Unverletzlichkeit eines Tribunen vergriff, kein besonderes ge- 
richtliches Verfahren als uothwendig vorgeschrieben. Es galt 
dieselbe Rechtsregel, welche überhaupt bei dem Criminalprocess 
Anwendung fand’’), nämlich die, dass es bei dem Eingeständ- 
iiiss und dem Ergreifen auf frischer That keines gerichtlichen 
Verfahrens, keines ürtheiles bedürfe. Durch dieselbe entstand 
in diesem Falle eine ganz ausserordentliche Härte. Denn in den 
meisten Fällen konnten wohl die Beleidiger von Tribunen Ent- 
schuldigmigsgründe anführen, diuss sie entweder nicht die Ab- 
sicht gehabt hätten zu beleidigen oder dass das, was der Tri- 
bun als Beleidigung auftässte, eine solche nicht wäre. Auf 
diese mid ähnliche Fragen konnte der Tribun eingehen, wenn 
er seine Macht mit Mässigung gebrauchen wollte, aber gesetz- 


a) Dionys. II, 10 tov ÄXo'vxa xm ßouXo|i.ivij) xxtfvtiv Äjiov f/v, (!>{ 
|xa »oxayftoviou äi(5{. 

b) Vergl. oben S. 166. 
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lieh dazu gezwungen war er nicht: es genügte die einfache 
Thatsache, dass er dem Tribunen in Wort oder That entgegen 
getreten war, und die Entscheidung darüber stand beim Tribu- 
nen. Zudem galt natürlich die Provocation nicht, welche nur 
gegen das consularische Imperium erfunden war: das einzige 
Hülfsmittel blieb die Einsprache eines andern Tribunen, die 
desw'egen nicht immer half, weil die Tribunen nicht, wie die 
andern Beamten bei gewöhnlichen Criminalprocessen , an den 
Markt als Stätte aller öffentlichen Verhandlungen gebunden 
waren. Der Erfolg war, dass der verletzte Tribun, Partei und 
Richter in einer Person, ohne Weiteres denjenigen, der ihm zu 
nahe trat, mit dem Tode bestrafen und sein Vermögen einzie- 
hen durfte. So gross war die Furcht der Plebejer vor den Pa- 
triciem, so hoch schien ihnen die aus ihnen selbst hervorgegan- 
geue Beamtengewalt erhoben werden zu müssen, dass sie in 
democratischem Streben einen Beamten mit Befugnissen schufen, 
wüe sie kein anderer im Staate hatte oder in einem freien 
Staate haben durfte, unter dessen Allgewalt am Ende das Volk - 
selbst am meisten zu leiden hatte. 

Der Beweis für die merkwürdige Thatsache, dass die Tri- 
bunen Jeden ihnen zu nahe tretenden ohne Process, ohne Ver- 
urtheilung sogleich mit dem härtesten Tode bestrafen durften, 
liegt in einigen geschichtlich überlieferten Beispielen, die zu- 
gleich zeigen, dass man auch später, als der Rechtssinn des 
Volkes sich mehr entwickelte und der Schutz des Lebens und 
der Freiheit Römischer Bürger ausgedehnter wurde, dennoch 
nicht daran dachte, diese gesetzliche, aus besonderer Veranlas- 
sung entsprungene Anomalie zu beseitigen. Im Jahre 456 v. 
Chr. war zwischen den Consnln und Tribunen ein Streit entbrannt 
über die Vertheilung des Aventinus an die Plebs. Um in die- 
sem zu siegen, hatten sich die Tribunen gegenseitig durch einen 
Eid verpflichtet, ihr Amt nach den Beschlüssen der Mehrheit 
ihres Collegiums zu führen imd sich nicht einer den andern 
durch Einspruch zu hindern.*) Da geschah es, dass der Tri- 
bun Icilius seinen Viator gegen den Consul schickte und dieser 


a) Vergl. oben S. 210. 
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seinem Lider den Befehl gab, den Viator zurückzustossen. Dies 
erklärten die Tribunen für einen ihnen angethanenen Zwang und 
Hessen den Lictor ergreifen und fortführen, um ihn vom Tarpe- 
jischen Felsen zu stürzen. Die. Consuln wagten nicht weiter 
gegen die Diener des Tribunen Gewalt zu gebrauchen; sondern 
wandten sich mit der Bitte um Hülfe an das Collegium der 
Tribunen. Sie konnten mit Recht den Einwand geltend machen, 
der Lictor habe auf Befehl des Consuls gehandelt und sei per- 
sönlich ohne Absicht der Beleidigung gegen die geheiligte Ge- 
walt gewesen. Auch erkannten die Tribunen die UnbiUigkeit 
des Verfahrens, wiesen indessen das Gesuch um Hülfeleistung 
wegen der eidlichen Verpflichtung Aller ab. Erst den Bitten 
der vornehm.sten Senatoren gelang es, die Tribunen zum frei- 
willigen Nachgeben zu bewegen. Diese bedachten auch, die 
Volksstirame könnte sich gegen sie erheben, wenn sie einen 
Unschuldigen mit dem Tode straften: es scheint, dass es der 
erste deraiTige Fall war: sie fürchteten überdem, durch ihre 
Unbilligkeit Verzweiflung und offene Gewaltthat von Seiten der 
Consuln Ijciworzurufen.”) Dieses Beispiel ist für die Allmacht 
der Tribunen in diesem Falle entscheidend. AVären dieselben, 
wie die Consiün in Folge des Provociitionsgesetzes , zur Hinzu- 
ziehung der Volksversammlimg verpflichtet gewesen, so würden 
die Consuln sich auf diese berufen haben: die Tribunen fürch- 
ten sogar die Missbilligung des Volkes; dennoch ziehen sie es, 
wo sie einen offenen Bruch ihrer Unverletzlichkeit sahen, aber 
die Verhältnisse sonst zweifelhaft waren, nicht zu Rathe. 

Eiii anderes Beispiel von gleichem Verfahren ist das schon 
früher’’) erwähnte vom Jahre 130 v. Chr. Q. Metellus hatte in seiner 
Censur den Volkstribunen C. Atinius Labeo nicht in den Senat 
aufgenommen und dieses erklärte derselbe für eine persönliche 
Beschimpfung. Als er den Censor um die Mittagszeit auf dem 
menschenleeren Markte traf, Hess er ihm einen Strick lun den 
Hals werfen und ihn so nach dem Tarpejischen Felsen schlep- 
pen, um ihn hinabzustürzen. Niemand von der zusammenlau- 


a) Ausführlich beschreibt den Hergang Dionys. X, 31. 

b) Vergl. oben S. 202. 
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fenden Menge wagte dem geheiligten Tribunen entgegen zu tre- 
ten, nur dadurch, dass er sich am Stricke schleifen Hess, hielt 
Metellus die Vollziehung der Todesstrafe auf, bis er am Ende 
durch das Einschreiten eines andern, eilig herbeigeholten Tribu- 
nen von der Gefahr errettet wurde. Wäre ßerufimg auf die 
Volksversammlung möglich, wäre die Förmlichkeit eines Pro- 
cesses nöthig gewesen, so wäre Metellus solcher Gefahr entgan* 
gen; höchstens hätte er in das Gefängniss geworfen werden 
können. Augenblicklicli , ohne alle Förmlichkeit stand es dem 
Tribunen frei, an Jedem, der sich an ihm vergriffen, mochte 
derselbe auch der höchste Beamte sein, die Todesstrafe, zu voll- 
ziehen. Denn Labeo wurde nach MeteUus' Rettung nicht etwa zur 
Reclienscliaft gezogen : man schalt sein Verfahren als tyrannisch, 
al% verrückt, aber es blieb, wie Plinius ausdrücklich sagt, unge- 
straft. Ja, der Tribun verharrte in seinem Zorne: da er die 
Hinrichtung nicht hatte vollziehen können, weihte er wenigstens 
die Güter des Censors den Göttern , so dass derselbe nachher 
„durch fremde W'ohlthat“ lebte.**®) 

Es ist uns schwer zu glauben, dass eine allgew'aJtige, so 
tyrannische Macht im Streben nach Freiheit geschaffen wurde, 
auch trotz der allmälig in Zügellosigkeit ausartenden persönlichen 
Freiheit bestehen bUeb und doch lässt sich nicht daran zweifeln. 
Ja, sicherlich sind auch viele Fälle vorgekommen, wo sie wirk- 
lich ausgeübt wurde: die Geschichte hat uns nur diejenigen 
Beispiele aufbew'ahrt, in denen sie an hochstehenden Beamten 
versucht und mit vieler Mühe abgewehrt wurde. Der Schutz 
gegen sie lag einzig imd allein in der Theilung der tribunicischen 
Gewalt unter zehn Personen: ausserdem wirkte in der guten 
Zeit des Staates fUe Sitte und die öffentliche Meinung dem Miss- 
brauch entgegen. Aber zu voller Geltung gelangte die auf dem 
heiligen Berge durch das erste Plebiscit geschaffene Unverletz- 
lichkeit der Volkstribunen bei ihrer Uebertragung auf die Kaiser: 
immer dauernd und ungetheüt in einer Person vereinigt, be- 
rechtigte sie dieselben. Jeden, der ihnen in That oder Wort zu 
nahe trat, ohne Untersuchung, ohne Process, mit den härtesten, 
augenbücklich vollziehbaren Lebensstrafen gesetzlich heimzusu- 
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chen, und es ist niolit zu verwundern, dass sie in dieser Um- 
wandelung den Sehlussstein der kaiserlichen Macht bildete. 

Indessen, wie schon bemerkt, die ganze Unverletzlichkeit 
der Volkstribunen bezog sich, als sie beschlossen wurde, nur 
auf ihr Verhältniss zur Plebs: sie war durch ein Plebiscit fest- 
gestellt, das erst durch vielfache und heftige Kämpfe auch auf 
die Patricier und die patricischen Beamten Geltimg gewinnen 
sollte. Dieselbe Bewandtniss hat es mit dem Icilisclien Plebiscit, 
das ein Jahr nach dem Ständevertrage, 492 v. Chr., erlassen 
worden sein soll: es diente dazu, die Gewalt der Tribunen als 
plebejischer Beamten zu befestigen und sie in dem ihnen von 
den Patriciern zugewiesenen Wirkungskreise mit den nothwen- 
digen Befugnissen auszurüsten. Dieses Icilische Plebiscit hat 
bei den neueren Gelehrten ein eigenthümliches Schicksal gehabt. 
Es ist uns nur von Dionysius *), aber in ausführlicher Erzählung 
überliefert worden, kein anderer Schriftsteller erwähnt es imd 
trotzdem dass so die Möglichkeit einer Zusammenstellung mit 
anderen Berichten fehlt, hat man dennoch Dionysius vorgeworfen, 
nicht nur, er habe es in eine viel zu frühe Zeit verlegt, sondern 
auch, er habe seine Bedeutung verksrnnt, seine Darstellung ent- 
behre des inneni Zusammenhanges und sei mit lächerlichen Wi- 
dersprüchen behaftet. Wir wollen uns auf eine so kühne 
und aller Möglichkeit des Beweises entbehrende Kritik nicht ein- 
lassen, sondern Dionysius’ Erzählung, d. h. der einzigen vorhan- 
denen, folgen und nachzuweisen suchen, dass dieselbe in jeder Be- 
ziehung walirscheinlich ist und mit den Ergebnissen der sonstigen 
Forschung übereinstimmt. Sie erscheint um so zuverlässiger, 
als er auch hier das Gesetz wörtlich anfulirt und wir aus dieser 
Anfülirung schliessen dürfen, dasselbe sei zu seiner Zeit selbst 
seinem Wortlaute nach bekannt gewesen. '*) 

Dionysius also erzählt zum Jahre 492 v. Chr. von Streitigkei- 
ten, die zwischen den Consuln und Volkstribunen vorfielen. Der 
Consul T. Geganius hielt eine Volksversammlung: man weiss 
nicht genau, ob nur eine eigentlich so genannte contio, die nicht 


a) Dionys. VII, 169gd. 

b) Vergl. oben S. 225. 
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in Curien gesondert war, oder eine wirkliche Curiatversammlung, 
wahrscheinlich aber das erstere; denn vom Abstimmen ist nicht 
die Rede. Die patricischen und plebejischen Beamten geriethen 
in Streit: jene wollten den Tribunen nicht das Wort verstatten, 
diese behaupteten, die Volksversammlung sei ihre eigentliche 
Stätte, ebenso wie die Consuln unumschränkt den Senat be- 
herrschten. Beinahe wäre es zu Thätlichkeiten gekommen. Diese 
verhinderte indessen der plebejische Aedil L. Brutus, der den 
Consul um das Wort bat, mit dem Versprechen, die Aufregung 
besänftigen zu wollen. Er fragte darauf den Consul, ob nicht 
die Patricier im Stände vertrage den Tribunen erlaubt hätten, 
Volksversammlungen zu halten und versprochen, sie dabei nicht 
zu stören. Als der Consul dies bejaht, fragte Brutus weiter, 
weshalb der Consul jetzt die Tribunen hindere, das AVort zu 
nelimen; der Consul antwortete, !die ' gegenwärtige Volksver- 
sammlung sei von den Consuln berufen und gehöre ihnen: sie 
dürften in ihr Jedem das Wort verweigern. AVenn dagegen die 
Tribunen für sich eine eigene Volksversammlung beriefen, sollten 
sie darin von den Consuln oder Patriciern nicht gestört werden. 
Mit dieser Zusage der Consuln war Brutus zufrieden, beruhigte 
die Plebs und veranlasste die Tribunen, auf den folgenden Tag 
eine eigene Volksversammlung zu berufen. 

AA'ahrscheinlich ist die Erzählung von Dionysius künstlerisch 
ausgeschmückt: das Zwiegespräch der Consuln und der Tribunen 
fand er sicherlich nicht in der Uebeiiieferung. Aber die Motive 
seiner Darstellung konnte er sehr wohl in ihr vorfinden und 
diese selbst ist in den damaligen A'erhältnissen vollkommen be- 
gründet. Die Patricier hatten den Tribunen das Recht mit der 
Plebs zu verhandeln zugestanden, aber die Art und AVeise, wie 
diese Verhandlungen geschehen sollten, nicht näher bestimmt. 
Vielleicht dachten sie, es würde möglich sein, dass in den von „ 
den Consuln berufenen und geleiteten A'olksversammlungen die 
Tribunen das AA'ort erhielten, ihre Einwendungen machten, ihre 
Anliegen vorbrächten: dies war auch möglich, so lange der 
Streit der Stände und der beiderseitigen Beamten nicht heftiger 
entbrannte. Die Tribunen hatten sich, wie Dionysius andeutet, 
eingebildet, die Consuln würden sich aus der Volksversammlung 
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zurückzieheu, würden allenfalls nur die Leitung der Abstimmun- 
gen behalten, sonst aber mit dem ausschliesslichen Rechte, die 
Senatssitzungen zu leiten, zufrieden sein. Aber es gab noch 
eine andere Möglichkeit, dass nämlich Consuln und Tribunen, 
jede ihre eigenen Volksversammlungen hielten, ein Verhältniss, 
das später im Römischen Staatsreclite galt. Es war viel ge- 
eigneter, um kleinliclien Hader zu vermeiden: deshalb wurde 
es, als der Streit der Stände von Neuem ausbrach, von den 
Consuln vorgeschlagen, von den Tribunen angenommen. 

Das Weitere seiner Erzählung konnte Dionysius in seinen 
Quellen der Ueberlieferung vorfinden. Als am folgenden Tage 
die Volksversammlung zusammen gekommen war, trat nach 
Verabredung mit semen Collegen der Volkstribun Icilius auf und 
beantragte folgendes Gesetz: „Wenn der Volkstribun vor dem 
Volke spricht, soll Niemand etwas entgegen reden noch seine 
Rede unterbrechen. Wenn aber einer dagegen handelt, soll er 
den Volkstribunen auf Verlangen Bürgen stellen für die Bezah- 
lung der Geldstrafe, welche sie ihm auferlegen. AVer aber keinen 
Bürgen stellt, soll mit dem Tode bestraft werden und sein Ver- 
mögen geweiht sein. Diis Urtheil über die, welche wegen dieser 
Geldstrafe einen Rechtsstreit führen wollen, soll beim A^olke 
sein.”“) Dieser Antrag wurde von der Plebs angenommen, von 
dem Senate aber, wie Dionysius**) ausdrücklich sagt., nicht; 
folglich band er auch nm- die Plebejer, nicht die Patricier. Die 
Letzteren waren in den Volksversammlungen der Tribunen nicht 
zugegen: Dionysius“) lässt den Aedilen Brutus das in dem Stän- 
devertrage gegebene Versprechen der Patricier erwähnen, sie 
wollten, wenn die Tribunen eine Volksversammlung hielten, weder 
zugegen sein noch dieselben stören. Erst später wurden (Re 


a) Die Worte des Gesetzes sind bei Dionys. VII, 17 folgende; Arj|xäp- 

yti'j YVÜ)(J.TjV dyopEoovTO; h ptTjSei; i.tytTU) ivavTiov ptio- 

Xoßt(TU) TOv J.dyov • ii'i oi T 14 Jtopd Taöxo TtoifjOrj , 8 i8<!t(o toI« STjpdpyoij 

iyypT/Tdi oixTjSeic ü( fxTioiv äv outip ijtiftiai. Ci/pfoic • 6 5 e pj) SiSoiij 

üovdxtu Crjpcouoftm xal xd ypi^paxo aixoO Upd loxu)' xü>v 5’ dp- 
^lo^jjxo'JMXiUV xpot xo'ixa? xd{ Czjplac al xpioEic foxouoav xoü Stjpou. 

b) Dionys. VII, 18. 

c) Dionys. VII, 17. 
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Tribunen Beamte des gesummten Volkes, ihre Volksversamm- 
lungen von den Patriciern besucht, das Iciliscdie Plebiscit ein 
allgemeines Staatsgesetz. Es wird von Plinius und Cicero, ohne 
es namentlich zu nennen oder seinen Ursprung anzugeben, er- 
wähnt und man sielit aus ihren Worten, dass in ihm der Aus- 
druck interfari „dazwischen reden” als eigenthümlicher für die 
Unterbrechung des die Versammlung leitenden Tribunen ge- 
braucht war.*) 

Der Zweck des Icilischen Gesetzes war hiernach den Tri- 
bunen, welche fortan eigene Volksversammlungen halten sollten, 
mit den für einen Vorsitzenden derselben nötliigen Rechten aus- 
zustatten. Der Leiter einer Volksversammlung musste die Be- 
fugniss haben, Ordnung in ihr zu erhalten: nach Römischen 
Gnmdsätzen durfte nur derjenige sprechen, dem der Vorsitzende 
das Wort gegeben, und nur in so weit als er es ihm gegeben: 
Niemand duiTte den Vorsitzenden unterbrechen. Niemand dem 
Tribunen, der eine Volksversammlung anberaumt, dieselbe ab- 
berufen; denn dies Letztere war im Ständevertrage festgesetzt 
und so eben von den Patriciern neuerdings zugestanden worden. 
Also mussten die Tribunen ein unmittelbares Strafrecht über die 
Mitglieder der Versammlung, welche sie leiten sollten, erhal- 
ten: bisher hatten sie dasselbe nicht gehabt, sondern waren 
nur für andere Amtshandlungen unverletzlich gewesen. Will 
man dies Icilische Gesetz als Erweiterung des auf dem heiligen 
Berge beschlossenen Gesetzes über ihre Unverletzlichkeit an- 
sehen, so kann man dies in so fern thun, als die Macht der 
Tribunen durch dieses vergrössert \\iirde und die Strafen des 
Icilischen Gesetzes sind den früheren nachgebildet; aber unzwei- 
felhaft bestehen beide Gesetze ein jedes für sich, und der 
nächste Zweck des gegenwärtigen war nicht auf Verstärkung 
oder Ausdehnung der tribunicischen Unverletzlichkeit gerichtet. 

Die Strafe gegen den Störer einer tribunicischen Volksver- 
sammlung besteht in Geld: die Höhe derselben wurde wahr- 


a) Plin. ep. I, 23 tribunus, quem interfari nefas; Cic. p. Sest. 37, 79 
Sestius fretus sanctitate tribunatas cum se non modo contra vira et fu- 
rorem, sed etiam contra verba et interfationem legibus sacratis armatum 
putaret. 
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scheinlich im Gesetze nicht angegeben, sondern der Ueberein- 
kunft der Tribunen überlassen. Sie ist viel gelinder als die- 
jenige , wekbe auf Verletzung der Tribunen steht, und sie musste 
es sein. Denn es ist ein weit schwereres Vergehen, dem Be- 
amten der Plebs zu nahe zu treten, als ihn bloss, vielleicht un- 
absichtlich, während einer Rede zu unterbrechen oder sonst in 
der Volksversammlung zu .stören. Dennoch lehnt sich das Ici- 
lische Plebiscit an das vom lieiligen Berge an. Denn wer nicht 
Bürgen für die Geldstrafe stellt, wird wie derjenige, der einen 
Tribunen verletzt hat, mit dem Tode bestraft, .sein Vermögen 
eingezogen, und zwar ohne weitern Process, ohne Berufung an 
die Volksvensammlung, nur nach Entscheidimg der Tribunen. 
Es erscheint wenigstens zweifelhaft, ob Dionysius’ Ausdruck: 
„das Urtheil über diejenigen , welche wegen dieser Strafen einen 
Rechtsstreit führen wollen, soll beim Volke sein” auf die Geld- 
strafe und die etwaige Todesstrafe oder auf jene allein zu be- 
ziehen ist. Die letzte Erklärung ist wahrscheinlich. Denn wer 
nicht Bürgen stellt, erklärt sich damit gegen die Amtsgewalt 
der Tribunen überhaupt, ist ihr Verächter imd demjenigen, der 
sie mit Wort oder That verletzt, gleich. Wie der Consul bei 
seinen Amtshandlungen durch das imperium geschützt ist, so ist 
es der Tribun durch seine Unverletzlichkeit, und er muss die 
Macht besitzen, sich auch bei Volksversammlungen augenblick- 
lichen Gehorsam zu verschaffen. Die Gewaltthätigkeiten , welche 
spätere Tribunen sich in Folge des Icilischen Gesetzes erlaubten, 
sprechen ebenfalls für diese Auslegung. Fraglich kann es auch 
sein, ob unter denjenigen, welche nicht Bürgen stellen, nur die- 
jenigen verstanden werden, welche Bürgen nicht stellen wollen, 
also Verächter der tribunicischen Gewalt sind, oder auch die- 
jenigen, welche es aus Armutti nicht können. Ich glaube, nur 
die ersteren; doch mochten die Worte des Gesetzes zweifelhaft 
sein imd dazu benutzt werden, um gegen Ruhestörer aus dem 
niederen Volke rücksichtslos und besonders streng einzuschrei- 
ten. Uebrigens entsteht hier ein scheinbarer Widerspruch mit 
der sonstigen geschichtlichen Ueberlieferung. First beim Processe 
von Kaeso Quinctius, 461 v. dir., bemerkt Livius*), er sei der 
a) Liv. 111, 13. 
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erste gewesen, der in einem öffentlichen Processe Bürgen ge- 
stellt und bis zum Endurtheil auf freiem Fusse gelassen worden 
sei. Und doch werden schon in diesem Icilischen Gesetze Bür- 
gen erwähnt, und zwar ebenfalls in einem öftentliclien Processe. 
indessen sie sind praedes, Bürgen für die Bezahlung einer Geld- 
summe : sie sind ohne Zweifel eine uralte Römische Einrichtung 
und zu allen Zeiten oft gegeben worden; dagegen die andere 
Art von Bürgen , welche das Erscheinen des Angeklagten vor 
Gericht sichern sollten (vades), kamen erst seit Quinctius’ Pro- 
cess auf. 

Es entstand durch das Icilische Plebiscit eine neue Art von 
Gerichtsbarkeit für die Volkstribmien. Das Gesetz auf dem hei- 
ligen Berge hatte ihnen die Befugniss gegeben , jeden , der ihnen 
durch Wort oder That entgegen trat, an Leben und Gut zu 
strafen, hatte auch die übrigen Plebejer eidlich verpllichtet, sie 
dabei zu unterstützen. Damit war ihnen ein Schutz für ihre 
Person verliehen, aber ein gerichtliches Verfahren in den wenig- 
sten Fällen geschaffen. Unzweifelhaft wurde dasselbe in Folge 
davon später häufiger, indessen die näc-hste Absicht des Gesetzes 
war es nicht. Dagegen dies neue Plebiscit schuf eine Gerichts- 
barkeit, indem es bestimmte, dass der von den Tribunen Ver- 
urtheilte nach Stellimg von Bürgen auf die Entscheidung des 
Volkes über die Höhe der Geldstrafe sich berufen durfte. Der- 
jenige Volkstribun, der beim Abhalteu der Volksversammlung 
gestört worden war und deshalb die vorläufige Geldstrafe fest- 
gesetzt hatte, berief dann eine neue Volksversammlung, leitete 
in derselben die gerichtliche Untersuchung, veranlasste die Ab- 
stimmung und sprach endlich nach der Entscheidung der Tri- 
butcomitien das Urtheil, welches er demnächst auch vollzog. 
Dies Verfahren ist dem, welches die Consiün in Centuriatcomi- 
tien über diejenigen, welche Provocation an das Volk einlegten, 
nachgebildet und die Volkstribunen selbst waren damit, so nel 
au den Plebejern lag, den Cousuln gleichgestellt: statt des Im- 
perium hatten sie die Unverletzlichkeit , welche ihnen augenblick- 
liche Rache und den Schutz ihrer Staudesgenossen verlieh, statt 
der ordentlichen, in Ceuturiatcomitien geübten, Gerichtsbarkeit 
diese neue der Tributcomitien , welche zwar zunächst auf wenige 
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Fälle beschränkt war, aber die Möglichkeit einer weiteren Aus- 
dehnung in sich trug. Aus späterer Zeit, als die Macht der 
Tribunen den ganzen Staat umfasste, haben wir ein paar Bei- 
spiele, welche ihr Verfahren bei einer Verletzung des Icilischeu 
Gesetzes erläutern. Im Jalire 169 v. dir. hatte der Cen.sor C. 
Claudius in einer von dem Tribunen P. Rutilius berufenen Volks- 
versammlung das Wort erhalten, und als Lännen entstand , durch 
seinen eigenen Herold Stille gebieten lassen. Dies fa.sste der 
Tribun als ordnungswidrig auf: der Censor hätte sich au ihn 
wenden müssen und er hätte daun durch seinen Viator Ruhe 
gebieten können. Der Censor hatte gethan, als ob es seine 
Volksversammlung sei, hatte sie also gewissermassen vom Tri- 
bunen abberufen. Deshalb, sagt Livius, weil er die Versamm- 
lung von ihm abberufen hätte, setzte der Tribun ihm einen Ter- 
min in der Volksversammlung*): er hatte ihm also eine Geld- 
strafe auferlegt und um diese sollte unter Vorsitz des Tribunen 
in einer Tribusversammlung gestritten werden. Ferner der Tri- 
bun M. Drusus Hess den Consul L. Philippus, der ihn in einer 
Volksversammlung zu unterbrechen gewagt hatte, gewaltsam und 
unter arger Körperverletzung in das Gefänguiss werfen. *’) Wahr- 
scheinlich hatte sich der Consul der Auftbr*lerung , Bürgen für 
eine Geldstrafe zu stellen, nicht gefügt oder sonst den Tribunen 
erzürnt. Der Tribun L. Saturiiinus ging noch weiter. Als er 
eine Volksversammlung hielt, sass der Prätor Glaucia zu Ge- 
richt. Dies erklärte der Tribun für ein Abberufen der Ver- 
sammlimg und störte das Gericht mit Gewalt: von verhängter 
Strafe wird nicht erzählt.') Dies sind einige wenige Fälle, 
welche die üeberlieferung ihrer Merkwürdigkeit halber aufbe- 


a) Liv. XLllI, 16 C. Claudio diem dixit quod contionem a se avo- 
casset. 

b) Val. Max. IX, 5, 2 Parvi enim habuit (M. Dnisus) L. Pliilippum 
consulem, quia interfari se coationantera ausus fuerat, obtorta gula et qui- 
dem non per viatorem, sed per clientem suum adeo violenter in carcerem 
praecipitem egisse, nt inultus e naribus eins cruor profunderetur. 

c) Aurel. Vict. 73 Glauciae i)i-aetori, quod is eo die, quo ipse contio- 
uem habebat, ius dicendo paitem [>opuli avocasset, sellam concidit, ut 
magis popularis videretui-. 
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wahrt hat, die grosse Menge der gewöhnlichen Fälle sind ver- 
gessen. 

Indessen diese Anwendung des leilischeu Gesetzes gegen 
Beamte gehört, wie itdi eben bemerkt, einer späteren Zeit an, 
eben so wie auch das Recht, Jemanden greifen zu lassen (iuB 
prensionis) , welclies die Tribmien unzweifelhaft seit ihrer Ein- 
setzung gegen die Plebejer gehabt hatten, erst später auf die 
Patricier ausgedehnt wurde. Man könnte sich wundern, dass 
bei dem Erlassen dieser die Tribunen betreffenden Plebiscite, 
sowohl des ersten auf dem heiligen Berge als auch dieses zweiten 
Icilischen, von keinem Widerstande der Patricier berichtet wird. 
Ich halte das nicht für eine Schuld der Lieberlieferung, sondern 
glaube, dass, so aufiimrksam auch dieselben die P’ortschritte der 
tribunicischen Macht verfolgten, dennoch von ihnen kein Widerstand 
stattgefunden hat noch stattfinden konnte. Einmal waren es die 
nothwendigen Folgerungen, welche die Plebejer aus dem feierlich 
beschworenen Ständevertrage zogen. Die Tribunen mussten, wenn 
sie Beamte sein sollten, wie die. Patricier zugegeben, irgend eine 
Art von Schutz haben, sie mussten auch, wenn sie plebejische 
Versammlungen leiten solllen, die dazu nöthige Disciplinargewalt 
besitzen ; das lag am' Ende im Interesse des gesammten Staates. 
Zweitens, die Patricier wurden durch die Plebiscite nicht be- 
troffen: für sie gab es weder eine Unverletzlichkeit noch ein ple- 
bejisches Gericht: das waren innere Angelegenheiten des Stan- 
des, dem sie eine gewisse Selbständigkeit zugesprochen hatten. 
Ganz anders gestaltete sich das Yerbältniss, als die Tribunen, 
innerlich erstarkt, Einfluss auf die Patricier zu gewinnen suchten : 
da entbrannte der Kampf, der für lange Zeit alle Kräfte des 
Staates in Ansprach nahm. 
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Neuntes Capitel. 

Anklage Coriolans. Bericht von Litrins und Dionysias. Des Letztem 
Claobwttrdigkeit. Wichtigkeit dieses Processes. Rechtspnnkt. Streitig- 
keiten der St&nde bis zur Tereinbarang. Process. Senatsbescblnss. 

Tolksrersammlang. Temrtheilang. 

Die Befürchtung, welclie Meiienius auf dem heiligeu Berge 
bei der Forderung der Pleb.s, sich eigene Beamten wäldeu zu 
dürfen, ausgesprochen hatte, der Staat möchte in zwei Theile 
zerfidlen,*) hatte sich früher als man daclite, erfüllt. Die Tri- 
bunen, welchen der militärische Oberbefehl und die altherge- 
brachte Scheu, die das Consulat umgab, fehlte, hatten sich mit 
einer in ihrem Kreise unumschränkten Macht bekleidet: sie er- 
innert an die Tyrannis, welche in den Griechischen Staaten aus 
der Democratie henorzugehen pflegte. So war der Staat ge- 
spalten und es musste nothwendiger Weise zu einem Kampfe 
kommen, schlimmer als er bei der Auswanderung auf den heiligeu 
Berg stattgefunden hatte. Es war die Frage, ob das Consulat, 
gestützt auf die alte Ehrfurcht des Volkes und militäri.sche 
Macht, den Sieg erringen würde; dann wäre zunächst eine 
Aristocratie, wie in den Griechischen Staaten, entstanden, mit 
ähnlichem Verlaufe : hätte das neu geschaffene Tribunat durch 
die Gewalt der democratischen Strömung vollständig gesiegt, 
so wäre der Kreislauf zur Tyrannis ein rascherer gewesen. Es 
war das eigenthümliche Glück des Römischen Staates, dass das 
Volk Liebe zur hergebrachten Staatsverfassuug und Scheu vor 
offener Gewalt, die Beamten und besonders der Senat Nachgie- 
bigkeit und Klugheit besass. Dadurch gelang es, die beiden 
einander feindlichen Elemente zn verschmelzen und die bewun- 
derungswürdige gemischte Römische Verfassung zu schaffen. 
Der Process Coriolans bildet den Anfang dieses Kampfes, der 
auf keiner von beiden Seiten einen entschiedenen Sieg zur Folge 
hatte, sondern zu einem Vergleiche führte, welcher ein neues 
Verhältniss der Stände zu einander begründete: er ist indessen 

a) Dionys. VI, 88. 
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für die Entwickelung des Rechtes eben so wichtig wie in politi- 
scher Beziehung. Auf die clironologischen Bedenken, welche in 
neuere; Zeit gegen die Ueberlieferung von Coriolan erhoben wor- 
den sind, gehe ich niclit ein: sie beruhen auf critisclien Phan- 
tasien, die zu widerlegen oder überhaupt zu erwähnen unnütz 
ist. Mit besonderem Nachdruck aber hat mau den Rechtspunkt 
hervorgehoben und die Frage aufgeworfen, ob die Tribunen ein 
Recht zur Anklage Coriolans hatten oder ob es ein Gewaltstreich 
war, als sie erst ihn, später andere Beamten und Patricier vor 
ihr Gericht zogen. Ohne Zweifel hat man diese Frage schon 
im Alterthum aufgeworfen, trotzdem dass Cicero in seinen Bü- 
chern vom Staate“) eilig über diese Zeit und über das Tribunat, 
als einen schwierigen und zweifelhaften Punkt hinweggehend 
nichts davon erwähnt"®) 

Die Erzählung von diesem Processe bei Livius ist kurz: es 
kam ihm melir darauf an, in dem Feldzuge Coriolans und der 
darauf folgenden wunderbaren Errettung der bedrängten Stadt 
die altrömischen Tugenden der Tapferkeit und Hochherzigkeit 
ans Licht zu stellen als den Verlauf der Verfassungsentwickelung 
zu schildern. Nachdem er frülier schon von den Heldenthaten 
Coriolans erzählt, berichtet er dann®) von der Pest in Rom, von 
der Theuerung, von der Ankimft des Sicilischen Getreides. Es 
folgt die Berathung des Senates über die Vertheilung des Ge- 
treides und bei ihr macht Coriolan den Vorschlag, das Volks- 
tribunat aufzuheben. Indessen der Senat billigt den Vorschlag 
nicht und die Tribunen setzen dem aus der Curie tretenden Co- 
riolan einen Termin vor der Plebs. Coriolan stützt, sich auf 
das mangelnde gesetzliche Recht der Tribmien und verachtet 
die Ladung; aber der Senat glaubt dem Zorne der Plebs gegen- 
über nachgeben zu müssen, versucht Drohungen gegen einzelne 
Plebejer, dann Bitten: Coriolan wird, als er beim Termin nicht 
erschien, abwesend verurtlieilt. Livius erkennt also kein gesetz- 
liches Recht der Tribunen, Coriolan und überhaupt Patricier 
zur Verantwortung zu ziehen, an; aus Klugheit imd um dem 


a) Cic. de rep. U, 34. 

b) Liv. II, 34 und 35. 

16 
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Sturme auszuweichen, geben die Patricier nach*): im Uebrigen 
ist sein Bericht so dürftig, dass er der vollständigeren Ueber- 
lieferung nur in Betreft' des Nichterscheinens beim Termin 
widerspricht, sonst allen Vermutliungen über die Form der An- 
klage Raum gewährt ; deshalb wird er von den neueren Gelehrten 
vorgezogen. 

Dagegen sehr ausfülirlich ist die Darstellung bei Dionysius, 
der sich Plutarch'’) anschliesst; aus Dio Cassius’“) Geschieht« 
besitzen wir eine kurze auf Coriolan bezügliche Bemerkung, die 
aber mit Dionysius übereinstimmt. Es ist kein Zweifel, dass 
ein grosser, vielleicht dem Umfange nach der grössere Theil 
von Dionysius’ Erzählung schriftstellerische Bearbeitung und zwar 
Bearbeitung in einem uns wenig zusagenden Geschmacke ist. 
Die Reden, welche er von den Gousuln, Tribunen, am Ende von 
Coriolan selbst halten lässt, sind seine eigene Erfindung; in den 
Annalisten, so weitläuftig sie auch sonst sein mochten, kann er 
dieselben nicht gefunden haben. ,Aber eben so wenig kann man 
läugnen, dass er sie im Geiste derjenigen Personen, welche er 
sie halten lässt, gearbeitet hat, dass er nicht willkürlich dem 
einen diese, dem andern jene Worte leiht, sondern nach antiker 
Sitte die eigenen, aus dem Studium der Quellen geschöpften 
Betrachtungen in Reden von handelnden Personen einkleidete. 
Seine Darstellung verliert also an unmittelbarer Glaubwürdigkeit, 
gewinnt aber, weil sie von seiner Sorgfalt zeugt. “^) 

Dionysius erkannte den Wendepunkt, der üi C<»riolans Pro- 
cesse für die Entwickelung der Röini.schen Verfassung liegt: mit 
ihm beginnen die tribunicischen Anklagen, welche bald so grossen 
Einfluss gewannen, dass sie eine durchgreifende Controlle der 
Regierenden durch die Regierten herbeiführten. Coriolan wurde 
wegen Verletzung der Tribunen oder des Ständevertrages oder 
einer ähnlichen Sache angeklagt, die nächste Anklage fand wegen 
Nichtausfühnmg eines den Plebejern günstigen Gesetzes statt. 


a) Livius 1. 1.: sed adeo infensa erat coovta plebs, ut unius poeua 
defuBgenduni esset patribus. 

b) Dionys. VU, 21 — 67; Plut. Cor. 16 — 20. 

c) Dio fr. Vat. 15. Vcrgl. Zonaras VII, 16. 
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die dritte wegen unglücklicher Kriegführung: es gab am Ende 
keine Regierungshandlung, für die nicht nach Ablauf des Amts- 
jahres von den Tribunen und dem in Tributcomitien versammel- 
ten Volke Rechenschaft gefordert w’erden konnte. Es ist ein be- 
deutendes Verdienst von Dionysius , diesen Wendepunkt deutlich 
erkannt und klar ausgesprochen zu haben. Er sagt am Ende 
seiner Erzählung: „dies ist der erste Fall, wo ein Patricier vor 
das Volk berufen wurde, um gerichtet zu wei'den, und seit jener 
Zeit wurde es bei den Vorstehern des Volkes Sitte , jeden Bür- 
ger, den es ilmen gut schien, vorzufordern, um sich gerichtlich 
vor dem Volke zu verantw'orten”.®) Gegen die Plebejer hatten 
die Tribunen schon früher eine Gericlitsbarkeit, nicht nur in den 
bestimmten Fällen, welche ihre Unverletzlichkeit angingen und 
durch das Icilische Plebiscit bestimmt waren, sondern wahr- 
scheinlich in allen Fällen, über die sie erkennen wollten; als 
sie jetzt dasselbe Recht gegen die Patricier ausüben konnten, 
w’ar die Folge die , welche Dionysius angiebt : sie konnten jeden 
Bürger vor das Gericht der Plebs laden. Er hat sich über die 
Bedeutung von Coriolans Process zwar kurz, aber richtig ausge- 
drückt. Um so Jnehr werden wir ihm , wenngleicli wir tüe Ein- 
zelheiten seines Berichtes nicht als geschichtlich überliefert be- 
trachten, dennoch in den Hauptsachen allen Glauben schenken 
müssen. Namentlich scheint es ihm darauf angekommen zu sein, 
bei diesem ersten Processe die Form und das Verfahren in allen 
ähnlichen, später häufig vorkommenden Processen darzustellen: 
vielleicht sind diese sogar die Quelle gewesen, aus der er den 
Gang seiner Erzählung entnahm. Man kann in dieser Hinsicht 
Coriolans Process mit dem frülier von uns besprochenen Pro- 
cesse von P. Horatius vergleichen, dessen Darstellung bei Li- 
vius uns die eine Form des gerichtlichen Provocationsvei-fahrens 
giebt. Wir unterscheiden demnach in Dionysius’ Erzählung zwei 
Theile: der erste umfasst die Streitigkeiten der Volkstribunen 


a) Dionys. Vll, 65 Auttj TtpwTr^ xar avopoj -axpixiou np()txXT,9i; ei; 
vov 5?jpiov ^Y^veTo äjtl Si'xTj, x'xt ir' dxefvo’j xoü ypiivo'j xol; uoxepov Xap.pa'- 
vouoi XTjv xoü 3if;[XO'j Trpooxaotav t9o; xaft^oxTj xaXetv oü; 3(!5eit x<üv itoXtxüiv 
SixTjv {i®^£ovxa; ünö xoü S^piou. 

16 * 
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mit dem Senate bis zur Feststellung des gerichtlichen Verfah- 
rens, der zvs'eite dies Verfahren selbst. 

Die Veranlassung der Streitigkeiten war nach Dionysius 
folgende. Bei den Berathungen des Senates über die Verthei- 
lung des während einer Tlieuerung aus Sicilien angekommenen 
Getreides that sich C. Marcius Coriolanus hervor: er war ein 
Feind der Plebs theils seiner ganzen politischen Gesinnung nach 
theils persönlich auf sie erbittert, weil er bei der Consulwahl 
durchgefallen war: er hatte sich grossen Kriegsruhm und durch 
denselben zahlreiche Clienten erworben. Coriolan also rieth, die 
Theuerung zu benutzen, um das Volkstribunat, das dem Staate 
Gefahr drohe , zu beseitigen. *) Die entschlossenen unter den 
Senatoren stimmten ihm bei und trotzdem dass die Volkstribu- 
uen , welclie von den Consuln berufen im Senate zugegen waren, 
heftigen Widerspruch erhoben, gewann es den Anschein, als 
würde der Senat Coriolaus Vorschlag annelimen.*") Ob in die- 
ser Darstellung, selbst abgesehen von der Rede Coriolans, das 
Uebrige sich in der Ueberlieferung vorfand oder von Dionysius 
erdaclit wurde, lässt sich nicht entsclieidon. Seine Erzählung 
imtersclieidet sich von der bei Livius darin, dass bei ihm das 
Bemühen hervortritt, das Vergehen Coriolans nicht als in der 
Rede allein liegend darzustellen: die meisten Senatoren stimm- 
ten ihm bei und es hatte gewissermassen die Ausführung des 
von ihm beanteigten Senatsbeschlusses begonnen. Dies scheint 
richtiger als Livius’ Darstellung. Bei den fortwährenden Strei- 
tigkeiten der Patricier und Plebejer, wo von beiden Seiten die 
heftigsten Reden vorkamen, wäre es unbillig gewesen, Worte 
allein bestrafen zu wollen, und die Strenge späterer Gesetze, 
nacli denen selbst Vorschläge übei- Veränderung von bestimmten 
Staatseinrichtungen mit Strafe bedroht wurden , war damals noch 
unbekannt: sonst hätte es weiter keines Streites, sondern nur 
der Ausführung der gesetzlich bestehenden Strafen bedurft. 

In dem Vorschläge Coriolans, das Tribuuat aufeulieben, 
liegt ohne Zweifel eine Verletzung des Ständevertrages ; aber es 


a) Dionys. VII, 21 — 24 

b) Dionys. VII, 25. 
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zeigte sich eine Lücke in der Gesetzgebung. Der Vertrag war 
von den beiden, damals getrennt stehenden, Ständen, den Pa- 
triciem und den Plebejern, beschworen worden“), wie zwischen 
zwei kriegfülirenden Mächten Frieden geschlossen wird, vermit- 
telst der Fetialen. '’) Aber eben so wenig wie in diesem Falle 
eine Strafe für den Uebertreter festgesetzt wird, deswegen weil 
dieselbe ohne erneuten Kriegszustand nicht vollzogen werden 
kann, eben so wenig war es möglich, für den Bruch des Ständever- 
trages eine Strafe zu bestimmen. Selbst eine Auslieferung Corio- 
lans an die Plebejer , ein Mittel , wodurch sonst Staaten bei dem 
Bruche eines Vertrages sich gegenseitig Genugtliuung zu geben 
pflegten'*®), wäre in diesem Falle nicht anwendbar gewesen. Denn 
Coriolan allein war nicht im Stande den Vertrag zu brechen und 
das Tribunat aufzuheben; er war nicht einmal Beamter. Höch- 
stens konnte er vermöge seines Käthes und Ansehens Veran- 
lassung sein, dass seine Standesgenossen ihn nach gemeinsamen 
Entschlüsse brachen: dann aber waren diese, die Thäter, nicht 
er, der den Rath gegeben, schuldig. Das natürlichste wäre ge- 
wesen, Coriolan vor Gericht zu stellen, wie jeden andern Ver- 
brecher, der die Gesetze des Staates übertreten. Jedermann 
aus dem Volke imd, w'enn sie wollten, die Tribunen selbst konn- 
ten ihn bei den Consuln belangen: diese mussten dann das Ver- 
brechen in einen bestimmten juristischen Begriff, etwa den der 
perduellio, fassen und ein Gericht entweder vor den Quästoren 
oder unter itirem eigenen Vorsitze niedersetzen. Wurde er in die- 
sem Gerichte verurtheilt, so stand ihm die Berufung an die Cen- 
tnriatcomitien frei. Ein solches Verfahren verlangte Coriolan 
später selbst'), auch die Tribunen wären damit zufrieden ge- 
wesen, wenn er so verurtheilt worden wäre**); aber sie sahen 


a) Dionys. VII, 50. Die Patricier beschwören den Vertrag: ora'vTt; irl 

Tmv xo(iiu>v * 0 T ijuiXeiot lauTüv xt xai x(üv üjjxiaaTt. 

b) Dionys. VI, 89. 

c) Dionys. VII, 34 spricht Coriolan : ei 5t ßouXy/otxat xtj £7:1 xäv tnoxiuv 
aiixoü xctxrjfopetv tfx’ Ipytuv eoftivas dTtciixeiv stxe Xdymv, Ev8a vdpioj £axiv, 
cxoipio; elvai SixTjv ujtEyetv. 

d) Unmittelbar nachdem Coriolan im Senate seinen Vorschlag über 
Aufhebung des Tribuuates gemacht hatte, sagen die Tribunen im Senate 
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seine Freisprechung voraus, selbst wenn die Consuln die Klage 
annehmen sollten. Denn er würde von denjenigen gerichtet 
worden sein, deren Mehrheit mit ihm übereinstimmte. 

Die Tribunen schlugen also einen andern Weg ein. Recht- 
lich konnten sie nichts tliun: sie eröfineten also gleichsam den 
Krieg gegen die Patricier , wie es wenige Jahre vorher die Plebs 
bei der Auswanderung auf den heiligen Berg gethan hatte: nur 
war diese jetzt in so fern im Vortheil, als sie bestimmte, mit 
grosser .Macht ausgestattete, Führer hatte. Die Tribunen berie- 
fen das Volk, setzten das Geschehene auseinander und luden Co- 
riolan vor sich zur Verantwortung, nicht um das Volk über ihn 
abstimmen zu lassen (dies ergiebt sich aus dem Folgenden), son- 
dern um selbst Um zu verhören. Als er nicht erschien, gingen 
sie mit den Aedilen und einer Volksmenge, um ihn zu greifen. 
Dionysius*) sagt nicht, aus welchem Grunde oder unter wel- 
chem Vorwände die Tribunen Coriolan verhören, dann strafen 
wollten. Er hatte sich nichts weiter gegen die Plebs zu Schul- 
den kommen lassen als seine Abstimmimg im Senate. Den 
Stäiidevertrag hatten die Patricier einzeln beschworen , Verderben 
von den Göttern und Menschen auf sich herabwünschend, wenn 
sie ihn brächen: nun erklärten die Tribunen, Coriolan habe ihn 
gebrochen, sie dürften ihn also als einen Geächteten tödten.'’) 
Wäre dieser Grundsatz angenommen worden, so hätte Gewalt 
statt des Rechtes in Rom geherrscht; denn ohne dass eine Ver- 
urtheihuig zur Aeclitung in bestimmten gesetzlichen Formen ge- 
schieht, darf selbst ein der Aeclitung schuldiger nicht bestraft 
werden. Die Plebejer aber hatten bisher kein Recht gehabt, 
über einen Patricier ein Urtheil zu fällen, während das Umge- 
kehrte uralte Römische Verfassung war. Deshalb setzte Corio- 
lan der Gewalt wiederum Gewalt entgegen : die Patricier hielten 


bei Dionys. VII, 25 ti xuiX'ioEia'/ oötöv o'i ravplxtoi . jcÄtpiov ipitp'iXiov 
Ei{ TYjv jEiiXiv Eijciyovva OavctTiu Irj(iUuj«vTE{ ^ ' «ivoi noo^SEiv toüto 

IXvfO'i. 

a) Dionys. VII, 26. 

b) Dass dies die Schlussfolgerung der Tribunen war, deutet Dionys. 
VII, 31 au, wo er den Cousul Minucius dieselbe von Seiten der Patricier 
gegen Plebejer, welche den Ständevertrag brächen, auwenden lässt. 
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es für Unrecht, einen der Ihrigen ohne ordentliches Gericht den 
Tribunen Preis zu geben*) und wehrten die Angreifenden ab: 
darüber entstand ein Aufrulir des Volkes, den die Consuln mit 
Mühe für jenen Tag besänftigten. Aber es war ein Kriegszu- 
stand zwischen den Ständen. Hätte Coriolan sich in, die Forde- 
rung der Tribunen gefügt, so hätte er damit auch ihre Gewalt 
über ihn und alle Patricier anerkannt, und diese hätten mittel- 
bar auf einem Umwege erreicht, was auf geradem Wege zu er- 
reichen ihnen unmöglich war, eine Unterwerfung der Patricier 
unter ihre Gerichtsbarkeit: diese hätten sich der von der Plebs 
beschlossenen tribunicischen Unverletzlichkeit, sowie dem Icili- 
schen Plebiscite fügen müssen. Deshalb leistete Coriolan den 
Tribunen Widerstand. Freilich wurde dadurch die Rechtsfi'age 
wieder eine andere: es handelte sich nicht mehr um Verletzung 
des Ständevertrages, von welcher die Streitigkeiten ausgegangen 
waren, sondern um Verletzung der Heiligkeit der Volkstribunen: 
das Letztere wurde, wie das nächste Verfahren der Tribunen 
zeigt, vorzugsweise hervorgehoben. Es zeigte sich wieder eine 
Lücke in der Verfassung. Die Tribunen waren von dem con- 
sularischen imperium ausgenommen, d. h. die Consuln hatten 
ihnen nichts zu befehlen, konnten sie nicht zur Rechenschaft 
ziehen. Aber die Unverletzlichkeit derselben war von den Pa- 
triciern nicht anerkannt: wenn also ein anderer Patricier ausser 
den Consuln ihnen zu nahe trat, so gab es keine anderen als 
die gewöhnlichen, von den Patriciem verwalteten, Gerichte: 
allenfalls konnte man sich auf das Valerische Provocationsgesetz 
berufen.'') Dies mochte genügen, solange das Amt der Tribimen 
ein untergeordnetes, nur eben zur Hülfeleistung für Unglückliche 
bestimmtes, blieb; da es sich aber unerwartet zu Macht und An- 
sehen emporgeschwungen, musste dieser Schutz gegen die Pa- 
tricier ungenügend erscheinen: es war nothwendig, dass diese 
Verfassungslücke bald nach Einsetzung des Tribunates ausgefüllt 


a) Dionys. VII, 26 ol 8t naxplxiot 6tiv6v tjyTjocfjitvoi Toupyov, ÜTtJ tiüv 
8Tjpi<Ip;(<uv Ttpö Si'xTj? ayeoftai (j^wv n. s. w. Aixr] ist hier das lordent- 
liche, vor den patricischcn Beamten anzustellende , Gerichtsverfahren. 

b) S. oben S. 160. 
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wurde, und wahrscheinlich benutzten die Tribunen den ihnen 
von Coriolan gegebenen Anlass mit Freuden. Aber ebenso natür- 
lich war der Widerstand der Patricier, welche zwar gern den 
Tribunen allen Schutz gegen Unbill gewährt hätten, aber sich 
ihrerseits nicht ihrer Gerichtsbarkeit fügen wollten. Es blieb 
nur die Möglichkeit des gegenseitigen ^Jachgebens tmd des Ver- 
gleiches übrig. 

Am folgenden Tage, erzählt Dionysius») weiter, hielten die 
Tribunen eine Versammlung des Volkes, die Consuln eine des 
Senates. Der letztere beschloss eine Aussöhnung der Stände zu 
versuchen; die Cotisuln sollten in so fern dem anfänglichen 
Verlangen der Tribunen nachkommen, als sie mit Coriolan 
sich vor dem Volke rechtfertigten. Diesen Schritt konnten sie 
thun, ohne den Tribunen irgend ein Recht zuzugestehen: sie 
konnten die Beruhigung ertheilen, dass man eine Aufhebung des 
Tribunates nicht beabsichtige, dass somit Coriolans Worte im 
Senate nur Worte bleiben würden. Eine solche Rede lässt Dio- 
nysius den Consul M. Minncius in der Volksversammlung halten. 
Dieser erklärt ausdrücklich, der Senat wolle das Volkstribimat 
aufrecht erhalten: demnach treffe Coriolan nur die Schuld einer 
freimüthigen Rede. Was die von den Tribunen versuchte Strafe 
Coriolans anbetriflt, so erwähnt er die beiden der Plebs auf 
dem heiligen Berge verliehenen Sachen, den Schuldenerlass und 
das zur Hülfe für Bedrängte eingesetzte Volkstribunat, und fährt 
dann fort: „Nach welchem Gesetze verhrngen eure Vorsteher, 
die Tribunen, einen von den Patriciern mit dem Tode oder der 
Verbannung zu bestrafen? Denn weder die alten Gesetze geben 
euch diese Gewalt noch der neuliche Vertrag mit dem Senate.**)” 
Auch Coriolan erklärt später vor dem Volke, die Plebejer in 
keiner Sache zu Richtern haben zu wollen, weil sie keine ge- 
setzliche Macht hätten.**) Wenn wir von Dionysius’ Aus- 

a) Dionys. VII, 27. 

b) Dionys. Vll, 30 (eil rpotoTTjxejTes üfjiüv) Koiip ypTjSeifiicvoi v(5p.iij 8a- 

väTip ÜTjpLioöv T<üv noTpixIojv Tivd d;ui>acijaiv ; o'jts ydp ol xakaiol 

vöfioi Ta'iTTiV SiSiiaaiv üpitv xrjv i;oua(av oö-c al vEujaxi ytviipiEvoi “p 0 { xijv 
ßo'j>.7]v ijioXoyfat. 

c) Dionys. VII, 34 oiti Stxaoxais aixots V/Itoo ypTjs8at !tspl oöSevoj 
TtpcIypiaxoE, <b; obtEpiiav Eyooai vdpLtpiov i^oualav. 
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Schmückung abselien und uns nur an die von ilim erwähnten 
Thatsachen halten, so war durch diese Reclitfertigung der Con- 
suln, namentlich auch durch ihre entschiedenen Erklärungen in 
Betreff des Tribunates der ursprüngliche Streitpunkt aufgehoben: 
die Verletzung des Ständevertrages durch den Vorschlag zur Auf- 
hebung des Tribunates wird zwar noch erwähnt, aber nicht weiter 
zur Begründung eines Strafantrages benutzt. 

Um so hartnäckiger zeigen sich die Tribunen in Betreff 
des zweiten Punktes, der Verletzung ihrer Unantastbarkeit. Das 
übrige Volk zeigt sich zufriedengestellt mit den Erklärungen des 
Consuls, die Tribunen nicht, besonders nicht der Hauptankläger 
unter ihnen, C. Sicinuius. Das Collegium beräth und erklärt, 
es verurtheile Coriolan, weil er an die auf Befehl der Tribunen 
handelnden Aedilen Hand gelegt hätte, zum Tode: es versucht 
Coriolan greifen zu lassen, um ihn vom Tarpejischen Felsen zu 
stürzen. Dies war keine Drohung künftiger Strafe, kein Schein- 
urtheil, das die Behandlung der Sache vor dem Volke nach sich 
ziehen sollte: es war ernstlich gemeint imd sollte augenblicklich 
vollzogen werden. Wir haben früher*) gezeigt, dass Fälle sol- 
cher rascher Bestrafung vorgekommen sind und den Verurtheil- 
ten nichts Hülfe bringen konnte, als Zwiespalt im Collegium, 
ln diesem Falle sagt Dionysius mehrere Male ausdrücklich'’), die 
Tribunen hätten Coriolan „ohne Gericht”, d. h. ohne Volksge- 
richt, tödten wollen, und das Vergehen war, wenn es ein Verge- 
hen war, offenbar und vor Aller Augen geschehen. Indessen 
die Tribunen drangen mit ihrer Forderung nicht durch : die Pa- 
tricier setzten ihnen entschlossenen AViderstand entgegen, weil 
sie ihre Gerichtsbarkeit nicht anerkannten; auch die Plebejer 
sahen die Unbilligkeit, welche in der augenblicklichen Bestrafung 


a) Siche oben S. 229. 

b) Dionys. Vll, 31 axpixov dsoxTelvtiv iraj^tipoövTes , fiv äv idiXmaiv 
<5 tjpiüiv sagt der Consul zum Volke von den Tribunen; c. 36 xoü 8/jpio'j 
ti xapxtptuTOT&v ptpo; ivJoidJov xxl oüx dYomrjTm? ieyiipievov dvSpo! im- 
tpavtardtou napaSooiv äzi ftavaxiu xal xauxa äxptxou. Darauf beziehen sich 
auch die Worte des Patiiciei's Ap. Claudius c. 51 öi'xtjv inpiSovxa, fyt auxöt 
(ptXXt xax/,Yop<i{ xt xal pcipx’Jt xal Sixaoxljt £oes8ai xal xoü perfSouc xr,{ 
xipuupfa; x'jpio;. 
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Coriolans lag, ein. Denn vor ihm war kein Patricier von den 
Tribunen gestraft worden und die heftigsten Gegner mussten zu- 
geben, dass, da der Angeklagte die Berechtigung der Richter 
bestritt, der Kechtspunkt mindestens zweifelhaft sei. Die Tri- 
bunen, der Strömung des Volkswillens folgend, gehen von ihrer 
Forderung ab: sie nehmen das ausge.sprochene Todesurtheil zu- 
rück und erkennen damit an, dass weder die Unverletzlichkeit 
der Tribunen noch das Icilische Plebiscit für die Patricier gilt. 
Sie setzen Coriolan einen Termin vor dem Volke. Sie begrün- 
den dies Verfahren mit dem Valerischen Provocationsgesetze. *) 
Damit müssen sie zugeben, dass sie ein neues Recht für das 
Tribunat in Anspruch nehmen. Denn jenes Gesetz bezieht sich 
nur auf die Urtheile patricischer Richter: sie selber konnten nur 
nach der Aehnlichkeit jenes Verfahrens ein neues begründen 
wollen, rechneten aber darauf, dass die Patricier und der Senat, 
um die Lücke in der Verfassung auszufüllen, dasselbe als ge- 
setzlich anerkennen würden. Bei dem neuen Processe vor dem 
Volke sollte die Schuld Coriolans untersucht werden. Dionysius 
lässt die Tribunen zum Volke sagen: „Wenn ihr nach dem Ge- 
setze Herren über die Abstimmung werdet, dann bestimmt ihm 
die Strafe, deren ihr ihn schuldig findet*’)"; also auch eine ge- 
ringere Strafe wollen sie für ihn, wenn er verurtheilt wird, zu- 
lassen. 

Inzwischen folgte die freigiebige Getreidevertheilung an die 
Plebs und der Feldzug gegen Antium, w’odurch die Patricier die 
Gunst der Menge zu gewinnen und den Sturm der innem Un- 
ruhen zu beschwören suchten.') Ihr Bemühen w’ar vergeblich. 
Nach hergestelltem Frieden berief der Tribun Sicinnius eine 
Volksversammlung und beraumte den Tag für das Volksgericht 
gegen Coriuh>n am Deswegen beriefen die Consuln den Senat. 
Man kann fragen, w’eshalb sie nicht die Tribunen ruhig gewäh- 


a) Dionys. VII, 36 iXX’ dTceiSTj Ttpiitpoaiv tüirpeiri) jtpoßöXXovTaf xiv*{ töv 
vöpiov — , S; oü* iä tiüv itoXtTÄv o6Sfva dnoxTElvai äxpiTov, ai>Y^(up:^aopi.ev 
oixotc TO Stxatov toOto. 

b) Dionys. Vll, 36 oiav 51 y^vtjo9e Tij? ij;:^!po'j xoto tov vdpiov xöptot, 
TipL^saxt aOTtp äv a;iov c’jpTjXt ^iTjpitat. 

c) Dionys. VII, 37. 
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ren Hessen : deren Verfahren war, wie sie selbst erkennen mussten, 
nicht gesetzlich, folglich eben so wenig eine etwaige Verurthei- 
lung durch sie, der rechtliche Folgen nicht beizulegen waren. 
Dennoch drohte von einem Volksurtheil die höchste Gefahr. 
Nach Römischer Anschauung war das Volk der höchste Richter 
und wenn dasselbe einen Bürger zum Tode verurtheilt hatte, so 
dass es Jedem erlaubte ihn zu tödten und den Mörder in seinen 
Schutz zu nehmen versprach, oder ihn verbannt, also für un- 
würdig erklärt hatte im Staate zu leben, so blieb, mochte es 
gesetzlich oder ungesetzlich berufen sein, nichts übrig als sich 
ihm zu fügen. Strafen kann man das Volk nicht. Entweder 
musste man also das Zusammen treten des Volkes hindern und 
das konnte in diesem Falle, da die Tribunen vom imperium der 
Consuln ausgenommen waren, nur durch verfassungswidrige Ge- 
walt geschehen, oder man musste den Volksbeschluss anerkennen 
und damit für immer die Patricier der Gerichtsbarkeit der Tri- 
bimen unterwerfen.") Die Consuln beschlossen nach dem Gut- 
achten des Senats eine Vermittelung und traten mit den Tribu- 
nen in Unterhandlung. Beide Theile gaben nach: die Consuln 
verzichteten auf die bisherige Straflosigkeit der Patricier den 
Tribunen gegenüber, die Tribunen auf die unmittelbare Gerichts- 
barkeit des Volkes. Die Consuln gaben das Volksgericht zu, 
verlangten aber einen vorherigen Senatsbeschluss, weil ohne 
einen solchen keine Volksversammlung entscheiden könne. Dazu 
verstanden sich die Tribunen, machten aber dabei die Bedin- 
gungen, erstens es sollte im Senate eine förmliche Verhandlung 
über Coriolans Schuld mit Anklage und Vertheidiguug stattfin- 
den, zweitens die Senatoren sollten, wie in einem Gerichtshöfe, 
ihr Urtheil eidlich abgeben, wie auch das Volk nach einem Eide 
die Entscheidung sprechen sollte*’), drittens der Seuatsbeschluss 
sollte nach Stimmenmehrheit gefasst werden. Damit war eine 
Uebereinstimmung zwischen Patriciem und Plebejern erreicht: 


a) Dionys. VII, 38 sagt : toT; 8’ Ojicitou iSiäxei ßouktuoajiivoi; (iexd toü 
ouvtSpiou fjL») ittpiopifv TÖv Srjfjiov ä^ouotat xr/Xixa'ixTjs x'ipiov yivrfjicvov. 

b) Dionys. Vll, 45. 
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nur ein Punkt über die Art der Volksversammlung kam nach 
Dionysius*) erst später zur Sprache. 

Die Volkstribunen waren mit allen iliren anfänglichen For- 
derungen durchgefallen. Sie hatten einen Patricier wegen Ver- 
letzung des Ständevertrages vor ihren Richterstuhl gefordert, er 
war nicht erschienen: sie hatten einen Patricier wegen Verlez- 
zung der tribunicischen Heiligkeit verurtheilt, aber das Urtheil 
nicht vollziehen können: sie hatten selbständig einen Patricier 
vor das Gericht der Tributcomitien stellen wollen, waren aber 
nicht durchgednmgen. Damit hatten sie anerkannt, dass ihre 
Amtsgewalt sich nicht auf die Patricier erstrecke. Dennoch hat- 
ten sie ihren Hauptzweck, den sie bei den einzelnen Forderun- 
gen im Auge gehabt, erreiclit: ihre Bereclitigimg , Patricier zur 
Rechenschaft zu zielien , war von den Patriciern selbst zugestan- 
den und eine bestimmte Form dafür gefutulen worden. Dies 
war zwar nicht durch ein Gesetz erfolgt, aber doch durch eine 
Uebereinkuuft der beiden Stände, deren Führer, die, Consuln 
und Tribunen, sich nach langen, beinahe zu Aufruhr fülirenden 
Streitigkeiten geeinigt liatten. Es war kein Zweifel, dass diese 
Uebereinkunft gesetzliche Kraft hatte und für die Folge eine aus- 
reichende Rechtsgewohnlieit begründete. Indem die Consuln den 
Senat, die Tribunen das Volk vertraten, hätte leicht auch ein 
Gesetz zu Stande gebracht werden können. Aber ich glaube, 
die Letztem wollten es nicht: sie betrachteten die ihnen jetzt 
zugestandene Befugniss nicht als etwas Besonderes und Neues. 
Sie war es auch kaum , sondern nur die weitere Ausführung und 
Ergänzung des vier Jalire alten Ständevertrages vom heiligen 
Berge. Ebenso wenig, wie wir die einzelnen gesetzlichen Stu- 
fen verfolgen können, in denen das Recht der tribunicischen 
Hülfeleistung in das allgemeine Einspruchsrecht überging oder 
da.s Recht der Tribunen im Senate zu erscheinen und mitzuwir- 
ken sich ausbildete, eben so wenig dürfen wir uns wundem, 
dass die l)ei Coriolans Processe neu errungene Befugniss der 
Tribunen nicht durch ein besonderes Gesetz bezeichnet wird. 
Der Stäudevertrag hatte die Tribunen geschaffen als unabhängig 


a) Dionys. Vll, 38 und 39. 
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von den patridschen Beamten: selber hatten sie sich Unverletz- 
lichkeit den Plebejeni gegenüber und das Recht, in plebejischen 
Volksversammlungen unumscliränkt zu sein, beigelegt: sie mach- 
ten auch Anspruch darauf, in gleichem Verhältniss dem gesumm- 
ten patricischen Stande gegenüber zu stehen. Dies erreichten 
sie niclit, aber wohl, dass sie durch Vermittelung des patrici- 
schen Senates jeden Patricier über jede Sache zur Rechenschaft 
ziehen konnten. Durch Uebereinkunft also wurde dies festgesetzt: 
von einem Gesetze spricht, wie eben bemerkt, die Ueberliefe- 
rung grösstentheils nicht, weder Li vius noch Dionysius in seinem 
ausführlichen Berichte über Coriolans Process. Ja der Letztere 
schliesst gewissennassen die Möglichkeit dazu aus. Nachdem 
er von der Uebereinkunft derConsuln und Tribunen gesprochen, *) 
lässt er, ohne eine inzw'ischen gehaltene Volks- und Seuatsver- 
sammlung zu erwähnen, unmittelbar am folgenden Tage dieje- 
nige Senatssitzung halten, in der es sich um das Vergehen Co- 
riolans handelte.’^) Dennoch nennt eben derselbe Dionysius 
später einmal gelegentlich diese Uebereinkunft ein Gesetz*’), in 
uneigentlichem Sinne, weil sie die Wirkung eines Gesetzes 
hatte. 

Denn dass dies der Fall war und sein sollte, dass die Ueber- 
einkunft wirklich eine Verordnung für die Zukunft bilden sollte, 
ergiebt sich auf das deutlichste sowohl aus den Verhandlungen 
über Coriolan als aus den späteren Processen ähnlicher Art. 
Erstlich , wenn die Vereinbarung nicht einen allgemeinen und 
für alle Fälle gültigen Character gehabt hätte, würde nicht, 
nachdem sie getroffen war, noch nachher eine Senatssitzung ge- 
halten und in ihr dann im Besonderen über Coriolans Schuld 
verhandelt worden sein*’): es hätte nach geschehenem Vertrage 
sogleich das Volksgericht stattgefunden. Zweitens bei den Ver- 
handlungen über Coriolans Anklage verhehlte sich der Senat, 
wenigstens nach Dionysius’ Darstellung, keinesweges, welches 

a) Dionys. VII, 39. 

b) Dionys. IX, 46 tolu viixo’jc äreeSei'xvuTo. oo; 4 5Tj(io; 4nex'jpuioev oii 
npö TtoXXoö . t4v te irepi t<üv 4ixaa'aTjp((uy rf/f pLeTayujYTjC , ip ^Suixev tj ßouXtj 
T«p 5^jp-tp tIjV i^o'juiav xplveiv , o'Cis av ahxolt ioteit xiLv itaxpixtiuv u. S. w. 

c) Dionys. VII, 39. 
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dauernde Recht er der Plebs und deren Tribunen zugestände,' 
dass diese fortan in so fern einen wenigstens negativen Antheil 
an der Staatsverwaltung nehmen würden, als sie jeden Patricier 
zur Rechenschaft ziehen könnten. Er lässt den bekannten Volks- 
ffeund M'. Valerius darüber im Senate reden: dieser giebt zu, 
es sei eine neue Einrichtung, dass die Plebejer über Patricier 
richteten, setzt aber die Vortheile auseinander, die darin lägen; 
denn, wenn das Volk auf diese Weise am Staate Theil nähme, 
würde sich weder eine ausschliesslich aristocratische Verfassung 
noch je eine Tyrannis bilden können.*) Valerius erkennt, dass 
damit ein Rechtsverfahren über Amtsverbrechen gesehatfen war, 
wie es bisher noch keines gegeben hatte und doch ein Bedürf- 
niss war. Bisher hatten die Consuln zwar auch schon nach 
Beendigung ihres Amtes angeklagt werden dürfen und wir be- 
gegnen wenige Jalire nacli Coriolau dem auifalleudeu Beispiele 
von Sp. Cassius. Allein dies war nur für eine Art von Ver- 
brechen geeignet; denn die Anklage musste in den Formen des 
gewöhnlichen Criminalprocesses und bei denen geschehen , welche 
als Standesgenosseu und Inhaber gleicher Macht auch gleiche 
Interessen batten. Jetzt gab es ausserhalb der Patricier stehende 
Beamte, welche durch ihre Entstehung selbst zur Eifersucht ge- 
gen die Consuln angewiesen waren; die Anklagen werden also 
häufiger, die Freisprechungen schwieriger. Auch die spätere 
Römische Geschichte beweist die aUgemeine Gültigkeit der bei 
Coriolans Processe getroffenen Vereinbarung zwischen den Patri- 
ciern und Plebejern. Es folgten vielfache tribunicische Ankla- 
gen gegen Patricier, aus den verschiedensten Gründen: die einen 
wegen schlechter Staatsverwaltung, die andern wegen Vernach- 
lässigung der plebejischen Interessen, noch andere wegen Belei- 
digung der Volkstribunen. Die einen Angeklagten wurden zu 
Geldstrafen, andere zur Verbannung verurtheilt. Bei keiner die- 
ser Klagen hören wir von einem Streite, der sich zwischen Pa- 
triciern und Plebejern über die Berechtigung der Tribunen zur 
Anklage erhoben hätte, bei keiner von einer Unsicherheit über 
das einzuschlagende Verfahren ; bei einigen lässt sich dieselbe 


a) Diouys. VH, 55 uud 56. 
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Form des Proi^esses, welche bei Coriolan stattfand, durch die 
geschichtliche Ueberlieferung uacliweisen. Der nothwendige 
. Scliluss hieraus ist, dass die bei Coriolans Fall zwischen den 
Patriciern und Plebejern getroftene Uebereinkunft den Volkstri- 
bunen erlaubte, jeden Patricier, aus welchem Grunde es auch 
sein mochte, vor dem Volke anzuklagen und die Formen des 
dabei zu beobachtenden Verfahrens feststellte. 

Demnach begingen die Tribunen, als sie zuerst Coriolan 
vor ihren Ricliterstuhl luden, eine Anmassung, zu der sie keine 
gesetzliche Berechtigung hatten.; und wir haben gesehen, dass 
sie der Ueberlieferung nach mit ihrem Vorhaben nicht durch- 
drangen, bis sie durch Aufruhr und die Befürchtung bürger- 
lichen Zwistes die Patricier zum Nachgeben gezwungen uud sel- 
ber ebenfalls nachgebend eine gesetzliche Regelung herbeigeführt 
hatten: die spätem Tril)unen liatten zu iliren Anklagen ein von 
Niemanden bezweifeltes Recht. Und docli kann man auch jenen 
ersten eine gewisse Berechtigung der Billigkeit bei ihrem Vor- 
haben nicht absprechen. Nicht nur war es für ihr Amt eine unab- 
weisbare Nothwendigkeit, ihr Verhältniss zum ganzen regieren- 
den Stande, zu regeln , sondern sie hatten auch einen gesetzlichen 
Anhalt in demValerischen Provocationsgesetze , das zum Schutze 
aller Plebejer gegen alle Patricier erlassen worden war: wir 
werden hierauf später, wo wir von den Senatsverhandlungen 
über Coriolans Schuld spreclien, zurückkommen. Für die Ver- 
knüpfung der neuen Vereinbarang mit dem alten Gnmdgesetze 
des Staates spricht noch der Umstand, dass von den Tribunen 
fortan alle Patricier, der ganze regierende Stand, angeklagt 
werden konnten, aber nicht die patricischen Beamten, damals 
die Cousuln. Wir werden freilich von einem Versuche lioren, 
den die Tribunen auch gegen sie während iluer Amtszeit mach- 
ten; aber er misslang und musste misslingen. Es hat im Rö- 
mischen Staatsrecht immer der Grundsatz gegolten, dass Be- 
amte nie wälu-end ihres Amtes, sondern nur nach Niederlegung 
desselben zur Rechenschaft und Strafe gezogen werden konnten. 
Zunächst nach Vertreibung der Könige war dies natürlich, da 
der Consul seine Unterbeamteu nach Gefallen regierte, bei sich 
selbst aber unmöglich augeklagt, noch von sich selbst verurtheilt 
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werden konnte. Aber auch gegen tribunicische Anklagen blieb 
der Beamte, so lange er Beamter war, unangreifbar. Erstens 
war es ungereimt , die Consuln über sich selbst die zur Anklage 
erforderliche Senatssitzung halten zu lassen, sodann aber hatte 
es sich bei Coriolans Processe, der den Anlass zur neuen gesetz- 
lichen Bestimmung gab, um Unterwerfung nicht mit einem Amt 
bekleideter Patrieier unter die tribunicisclie Macht gehandelt. 
Erst wenn der Beamte nach Niederlegung seines Amtes wieder 
einfacher Patrieier geworden war, konnte er von den Tribunen 
belangt werden. Später hat man allerdings die Vortheile für 
eine strenge Regierung, die in der Unangi'eifbarkeit der Beam- 
ten lagen, erkannt und deshalb die Sitte festgehalteu : ihr Ur- 
sprung aber liegt in den angegebenen Verhältnissen und auch 
der Wortlaut der Uebereinkunft muss so gewesen sein, dass er 
bei genauer Erklärung nur auf die Nichtbeamteu pcisste. Eine 
andere Wirkung schloss sich daran für die Folge. Anklagen 
gegen Patrieier, die eben nichts als Patrieier gewesen waren, 
kamen selten vor; meist wurden sie gegen gewesene Beamte 
gerichtet: mau gewöhnte sich, tribunicische Anklagen gegen Pa- 
tricier als Anklagen wegen Amtsverbrechen zu betrachten. Dies 
trug mit diizu bei, dass man später, als man Gesetze wegen 
wirklicher Aintsverbrechen gab, dennoch in ihnen nicht nur g^ 
wesene Beamten, sondern den ganzen Stand, aus dem die Be- 
amten gewählt werden konnten, d. h. anfangs den patricischeu, 
später den senatorischen Stand umfasste.*) 

Wir kommen zu der Fonn des Verfahrens, das für tribuni- 
cische Anklagen gegen Patrieier vorgeschrieben wurde. Das 
erste dabei i.st ein Senatsbeschluss: der Senat wird auf Antrag 
eines Tribunen, der die Anklage übernommen, von den Cousulu 
berufen, natürlich unter Zustimmung des gesaminten Tribunen- 
collegiums. Der Senatsbeschluss soll zweierlei entscheiden, erst- 
lich ob überhaupt der Process vor dem Volksgericht begonnen 
werden soll, zweitens wegen Welchen Verbrechens und unter 
welchem Strafantrage. Beide Theile werden bei dem Processe 


a) Man vergleiche oben S. 162 die Ausführungen über das V'alerische 
Provocationsgesetz. 
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Coriolans, welches der einzige uns genau überlieferte ist, deut- 
lich unterschieden. Es kann fraglich sein, ob überhaupt trotz 
der Forderung des Tribunen eine Anklage gegen einen Patricier 
zulässig ist, wenn z. B. derselbe ein Amt bekleidet, ein Fall, 
der in den uns überlieferten Beispielen vorkommt. Demnächst 
wird die Anklage genau bestimmt, dergestalt dass die Ver- 
handlungen vor dem Volke sich nur auf das darin bezeichnete 
Verbrechen ricliten und der Angeklagte, wenn er dessen un- 
schuldig befunden wird , freigesprochen werden muss. Auch 
der Strafantrag musste gestellt werden, ob Capital- oder Geld- 
strafe beantragt wurde, was sich übrigens meist aus dem Anklage- 
gruude selbst ergab. Durch den Senatsbeschluss wurde der Pa- 
tricier den Tribunen gleiclisam überantwortet. “) Daraus darf 
man nicht schliesseu , Coriolan sei wegen Verletzung des Stände- 
vertrages angeklagt worden : da dieser in der Form eines Bünd- 
nisses zwischen zwei feindlichen Völkern geschlossen worden, 
sei nach der Bestimmung des alten Völkerrechtes Coriolan als 
Friedensbreclier dem beleidigten Theile ausgeliefert worden.*’) 
Daun müsste man einen Irrthum von Dionysius annehmen , der 
ausdrücklich von Ueberantwortung spricht und doch als Anklage- 
grund einen andern als den Bruch des Ständevertrages angiebt, 
imd könnte trotzdem noch keine Aehnlichkeit finden, da Corio- 
lan nicht, wie es nach Völkerrecht geschieht, zu beliebiger Be- 
strafung, sondern zu einem in bestimmten Formen und unter 
bestimmter Anklage zu führenden Verfahren ausgeliefert wurde. 
Die Anschauung der Römer war vielmehr die, Tribunen und 
Plebejer hätten kein Recht über einen Patricier, nur ausnahms- 
weise könnte er, wenn er ihnen von seinen Standesgenosseu 
ausgeliefert wäre, durch sie gerichtet werden. Weil es hierbei 
auf den Stand ankommt, der einen der Seinen preisgiebt, nicht 
auf die höchste berathende Staatsbehörde, welche den Process 
eines Bürgers gut heisst, könnte man glauben, der patricische 


a) Diouys. VIII, 8 sagt Coriolan: £x5otov zapä ßool.fjs ^5(ouv ivX 

SaväToi Xaßetv ; VIII, 30 derselbe: ßouXij — Ttap^Suixi pit Tott iySpoTs und; 

OiaXIpioc 6 xapaäiSrfvai piE xi5 8:^pi(p Ttapaiviüv; VII, 53: ypl) :xapa8oüva( 
Tiva fx8oxov Iki xipiujpla xots tyäpoT«. 

b) S. oben S. 245. 
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Theil des Senates, die eigentliclien patres, hätten, elie der 
Senatsbeseliluss zu Stande kommen konnte, ihre besondere Ein- 
willigung geben müssen. Und es mag so gewesen sein. In- 
dessen eine gesrhichtliche Uebeiiieferung haben wir darüber nicht 
und unsichere Vermuthnngen über diesen schwierigen Punkt zu 
begründen ist hier nicht der Ort. 

Wichtiger ist es, die Art und Weise, wie nach der Ueber- 
einkunft der Patricier und Plebejer die Berathung und der Be- 
schluss des Senates in diesem Falle erfolgen soll, zu betracliten. 
Sie ist ganz abweichend von der sonstigen Sitte des Senates 
und bestand nur so lange, als überhau])t die Unabhängigkeit der 
Patricier von den Volkstribunen dauerte, bis zur Gesetzgebung 
der .zwölf Tafeln. Der Senat wurde aus eiTier berathenden Be- 
hörde in ein Kiiditcrcollegiuin verwandelt und darnach die Art 
seiner Verhandlungen und Beschlussfassung geändert. Sonst hat der 
Vorsitzende Consul das Reidit, nicht nur den Gegenstand der Bera- 
thung zu bestimmen, sondern auch das Wort zu erthcilen und zu ent- 
ziehen: namentlich hing es damals von seinem freien Ermessen 
ab, ob er den Volkstribunen die Anwesenheit und die Rede im 
Senate verstatten wollte. Jetzt aber wurde ausdrücklich be- 
stimmt, die Tribunen sollten ihre Anklage halten dürfen und 
jedem von den Senatoren , der für oder gegen Coriolan sprechen 
wollte, sollte das Wort verstattet sein. Zweitens kam man 
überein, die Stimmenmehrheit unter den Senatoren sollte ent- 
scheiden: was diese beschlossen hätte, das .solle der Gonsul als 
Senatsbesciduss verkünden.") Man nahm diesem damit allen 
Einlluss auf die Abstimmung und Hess ilim nur die Ehre, als 
Vorsitzender die äussere Ordnung dabei aufrecht zu erhalten. 
Drittens sollten die Senatoren schwören und zwar muss mau 
nacli Dioii)'siu.s’ Worten sich das Verfaliren so denken, dass 
jeder Senator einzeln aufgerufen wm’de, den Eid leistete und 
daun mündlich seine Stimme abgab'’): es fand also, entgegen 


a) Dionys. Vll, 39. 

b) Dionys. VII, 39 Ifipciv 6e -tjv yvmpiTjV äjiavtat , tua7:ep h 5ixooTT(p(<p. 
Tov vdpLipov Spxov öpiiiaavta;. Vergl. c. 47 änaot 8i zposeTärteto xol? 
Ttapoöoi. xaftä-cp i'i äixaoTTjpfip . p-sS’ Spxoo J/y.fOv l;;t'.p^petv. 
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der sonst im Senate herrschenden Sitte, namentliche Abstim- 
mung statt. Dionysius sagt,, dies sei geschehen „wie in einem 
Gerichtshöfe ” : er meint damit die Schwurgerichtshöfe seiner 
Zeit; denn zu Coriolans Zeit gab es keine Versammlmig von 
Richtern, wo so abgestimmt worden wäre, es war eine neue 
Erfindung. Sie hörte auf, als nach der Gesetzgebung der zwölf 
Tafeln die Tribunen Beamte des Gesammtstaates wurden , erhielt 
sich wenigstens nur für einzelne, seltene Gelegeulieiten. Es 
werden bei Livius drei Fälle erwähnt, wo der Senat ebenfalls 
nach einem Eidschwur abstimmte: der erste im Jahre 210 v. 
Chr., wo ihm durch Volksbeschluss die Entscheidung über die 
Campauer übertragen wurde*); der zweite 201 v. Chr., als ihm 
ebenfalls durch das Volk die Entscheidung über die Provinzen 
zutiel*'); der dritte 172 V. Chr., wo er, auch nach einem Plebiscite 
über die Ligurer zu urtheilen hatte.') In diesen Fällen wurde 
der Senat als eine Art von Gerichtshof eingesetzt und deshalb 
den aufgerufenen Senatoren nicht nur der Eidschwur, sondern 
aucli, wie ausdrücklicli bezeugt ist, namentliche Abstimmung 
und Entscheidung nach der Mehrheit auferlegt. Es ist kein 
Zweifel, da.ss, wie die Schwurgerichte in Rom überhaupt vom 
Senate herzuleiten sind, so auch der Schwnr und die Art des 
Schwörens vom Senate auf die fid die Gerichte erloosten Rich- 
ter übergegangen sind.*^‘) 

Nacli diesen Vereinbarungen über das Verhältniss der Pa- 
tricier und der plebejisclien Beamten begann der Process Corio- 
lans und zwar, wie vorgeschrieben w'ar, im Senate. Dio- 
nysius lässt hier zuerst die Ankläger, die Tribunen, auftre- 
ten: der eine von ihnen hält die Ilauptrede, die andern fügen 
einzelnes hinzu. '*) Die übrige Rede des Hauptanklägers , welche 
über die Stellung der Plebs, den Character Coriolans und an- 
dere für den Process minder erhebliche Punkte handelt, über- 
gehen wir: von Wichtigkeit dagegen ist der Anfang der Rede, 


a) Liv. XXVI, 33. 

b) Liv. XXX, 40. 

c) Liv. XLn, 21. 

d) Dionys. VII, 39 flgd. ; e. 47. 
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in welcher er über den Rechtspunkt spricht.*) Er erzählt hier 
von der Zeit unmittelbar nach Vertreibung der Könige und von 
dem Provocationsge.setz des Consuls P. Valerius, das den be- 
drängten Plebejern Schutz gegen den regierenden Stand der 
Patricier gewährt liabe. Dies Gesetz, beliauptet er, .sei von der 
Art, dass darnucli Coriolan wegen des Unrechts und der Gewalt- 
thätigkeit, welche er allen Plebejern mit Einschluss der Tribunen 
zugefügt habe, vor Gericht gezogen werden müsse: selbst ohne 
Senatsbesehluss könnte er ihn deshalb eigentlich vor die Volks- 
versammlung laden. Wir haben früher'’) gezeigt, dass dieses 
Gesetz die Beleidigungen aller Patricier gegen Plebejer untersagte, 
dass es solche Beleidigungen für tyrannisch erklärte und mit 
demselben Fluche und derselben Acht belegte, welche auf das 
Streben nach Alleinherrschaft gesetzt war: es hatte den Rechts- 
grund gebildet, weshalb die Tribunen sclion vor der Vereinba- 
rmig mit den Patriciern Coriolans Bestrafung gefordert hatten.') 
Die Widerlegung dieses von den Tribunen angeführten Recht.s- 
grundes, welche von Dionysius in der Rede von Appius Claudius, 
dem Vertheidiger des patricischen Standes, gegeben wird, ist 
sehr schwach ‘‘): das Valerische Ge.setz sei nicht gegen die Pa- 
trieier, sondern zu Gunsten der Plebejer gegeben worden. Wich- 
tiger ist, was ebenderselbe anführt, das Gesetz sei in der ziem- 
lich langen Zeit seines Bestehens noch nicht gegen einen Patri- 
cier angewendet worden. Die Rede von M'. Valerius, der als 
Volksfreund und Friedenstifter auftritt, enthält nichts Besonderes 
auf den Rechtspuiikt bezügliclies, sondern beschäftigt sich damit, 
die Vortheile der neuen auf eine durchgängige Beaufsichtigung 
der Regierenden durch die Regierten abzielenden Einrichtung 
auseinander zu setzen.*') Ohne Zweifel entlialten diese Reden 
Betrachtungen von Dionysius, verrathen aber dem aufmerksamen 
Beobachter deutlich, worauf bei Coriolans Processe Gewicht ge- 


a) Dionys, VII, 41 ’Kpiü 5i ntpi toü tixalo'j TipiüTo-/ u. s. w. 

b) Siehe oben S. 160 flgd. 

c) Vergl. oben S. 22.'>. 

d) Dionys. VU, 52. 

e) Dionys. VII, 54 — 57. 
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legt werden muss und dieses wichtige kann sehr wohl als ge- 
schichtliche Ueberlieferung gelten. 

Es entstand darauf die Frage, wie die Anklage lauten, auf 
welches bestimmte Verbrechen die Untersuchung vor dem Volke 
gerichtet werden sollte. Coriolan, bemerkt Dionysius, erwartete, 
wegen seiner im Senate über den Ständevertrag abgegebenen 
Meinung vor Gericht gestellt zu werden: dies würde der Senat 
nicht bewilligt haben, um nicht die Redefreiheit im Senate zu 
beschränken.*) Dies ist wohl nur ein Kunstgriff des Geschichts- 
schreibers, um bemerklich zu machen , dass der ganze Streit- 
punkt, von dem Coriolans Process ausging, später aufgegeben 
wurde: nach seiner eigenen Darstellung konnten die Tribunen 
nicht mehr darauf zurückkommen. Sie erklärten, Coriolan we- 
gen Strebens nach Alleinherrschaft beim Volke belangen zu 
wollen: dies wurde bewilligt. Coriolan selbst verlangte sich 
von solchem Vorwürfe reinigen zu können. Es muss geschicht- 
liche Ueberlieferung gewesen sein, dass er wegen Strebens nach 
der Tyramiis angeklagt wurde: auch Dio Cassius in einem uns 
erhaltenen Fragmente erzählt es.**) Darauf folgte das Volksge- 
richt. Auch über dieses waren vorher einige Vereinbarungen 
zwischen den Patriciem und Plebejern getroffen worden. Man 
hatte bestimmt, der Gerichtstermin sollte erst an dem dritten 
Markttage anberaumt werden: es ist das erste Mal, dass das 
sogenamite trinu)ulinum, über welclies wir später mehr zu sagen 
haben werden, erscheint. Es war im Interesse des Angeklagten, 
damit er Zeit hätte die Vertheidigung vorzubereiten und alle 
nöthigen Beweismittel herbeizuschaffen, aber auch im Interesse 
der Ankläger, um die Aufmerksamkeit des Volkes zu erregen.') 
Ohne Zweifel galt die damit zusammenhängende Bestimmung, 
dass das Gericht an jenem einen Tage beendet werden musste : 
trgt irgend eine Störung ein, so war der Angeklagte freigespro- 
chen. Die zweite Vereinbarung war, dass die Volksversammlung 
mit einem Eidschwur ihre Stimmen abgeben sollte'*), eine höchst 

a) Dionys. VU, 58. 

b) Dio Cass. fr. Vat. 15. 

c) Dionys. VU, 58 und 59. 

d) Dionys. VII, 45 tvopxov izohti -rijv und c. 63. 
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bemerkenswerthe Bestimmung, von der sielt sonst, soviel ieli 
weiss, bei der Volksversammlung keine Spur findet. Auch 
lässt sich aus Dionysius' Worten nicht schliessen, auf welche Weise 
die Vereidigung geschah, wahrscheinlich ähnlich wie bei den 
Senatoren, dass die Bürger einzeln hervortraten, den Eid schwu- 
ren und ihre Stimme abgaben. Dies ist freilich von dem son- 
stigen Verfahren einer Kömistdien Volksversammlung abweichend, 
setzt auch eine verhältnissmässig geringe Zahl der Abstimmen- 
den voraus. 

Indessen über die wichtigste Sache war noch keine feste 
Bestimmung getroffen, nämlich darüber, welche Art von Volks- 
versammlung das ürtheil fallen sollte. Die Tribunen beraumten 
den Termin auf den dritten Markthig an und richteten Alles 
für Tributcomitien ein: da erhoben .sich Coriolans Anhänger und 
verlangten Centuriatcoinitien. Sie führten ohne Zweifel als Grand 
für ihre Forderung das Valerische Provocationsgesetz an*): nach 
ihm richteten die Centurien und es hatte den Kechtsgrund für 
die ganze gegen Coriolan angestellte Verfolgung gegeben. In 
den Centurien, wo das Uebergewicht in den Händen der Pa- 
tricier und der Wohlhabenden lag, hoffte man, würde Coriolan 
freigesprochen werden. Aber eben dies war für die Tribunen 
der Grund, auf Tributcomitien zu bestehen: sie behaupteten, 
gerade das gemeine Volk sei durch Coriolan beleidigt worden 
und müsse über ihu richten'’), wahrscheinlich auch, das Valerische 
Gesetz sei durch die neue Uebereiukunft verändert worden. Kurz, 
sie setzten ihre Forderung durch und Tributcomitien wurden zu 
Richtern über Coriolan bestimmt. Es ist höchst befremdend, 
dass dieser Streit über die Comitieu sich überhaupt jetzt noch 
erheben konnte. Erstlich muss man eine so wichtige Sache bei 
der Uebereinkunft der Patricier und Plebejer übergangen haben, 
während man unwichtigere Sachen in Bezug auf die Abstimmung 
anordnete. Zweitens fragt man, wie man in dem Seuatsbeschluss, 
wodurch das Gericht bestimmt wurde, die Volksversammlung 
bezeichnet habe. Wenn man den Ausdruck pleha brauchte, so 


a) Vei^l. oben S. 182. 

b) Dionys. VII, 59. 
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war kein weiterer Streit möglich: man hatte also popubw ge- 
sagt, womit man Centnriat- und Curiatcomitien bezeichnen konnte. 
Inde.ssen, wie auffallend dies auch ist, ein Grund, an der rich- 
tigen Ueberlieferung bei Dionysius zu zweifeln, ist nicht da: ja, 
eben der Umstand, dass der Streit über die Coraitien hier auf- 
feilend ist, macht es walirscheinlicli, dass der Geschiclitsschreiber 
treu seinen Quellen folgte. Auch ist kein Zweifel, dass sich 
seine Naclirichten vollkommen erklären lassen, dass trotz der 
vorangehenden Vereinbarung dennoch der Streit über die Volks- 
versammlungen sich erlieben koimte: mir muss man die Phan- 
tasien der neueren Gelehrten, welche diesen Punkt der Römischen 
Altertliümer behandelt haben, aufgeben und von der Ueberliefe- 
rung ausgehen. Jedoch diese Auseinandersetzung ist schwierig 
und sehr weitläuftig: sie würde uns von dem eigentlichen Ge- 
genstände abführen und eine besondere Arbeit verlangen. Wir 
begnügen uns hier die geschichtliche Ueberlieferung angegeben 
und durch äussere Gründe wahrscheinlich gemacht zu haben. 
Wir bemerken nur nocli die Worte, welche Dionysius*) später 
in Bezug auf Coriolans Process einem Tribimen bei anderer Ge- 
legenheit in den Mund legt. Er lässt ihn zwei vom Volke be- 
stätigte Gesetze erwähnen. Durch das erste liabe der Senat 
dem Volke das Recht gegeben, über jeden Patricier Recht zu 
sprechen: damit meint er die von uns erwähnte Uebereinkunft, 
welche die Cousuln mid Tribunen im Namen ihrer Stände ge- 
schlossen hatten.*’) Auch das zweite Gesetz, das den Curiatco- 
mitien statt der Centurien das Recht der Entscheidung über- 
tragen habe, muss bei eben derselben Gelegenheit erlassen sein. 
Es bedarf indessen einer weiteren, hier nicht zulässigen, Erklä- 
rung, um die beiden, mit einander scheinbar in Widerspruch 
stehenden, Zeugnisse von Dionysius zu vereinigen. 

Abgesehen von der Verscliiedenheit der Abstimmung hatten 


a) Dionys. IX, 46 toüs vöjiout dTitSei'xvuTo, oo« A ArexupiusEv 

o’j Ttpo TroXXoü. Ttlv xe zcpl xüiv AtxaiTTjpluiv xf,; pLexayuiyfjS , iji eAuixev rj 
ßouXT) Tiji Afjpop x)jv xpivEiv, ot>{ Sv a'jxofs SA^ck xtüv naxpixituv, 

xol xAv uirtp XTj! (Jo)'fiifopia{ , 3{ oAxAxi xijv Xoj^ixiv AxxXxjofov, dXXd XTjV 
xoupidxiv iizoUi xÄv 4'^tpu)V xupfav. 

b) Vergl. oben S. 153. 
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die Tributcomitien, welche von den Tribunen durcbgesetzt wur- 
den, auch einen andern Vorsitzenden als die (.'enturiat- und Cu- 
riatcomitien. Diese wurden von den Consuln geleitet und das 
war ebenfalls ein Grnnd gewesen , weshalb die Tribunen sich 
gegen dieselben erklärt hatten ; in jenen führten sie selbst den 
Vorsitz, also aucli bei C'oriolans Process, was Dionysius zwar 
nicht ansdrücklich bemerkt, aber aus den Einzelheiten seiner 
Erzäldung mit Sicherheit geschlossen werden kann.*) Darnach 
leiteten den Process die Tribimen, welche die Anklage vor ü'em 
Senate gefülirt luitten, wahrscheinlich einige der Hanptankläger 
abwechselnd, ln den Verhandlungen der Volksversammlunc un- 
terscheidet Dionysius zwei Theile. Zuerst tritt der Consal Mi- 
nucius auf und erzählt in seiner Rede, die Patincier liätten den 
Plebejern nachgegeben und die Anklage Coriolans zugestanden: 
mit diesem neu erworbenen Rechte möchten sie zufrieden sein 
und Cüriolan, der sonst ein verdienter Bürger sei, ohne Ab- 
stimmung, ohne weiteres gerichtliches Verfahren lossprechen- 
Indessen die Tribunen widersetzen sich diesem Vorschläge nnd 
so wird die förmliche Untersuchung gehalten. ’’) Es ist .schwer zu 
Scigen, ob Dionysius diese Einzelheit in seinen Quellen gefunden : 
möglich , dass er nur bei Coriolans Process angeben wollte , was 
in solchem Volksprocesse geschehen konnte. In beiden Fällen 
ist es sicher, dass die Volksversammlnng, auch ohne nähere 
Untersuchung, durch allgemeinen Zuraf, durch laute Aeusserung 
ihres gesummten AVillens, dem die Tribunen nachgeben muss- 
ten, die Freisprechung des Angeklagten herbeiführen konnte. 
Die Verurtheilung wohl nicht. Bei Coriolan also kam es zur 
förmlichen Verhandlung, bei der, wie der Consid Minucius be- 
merkt, nur auf die Anschuldigung wegen Strebens nach Allein- 
herrschaft eingeg-angen werden durfte. Darüber sprechen die 
anklagenden Tribimen: dagegen vertheidigt sich Coriolan. Er 


a) Z. B. der Tribun Sicinnius erklärt bei Dionys. VII , 61 , er werde 
die Abstimmung veranla.ssen (ivaicuoeiv tt)v if|!pov) und c. 63 gebietet der 
Tribun Decius Stillschweigen, und gestattet dem Angeklagten das Wort. 
Beides kann nur der Vorsitzende tliun. Man vergleiche auch c. 64 am 
Ende. 

b) Dionys. VD, 60 und 61. 
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gewann durch die Aufzählung seiner Heldenthaten sichtlich die 
Zuneigung des Volkes, als einer der Tribunen Decius in erneu- 
ter Ankliigerede einen andern Beweis für das Streben nach der 
Tyrannis*) beibrachte: Coriolan habe bei dem Feldzuge gegen 
Antinm die Kriegsbeute nicht, wie es seine Pflicht war, in den 
Staatsschatz abgeliefert, sondern, um die Beistimmung seiner 
Genossen für seine hocbveri-ätherischen Pläne zu gewinnen, an 
dieselben vertheilt: eine Thatsache, \velche der Angeklagte, 
wenngleich er andere Beweggründe hatte, doch als richtig zu- 
geben musste. '“) Deshalb zürnte ihm das Volk und als der 
Zorn sich in Toben und Lärmen äusserte, schlossen die Tribu- 
nen die Verhandlung und beantragten nach gemeinsamer Bera- 
thimg ewige Verbannimg; denn eine Capitalstrafe fürchteten sie 
nicht durchfüliren zu können. Aber die Verbannung, ich glaube 
ohne Vermögensverlust, wurde über Coriolan mit zwölf Stim- 
men der Tribus gegen neun ausge.sprochen. 

Wir haben Dionysius’ Darstellung von Coriolans Process 
durchgenommen. Es ist kein Zweifel, dass sie, wie erwähnt, 
nach antikem Geschmaeke rhetorisch bearbeitet ist; aber eben 
so wenig ist es zweifelhaft, dass dies nicht nach willkürlicher 
Erfindung geschehen ist, sondern qnellenmäs.sig , wenigstens 
nach dem Verfahren anderer Hochverrathsproeesse, in denen die 
Tribunen als Untersucher, die Tribus als Richter verkommen : Dio- 
nysius wollte in diesem ersten Volksprocesse ein Muster geben, 
wie man sich überhaupt deren Verlauf zu denken habe. Er er- 
kennt die Wichtigkeit des Processes, löst alle dem Geschichts- 
schreiber aufstossenden Fragen, ist in .sich vollkommen harmo- 
nisch und hat überdem in allen Hauptsachen , z. B. der Anklage, 
der Stimmenanzahl der Verurtheilenden , bestimmte Zeugnis.se 
der Quellen vor .sich. In Bezug auf die Anklage wird er von 
Dio Cassius bestätigt: wo er von Livius abweicht, in dem Er- 
scheinen Coriolans beim Termin, hat er wahrscheinlich Recht. 
Vielleicht ist Livius durch das Nichterscheinen Coriolans bei 
den anfänglichen Terminen vor dem Volke irregeführt worden: 
keines Falls hätte Dionysius den Tennin so ausführlich schil- 


a) So sagt es ausdrücklieh Dioays. VII, i>3. 


Digitized by Google 



266 


Profpss von T. Metiftiiiis. 


dem' können, wenn er bestimmte Rrwähnung gefunden, dass 
Coriolan sich zu demselben niclit gestellt hatte. 


Zehntes Capitol. 

Weitere tribnnicische Anklagen. T. Menenins. Sp. Servilins. C. Manlius 
und L. Farins. Ap. Glandins. Process von Kaeso äninctins. Tersnch die 
regierenden Consnln anznklagen. T. Romilins und G. Tetnrins. Ergeb- 
nisse Ober die tribnnicische Gerichtsbarkeit. Ihre Givilgerichtsbarkeit. 

Die Aedilen als Geholfen der Tribnnen. 

Bei Coriolans Anklage war das Recht der Volkstribunen, 
Patiider vor dein Volksgericht zur Keclienschaft zu ziehen, an- 
erkannt und in seinen Formen festgestellt worden: nicht ein 
einzelner Zweig iler Staatsverwaltung war fortan der Controlle 
der Plebejer unterworfen, .sondern die gesainmte; uiidit allein 
gewesene Beamten konnten von den Tribunen vorgeladen wer- 
den, sondern überhaupt alle Patricier, welche den regierenden 
Stand bildeten und an der Verwaltung Theil nahmen; zum Be- 
ginn eines solchen Processes war ein Seuatsbeschluss, der den 
Grund der .Anklage enthielt, uothwendiges Erforderniss. Inde.s- 
sen machten die Plebejer, wenigstens .so viel die Ueberlieferung 
eraüblt, nicht alsbald von ihrem neu gew'onnenen Rechte Ge- 
brauch. Es folgte der schwere, durch Coriolans Verurtheilung 
herbeigeführte Krieg, die Ackerstreitigkeiten und die .Macht de.s 
Fabischen Geschlechtes. Erst als dieses an iler Creraera um- 
gekommen war, beginnen die tribunicischen Anklagen von Pa- 
triciern. 

Der erste Angeklagte war T. .Meuenius Lanatus, der Con- 
sid des Jahres 477 v. dir.: er wurde nach Ablauf seines Amts- 
jahres von zwei Tribunen, Q. Considius und T. Genucius, vor 
das Vülksgericht gefordert. Der Grund der Anklage scheint die 
schlechte Kriegführung j welche den Untergang der Fabier her- 
beiführte, gewesen zu sein. So sagen es Dionysius und Dio 
Cassius*), imd auch Livius giebt dies als Grund der Verurthei- 

a) Dionys. IX, 25; Dio Cass. fr. 26. 
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lung an“), wenngleich er hinzusetzt, er sei von den Tribunen, 
welche das Ackergesetz betrieben , angeklagt worden, lieber den 
Gang des Processes eriahren wir nur eines, dass die Ankläger 
Anfangs auf Capitalstrafe hatten antragen wollen , aber nach dem 
Ausfelle der Untersuchung nur auf eine Geldstrafe von 2000 As 
antnigen. '’) Nach dem Verfaliren in Coriolans Process werden 
wir also annehmen'), dass durch den Senatsbeschluss eine Ca- 
pitalanklage von Menenius gestattet war, dass diese auch im Ge- 
richfeterniin festgehalten wurde, bis nach der Untersuchung und vor 
der Abstimmung die Aenderung in einen Antrag auf Geldstrafe ge- 
schah. Ueber die Strafe selbst ist die Nachricht von Dionysius 
bemerkenswerth. Als Menenius sie bezalilt, sagt er, hätte er 
sich wieder, wie früher, den Staatsgeschäften widmen können, 
er habe sich aber aus Kummer über die Verurtheilung in das 
Privatleben zurückgezogen. Daraus ersieht man, dass diese 
Verurtheilung durch das Volk auf tribunicische Anklage an sich 
keine Schande brachte und keine andern Folgen als eben die 
Strafe hatte : es war eine politische Massregel. Dagegen eine 
Verurtheilung im ordentlichen Gerichtswege hätte bürgerliche 
Strafe zur Folge gehabt. 

Sogleich im folgenden Jahre wurde Sp. Servilius, als er 
vom Consulate abgetreten war, durch zwei Volkstribunen L. Cae- 
clicins und T. Statius angeklagt, nach übereinstimmender Ueber- 
lieferung, wegen Ungeschicks im Kriege: der nöthige Senatshe- 
schluss muss erlassen worden sein. Aber die Anstrengungen 
der Patricier, des Angeklagten Unerschrockenlieit bei der Ver- 
theidigung, auch die Reue der Plebejer über die Verurtheilung 
von Menenius bewirkten , dass er von allen Tribus freigesprochen 
wurde.**) Wiederum im folgenden Jahre, 473 v. Chr., beschloss 

a) Liv. 11, 62 sagt: Q. Considius et T. Geuucius, auctorcs agrariae 
legis , T. Menenio diem dicunt. Invidiae erat amissum Cremerae prae.sidium. 
Aber bald nachher bei der Anklage von Sp. SeiTÜius: Et huic proelium 
cum Tuscis ad laniculum erat crimini, d. h. dieser ebenfalls, wie früher 
Menenius, wurde wegen Unglücks im Kriege angeklagt. 

b) Liv. n, 52; Dionys. IX, 27. 

c) Vergl. oben S.2G1; Dionys. VII, 64. 

d) Liv. II, 52; Dionys. IX, 28 flgd. 
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der Tribun Cn. Genueius, die Controlle der Staatsverwaltung, 
welche die Plebejer üben durften, als Mittel zur Durchführung 
des Ackergesetzes zu benutzen; er klagte die eben abgetretenen 
Consuln C. Manlius luul L. Furius an, weil sie nicht gemäss 
des zwölf Jahre vorher erlassenen Ackergesetzes von Sp. Cas- 
sius Zelinmänner zur Ausführung desselben ernannt hätten.*) 
Interessant sind die Betrachtungen,, welche Livius hei dieser 
Gelegenheit von den Consuln anstelleu lässt.'’) Sie ermahnen 
die jmigen Patricier nicht nach dem Consulate zu streben: das 
sei nicht eine Ehre, sondern bringe die höchste Gefahr. Der 
Consul müsse, wie ein Diener, .\lles auf den Wink und den 
Befehl des Tribunen thun: wenn er sicli rege imd an irgend 
etwas anderes als die Plebs denke, so müsse er die Verbannung, 
wie Coriolan, oder eine Verurtheilung, wie Menenius, erwarten. 
Es spricht sich darin die Klage aus, dass das Cousulat ganz 
imter der Controlle der Tribunen stehe imd ihnen in jeder Hin- 
sicht Rechenschaft zu geben verpflichtet sei. Ueber die Anklage, 
welche Genueius anstellte, selber haben wir ideht nähere Nach- 
richten; den Senatsbeschluss muss er sich verschafft haben. 
Nur dies eine meldet die Ueberlieferung, die Patricier seien ent- 
schlossen gewesen, auf jede Weise die Verm-theilung zu hindern 
und ideht zu gestatten, dass die Tribunen ihr Anklagerecht zur 
Durchfülirung politischer Massregeln missbrauchten. Am Ge- 
richtstage, als der Process entschieden werden sollte und musste, 
erschien der Ankläger nicht ; er war ge.storben, sei es eines natürli- 
chen Todes,') oder dinch die Gewaltthätigkeit der Patricier. '') Da- 
mit war die Anklage gefallen und sie wurde von keinem andern 
Tribunen erneuert. 


a) Dionys. IX, 37. 

b) Liv. II, 64 Consularcs — fasces, praetextam curulem(|ue sellam ni- 
hil aliud quain pompam fuiicris putent. — consulatum captum ct oppressum 
ab tribunicia potestate esse; consuli, velut apparitori tribunicio, omnia ad 
nutum imperiumque tribuni agenda esse. Si se commovorit, si respexerit 
patres, si aliud quam plebem esse in republica crediderit, exilium C. Mar- 
cii, Menenii damnationem et mortem sibi proponat ante oculos. 

c) Dionys. IX, 38. 

d) Liv. II, 54; Dionys. X, 38. 
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Audi von Ap. Claudius’ Prooess im Jalire 470 v. Cbr. ist 
nur unvollkommene Kunde auf uns gekommen.*^) Er war 
im vorhergehenden Jahre Consul gewesen und wurde, als er sich 
mit aller Gewalt dem Ackergesetze entgegen stellte, von zwei 
Tribunen, M. Duilius und Cu. Sicciiis, angeklagt. Als Anklage- 
gründe giebt Dionysius*) an, Appius pflegte schlimme Meinun- 
gen im Senate gegen das Volk abzugeben und liätte dadurch 
Aufruhr in den Staat gebracht: er hätte Hand an einen Volks- 
tribunen gelegt : er hätte in einem Feldzuge unglücklich gekämpft. 
Indessen Diony.sius stellt dies als Inhalt einer Rede auf, welche 
die Tribunen vor Abhaltung des eigentlichen Gerichtstermines 
hielten; also möglich, dass die Anklage noch anders war, nur 
soll der Strafantrag auf Tod gelautet haben. Es bemüliten sich 
für den Angeklagten die Patricier, Claudius selbst that nichts, 
um den Zorn des Volkes zu besänftigen, änderte nichts in seiner 
früheren Lebens- und Redeweise. Von dem Process erfahren 
wr nichts Genaueres und der Senatsbeschlnss , der für densel- 
ben erlassen sein muss, wird nicht ausdrücklich erwähnt. Li- 
vius*’), dem Zonaras beistimmt, berichtet, der Angeklagte habe 
sich an dem Tenniue vor dem Volke unjjschrocken vertheidigt, 
und die Tribunen hätten ihm freiwillig einen andern längem 
Termin gesetzt. Dies stimmt nicht mit dem sonstigen Verfaliren 
bei Volksgerichten, wo an dem entscheidenden Termine der Pro- 
cess zu Ende gebracht werden musste, wenn nicht die Anklage 
fallen und der Angeklagte freigesprochen werden sollte. Diony- 
sius erwähnt zwar auch eine Volksversammlung, in der Appius 
zu seiner Vertheidigung gesprochen, sagt aber nicht, es sei dies 
der von den Tribunen förmlich anberaumte Gerichtstenniu ge- 
wesen. So werden wir also auch Livius’ Nachricht erklären 
müssen und die Ausdrücke desselben gestatten es'): nach Er- 

a) Dionys. IX, 54 

b) Liv. II, 61. Vcrgl. Zon. VII, 17. 

c) Liv. 11, 54 Semel causam dixit, quo semper agerc omiiia solitus 
erat, accusatorio spiritu, adeoque Constantia sua et tribunos obstupefecit et 
plcbeui, ut diem ipsi sua voluntate prodicerent : tralii deinde rem sinevent. 
Hier könnte man auch an die Ansetzung eines zweiten Gerichtstennines 
denken, aber nothwendig ist cs nicht; auch Zonaras’ Worte lassen eine 
doppelte Erklärung zu. 
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lassuug des Seiiatsbesrhlusses hielten die Tribunen eine Volks- 
versammlung, in der auch Appius erschien und sieb so ent- 
schlossen vertbeidigte, dass die Ankläger absichtlich die Ent- 
scheidung hiuzogen und den eigentlichen Gericbtstermiu auf 
einen spätem Tag, als es nöthig war, ansetzten. Ehe dieser 
Tag erschien, starb Appius durch eigene Hand. 

Ergiebiger für die Erkerintuiss der tribunicischen Gerichts- 
barkeit ist der Frocess von Kaeso Quinctius, im Jahre 461 v. 
Chr. Erstlich war er der Ueberlieferung zufolge jung, zwar 
ausgezeichnet im Kriege und zu den höchsten Iloil’nungen be- 
rechtigend, hatte aber doch noch keine Ehrenstellen bekleidet. 
Er stand also in dieser Beziehung eben so wie Coriolau und 
seine Anklage beweist, dass alle Patricier, mochten sie Aeniter 
bekleidet haben oder nicht, vor das plebejische Volksgericht ge- 
zogen werden konnten. Seine Vergehen bestanden ferner iu 
hochmüthigem und gewaltsamem Verhalten gegen einzelne Plebe- 
jer, ganz besonders aber in dem Widerstande, welchen er an der 
Spitze der patricischen Jugend den Volkstribunen beim Durch- 
führen des Terentilischen Gesetzvorschlages entgegen gestellt 
hatte.“) Der Anfang des Streites begann, wie Livius erzählt, 
immer, wenn die '1^1)011011 die Plebs Behufs der Abstimmung 
auseinander treten hiessen: daim stand die patrici.sche Jugend 
im Wege, Hess sich von den Dienern der Tribunen nicht ent- 
fernen, es kam zu Wortwechsel und Thätlichkeiten , bei denen 
die Tribunen selbst Misshandlungen erfuhren. Diese Vorkomm- 
nisse beweisen auf das Deutlichste, dass jenes auf dem heiligen 
Berge angenommene Plebiscit über die Unverletzlichkeit der Tri- 
bunen, ferner das Icilische Plebiscit über die Ordnung der ple- 
bejischen Volksversammlungen die Patricier niclit band: sonst 
wäi’e es den Tribunen ein Leichtes gewesen, augenblicklich sol- 
chen Unordnungen der patricischen Jugend zu steuern, ja sie 
wären aus Furcht vor sofortiger Todesstrafe gar nicht vorge- 
kommen. Als bei ähnlicher Gelegenheit 471 v. Chr. der Tribun 
Laetorius, um die Abstimmung zu beginnen, die Plebs ausein- 
ander treten hiess, standen patricische Jünglinge im Wege: der 


a) Liv. III, 11 ; Dionys. X, 5. 
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Tribun wollte sie entfernen lassen; aber der Consul Ap. Claudius 
erklärte, jener habe kein Redit über Patiicier: es sei überhaupt 
gegen die Sitte <ler Vorfahren, dass er dabei Gewalt brauchen 
wolle. Denn die alte Formel, mit der die Abstimmung ange- 
ordnet wurde, lautete: „wenn eseucli beliebt, Quinten, tretet aus- 
einander.”“) Also da den Tribunen andere gesetzliche Mittel, 
um den sich in den plebejischen Versammlungen zeigenden Wi- 
derstand zu breclien, niciit zu Gebote standen, beschloss der 
eine von ihnen, A. V'erginius, den Hauptwidersacher Kaeso 
Quinctius vor das plebejische \b)lksgericht zu laden. 

Hier tritt uns eine ainlere Ersclieiuuug in auffallender Weise 
entgegen. Wäre das j)lebejische V'olksgericht eine regelmässige 
Erscheinung gew-esen und nur auf Ladung eines der zehn Tri- 
bunen zusammengetreten, so wäre ein solclies Betragen der Pa- 
tricier ebenfalls unmöglich gewesen. Sie hätten sicli in Acht 
genommen, hätten Anstoss bei der Plebs vermieden, geheime 
Künste dem offenen .\uftreten vorgezogen. Jetzt aber werden 
die Angeklagten, von denen wir gesprochen, ganz besonders aber 
Kaeso Quinctius als übemüthig vor der Anklage geschildert: 
sie schmähen die Tribunen, erklären,, sie ständen nicht unter 
ihrer Gerichtsbarkeit, wollen sich vor dem ordentlichen Richter 
stellen'*), kurz sie scheinen gar nicht zu denken, dass sie vor 
ein plebejisches Gericht unter Leitung der Tribunen kommen 
können. Aber wenn sie dann von einem Tribunen beim V^olke 
angeklagt w'orden sind, tritt ein plötzlicher Umschlag in Meinung 
und Betragen ein. Sie bekommen Furcht, suchen die Gunst 
des Volkes zu gewiimen, bitten um Aufschub des Termines, 
ihre Freunde und der ganze Stand der Patricier bemühen sich. 
Dieser plötzliche, für Jeden, welcher die Gescliichte dieser Ankla- 
gen liest, auffallende Wechsel kommt von dem Senatsbeschlusse her, 
der, wie wir bei Coriohms Processe nachgewiesen, zur Anklage 
eines Patrieiers vor der plebejischen V'olksversammlung nöthig 
ist. Vor diesem Senatsbeschluss hat kein Patricier etwas von 
den Tribunen zu fürchten; ist aber derselbe entweder durch 

a) Liv. II, 56 si vobis videtui-, discedite, Quirites. 

b) So crkläi-t es Kaeso Quinctius bei Dionys. X, 5. 
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Furcht vor Aufruhr erzwungen oder aus anderen Rücksichten 
gegeben, so verwandelt sich der Trotz in Besorgniss: der Patri- 
cier ist dann der Volksraclie Preis gegeben. 

Von diesem Senatsbeschluss und seiner Nothwendigkeit ha- 
ben wir bei Kaeso Quinctius’ Process noch eine andere, nicht zu 
verkennende Andeutung. Er war einer der ersten unter den 
jungen Patricieni und ilir Führer bei dem Widerstande gegen 
die Tribunen und das Terentilische Gesetz gewesen, als A. Ver- 
ginius seine Anklage begann : der Senatsbescldu.ss, durcli welchen 
dieselbe auf ein Kaiiitalverl)reclien hin erlaubt wurde, war, man 
weiss nicht in welcher Weise, gegeben, und das Befragen aller 
Patricier änderte sich. Er selbst ging beim Volke umher, um 
sich zu empfehlen, noch mehr sein Vater und seine Verwandten, 
aber mit geringem Erfolge. Es erschien der Termin, wo die 
Untersuchung gegen ihn geführt wei den sollte, die Zeugen traten 
auf, unter andern auch ein ehemaliger Volkstribun M. Volscius 
Fictor“), der Kaeso beschuldigte, seinen Bruder muthwilliger 
Weise erschlagen zu haben. Dadurch wird das Volk erbittert 
und der Ankläger lässt den Angeklagten greifen, um ihn in das 
Gelängniss zu füliren. Indessen die Patricier, heisst es, leisteten 
Widerstand.*’) Sie waren nämlich berechtigt dazu, ln dem Se- 
natsbeschlusse , der die Anklage erlaubte, mus.ste, wie wir 
gesehen, der Grund der Anklage bestimmt angegeben wer- 
den: dieser Anklagegriuid allein kam beim Termine zur Sprache. 
Wurde noch ein anderes Verbrechen bei der Untersuchung er- 
mittelt, so konnte dies mit dazu beitragen, um die Verurtheilung 
wegen de.s eigentlichen Anklagegrundes herbeizuführen, aber es 
duifte nicht an sich benutzt werden, um ein besonderes Verfah- 
ren einzuleiten. Dies aber wäre geschehen, wenn Verginius den 
Angeklagten wegen des angeblichen Mordes ins Getangniss ab- 
geführt hätte. Deshalb traten die andern Tribunen, deren Hülfe 


a) Liv. III, l.S. Dagegen Dionys. X, 7 nennt ihn einen Collegen des 

auklagenden Tribunen: er sagt von Verginius it tüv o'jvapyrfvtujv 

Mdpxov UuilXiJxiov. wohl nur eiu ungenauer Ausdruck. 

b) Liv. III, 13 Verginius arripi iubet boniinem et in vincula duci, pa- 
tricii contra vi resistuut. 


Digitized by Google 



Piocess von Kaoso Quinctius. 


273 


angerufeu wird, dazwischen: sie hindern, wie Livius*) sagt, das 
Gefäuguiss und erklären, Kaeso gegen Bürgschaft, dass er beim 
Termin erscheinen werde, auf freiem Fuss lassen zu wollen: die 
Höhe der Bürgschaft solle der Senat bestimmen. Hier w'ird 
plötzlich der Senat erwähnt: eine blosse Höflichkeit wird man 
in der Nachgiebigkeit der Tribunen und in ihrer Erklärung, 
sich dem Willen desselben fügen zu wollen nicht tiuden. Hätten 
sie die Befugniss gehabt, ohne dessen Erlaubniss gegen einen 
Patricier einzu-schreiten oder nach geschehener Auslieferung des- 
selben eine Klage, wie sie wollten, zu veranskilteu, so hätte es 
genügt, dass sie sich selbst über das V^erfahren einigten. Nein, 
sie müssen den Senat binzuziehen, und zwar so oft, wie sie 
wegen eines neuen Verbrechens einen neuen Strafantrag stellen 
und einen neuen Tennin ansetzen. Dies war bei Kaeso gesche- 
hen: an dem Termine, wo über seine politischen Verbrechen Un- 
tersuchung gehalten wurde, kam ein gemeines Verbrechen von 
ihm, ein Mord, angeblich zu Tage: der Ankläger übergeht also 
die ersteren, als die geringeren, lässt den Termin für dieselben 
ohne Ergebniss verstreichen, wodurch Kaeso von ihnen freige- « 
sprochen wird, will aber den .Mord zum Gegenstände eines neuen 
Processes machen. Dazu bedarf es einer Erlaubniss des Senates, 
durch welche die Art und Weise des Verfahrens bestimmt wird. 

Der Ausdruck von Livius ist zw'eideutig und vielleicht ungenau: 
man darf ihn nicht so auffasseu, als ob die Tribunen sich nur 
wegen der Höhe der Bürgschaft an den Senat gewaindt hätten. 
Richtiger bezieht Dionysius den Senatsbeschluss auf Freilassung 
mid Bürgschaftsstellmig des Angeklagten überhaupt.'’) Also die 
Tribunen machten gemeinschaftlich einen Antrag beim Senate, 
erstlich, die neue Anklage gegen Kaeso w'egen Mordes zu ge- 
statten, zw'eitens ihn bis zum Termine gegen Bürgschaft frei zu 
lassen; aber über die Höhe der Bürgschaft stellten sie keinen 

a) Liv. Ul, 13 Appellati trilimii medio docreto ius anvilii sui cxpediuiit. 

In viucula coniici vctant: sisti leuiii pecmiianupie nisi sistatur populo pro- 
mitti placere promintiant. Siiramam pecuniae quantani aeqiumi esset pro- 
mitti veniebat in dubium: id ad senatum reiieitur. 

b) Dionys. X, 8 aod po'jXij ouvsXö&üsot itj/Tp.p(oaTO ypyj|j.aai äitYfUTjlHv 
iXtu8cpov elvai xä o(ü(xc[ ptypt 5 (xT|;. 

18 
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Antrag, sondern überliesseu es dem Senate dieselbe zu bestim- 
men.*'^) 

Der Senat bestimmte, Kaeso solle zehn Bürgen, jeden zu 
3000 As stellen : er stellte sie und wurde freigclassen, ging aber, 
ehe am folgenden Tage der neue Tennin gehalten wui'de, in 
die Verbannung nacli Etrurien, er fürehtete nicht bloss Venir- 
theiluug, sondern wirkliche Hinrichtung. Heber das Weitere ist 
die Ueberlieferung scheinbar nicht einstimmig. . Livius erzählt, 
am Gerichtstage hätte der Tribmi V'erginius, trotzdem dass der 
Angeklagte nicht erschienen, dennoch eine Volksversammlung 
halten wollen , aber die andern Tribunen , zu Hülfe gerufen, 
hätten die Volksversammlung entlas.sen. Dionysius sagt nur, 
die Tribunen hätten am folgenden Tage das Volk versammelt 
und als Kaeso nicht ers<;hien, den Spruch gegen ihn bestätigt. 
Dieser Wideisj)rucb ist nur scbeijibar: Livius setzt etwas hinzu, 
was der andere Schriftsteller nicht erwähnt. Es versteht sich 
von selbst, dass Kaeso, weil er sich nicht zum Termin gestellt, 
als geständig galt und somit die Anklage als begründet erschien; 
der Strafantrag wurde dadurch Gesetz, ohne Befragung, ohne 
Abstimmung des Volkes. Die Capitalstrafe wurde von dem an- 
klageuden Tribunen allein über Kaeso ausgesprochen. Indessen 
es scheint, dass Wrginius, der auch gegen die Bürgschaflsstellung 
des Angeklagten gewesen war, noch besondere Massregelu beim 
Volke beantragen wollte, vielleicht fönnliche Aechtung, Einziehung 
des Vermögens, wenn er ausser dem, was sein Vater besass, 
etwas hatte, und ähnliches. Dies hinderten die andern Tribunen, 
wiederum, wie ich glaube, w'eil es gegen den Senatsbeschluss 
und somit ungestdzlich gewesen wäre. Dass Kaeso später wirk- 
lich in der Verbannung war und nicht etwa, nachdem die Bür- 
gen das Geld bezahlt hatten, zurückkelu'eu durfte, ergiebt sich 
schon aus dem Begriffe der Bürgschaft, die er geleistet hatte: 
Livius*) bemerkt sogar, es wäre später unmöglich gewesen, ihn 
seiner Familie und dem Staate wiederzugeben, d. h. zu begna- 
digen. Kurz und nicht recht genau berichtet ferner ebenderselbe*’). 


a) Liv. III, 25. 

b) Liv. Ill, 13 jiecunia a patre exacta crudeliter. 
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das Geld für die Bürgschaft sei von dem Vater auf grausame 
Weise eingetrieben worden, richtiger Dionysius*), man habe 
das Geld von den zelin gestellten Bürgen eingetrieben , aber der 
Vater habe es diesen aus seinem eigenen Vermögen wiederer- 
stattet tmd sei dadurch verarmt.*^) 

Die weiteren Kämpfe um den Terentilischen Gesetzesvor- 
scblag liefern noch andere Beispiele über das Verfahren bei tri- 
buuicischeu Anklagen von Patrideru und gewesenen patricischen 
Beamten. Im Jahre 455 v. Clir. suchten die Consuln T. Romi- 
lius und C. Veturius den inuern Streitigkeiten durch kriegeriselie 
üntemehmungen zu entgehen, wnirden aber bei den Aushebun- 
gen vielfach von den Tribunen gehindert. Die Tribunen klag- 
ten, ihr Einspruch sei nicht beachtet, sie selbst und ihre Diener 
gemisshandelt worden: deshalb machten sie den Versuch, die 
Consuln vor dem Volke zur Rechenschaft zu ziehen. Indessen 
diese verstanden sicli nicht dazu und die Tribunen wandten 
sich an den Senat, bei dem sie die Forderung aufstellten, ent- 
weder sollten sich die Consuln in der Volksversammlung durch 
einen Eid von den Vergehungen gegen die Tribmien und die 
Plebejer reinigen, oder, im Falle sie den Eid aus Schuldbewusstsein 
nicht leisten könnten, sich vor dem Gerichte der Plebs stellen, 
ln diesem ungewöhnliclien Verfahren zeigt sich erstlich die 
Ueberzeugung der Tribunen, dass sie gesetzlich keine Anklage 
gegen die Consuln, so lange sie im Amte sind, erheben dürfen. 
Denn sonst würden sie es thun, und nur um die Erlaubniss 
zur Anklage einkoramen. Aber sie verlangen von den Consuln 
einen öffentlichen Eid. Sie sind gesetzlich von dem imperium 
der Consuln befreit"): schwören nun die Consuln, sie hätten 
ihnen vermöge ihres imperium nichts zu Leide gethan, so er- 
klären sie damit mittelbar, was sie gethaii, hätten sie nicht amt- 
lich, sondern als einfache Patricier gethan imd setzen sich dadurch 


a) Dionys. X, 8 xai xoö« äy)fuT)Tac hin.a 5via« iTtpd^avTO xä itepl xoü 
oüipiaxoc x^{ dTTOxaxaoxäocujs 6pioXoyT;ftivxa ypVjixaxa — 6 5i raxijp aixoü 
xä TcXtlaxa xfjs oüai'ac ixep.j:oXViaas xal xa 6p.oXoYT|ö£vxa üito xüiv äy^uTiXiüv 
ypi^pioxa ditoöoüt — inlnoio'i xal xaXa(nu)pov ß(ov. 

b) S. oben S. 198. 
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einer tribunicisplien Anklage aus. Leisten sie den Eid nicht, 
so erkennen sie an , das imperiuin gegen tlie Tribunen gebraucht 
und den Ständevertrag vom heiligen Berge gebroclien zu haben: 
damit geben sie ebenfalls die .Möglichkeit zu einer tribunicischen 
Anklage, freilich einer andern, als gegen Privatleute unter den 
Patriciern gerichtet wurde. Jedenfalls aber erkennen die Tribu- 
nen an, dass der Senat die veriuitteliide Behörde i.st, ohne deren 
Beistiiuniung sie nichts Gesetzliches ausrichteu können. Dio- v 
nysius erzählt noch weiter ausführlich, Livius") erwähnt, ohne 
von diesen Verhandlungen zu sprechen , nur im Allgemeinen 
innere Streitigkeiten. Bei der Berathung des Senates wurden 
die Ankläger und die Consuln gehört. Die Letztem weisen die 
BeschiUdigungen zurück und behaupten, gegen die Consuln 
stände den Tribunen gar kein Recht zur Anklage zu; selbst 
gegen die andern Patricier, welche kein Amt hätten, hätten sie 
das Recht der Anklage nur in Folge eines Seuatsbeschlusses'’): 
sie drohten deshalb, wenn jene ein Gericht hielten und die Ple- 
bejer abstimmen Hessen, d. h. auch wenn der Senat seine Er- 
laubniss zum Gericht gäbe und dieses so berufen würde, dann 
würden .sie, die Consuln, dennoch mit Waffengewalt Widerstand 
leisten. Das Verfahren des Senates bei dieser Gelegenheit ist 
beinerkenswerth : es war ein Fall, der noch nicht dageweseii 
war. Bisher waren nur Privatleute angeklagt worden, Beamte 
erst nach Ablauf ihres Amtes. Jetzt sollten die regierenden 
Consuln ungeklagt werden und damit wurde ein schlimmes Bei- 
spiel gegeben, das die Kraft der Regierung zu lähmen drohte: 
deshalb trug die Mehrheit der Senatoren, so selir auch die jün- 
geren Mitglieder, in diesem Falle mit den ältesten gleichberech- 
tigt*), gleiche politische Gesinnung mit den Plebejern haben 
mochten, dennoch Bedenken. Ueberdem waren die Consuln dem 


a) Dionys. X, 34; Liv. 11], 31. 

b) Dionys. X, 34 (ij Selv i;elvai xatd twv 

bKaTlüv Tivdi toi; , wäre jATjÄs xaid tiüv aXXujv 

Trax(>ix(u>v too cpauXota'to'j taoTrjV dnoSeSfJoilac tt^v , vjv jj.7j ^ ßouXTj 

tJ^TjtpioTjTai • le, 6'xav dvaSdiai toic ^TjfjtÖTatc • td 

ÄTrXa zepib^oeiv toT; TcaTpixioic. 

c) S. oben 8. 258. 
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Senate nicht untergeben : sie hatten ein gesetzliches Recht , mit 
Waftengewalt zu drohen, wenn wirklicli ein Senatsbeschluss 
über sie erlassen und die Klage angestellt würde: und sie beru- 
fen sich hei Dionysius ausdrücklich auf ihre königliche Gewalt. 
Auf der andern Seite drohten die Tribunen und das Volk , moch- 
ten auch mit Recht klagen, dass ihnen die auf dem heiligen 
Berge gewährleisteten Rechte geschmälert würden. In dieser 
Verlegenheit zog der Senat die Verhandlung in die Länge und 
trennte sich ohne Beschluss. Die Tribimen erkannten, dass es 
unmöglich sei, einen Capitalprocess gegen die Consuln durch- 
zusetzen, sie versuchten eine Geldstrafe gegen dieselben und 
fferaumten dazu einen Termin der plebejischen Volksversamm- 
lung auf den dritten Markttag an. Indessen auch diesen Plan 
führten sie nicht aus , wie sie selbst erklärten , auf Bitten vie- 
ler angesehenen Bürger: der wahre Grund war olme Zweifel, 
dass sie auch für diesen Process den nöthigen Senatsbeschluss 
nicht zu erlangen und auch mit ihm den AViderstand der Con- 
suln nicht zu beseitigen hofften. “) 

Jedoch in demselben Jahre erlitten die Tribunen bei ihrer 
Betreibung des Terentilischen Gesetzvorschlages neue Kränkungen 
durch die Patricier, w'elche, um die Abstimmung einer plebe- 
jischen Volksversammlung zu hindern, die Urnen mit den 
Stimmtäfelchen gewaltthätiger Weise fortgenommen hatten: sie 
beschlossen die Urheber dieser Störimgen zur Strafe zu ziehen.*^’) 
Nach gepflogener gemeinschaftlicher Berathung liessen sie die 
übrigen Strafen, welche nach dem Icilischen Plebiscite dem 
Plebejer bei Störung der plebejischen Volksversammlungen droh- 
ten, fallen und beantragten nur Einziehung der Güter zum 
Besten der Ceres gegen Mitglieder des Postumischen, Sempro- 
nischen und Cluilischen Geschlechtes. Zuvörderst wandten sie 
sich also an den Senat und dieser erlaubte, um den Zorn der 
Plebs zu besänftigen, die gerichtliche Verfolgung imter den an- 
gegebenen Bedingimgen. '■) Indessen beschlossen die Stimm- 

a) Dionys. X, 35. 

b) Dies sagt ausdiiicklieli Dionys. X, 42, der liier wiederum der ein- 
zige Gewährsmann ist. 
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führet unter den Senatoren, den Verurtheilten ihren Schaden zu 
ersetzen. So geschah es: die Angeklagten wurden abwesend 
verurtheilt, die Patricier kauften ihnen ihre Güter von denjeni- 
gen, welche sie beim öffentlichen Verkaufe erstanden hatten, 
zurück. **) 

Der Versuch, die regierenden Consuln vor dem Volksge- 
richte anzuklagen, war misslungen; aber als sie ihr Amt nie- 
dergelegt hatten, konnten oder mochten die Patricier sie nicht 
schützen. Als Ankläger gegen T. Romilius trat ein Volkstribun, 
den Livius*) C. Claudius Cicero, Andere’’) L. Siccius Dentatus 
nennen, gegen dessen ehemaligen Collegen C. Veturius der Ae- 
dil L. Alienus auf. Den Gnmd der Anklage giebt Livius nicft 
an; jener sei verhasst gewesen, sagt er, weil er die Kriegsbeute 
zu Gunsten des Staatsschatzes verkauft hatte. ®) Dionysius 
giebt im allgemeinen Staatsvergehen als den eigentlichen An- 
klagegrund an, lässt dann aber den Ankläger in seiner Rede 
vor dem Volke zwei verschiedene Sachen erwähnen, erstens Ge- 
walttbätigkeit gegen die Tribunen, zweitens Arglist und Unge- 
schick im Kriege das letztere allein führt Plinius an. Man 
erkennt, die Ueberlieferung war nicht einstimmig: die eigent- 
liche Anklage mochte etwas anderes sein als dasjenige, was 
den Angeklagten den Volkshass zuzog und ihre Verurtheilung 
bewirkte. Zweierlei ist bei diesem Process zu bemerken. Er- 
stens vor der Anklage sind die beiden von den Tribunen Be- 
drohten guten Mnthes*): sie setzten ihre Hoffnungen auf den 
Senat und achteten die Gefahr gering , da ihnen die älteren und 
die jüngern unter den Senatoren versprachen, „sie würden den 
Kampf nicht zu Ende kommen lassen”. Sie rechneten also 


a) Liv. III, 31. 

b) Dionys. X, 48; Plin. nat. hist. VII, 102. 

c) Liv. a. a. 0. Praeda parta ingons. Eam proptor ioopiam aerarii 
consules vendiderunt. Invidiae tarnen res ad exercitum fuit eaque tribunis 
matericm criminsindi ad plebem consules praebuit. 

d) Dionys. X, 49. 

e) Dionys. X, 48 oi ptv u;:otixoI roW.öj iXriSac elyov iTti ßouXj 
xal TÖ xivSuvcupa <v Daippcji inoioüvTO f> 7 ti 05 (voup^vu)v auT 0 t< itptaßuvipuv 
Tt xal vl<uv oüx Ictsitv tÖv dyüiva ijtiTtXt9#f;vai. 
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darauf, der Senat würde den zum Volksgerichte noth wendigen 
Beschluss nicht fassen. Dennoch gab der Senat, man weiss 
nicht aus welchen Gründen , nach und Romilius wurde zu 10000, 
Veturius zu 15000 As Geldhusse verurtheilt. Zweitens, die 
Verurtheilten blieben, als sie die Geldbusse bezahlt, im Senate 
und allen ihren Würden. Die Ueberliefening erzählt"), bald 
nachher sei es im Senate zur Berathung über den Terentilischen 
Gesetzesentwurf gekommen, der von den Tribunen eifrig betrie- 
ben wurde : Romilius gewitzigt durch das erfahrene Unglück rieth 
zur Nachgiebigkeit und setzte es durch, dass der Senat das 
Gesetz annalmi. Dafür dankbar erklärt sein früherer Ankläger, 
der Tribun, er wolle ilim die vom Volksgericlite auferlegte 
Geldbusse erlassen und die übrigen Tribunen stimmten dem bei. 
Romilius aber nahm es nicht an : er bezahlte die Busse , weil 
dieselbe schon den Göttern, d. h. der Ceres, verfallen sei. Es 
liegt hierin also ein deutlicher Beweis, dass eine Verurtheilung 
durch das plebejische Volksgericht für die Patricier keine Schande 
irgend einer Art mit sich brachte, und ferner, dass wie das 
Vermögen der von den Tribunen Bestraften zum Besten der Ce- 
res eingezogen wurde, so auch die von ihnen auferlegten Geld- 
bussen zu gleichem Zwecke verwendet wrden. 

Wir haben die Entwickelung des tribunicischen Strafrechts 
bis zur Gesetzgebung der zwölf Tafeln verfolgt und in den Bei- 
spielen , welche die Ueberliefening darbietet , nachgewiesen ; wir 
halten, ehe wir in unserer Untersuchung weitergehen, inne, um 
die bisherigen Ergebnisse zu überblicken. Die Gewalt der Tri- 
bunen war in der kurzen Zeit seit ihrem Entstehen so gewachsen, 
dass sie einen bedeutenden Einfluss auf den ganzen Staat theils 
mittelbar theils unmittelbar ausübten. 

Die ursprüngliche Gewalt der Volkstribuneu bestand in dem 
Recht der Hülfeleistung gegen das consularische imperium mid 
wurde in dieser ganzen Zeit zum Besten bedrängter Plebejer 
geübt. Deswegen waren sie selbst von dem imperium der Con- 
suln ausgenommen, imd ihnen die Befugniss mit der Plebs zu 
verhandeln, zugestanden worden: die Patricier, ohne bestimmte 


a) Dionys. X, 50 flgd. 
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Strafen oder ein ordentliches Verfahren gegen den Uebertreter 
aus ihrem Stande festzusetzen , hatten sicli doch eidlich verpflich- 
tet, die tribunicische Maclit anzuerkennen und zu schützen. Es 
war das Verhältniss iihidicli wie bei der Provocation; diese hat- 
ten die Consuln den Plebejern gewahrt, aber ohne für sich, wenn 
sie dieselbe missacliteteu, eine Strafe festzusetzen. Ueberdem 
genossen die Tril)unen, in Gemeinschaft mit allen Plebejern, 
durch das Valerische Provocationsgesetz gegen alle Patricier einen 
genügenden, wenngleich nicht anders als durch das gewöhnliche 
Gerichtsverfahren gesicherten Schutz. Der Einfluss der Tribu- 
nen auf den Strai])rocess war darnach ein sehr bedeutender. 
Die Provocation, welche früher durch die Erregung der Volks- 
masse erzwungen werden musste, erhielt eine leichte und sichere 
Ausführung. Denn das Volk hatte bestimmte und gesetzlich an- 
erkannte Führer, welche durch ihr persönliches Einschreiten, 
ohne mit der Gewaltthätigkeit der Menge zu drohen, Verzug 
herbeifüliren und dadurch ein Volksgericht mittelbar erzwungen 
konnten. Namentlich galt dies von denjenigen Fällen, wo der 
Angeklagte zwar die Schuld läugnete, aber die Beweise doch 
so oftenbar w'aren, dass er dem ßeumten als auf der That er- 
tappt und deshiUb die Provocation unzulässig erschien. Der Be- 
gi'itf der F>greifung auf frischer That war auch in späterer Zeit”) 
nicht be.stimmt und damit dem jedesmaligen Ermessen des Beamten 
ein weiter Spielraum gegeben, ob er die Berufimg an das Volk 
zulassen wollte oder nicht. Hier traten die Tribunen wirksam 
ein. F'and sich aus ihrem Collegium Niemand, der dem Ange- 
klagten beistand, so war von Provocation trotz aller Protesta- 
tioneii des Angeklagten keine Rede: er galt für überführt und 
ein gerichtliches Verfahren fand nicht statt. Selbst w'enn nm’ 
einige von den Tribunen auf die Seite des Beamten traten , konnte 
derselbe in den meisten F'ällen im Vertrauen auf den ihm zuge- 
sagten Schutz die Strafe vollziehen, ohne ein V'olksurtheil ein- 
zuholen. Es ist ersichtlich, wie auf diese Weise die Weitläuf- 
tigkeit einer Volksversammlung und die Verzögerung, welche 
mit ihrer Berufung und Befragung verbunden war, vermieden 


a) Vcrgl. imten Absohn. 3, Cap. 5. 
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wurde. Die Provocation war trotz des allgemeinen Grundsatzes, 
auf dem sie beruhte, sehr selten: der Schwerpunkt des richter- 
lichen Verfahrens lag in dem Systeme der in sieh einen Gegen- 
satz bildenden Beamten.") 

Noch wichtiger war der Einfluss der Tribunen in denjeni- 
gen Fällen, wo die That des Angeklagten offenbar, aber die 
Schuld desselben fraglich war, namentlich bei politischen Ver- 
gehen, z. B. bei Truppenaushebungen, von denen wir Mher 
einige Beispiele angeführt haben.'*) Hier wäre ohne Volkstri- 
bunen kein Widerstand gegen die Consuln möglich gewesen: 
jetzt hatten diese ein Interesse daran , jede politische Massregel, 
welche sie vorhatten, mit dem Collegium der Tribunen zu ver- 
einbaren. Indessen auch bei jedem Punkte eines Processes durf- 
ten diese dem Angeklagten zu Hülfe kommen : sie konnten die 
Einleitung des Processes hintlern, vor den Folgen des Nichter- 
scheinens beim Termine schützen, die persönliche Freiheit bis 
zur Entscheidung durch das Urtheil bewirken, in der Führung 
des Processes alle mögliche Begünstigung gewähren, bei der 
Ausführung des Ürtheils auf Gerechtigkeit und Milde halten: 
nur das Urtheil des Volkes selber, w*enn es gesprochen war, 
mussten sie achten. Die tribunicische Gewalt gewährte also 
dem Römischen Strafrecht zweierlei, einmal die Beachtung der 
Billigkeit in jedem einzelnen Falle und zweitens dadurch die 
Möglichkeit einer dem Zeitgeiste entsprechenden Fortbildung des 
Rechtes. Die Nachtheile, die in einer so grossen Amtsgewalt 
lagen, wurden durch die Theilung derselben unter verschiedene 
Personen, welche alle imter einander gleich standen imd sich 
gegenseitig hindern konnten, aufgehoben: was zehn Tribunen 
einstimmig verlangten, konnte kaum ungerecht oder dem Staate 
'schädlich sein. 

Dies war der Umfang der tribunicischen Gewalt, welcher 
sich unmittelbar aus dem Vertrage zwischen den Patriciern und 
Plebejern ergab oder alsbald entwickelte. Die Tribimen selbst 
schufen sich indessen noch eine andere Gerichtsbarkeit, erstens 


a) Vergl. oben S. 155 und 222. 

b) Siehe S. 174. 
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durch das auf dem heiligen Berge erlassene Plebiscit über ihre 
eigene Unverletzlichkeit: es gewährte ihnen eine unumschränkte 
und tyrannische Macht über das Leben und die Güter eines je- 
den Plebejers, der ihnen zu nahe trat. Zweitens gab ihnen das 
Icilische Plebiscit über die Ordnung der plebejischen Volksver- 
sammlungen eine richterliche, erforderlichen Falls in Gemein- 
schaft mit den Tributcomitien zu übende Gewalt über diejenigen 
Plebejer, welche sie in den plebejischen Versammlungen unter- 
brechen oder sonst deren Ordnung stören würden. Eine Ge- 
währ für die gerechte Ausübung dieser ausserordentlichen Ge- 
walten über die Plebejer lag ebenfalls nur in der Theilung der 
Macht unter zehn Tribunen. 

Zu den Patriciem standen die Volkstribuuen Anfangs in 
gar keinem andern Verhältniss als die übrige Menge der Plebe- 
jer; sie waren Beamte nur der Plebs und konnten Patricier we- 
der , wenn sie von denselben persönlich beeinträchtigt noch wenn 
sie in der Leitimg der plebejischen Versanunlnngen gehindert 
worden waren, zur Strafe ziehen: es standen ihnen nur, wie 
allen Bürgern, die gewöhnlichen patricischen Gerichte zu Ge- 
bote. Freilich übten sie dabei einen grossen moralischen Ein- 
fluss auf sie aus, in so fern sie die Masse des Volkes hinter 
sich hatten. Erst bei Coriolans Process wurde ein neues üeber- 
einkommen unter den beiden Ständen , gleichsam als Ergänzung 
des Valerischen Provocationsgesetzes und des Vertrages vom hei- 
ligen Berge, geschlossen: die Volkstribunen erhielten das Recht, 
durch die Vermittelung des Senates jeden Patricier w'egen jedes 
Vergehens vor das Gericht der plebejischen Volksversammlung zu 
ziehen. Für diese Fälle wurde der Senat als erster Staatsge- 
richtshof eingesetzt, der in richterlichen Formen über die Zuläs- 
sigkeit der Anklage entschied und die Pimkte der Anklage, so- 
wie im Allgemeinen den Strafantrag festsetzte. Die Tributco- 
mitien unter dem Vorsitze der Tribunen bildeten den zweiten, 
endgültig entscheidenden Gerichtshof, dem ebenfalls bestimmte 
richterliche Formen vorgeschrieben waren. 

Dies waren die strafrechtlichen Befugnisse der Volkstribunen 
bis zur Gesetzgebung der zwölf Tafeln; aber dazu kamen allge- 
meine richterliche Befugnisse anderer Art, welche hier wenigstens 
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erwähnt werden müssen. Es kann nach den neuesten Unter- 
suchungen*®) kein Zweifel sein, dass die Tribunen als Beamte 
der Plebs von Anfang an eine ausgedelmte Civilgeriehtsbarkeit 
hatten. Als die verschiedenen Bestandtheile, welche die Römische 
Plebs bildeten, zu einem staatlichen Ganzen vereint wTirden, be- 
hielten dieselben zunächst, ein jeder unter seinen Mitgliedern 
ihr auf Herkommen begründetes und für sich ausgebildetes Recht: 
es entspricht dies ganz der Römischen Regiernngsweise , welche 
unterworfenen oder zum Staate neu hinzutretenden Völkerschaf- 
ten ihr Recht und ihre Gesetze nicht aufdrängte, sondern es 
der Zeit und dem Bedürfnisse des gesteigerten Verkehrs über- 
liess, allmälig eine Ausgleichung herbeizuführen, welche bei der 
innem Tüchtigkeit und der äussern Machtstellung des Römischen 
Elementes natürlich zu dessen Gunsten ausschlug. Ja es fehlt 
nicht an Spuren, welche auf besondere Beamten jener einzelnen 
Bestandtheile deuten: sie würden die Streitigkeiten innerhalb 
derselben zu schlichten gehabt haben. Nur wo das allgemeine 
Staatsinterresse ins Spiel kam, griffen die Regierer des Ge- 
sammtstaates, die Patricier, ein. Der Versuch des Königs Ser- 
vius Tullius, eine grössere Einigung herbeizufüliren, hatte wegen 
der darauf folgenden Regierung von Tarquinius keinen dauernden 
Bestand, und nach Einführung der Republik hatten die Patricier 
kein Interesse, eine Verbindung, die ihnen grössere Kräfte ent>- 
gegen stellen konnte, zu fördern. Bei der Auswanderung auf 
den heiligen Berg wurde eine dauernde Vereinigung der ver- 
schiedenen Bestandtheile der Plebs herbeigeführt und durch die 
Wahl gemeinsamer Beamten, der Tribunen , befestigt. Es war 
folgerichtig, dass die Tribunen auch die Rechtspflege innerhalb 
der Plebs erhielten. Wir haben darüber mittelbare, aber durch- 
aus vollgültige Zeugnisse. Zonaras*) erzählt von der Einsetzung 
der Tribunen auf dem heiligen Berge und fügt dann hinzu: „Zu 
diesen hinzu wählten sie noch zwei Aedilen, die ihnen gleich- 

a) Zon. VII, 15 a. E. ot{ xoi oYopovdfiout 86o TiposeftovTo, ofov ÜTtTjpi- 
Tott oipfoiv iaopilvout itpöj ypän/xaza- TttivT« fip -zdit -napä ttp TtXi^ftci xai 
Td itopd Tip Ji^pitp xa'i Ypaipdpitva XapißeivovTe« , woxe pLTjSiv oipä{ 

Ttüv Ttpaxxopiiviuv XavÖdveiv, iipuXaoBov x4 piiv ouv dp)[aiov ixtl xoixip ip- 
poOvxo xal ixl xiü 5ixaCiiv. 
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sam Diener für die Schriftstücke .sein .sollten. Denn Alle.s, was 
bei der Plebs und beim Volke tind Senate geschrieben wurde, 
nahmen sie in Empfang und bewahrten es, so dass ihnen nichts 
von ilem, was geschah, entging. Anfänglich also wurden sie 
dazu gewählt und zum Kechtsprechen." Also Rechtsprechen ge- 
hörte von Anfang an zu den Pflichten der Aedilen, welche gleich- 
sam Diener der Volkstribunen waren. Noch etwas bestimmter 
drückt sich Dionysius“) aus, ebenfalls von der Einsetzung der 
Aedilen sprechend: „die Plebejer baten ferner den Senat ihnen 
zu erlauben, aus den Plebejern jährlich zwei Männer zu ernennen, 
um den Volkstribunen zu helfen, worin dieselben es bedürfen 
möchten, und die Processe , welche jene ihnen überliessen , zu 
entscheiden.’’ Darnach steht es diu-ch Zeugnisse von Schrift- 
stellern, welche die von der Plebs durch den Ständevertrag er- 
worbenen Rechte genauer angeben, fest, dass die Volkstribunen 
von Anfang an eine Gerichtsbarkeit, natürlich über die Plebejer, 
ausübten; es bedarf nicht der minder bestimmten Angaben von 
späteren Schriftstellern, von denen Isidonis'’) die Tribunen „der 
Plebs eigenste Richter” nennt und ihre Namen verkehrter Weise 
vom Rechtsprechen herleitet, Lydus“’) sie zweimal als Schieds- 
richter der Plebejer imd Aufseher des Marktes bezeichnet. Dass 
die andern Schriftsteller diese richterliche Thätigkeit der Tribu- 
nen nicht hervorhellen, kommt daher, weil deren iwlitische 
Wirksamkeit Überweg und es interessanter war zu schildern. 


a) Dionys. VI, JiO äJe/,8Tjoav Ixt ttj( £7titpä<iai otfi'oiv ävSji'i; 

Ttt)v 5r|(i0Tty.iüv 5uo yatf exaoxov iviauxov diroScixv'lvai. xoü« UKepijTy/OOV- 

Ta; TOi{ ?5iuv 5^U)Vtat, xai oixa?, oi; 3v ixi-p^tj^tuvxat Ixslvoi, 

xpivoüvTa; — Xapiivte; 8 e xal toüto tö 0 'JY/i!)pTj(*a rapa tt,{ ßduXf^t im- 
oeixxio'jaiv ävöpa«, ois uitT/pixaj xiüv ÖT(pLapy(uv xal ojväp/ovTat xai Stxarra; 

b) Isid. Orig. IX, 4, 18 Trilmni dicti eo, (piod plobi vel iura vel opem 
tribuunt. — ipsa sibi (plebs) tribunos (piasi proprios iudices et dcfensorcs 
creavit; IX, 3, 29 Triliuni vocati, quod militibiis sive picbibus iura tri- 
buunt. 

c) Lyd. de mag. 1, 38 xö teXt^Soc Trpot/etpiaaro 87jpdp/ou?, üiare 
aiTCibj oiaiTäv xoic 8TjpdTai{ xai ttjv dyopav iTUOxirTEoSai; I, 44 4/eipo- 
t8vtjoiv 6 8t|plo; 8io 8T)piäp/0'Jt tauTiü — 8iaTtjOOVTa{ tiü itXy,8ti xai ttjv diyopav 
Inaxeibopiivo'j;. 
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wie durch dieselben eine Umänderung der Staatsverfassung her- 
beigeführt wurde. 

Also eine Gerichtsbarkeit haben die Volkstiibunen von ihrer 
Einsetzung an geliabt. Von welcher Art dieselbe war, darüber 
fehlen uns die Nachricliten : nur dies wissen wir, dass dieselbe 
hauptsächlich an den alle neun Tage wiederkehreuden Marktta- 
gen, an denen die Laudleute in die Stadt kamen, geübt wurde. 
Es ist w'ahrscheinlich, dass es Privatstreitigkeiten waren; sobald 
der Staat oder ein Patricier dabei betheiligt oder eine Sünde 
begangen war, welche, nicht gesühnt, dem Staate den Zorn der 
Götter zuzieheu konnte, mussten nothwendiger Weise die patri- 
cischen Beamten eintreten. Dennoch musste der Kreis der rich- 
terlichen Thätigkeit, welche den Tribunen ziffiel, ein ausgedehn- 
ter sein: mit Rücksicht auf ihn hatten die Plebejer die Unver- 
letzlichkeit der Ti'ibunen beschlos.sen. Diese sollten ihnen dazu 
dienen, um mit Leichtigkeit ihre Urtlieilssprüche, meist persön- 
lich, ausführen zu können. AVie die patricischen Beamten das 
impe)’ium hatten, so erzwangen sie die Vollziehung ihrer Befehle 
durch die ihnen beigelegte Heiligkeit, und nach der Aehulichkeit 
mit jenen schufen sie auch die Aedilität. Die Consuln liatten 
als Gehülfen, namentlich für das Rechtsprechen, die Quästoren: 
so sollten die Tribunen zur Unterstützung in allen Geschäften, 
besonders aber für die Gerichtsbarkeit, die Aedilen haben. Sie 
waren mit den Tribunen an den Maikttagen anwesend: entweder 
wurden ihnen einzelne Zw'eige der Streitigkeiten ein für allemal 
selbständig übertragen oder man wendete sich an die Tribunen 
und wurde von diesen für jeden einzelnen Fall an die Aedilen 
gewiesen. Diese waren also die niedriger stehenden Collegeu 
der Tribunen; denn sie wurden ebenfalls von der Plebs 
erwählt , jährlich zwei. Sie vollziehen die ihnen von den 
Tribunen gegebenen Aufträge.*) So erscheinen sie in Coriolans 
Process, wo sie theils allein, aber auf Befehl der Tribunen, 
theils in ßegleitmig der Tribunen den Angeschuldigten zu grei- 


a) Man selic die oben augefüliiteii Stellen Ix'i Dionys. VI, 90 und 
Zou. VII, 15. Auch Dionys. VI, 95 sajft von ihnen ot tüv STjoctpyiuv ionj- 
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fen suchten*), ebenso bei dein Versuch, die Consuln T. Romilius 
und C. Veturius ins Gefängniss zu führen*’); auch kann kein 
Zweifel sein, dass der Aedile, welcher C. Veturius am Ende 
anklagte, dies auf Geheiss eines Tribunen that. Ebendaher 
schreibt sich auch die Unverletzlichkeit der Aedilen: sie ist für 
jeden einzelnen Fall ein Ausfluss der tribunicischen Heiligkeit. 
Von ihnen selbst lesen wir erst nach der Gesetzgebung der Zehn- 
mänuer, dass ihnen Unverletzlichkeit beigelegt wurde.') ln 
späterer Zeit wurde ihr Wirkungskreis etwas verändert: sie 
wurden selbständiger und verloren den Cbaracter als blosser 
tribunirischer Geliülfen. 


Eilftos Capitol. 

Ordestliches eerichtsTerfahren. Process von Sp. Cassins. Ton den 
ünästoren angeklagt nnd vemrthellt. Process von Tolscins Fictor. Die 

Einleitung Jedes Griminalprocesses geschieht bei den Gonsnln. 

Nachdem wir die Anordnungen, welche das Strafrecht durch 
die Einsetzung der plebejischen Beamten erfuhr, dargestellt ha- 
ben, kehren wir zu dem ordentlichen Geiiclitsverfahren zurück, 
das auf der alten Sitte und den alten Gesetzen beruhte. Von 
ihm ist bis zur Zeit der Decemvinilgesetzgebung durch die Ueber- 
lieferung die Kunde von nur zwei Fällen auf uns gekommen 
und auch sie würden sich nicht erhalten haben, wenn sie nicht 
mit den politischen Streitigkeiten der Stände in Verbindung 
ständen. 

Der erste Fall ist der berühmte Process im Jahre 485 v. 
Chr. von Sp. Cassius, der dreimal Consul gewesen w'ar und iu 
seinem zweiten Consulate das Bünduiss mit den Latinem ge- 
schlossen hatte, auf welchem das ganze spätere Rechtsverhältniss 
sowohl dieser als anderer Vülkerschaften beruhte.'^) In seinem’ 
dritten Consulate hatte er ein Ackergesetz gegeben und dadurch 
den Zorn nicht nur der Patricier, sondern, da er darin die Bun- 


a) Dionys. VII, 26 und 35. 

b) Dionys. X, 31. 

c) Liv. m, 55. 
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desgenossen begünstigte, audi der andern Römischen Bürger 
erregt Deshalb wurde er nacli Ablauf dieses Consulates ange- 
klagt und verurtheilt. Ueber seinen Process und seine Hinrich- 
tung gab es schon im Alterthum eine verschiedene Ueberlieferung, 
weuu gleich Alle darin übereiukamen , er sei wegen Strebeus 
nach Alleinherrschaft getödtet worden. Indessen die Einen er- 
zälilten, sein eigener Vater, der des Sohnes verbrechei-isches 
Streben erkannt, habe die Sache untersucht, dem Senate mitge- 
theilt und den Schuldigen verurtheilt: aus dem besondern Ver- 
mögen des Sohnes habe er dann im Tempel der Ceres eine 
Statue geweiht.*) Die beiden Hauptschriftsteller der Römischen 
Geschichte, Livius und Dionysius,'') erwähnen diese Nachricht, 
verwerfen sie aber als weniger wahrscheinlich, der Letztere, wie 
er hinzufügt, besonders deshalb, weil des Verurtheilten Haus 
geplündert und sein Vennogen eingezogen worden sei. Beide 
stellen als glaublicher die andere Ueberlieferung hin, nach der 
Cassius durch ein Volksgericht verui'theilt worden sei. Ihr 
schliesst sich auch Cicero') an, sucht aber doch beide Nachrich- 
ten gewissermassen zu vereinen. Er ni mm t eine Verurtheilimg 
dm’ch das Volk an, setzt aber hinzu, dieselbe sei erfolgt, weil 
der Vater erklärt hätte, er habe durch Untersuchung gefunden, 
sein Sohn sei schuldig. Für uns ist es ein eben so thörichtes, 
wie vergebliches Bemühen, die Wahrscheinlichkeit der einen oder 
der andern Ueberlieferung darthun zu w(tllen. Wenn Livius und 
Dionysius die Walirheit nicht ergründen konnten , so wird es 
uns noch weniger gelingen: sehr viel hat indessen der Ver- 
mittelungsversuch von Cicero füi’ sich. Fiben so thöricht ist es 
für uns, über die Schuld oder Unschuld von Cassius ein eigenes 
Urtheil fällen zu wollen. Mau sucht zwar in neuester Zeit mit 
Vorliebe ibn als ein unschiddiges Opfer patricischer Eifersucht 
und patricischen Hasses darzustellen, indem man die Sympathien 
und Antipathien der heutigen Zeit auf die Beurtheilung des Al- 


a) Val. Max. V, 8, 2; Plin. nat. hist. XXXIV, 15. An einer andern 
Stelle, VI, 3, 1, folgt Valerius der audcni Ueberlieferung. 

b) Liv. II, 41; Dionys. VUI, 79. 

c) Cie. de rep. II, 35, 60. 
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terthuius überträgt und die iinparteii.sche Stellung eines Ge- 
schichtsschreibers tiufgiebt. Indessen eben so leicht könnte mau 
von einem andern Standpunkte aus eben so viele Gründe für 
Oassius' Si'huld auffinden. Für diese spricht die übereinsfini- 
mende Ansicht der alten Schriftsteller,'^') tlie, welcher Partei 
sie audi angehören mögen, ihm einstimmig Streben nach der 
Alleinherrschaft zusclireiben. Es wäre wunderbar, wenn nicht 
auch in Korn, wie vielfach in den Griechischen Staaten, nach 
EiTiclitung der Republik Männer aufgetreten wären, die durch 
Begünstigung des nicht regierenden Standes wieder eine Monar- 
chie aufzurichten versucht hätten: der Römische Adel war nur 
wach.samer und entschlossener. 

Indessen diese Fragen gehören nicht hierher. Mag Oas- 
sius unschuldig, mag er von .seinem eigenen Vater hingerichtet 
worden sein, die Uebeiiieferung, welche seinen Tod einem öffeut- 
Gerichtsverfahren zuschreibt, ist an .sich eine Thatsache: sie be- 
weist, dass mim ein solches Vertähreii als damals möglicli uud 
gebräuchlich ansali. Die Anklage von Oassius lautete auf per- 
duellio“), wormiter man also in diesem F'alle Streben nach der 
Alleinherrschaft verstand: denn dieses wird ihm von der Ueber- 
lieferung einstimmig Schuld gegeben.'’) Es ist dem Oharacter 
des Römischen Geiichtsverfahrens ganz angemessen, dass mau 
unter perduellio (d. h. der Handlung eines perduellis) verschie- 
dene Verbrechen umfasste, bei P. Horatius Schwesternmord, 
bei Oassius Streben nach der Monarcliie. Denn pei'duellio ist 
der allgemeine, dem Römisclien Rechte .seit uralter Zeit geläufige 
Begriff : unter ihn fallen verschiedene Verbrechen, seit Einfüh- 
rung der Republik auch das Streben nach T}Tannis. Wäre gegen 


a) So sagt Liv. II, 41 a (juaestoribus diem dictam perduciliouis. 

b) Cic. de rep. II, 35, 60 quo in statu rcnpublicae Sp. (Jassiuiu de oc- 
cupando rogno molieiiteni quacstor accusavit euiuque — cedeiite populo 
morte mactavit; id. Phil. II, 44, 114 propter siispicioncin regiü appeteudi; 
Liv. IV, 15 propter cousilia inita de regno ; Val. Ma.\. V, 8, 2 affectati re- 
gni criniiiip; id. VI, 3, 1 suspicio ooncupitaf- doininationis; Dionys. VIII, 
77 ijti tupavviSo! aiTi'«; id. VII, 87 und LX, 1 und 3 ejtl Topavv(5i; id. IX, 
51 tut iTcr^eipoüvTü ßastlei'a; id. X, 38 vjpavvISi ä-iyi£peiv amaoclptvo« ; 
Diod. Sic. XI, 37 ä^Ja? iniiHshai xupavvioi. 
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Cassius nicht das ordentliche, auf alten Gesetzen beruhende, 
Strafverfaliren augeweudet worden, sondern das bald nach dem 
Stäudeveilrage entstandene ausserordentliche durch Anklage der 
Tribunen vor der Plebs, so hätte es der Unterordnung des be- 
sondern Verbrechens unter den allgemeinen Begiitf der perduellio 
nicht bedurft: bei Coriolan, der wegen eben desselben Strebens 
nach der Tyrannis verurtheilt wurde, erwähnt kein Schriftsteller 
die perduellio. Denn das tribuaicische Aiiklagerecht konnte we- 
gen jedes Verbrechens geübt werden und die Strafe wurde für 
den einzelnen Fall nach den Umständen bestimmt: im ordent- 
lichen Gerichtsveifahren gab es bestimmte Abtheilungen von Ver- 
brechen mit den für eine jede festgesetzten Strafen. Wir wür- 
den eben so wenig von perduellio hören, wenn die Beweise für 
die Scliuld von Cassius vollkommen klar und überzeugend ge- 
wesen wären oder Cassius dieselbe einge.standen hätte. Es 
hätte dann keines Processes bedurft, der Consul hätte ohne 
Weiteres die Todesstrafe an ihm vollzogen, wie es das eid- 
lich beschworene Gesetz des ersten Consuls Valerius ge- 
bot.*) Wahrscheinlich würden die Beamten auch, wenn Cassius 
ein geringer Maim gewesen, ohne Process eingeschritten sein. 
Aber er war der angesehenste Bürger, hatte viele Anhänger, 
läugnete die Beschuldigung: deshalb war ein gerichtliches Ver- 
fahren uüthig und dieses konnte, da das alte Komische Recht 
natürlicher AVeise Streben nach Alleinherrschaft nicht kannte, 
nur auf perduellio gerichtet werden. 

Der Process war ein Provocationsprocess. Dies kann mim 
aus der Todesstrafe, welche in demselben verhängt wurde, 
schliessen, es ergiebt sich aber auch aus Ciceros Ausdruck, das 
Volk habe nachgegeben.'’) Die Quästoren werden von Allen als 
thätig bei dem Processe genannt. Cicero sagt, der Quä.stor habe 
angeklagt und die Strafe vollzogen; .ähidich ch'ückt sich Livius 
aus , iun ausfülirlichsten erzählt Dionysius. Er nennt die beiden 
Quästoren mit Namen , sagt , sie hätten von Amtswegen die ße- 
fugniss gehabt, eine Volksversammlung zu berufen, Sp. Cassius 


a) Liv. II, 8. 

b) Cic de ivp. II, 35, 60 cedeiite populo. Vergl. oben S. 188. 
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einen Termin vor dem Volke angesetzt: er giebt dann den In- 
lialt der Anklagerede, die sie gehalten, und erwähnt, sie hät- 
ten Zeugen für ihre ßeselmldigungen vorgebraclit. Das ganze 
Verfahren also wurde von den Quästoren geleitet, und wenn dies 
der Fall war, so wird daraus folgen, dass die Criminalgericlits- 
barkeit überhaupt damals von den Quästoren geübt wurde. Hät- 
ten die Consuln sich mit derselben befasst, so würden sie einen 
so wichtigen Process wie den des gewesenen Consuls , selbst ge- 
führt haben; aber Kriege und andere politische Tbätigkeit nah- 
men ihre Zeit in Ansprucli und entwöhnten sie der Beschäftigung 
mit dem, was ihnen rechtlich ohne Zweifel zustand. Von den 
Einzelheiten des Verfahrens wird nur wenig gemeldet, nament- 
lich nichts von den Verhandlungen, welche der förmlichen Ein- 
leitung des Processes vorausgeheu mussten. Ob einer oder meh- 
rere von den Patriciern die Anklage begannen oder die Quästo- 
ren von Amtswegen einschritten, wird nicht ereählt; nur dies 
darf man aus den Berichten schliessen, dass als die Quästoren 
die Ueberzeugung von der Schuld des Angeklagten gewonnen 
hatten, sie oliue Anregung von Privatleuten verfidiren: auch in 
der ausfüln’licheren Schilderung des Verfahrens vor dem Volke 
wird kein Ankläger erwähnt. Cicero sagt: „der Quästor klagte 
Sp. Cassius au” und ähnlich drückt sich Dionysius aus, d. h. 
der Quästor beantragte bei dem Volke die Bestrafung von Cas- 
sius und um dieselbe zu begründen, hielt er eine Anklagerede 
und führfe Belastungszeugen vor: er leitete die ganzen Verhand- 
lungen vor dem Volke. Von einer bestimmten Frist, welche 
zwischen der Voruntersuchung und dem Termine verflossen sei, 
hören wir nicht, ülme Zweifel ibestand eine solche: das lag in 
dem Herkommen und der Billigkeit; aljer es war nicht das tri- 
nundmum, das bei tribunicischen Anklagen durch das Abkom- 
men zwischen den Ständen festgesetzt war. In Bezug auf die 
Strafe bemerkt Dionysius*): „das Volk sei gegen Cassius bei 
dem Namen der Alleinherrschaft so erbittert gewesen, dass es 


a) Dionys. VIII, 78 outui t äpa 7jv ?:i*pö{ zp4{ tö ttjC rjpawiSoc Ävopio. 
<uot’ o65ä ev tiji ttjI (levpta <5prf, QpfjSaTo zpö« aÜTÖv. oXXd 

öavdToa f-iptTjOSv. 
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auch bei der Schätzung des Processes keinen geringen Zorn ge- 
gen den Angeklagten gezeigt, sondern auf den Tod geschätzt 
hätte”. Hieraus wird man nicht auf eine selbständige Thätig- 
keit des Volkes schliessen dürfen: sie würde mit dem Römischen 
Staatsrecht nicht zu vereinen sein. Nach der Aehnlichkeit mit 
tribunicischeu Anklagen, von denen wir genauere Kunde haben, 
z. ß. der von Coriolan, von Käso Quinctius, kann man darin 
nur die Andeutung finden, dass die Volksversammlung laut ihren 
Hass gegen Cassius äusserte und dem von den Quästoren aus- 
gegangenen Anträge beistimmte. 

Die Ueberlieterung berichtet seine Hinrichtung, Dionysius 
insbesondere, er sei vom Tarpejischen Felsen gestürzt worden.“) 
Er erlitt also die härteste Strafe, welclie möglicli war, und ihre 
Vollziehung wäre unmöglich gewesen, wenn sich der Angeklagte 
bis zum Aus.sprechen derselben auf freiem Fusse befunden hätte: 
er würde sich derselben sonst durch die Flucht entzogen haben. 
Hätten die Quästoren beim Beginne des Termines auf eine ge- 
lindere Capitalstrafe , etwa auf Verbannung angetragen, und erst 
im Verlaufe der Verhandlungen die Todesstrafe vorgeschlagen, 
so wäre Cassius nicht im Gefängniss gewesen und hätte sich 
flüchten können. Wenige Jahre früher war Coriolan desselben 
Verbrechens, dass er nach der Alleinherrschaft gestrebt, ange- 
klagt und nur in die Verbannuug geschickt worden. Dionysius 
erklärt die grössere Strenge bei Cassius aus der Befürchtung, 
die man gehegt., er möchte, wenn er am Leben bliebe und seine 
Verbindungen mit den Bundesgenossen benutzen könnte , ähnlich 
wie Coriolan, einen Krieg gegen sein Vaterland erregen. Es 
mag diese üeberlegung dazu beigetragen haben, keine Milde zu 
üben, sondern die Strenge des Gesetzes anzuwenden; das Ge- 
setz befahl im Falle der V'erurtheilung ohne Zweifel die Todes- 
strafe. In Coriolans und Cassius’ Process erkennt man den Un- 
terschied des ordentlichen Gerichtsverfahrens vmd der ausser- 
ordentlichen, auf einer Vereinbarung der Stände beruhenden, 
Gerichtsbarkeit der Tribunen. Diesen wollten die Patricier , als 
sie die Bedingungen des Processes aufstellten, nicht die Hin- 


a) Dionys. VIII, 78. 
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richtung eines der Ihrigen gestatten: bei Cassius schrieb das 
Gesetz den wirklichen Tod vor, die Quästoren mussten darauf 
antragen und fanden, da politische Gründe dazu riethen und 
das Volk seine Einw-illigung gab, keinen Grand eine mildere 
Stiafe eintreten zu lassen. Dazu kam, dass Cassius als Patri- 
cier die Hülfe der Tribmien nicht andehen mochte oder konnte: 
sonst hätte er durch deren Schutz dem Gefiingniss entgehen und 
die Möglichkeit der Flucht erhalten können. Bel Cassius kam 
also die gesetzliche Strafe zur Anwendung, in Folge der von 
den ersten Consuln gegen die Wiederenächtung der Monarchie 
erlassenen Verordnungen; aber auch auf ältere Gesetze wollte 
man zurückgehen. Dionysius*) erzählt, Einige hätten auch die 
drei Söhne von Cassius hinrichten wollen; aber dies habe Miss- 
billigung gefunden. Der Senat habe sich deshalb versammelt 
und denselben Straflosigkeit zugesichert: seit jener Zeit wäi’e es 
Römische Sitte, die Kinder von Verurtheilteu , selbst von Tyran- 
nen, Vatermördern und Verrät hem, zu versolionen. Das alte 
Gesetz muss also bei einigen besonders schweren Verbrechen 
die Bestrafung der Kinder eines Verurtheilten angeordnet haben. 
Cassius’ Bestrafung erfolgte nicht nach dem alten Gesetz, das 
Streben nach Alleinherrschaft nicht als Verbrechen kannte, aber 
auch das neue, seit dem Beginn der Republik geltende setzte 
jenes Streben dem schwersten Verbrechen gleich; daher der 
Zweifel entstand, ob auch bei ihm eine Bestrafung der Kinder 
statttinden sollte. Hier trat der Senat dazwischen : er hatte zwar 
w'eder die Befugniss, ein Gesetz zu erlassen, noch eine richter- 
liche Thätigkeit; aber sein Beschluss bestimmte die Consuln und 
folglich auch die Quästoren, diesen Theil der Strafe nicht zu 
vollziehen, der damit, ohne gesetzlich aufgehoben zu sein, doch 
thatsächlich aufhörte. Welche Volksversammlung über Cassius 
geurtheilt hat, wird nicht erzählt, und die Ausdrücke der 
Schriftsteller sind so schwankend, dass sie sich eben so wohl 
auf die Centuriat- als auf die aus der Königszeit stammenden 
Curiatcomitien beziehen können.***) Indessen die Verhandlungen 


it) Diuiiys. Vlll, 80, 
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bei Coriolans Process*) beweisen, dass man die Centurien als 
die gesetzliehe Versammlung für Entscheidung von Capitalpro- 
eessen ansah: man wird sie deshalb auch in Cassius' Pro- 
cess, wie überhaupt in allen Provocationsprocessen, annehmen 
müssen.'’) 

Der zweite Process, von dem uns die Ueberlieferung er- 
zählt, ist vielfach lehrreich, nämlich der von M. Volscius Fi- 
ctor. Bei dem Processe von Kaeso Quinctius trat unter den Zeu- 
gen, welche dessen Gewaltthätigkeiten gegen die Plebejer be- 
kundeten, ein ehemaliger Volkstribun Volscius auf'): er sagte 
aus , Kaeso habe seinen Bruder muthwillig getödtet und bewirkte 
durch diese Anschuldigung hauptsächlich dessen Verurtheilung 
durch das Volk. Er erzählte, wie Livius") berichtet, er habe 
seine Klage schon öfter anbringen wollen, aber wegen der Con- 
suln der früheren Jahre es nicht thun können. Dionysius') 
führt dies im Einzelnen weiter aus: bei ihm sagt Volscius, er 
habe den Tod seines Bruders an Kaeso auf gesetzlichem Wege 
rächen wollen, aber er habe es im Jahre 463 v. dir. nicht ge- 
konnt, weil damals beide Consuln an der Pest gestorben seien, 
im folgenden Jahre hätte er Anfangs ebenfalls seine Klage nicht 
anbringen können, weil beide Consuln in den Krieg gezogen 
wären, nach ihrer Rückkehr habe er es öfter versucht, sei aber 
von ihrem Richterstuhl durch Kaeso mit Sclilägen fortgebracht 
worden. Aus diesen Gründen wende er sich jetzt nothgednmgen 
an die Tribunen und die Volksversammlung. Aus dieser Er- 
zählung, deren Einzelheiten, wie die gleichlautenden Berichte 
bei Livius und Dionysius beweisen, von der Ueberlieferung er- 
halten waren, müssen wir schliessen, dass die Einleitung eines 
ordentlichen Criminalprocesses damals nur bei den Consuln ge- 
schah. An sie wandte sich der Kläger, sie nahmen die Anklage 


a) S. oben S. 262. 

b) Vergl. S. 182. 

c) Vergl. oben S. 272. 

d) Liv. ni, 13 nee sibi rem exequi tarn atrocem per consules supe- 
riomra annorum licuisse. 

e) Dionys. X, 7. 
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an oder wiesen sie zurück und sie beauftragten die Quästoren, 
die Voruntersuchung vorziinehmen , auch nach Befinden der Um- 
stände die zur Gültigkeit des Spruches nöthige Volksversamm- 
lung zu halten. Denn, wie wir eben*) bei Cassius’ Process ge- 
sehen, wurde die Führung des Processes selbst von den Quä- 
storen besorgt. Auf eben dies Verhältniss deutet eine andere 
Aeusserung von Dionysius *’) : er lässt Kaeso Quiuctius an die- 
jenigen Plebejer , welche sich über seine Gewaltthätigkeit beklag- 
ten, die Aufforderung richten, ihn bei dem Consul zu belangen: 
vor ihm als seinem ordentliclien Richter wolle er sich stellen. 

Indessen das Zeugniss von Volscius war falsch imd nur, 
um den Sturz von Kaeso Quinctius herbeizuführen, erlogen ge- 
wesen: sein Bruder war an Krankheit gestorben, Kaeso zu der 
Zeit, wo der Mord geschehen sein sollte, von der Stadt abwe- 
send und beim Heere gewesen. Man beschloss den falschen 
Zeugen vor Gericht zu ziehen. Dionysius“) erwähnt die That- 
sache ganz kurz, Livius^) giebt Einzelnes von dem Verfahren 
an. Der verurtheilte Kaeso, sagt er, hatte viele Freunde, welche 
die einzelnen Umstände des Falles untersuchten und die Lüge, 
durch welche der Zorn des Volkes erregt worden war, bald ent- 
deckten. Viele von ihnen boten Volscius eine gerichtliche Wette 
bei einem Privatrichter an, darüber dass Kaeso während der 
angegebenen Zeit nicht in Rom, sondern beim Heere gewesen 
sei. Aber Volscius wagte nicht auf einen solchen Privatprocess 
einzugehen: dadurch gestand er mittelbar seine Schuld ein imd 
seine Verurtheilung im ordentlichen Gerichtsverfahren war sicher. 
Ohne Zweifel wandten sich Kaesos Freunde an die Consuln, 
diese nalimen die Klage an imd beauftragten die Quästoren mit 
der Führung des Processes; denn diese werden als dabei thätig 
erwähnt. Jetzt indessen entstand ein Hindemiss für die Bestra- 
fung des Schuldigen. Auf falsches Zeugniss stand nach altem 


a) S. oben S. 290. 

b) Dionys. X, 5. 

c) Dionys. X, 8. 

d) Liv. III, 24, 25 und 29. 
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Gesetze die Todesstrafe.*) Die Schuld mochte trotz der Ver- 
sicherung von Kaesos Freunden doch nicht zweifellos, das Ver- 
brechen nicht offenbar sein. Jedenfalls läugnete Volscius und 
war beim Volke angesehen; es musste über ihn eine Volksver- 
sammlung gehalten werden. Es war auch billig, dass er bis 
zum endlichen Urtheil im Gewahrsam gehalten wurde. Jedoch 
beides hinderten die Volkstribunen: der Angeklagte blieb bis zu 
Ende des Processes auf freiem Fusse und die Volksversammlung 
wollten die Tribunen nicht gestatten, ausser wenn ihnen zugleich 
erlaubt würde, die Comitien über das Terentilische Gesetz zu 
halten. So blieb die Sache imentschieden bis zum folgenden 
Jahre, 458 v. Chr., wo wahrscheinlich dieses Processes wegen 
M. Valerius und T. Quinctius Capitolinus, der dreimal Consul 
gewesen war, zu Quästoren ernannt wurden. Indessen auch sie 
bemühten sich vergeblich den Widerstand der Tribunen zu über- 
winden: da wurde wegen der Bedrängnisse im Kriege L. Quin- 
ctius Cincinnatus, Kaesos Vater, zum Dictator ernannt. Er be- 
siegte die Feinde, behielt aber dann nach glücklichem Kriegs- 
zuge die Dictatur, um den Process gegen Volscius zu Ende zu 
führen. Die Tribunen wagten nicht, die Comitien zu hindern 
imd Volscius wurde verurtheilt. Eines indessen hatten sie den- 
noch durchgesetzt; der Angeklagte war nicht verhaftet worden, 
er ging, als er verurtheilt wurde, in die Verbannung nach Etru- 
- rien. 


Zwölftes Capitel. 

Fortgang des Kampfes der Stände. PnblUisches Gesets. Der erste Ent- 
wurf dazu und schliessUcher Inhalt. Kachrichten der Schriftsteller dar- 
über. Einfluss auf die Criminalgerichtsbarkeit. fiesetiesvorschlag von 
C. TerentUins Arsa, sein anßnglicher Inhalt nnd die später damit 
vorgenommenen Terändernngen. 

Wir haben gesehen, welche Verändeningen im Crimmal- 
rechte der erste Streit der Plebejer und Patricier, welcher die 


a) Und zwar Hinabstürzen vom Tarpejischen Felsen, wie Gell. XX, 1, 
Ö3 sagt. 
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Einseteung der Volkstribunen zur Folge hatte, herheiführte , und 
müssen auch den weiteren Fortgang dieses Streites, wenigstens 
in seinen Hauptpunkten, verfolgen. Denn das Criminalrecht 
war im Alterthum ganz eigentlich ein ötfentliches Recht und 
jede Veränderung des ixditischen Lebens brachte eine Um- 
gestaltung desselben mit sich. Erst nach dem Untergange der 
Republik hatte es in seinen obersten Grundsätzen eine .solche 
Stetigkeit gewonnen, dass es eine selbständige Entwickelung be- 
ginnen konnte. 

Durch die Vertreibung der Könige waren die verschiedenen 
Bestandtheile der Römisclien Bürgerschaft , die Patricier imd Ple- 
bejer, zu einem selbständigen Leben angeregt worden: die er- 
stem hatten sich vergeblich bemüht, die auf sie gekommene 
Machtfülle über den ganzen Staat ungeschmälert zu erhalten. 
Der Ständevertrag vom heiligen Berge hatte den Plebejern gesetz- 
mässige Führer gegeben, deren Streben auf Erweiterung des 
Gegensatzes zu den patricischen Beamten gehen musste. Sie 
begannen damit, sich unmittelbar nach ihrer Einsetzung in dem 
Kreise der Plebejer eine unumschränkte Gewalt zu verschaffen, 
und gewannen dann bei dem Processe Coriolans eine zwar nicht 
regelmässige imd nicht selbständige, aber doch zuweilen mit 
entschiedenem Erfolge auszuübende Controlle über den regieren- 
den Stand. Diese Spaltung musste sich noch mehr erweitern, 
ehe das Bedürfniss nach Wiedervereinigung sich geltend machen 
konnte. Einen wesentlichen Schritt zur Trennung des Staates 
in einen patricischen und plebejischen bildet das Publilische 
Gesetz, das im Jahre 472 v. Chr. zuerst angeregt, im folgen- 
den durchgesetzt wurde. Ueber dasselbe zu sprechen ist um so 
nöthiger, als es darauf ankommt, seine Darstellung aus dem un- 
geschichtlichen Gebiete von Vermuthungen und Phantasien, wo- 
hin neuere Forschungen sie gebracht haben, auf das der Ueber- 
lieferung zu verlegen. Von unmittelbaren Quellen für die Er- 
kenntniss desselben giebt es nur zwei, Livius und Dionysius: 
der erste erzählt seiner Gewohnheit nach kurz , der andere etwas 
weitläuftiger; aber ihre Berichte stimmen überein. 

Die ersten Tribunen waren auf dem heiligen Berge von der 
ausgewanderten Plebs allein gewählt worden; aber es kann kein 
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Zweifel sein, dass für die Wald und die Gewählten später ein 
Senatsbesclduss und das Uebrige, das bei der tumnltuarischen 
Versammlung der Plebs gefehlt hatte, naehgeholt wurde. Denn 
es steht durch die ausdrücklichen Zeugnisse von Cicero und 
Dionysius“) fe.st, dass die Volkstribunen seit dem Ständevertrage 
in Curiatcomitien erwählt wurden. Wir nehmen diese Nachricht, 
der Li^ius durch sein Stillschweigen mcht entgegensteht, Mer 
einfach an, ohne auf die verschiedenen Meinungen der neueren 
Gelehrten, welche die unbegründetsten Vermuthungen aufstellen, 
einzugehen. In dieser Wahl brachte das Publilische Gesetz eine 
Aenderung herv’or. Livius scMldert ausführlich und in lebhaf- 
ten Farben das Schicksal von Volero Publilius, wie er bei einer 
Aushebmig sich weigerte, als gemeiner Soldat einzutreten, weil 
er schon centurio gewesen war; wie er bestraft werden sollte, 
sich aber durch Körperkraft und den Beistand der aufgeregten 
Menge der Strafe entzog; wie der Senat nachgab und Publilius 
so grosses Vertrauen beim Volke gewann, dass er zum Tribunen 
erwählt wurde ; wie er endlich in diesem Amte nicht Befriedigimg 
seiner Privatrache, sondern das Beste seines Standes suchte. 
Livius erzählt dann: „Volero beantragte beim Volke, es sollten 
die plebejischen Beamten in Tributcomitien erwählt werden.” 
Dies, fügt er hinzu, war eine scheinbar nicht schlimme, in der 
That nicht imbedeutende Sache; dadurch wurde den Patriciern 
alle Möglichkeit genommen, durch die Stimmen ihrer Clienten, 
wen sie w'ollten, zu Volks tribiuien zu wäMen. '’) AVeiter erzählt 
er von den Kämpfen um das Gesetz, welche im ersten Jahre die 
Annahme desselben hinderten; im folgenden Jahre fanden neue 
Kämpfe statt, namentlich durch die Hartnäckigkeit des einen 
Consuls Ap. Claudius ; aber der andere Consul T. Quinctius rieth 
zur Mässigung und bewirkte die Annahme des Vorschlags. Li- 
vius sagt: „Damals zuerst wurden die Tribimen in Tributcomi- 


a) Cic. p. Cornel. p. 451 OrelL; Dionys. VI, 89. 

b) Liv. II, 56 rogationcm tiilit a<l populum, ut plobeii inagistratus tri- 
butis comitüs fierent. Ilaud parva res sub titulo prima specie minime atroci 
ferebatur, sed quae patriciis omiieni potestatem per clientinm suffragia cre- 
andi, quos vellent, tribunos auferret. 
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tien gewählt“) und am Ende des Jahres die Ereignisse desselben 
zusammeiifassend: „das vergangene Jahr machen hauptsächlich 
merkwürdig die Tributcomitien, eine Sache wichtiger wegen des 
Sieges in dem unternommenen Kampfe als wegen des Nutzens. 
Denn den Comitien selbst wtmle mehr an Würde genommen 
durch Entfernung der Patricier aus der Versammlung als Macht 
der Plebs gegeben oder den Patriciern entzogen.'’ '’) Hier ist ein 
leichter Widerspruch. Zuerst sagt Livius, das Gesetz habe eine 
nicht unbedeutende Sache enthalten, da die Patricier ihren Ein- 
fluss auf die Wahl der Tribunen verloren hätten, nachher, der 
Schade sei für die Patricier, der Gewinn für die Plebejer nicht 
bedeutend gewesen. Aber der Widerspruch ist unbedeutend und 
bezieht sich nicht auf Thatsachen, sondern auf die Betrachtungen 
des Schriftstellers. An beiden Stellen sagt Livius, die Patricier 
hätten fortan in den Comitien für die Wahl der Tribunen, in 
den Tributcomitien, nicht mehr mitgestimmt, an beiden giebt 
er als Inhalt des Gesetzes nichts als die Einsetzung der Tribub- 
comitien an. 

Ausführlicher ist Dionysius' Bericht. Nach ihm beantragte 
Publilius nebst zwei seiner Collegen das Gesetz, dass fortan die 
Volkstribunen in Tribut-, nicht mehr in Curiatcomitien gewählt 
werde t sollten'): er spricht dann von dem Unterschiede der bei- 
den Volksversammlungen, jene hätten nicht eines vorhergehenden 
Senatsbeschlusses, nicht der Opfer und der Auspicien bedurft 
und hätten deshalb an einem Tage beendet werden können. 
Nach den fruchtlosen Streitigkeiten des ersten Jahres und einem 
Feldzuge im zweiten Jahre wiederholte Publilius sein Gesetz, 
aber mit dem Zusätze, auch die .\edilen sollten in eben densel- 
ben Comitien erwählt und alles übrige, w'as beim Volke verhan- 


aO Liv. II, 58 Tum primum tributis comitiis creati tribuui sunt. 

b) Liv. II, öO annum oxactum insignem maxime eomitia tributa cfiici- 
unt, res maior victoria suscepti ecrtaminis quam usu. Plus eiiim dignita- 
tis comitiis ipsis detractum est patribus ex concilio submovendis quam vi- 
rium aut plebi additum aut demptum patribus. 

c) Dionys. IX, 41 vilpov tii'-fipti nspt xiöv ST|p.apyixö)v dpyatptslwv, pix- 
dytuv oixd ix xfjC (ppoTptaxq? itTjtpTj<pop!a{, oi 'Pcupialoi xo'jpidxqv xoXoü- 
oiv, im TTjV tfuXexixi^v. 
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delt und zur Hülfe Jemandes bestimmt werden müsste, sollte 
auf gleiche Weise von den Tributgenossen beschlossen werden. 
„Dies, fügt er hinzu, wai- eine offenbare Zerstörung der Macht 
des Senates und Herrscliaft des Volkes.”*) Hierin findet sich 
zwar kein Widerspruch mit Livius, aber doch eine Ergänzung 
von dessen Nachrichten. Denn Livius sagt nichts von Zusätzen, 
welche Publilius im zw'eiten Jahre zu seinem ursprünglichen 
Gesetzentwürfe gemacht habe, Dionysius erzählt, die Zusätze 
seien sehr wichtig gewesen: sie wären auf offenbare Vernichtung 
der Macht des Senates und Erhebung der Tributcomitien aus- 
gegangen. Es könnte scheinen, dass Livius der Nachlässigkeit 
schuldig ist und gerechten Tadel verdient, weil er so erhebliche 
Bestimmungen des Publilischen Gesetzes, die viel wichtiger waren 
ds die Wahl der Tribunen in Tributcomitien, mit Stillschw eigen 
übergangen hat: diese Nachlässigkeit würde bei einem Schriftsteller, 
w'elcher die Verfassungsänderungen zwar nicht weitläuftig, aber 
doch aufmerksam verfolgt, unerklärlich sein: es lässt sich aus 
Dionysius’ ausführlicher Darstellung nachweisen, dass Livius 
zwar Einzelnes übergeht, die Hauptsachen aber richtig erzählt 
Die Erneuerung von Publilius’ Gesetzesvorschlag, fährt Dionysius 
zu berichten fort, verursachte die heftigsten Streitigkeiten, be- 
sonders der eine der Consuln, Ap. Claudius, glaubte den Ueber- 
griffen der Plebs auf keine andere Weise steuern zu können als 
durch entschiedenen Widerstand gegen alle Neuerungen. Es 
kam zu Thätlichkeiten, sogar gegen die Tribunen selbst, welche 
deshalb eine Klage beim Volke anstellen wollten und den Senat 
um die nöthige Erlaubniss dazu angingen.'') Die Mässigung 
des andern Consuls T. Quinctius stellte den Frieden her. Er 
überredete beide Parteien, ihre gegenseitigen Anklagen aufeuge- 


a) Dionys. IX, 43 Szep fjV ptv xccräXuoit tpavepa, toü tTjjxou 

SuvasTeld. 

b) Dionys. IX, 48 tiji Si uzäTip (dvsxdXouv) oi 5/,|jtapyoi , tue ipißepXi]- 
x4ti zXTyfds oiüpiootv UpoT? xai xaSiuauupidvon uzo toü vdpiou und C. 49 Äoa 
pUv dXXi^Xois dyxaXoüoiv ol te 5/jpiap)(oi xal 6 üzaxot , üzip u>v Izaftov rj 
tSpaoav £v Tapay:j, dzeitlj oix iztpO'jXrjt oü?’ oixtfat zXeovtSIae Evc- 
XEV dt aixä xaxdoxxjaav, dXX’ Eizdp XTjs d« xä xoiva tpiXoxipiIat, äipcToftat 
iri\t.oaia xai ptT^SepiIav üzdp aüxüv slvai Sixr^v. 
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ben und die in der Hitze des Streites vorgefallenen Gewaltthä- 
tigkeiten zu vergessen, die Entsclieidung aber über den Gesetz- 
entwurf dem Senate zu überlassen. Im Senate aber beschloss 
man naclizugeben , nahm das Gesetz wenigstens theilweise an, 
imd so wurde dasselbe von der plebejischen Volksversammlung 
bestätigt. „Seit jener Zeit, schliesst Dionysius*) seine Erzählung, 
bis auf den heutigen Tag beschliessen die Tributcomitien über 
ilie Wahlen der Volkstribunen und Aedilen, ohne Auspicien und 
sonstige religiöse Cerimonien.” Er sagt zwar nicht ausdrück- 
lich, jener erweiterte Gesetzvorschlag von Publilius sei nicht in 
seiner ganzen Ausdehnung zum Gesetz erhoben worden, aber er 
deutet es doch an. Wo er von der Vermittelung des Consuls 
T. Quinctius spricht, sagt er''), derselbe sei gesonnen gewesen, 
dem Volke den gemässigten Theil seiner Forderungen zuzuge- 
stehen: aber dass die Zusätze zum Gesetze vom zweiten Jahre 
nicht gemässigt waren, sondern eine unbillige Beschränkung des 
Senates, so wie eine Alleinherrschaft des Volkes enthielten, 
hatte er früher bemerkt: mittelbar giebt er damit zu verstehen, 
dass sie nur zum geringen Theile vom Senate bewilligt wifrdeu. 
Zweitens als Folge des Publilisclien Gesetzes giebt er am Ende 
seiner Erzäldnng die Wahl der Tribunen und Aedilen in Tribut- 
comitien an. Dies muss also die Hauptsache gewesen sein, das 
üebrige, was durcli das Gesetz erreicht wurde, muss dagegen 
zurückgestauden haben: Bestimmungen, welche eine Vernichtung 
der Macht des Senates enthielten, können nicht angenommen 
worden sein. 

Es ist nicht leicht anzugeben, was mm würklich der Inhalt 
des Publilisclien Gesetzes, wie es schliesslich angenommen wurde, 
gewesen ist, und in Ermangelung bestimmter Zeugnisse müssen 
wir zu Sclilussfolgenmgen aus mittelbaren Andeutungen unsere 
Zuflucht nehmen. Dionysius sagt, Publilius habe im zweiten 


a) Dionys. IX, 49 ir! txi(vou toO ta tüiv ST^jjiap'^mv xol dyo- 

pav(!p.ü>v dp'^aipiaioi toy pieö’ ypfJvou Si'ya o(ü>väv tc xal tt); 

«iTTetot« aTtacT^C al cp'jXsTtxal tJ/T^^T^cpopoOciv ^xxXT|a{ai. 

b) Dionys. IX, 48 6 ydp Kotviios efxeiv xtp xd (j.ixpia 

6 8’ *'A7ntto« Oavdx&u dvtetyev. 
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Jalire den Zusatz über die Wald der plebejisclien Aedilen in 
Tributeoniitien gemacht und giebt am Ende seiner Erzählung 
an, diese Bestimmung sei angenommen worden. Sie war in der 
Tluit so unbedeutend und hing so selir mit der neuen Regelung 
der Comitien für die Tribunen zu.sammen, das Livfus sie, ohne 
sich den Vorwurf der Nachlässigkeit zuzuziehen, übergehen durfte. 
Es ist möglich, dass die Zusätze zum anfänglichen Publiliscben 
Gesetz nur in dieser Bestimmung über die Wahl der Aedilen 
bestanden; aber wir haben Andeutungen, dass sie noch weiter 
gingen. Die Korderung von Publilius war, wie Dionysius be- 
merkt, gewesen, alles übrige, was vor dem Volke verhandelt 
werden müsste, sollte von den Tributcomitien auf gleiche Weise 
bescidossen werden, d. h. ohne vorhergehenden Senatsbeschluss 
und ohne patricische Opfer. Man fragt, was vor dem Volke 
verhandelt werden musste und was die re<‘htliche Folge eines 
Beschlusses der Tributeomitien sein sollte. Hätte Publilius ver- 
langt, die Tributcomitien sollten über alle Staatsangelegenheiten 
und mit voller Verbindlichkeit für den ganzen Staat, Patricier 
sowohl wie Plebejer, entscheiden können, so wäre das einer 
Umwälzung gleich gekommen: die Patricier wären aus dem re- 
gierenden Stande in den regierten veiwandelt worden, ihre Be- 
amten unnütz gewesen. Zu solcher Forderung gab es in der 
früheren Entwickelungsgeschichte des Staates keinen Anhalt: 
sie konnte von den Tribunen nicht einmal aufgestellt wer- 
den. Dagegen bemerken wir, dass seit dem Ständevertrage die 
Plebs das Streben hat, sich selbständig zu gestalten : sie schützte 
zuerst ihre einzelnen Mitglieder vor der Unbill der Patricier, 
stattete ihre Fülirer mit der nöthigen Amtsgewalt aus, schuf 
sich eine Ordnung ihrer Versammlungen, gewann am Ende das 
Recht einer Controlle über den regierenden Stand: ihre weiteren 
Scliritte mussten in ebenderselben Richtung liegen; ohne eine 
Herrschaft ülrer die Patricier zu beanspruchen musste sie ihre 
eigene Selbständigkeit zu vergrössem suchen. Darauf ging Pu- 
blilius’ Gesetzesvorschlag: er verlangte, die Plebs sollte in Tri- 
butcomitien alle auf die einzelnen Mitglieder und die Gesammt- 
heit der Plebs bezüglichen Angelegenheiten endgültig entsclieiden 
können. Dies war eine Vernichtung der patricischen Regierung: 
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die Patricier behielten zwar noch die eigene Selbständigkeit, 
verloren aber ihre Macht über die Plebejer und den Gesammt- 
staat: die Ausdrücke, in denen l5ionysius von Publilius’ Forde- 
rungen spricht, sind vollständig gerechtfertigt. Eben so sehr 
ist es der Bericht, den Zonaras von ihnen giebt.*) Er nennt 
zwar nicht Publilius mit Namen und .sein Zeuguiss kann daher 
nicht für so bestimmt gelten als das- von Dionysius; dennoch ist 
kein Zweifel, dass er diesen Gesetzes Vorschlag meint. Er sagt: 
einige Volkstribuneu hätten unter andern Gesetzesvorschlägen 
gegen die Patricier auch den gethan, es solle dem Volke er- 
laubt sein, selbständig für sich ohne jene, die Patricier, über 
Alles, was sie wollten, zu berathen und zu beschliessen. Er 
sagt ausdrücklich, die Patricier hätten bei diesen Volksversamm- 
lungen nicht zugegen sein sollen. Unmöglich aber können die 
Plebejer verlangt haben , allein , ohne Zuziehen des andern Stan- 
des, über den ganzen Staat und die Patricier’ selbst verfügen zu 
wollen: dadurch wären sie nicht die Regierenden, sondern Her- 
ren, wie über Sclaven, geworden. Die Forderang der Tribunen 
ging also nur dahin, in Tributversammlimgen selbständig alle 
möglichen Beschlüsse über die Plebejer und die plebejischen In- 
teressen fassen zu dürfen. 

Indessen die Patricier thaten recht daran, diese Anträge 
nicht zu genehmigen: sie hätten eine Trennung des Staates und 
ein Zerfallen der mühsam von den Königen geschaffenen Römi- 
schen Macht unfehlbar zur Folge gehabt. Die Gleichberechtigung 
der Plebejer musste auf eine andere Weise erfüllt werden. Je- 
doch das Auftreten der Plebs und seiner Tribunen war drohend 
und der Senat, treu seinem Grundsätze, es nicht zu innerem 
Kampfe kommen zu lassen, beschloss etwas zu bewilligen, um 
nicht die Leitung des Staates gänzlich zu verlieren. Er bewil- 
ligte nicht nur die Wahl der plebejischen Beamten in Tribut- 
comitien, sondern auch noch etw'as anderes, w'odurch die einzel- 
nen Plebejer eine grössere Unabhängigkeit von dem regierenden 


a) Zon. VII, 17 ttve; täv §T^|(jidp*^(uv äWa. tc xara xtuv e^Traxpi- 
6«äv i^eTvai xüj xoi xaö’ sauxo auvi^vai xat civcu 

^xc(vu)v pouXs'!)caiIa( xal ^pTj(i.ctx{C6iv “dvO’ Z<sa av 
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Stande gewannen und doch der Zusammenhang des ganzen Staa- 
tes nicht zerrissen wurde. Auch darüber finden wir in unsern 
Quellen Andeutungen, welche eine der historischen Wahrheit sich 
nähernde Muthmassung gestatten. Tlieilen wir die ßefugniss der 
Volksversammlung Qberliaupt in drei Tlieile, in die Wahl von 
Beamten, in die ricliterliehe und die gesetzgebende, so verlang- 
ten die Tribunen für die von ilinen erstrebten Tributcomitien 
alle drei Tlieile, nur in Bescliränkung auf die Plebejer: das be- 
weisen die Ausdrücke von Dionysius und Zonaras : „die Tribut- 
comitien sollten über alles, was sie wollten, Be.schlüsse fassen 
dürfeiT’. Wie die Centuriatversaininlungen die höchste Entschei- 
dung über die Angelegenheiten des Gesammtstaates hatten, so 
sollten sie die Tribus fortan über die plebejischen Sonderiuter- 
essen haben. V'on jenen drei Theilen wurde der erste, die 
Wald der Beamten, den Tribunen zugestanden und Tribunen, 
sowie Aedilen, sind fortan in Tributcomitien gewählt worden. 
Die zweite Befuguiss der Comitien, Gesetze zu geben, wurde 
den Tribus nicht zugestanden. Dies ergiebt sich aus dem spä- 
teren Terentilischen Gesetzesvorschlage, dessen Absicht Anfangs 
dahin ging, neue Gesetze für die Plebejer zu schaffen: er würde 
unnütz gewesen sein, wenn die Tributcomitien schon durch Pu- 
bliliiis die Macht erhalten hätten, gesetzliche Anordnungen für 
die Plebejer zu treffen. Es bleibt somit nur noch die dritte Be- 
fugniss, die richterliche, übrig, welche den Tribus von den Pa- 
triciern bewilligt werden konnte, und, wie mau aus sichern 
Anzeichen schliesseii darf, wirklich bewilligt worden ist. Dio- 
nysius erwähnt, wo er von den Forderungen der Tribunen 
spricht, nicht nur das Verlangen, Alles in den Tributcomitien 
beschliessen zu dürfen, sondern fügt, ausdrücklich hinzu, sie 
sollten auch Hülfe bringen dürfen.*) Bestimmter spricht Zona- 
ras*’), der ebenfalls nach Erwähnung der andern tribunicischen 
Forderungen hinzusetzt: „sie, die Tribunen, verordneten, dass 


a) Dionys. IX, 43 a. a. 0. Saa h xijj -pärrtaftai re xoti inixou- 
ptiaSoi 

b) Zon. VII, 17 xäv Ti{ iit’ akitf tivi zapä xiv sTpaTTjYÜiv -potTipuopr,- 
ttfj, fxxXrjTov IttI Toiioic töv tr^piov SixctCeiv exa^av. 
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wenn Jemand wegen einer Schuld von den Consuln bestraft 
würde, auf Berufung in diesen Fällen das Volk, d. li. die Tri- 
buteomitien, urtheilen sollte”. Das besondere Ilervorbebeii die- 
ser Bestimmung bei beiden Schriftstellern beweist, dass sie in 
dem Gesetzesvorschlage einen besouderu Abschnitt bilden mus.ste: 
ja Zonaras spricht von ihr anders als von den nicht bewilligten 
Forderungen der Tribunen. Von jenen sagt er, die Tribunen 
fassten sie ab, stellten sie auf, von dieser dagegen, die Tri- 
bunen verordneten — eine Verschiedenheit der Ausdrücke, 
welche ein verschiedenes Schicksfd der Forderungen imzudeuteu 
scheint. 

Bestätigt wird diese Erklärung unserer Quellen durch eine 
bisher räthselhafte Nachricht in den Auszügen aus Pomponius' 
Werke über den Ursprung des Rechtes, welche wir schon früher 
behandelt und erklärt haben.“) Pomponius erzählt nämlich, ' 
zwanzig Jahre vor der Gesetzgebung der zwölf Tafeln sei in 
F'olge eines tribunicischen Gesetzes eine allinälige Abschaffung 
der früheren Gesetze, und somit ein Zustand der Rechtslosigkeit 
eingetreten. Der angegebene Zeitpunkt kann nur auf das Publi- 
lische Gesetz bezogen werden und wenn dasselbe somit Einfluss 
auf das Recht und die Gesetze hatte, muss es auch Anordnun- , 
gen darüber getrolfeu und, da es sich nur auf die neuen Tri- 
butcomitien bezog, über deren richterliche Befugnisse gehandelt 
haben: man hat keinen Giamd zu zweifeln, dass die von den 
Schriftstellern besonders hervorgehobene Forderung der Tribunen 
über die richterliche Gewalt der Tributcomitien von den Patri- 
ciem angenommen und ziun Gesetz erhoben worden, sei. Es fin- 
det selbst Livius’ und Dionysius’ Schweigen über dieselbe bei der 
Angabe des Inhaltes vom Publilischen Gesetze seine Rechtferti- 
gung. Denn zwanzig- Jahre später wurden durch die Zehnmän- 
ner neue Anordnungen getroffen und eine Einrichtung, welche 
so kurze Zeit bestand , zu erwähnen war kein Grund. Demnach 
hat man sich, hauptsächlich nach den Andeutunge^i von Zona- 
ras, das peinliche Verfahren gegen Plebejer iseit dem Publili- 
schen Gesetze folgendennasseu zu denken. Die Anklage wegen 

a) Vcrgl. oben S. 144 Hgd. 
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eines Verbrechens ging zunächst an den Consul, von diesem 
wurde sie nach Umständen angenommen und an die Quästoren 
überwiesen. Diese liielh'n die Voruntersuchung, eine Verurtiiei- 
lung in zweifeliiaften Fällen, wo weder ein Eingeständniss des 
Angeklagten noch Ergreifung auf frischer That erfolgte , durften 
sie aber nach dem Valerischen Provocatiousgesetze nur mit Hin- 
zuziehung der Centuriatcomitien vornehmen. Nach dem Publi- 
lischen Gesetze stand es indessen dem angeklagten Plebejer frei, 
sich auf die Tributcomitien zu berufen und begreiflicher Weise 
that er dies immer. Dann fanden keine Centuriatcomitien statt: 
es war unmöglich, dass zwei Volksversammlungen über eben 
dieselbe Sache entschieden. Die Quästoren gaben also den J’ro- 
c.ess au die Tribunen für die Tributcomitien ab. Diese stellten 
eine neue Untersuchung an, verhörten die Zeugen und sprachen 
das endgültige Urtheil, weldies sie auch vollzogen. Ja selbst 
in denjenigen Fällen, wo bei der Ergi'eifung auf frischer That 
an der Schuld des Angeklagten kein Zw'eifel sein konnte , musste 
fortan das Publilische Gesetz eine Mildermig und Befreiung von 
den alten patriciseheu Strafen bewirken. Die Tributcomitien 
hatten über das Mass der Strafe zu entscheiden , konnten dieselbe 
verringern oder verändern. 

Dies schuf eine grosse Umänderung im Recht. Die Ent- 
scheidung des Volkes hing wesentlich von dem Vorsitzenden ab ; 
zudem hatten in der Centurienversammlung die Wohlhabenden 
das Uebergewicht. Nach Valerius’ Gesetz al.so blieb der Einfluss 
der patricischen Beamten bis auf wenige Fälle ungeschmälert: 
sie beobachteten das alte, von den Königen ererbte Recht. Von 
jetzt an lag die Entscheidung in den Händen der Tribunen, 
welche die nach der Kopfzahl stimmenden Tribus leicht zu den 
ihnen genehmen Entschlüssen bewegen konnten: sie kümmerten 
sich nicht um das patricische Recht, nicht um die königlichen 
Gesetze und so entstand jene Rechtsunsicherheit, von der Pom- 
•ponius berichtet. Ein Fall, in dem dies Verfahren zur Geltung 
gekommen wäre, ist uns durch die Ueberlieferung nicht bekannt. 
Der Process von Volscius Fictor, welchen wir besprochen,*)- 


a) S. oben S. 293 flgiL. 
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föllt nach dem Publilischen Gesetz; aber dasselbe kam bei ihm 
nicht zur vollen Anwendung. DieTribunen, heisst es, hiudertendie 
Quästoren, die zur Verurtheilung von Volscius nöthigen Centu- 
riatcomitien zu halten. Dies erscheint auffallend. Oline Zweifel 
hatten die Tribunen die Berechtigung, jede Volksversammlung 
zu verbieten; aber es wäre gegen alle Billigkeit gewesen und 
hätte ihnen einen üblen Ruf zugezogen, wenn sie davon Ge- 
brauch gemacht hätten, um einen wegen Meineides Angeklagten 
zu schützen. Jetzt erkennt man, dass zwischen den Tribunen 
und Quästoren ein Streit über die Art iler V(tlksversammlung 
war. Jene wollten nicht den Schuldigen dem Gerichte entziehen, 
behaupteten aber, nach dem Publilischen Gesetze müssten die 
Tributcomitien über ihn entscheiden; diese wollten das alte Ver- 
fahren, bei dem sie selbst den Vorsitz führten, in Anwendung 
bringen. Sie siegten am Ende mit Hülfe des Dictators ; deu- 
noch ist die verhältnissmässig gelinde Bestrafung von Volscius 
dem Einflüsse der Tribunen zuzuschreiben. 

Die Tributcomitien, welche nach dem Publilischen Gesetze 
für die Wahl der plebejischen Beamten und die endgültige Ent- 
scheidung über Criminalverbrechen von Plebejern anerkannt wur- 
den, fanden, wie Dionysius sagt, ohne vorhergehenden Senats- 
beschluss und ohne Opfer und Auspicien statt*), so dass sie 
an einem Tage beendet wurden. Es ist kein Zweifel, dass das 
Publilische Gesetz noch viele andere Bestimmungen enthielt, 
welche nöthig waren, um den Tributcomitien fortan den Charac- 
ter von selbständig und endgültig beschliessenden Volksversamm- 
lungen zu geben. Sicherlich wTU'de z. B. angeordnet, dass die Volks- 
tribunen in ihnen den Vorsitz führen sollten, den .sie bei den Wahlen 
der Tribunen immer gehabt haben : eben deswegen fielen die patrici- 
schen Auspicien fort. Die Tribunen mussten ferner als Vorsitzende 
von Volksversammlungen die Gewalt bekommen, Ordnung in ihnen 
zu erhalten und Störer zu bestrafen. Damit wurde also das Icilische 


a) Hierauf ge.lieii auch die Worte bei Dionysius X, 4 oure y4p ßo'jXfj« 
6 (Jy|jia oüxtxi olTtoSei'xvuoiv iri Ttjv . oute ai tfpdiftxi tt)V 

uatp üfjKÜv i-i'pfpo'jotv . o'jxe t£pd itpoö’jexfi toT? heot; 7 ;po xtüv dp^faipeattuv, 
ä xotd vdpo'js ^Xpf|V dxi-eXeiaÖoi , oüx äXXa xüiv Jtpöt xoüt 8 eo'u 4 cöseßiöv 
7 ) Ttpfji dv8pu)ro’J4 iot'iuv oiiftiv tjri xfj; dp'/f,? x^i opiEX^pac yfvexai. 
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Plebiscit, “) das einst die Plebejer sich selbst gegeben, von 
den Patriciem anerkannt, aber freilich ebenfalls nur für die Ple- 
bejer. Denn von Patriciem wissen wir durch bestimmte Bei- 
spiele, dass sie auch nar-h diesem Gesetze nur ausserordentlich 
nacli Einholung eines Senatsbeschlusses für dergleit-heu Vergehen 
zur Rechenschaft gezogen werden konnten.'*) üb die Strafen 
des Icilischen Plebiscits beibehalten oder vielleicht in allen Fäl- 
len die Entscheidung der Coniitien eingeliolt werden musste, ist 
fraglich: die Patricier werden in diesem Punkte keine Schwie- 
rigkeiten erhoben liaben, da es sich nur um Plebejer handelte. 
Livius erzälilt nämlicli, die Patricier hätten fortan nicht mehr 
an den plebejischen Comitien Theil genommen: ob dies aus- 
drückliches Verbot des Gesetzes oder nur eine Folge von dessen 
Bestimmungen war, wird nicht berichtet Ich halte das Erstere 
nicht für walirscheinlicli. Die Zahl der Patricier war im Ver- 
hältniss zur Menge der übrigen Bürger gering und, wie über- 
einstimmend angegeben wird , wo die Abstimmung nach iler 
Kopfzahl geschah, die Mehrheit auf Seiten der Plebejer: es lohnte 
sich also kaum, das Erscheinen der Patricier in den Tributco- 
mitien zu verbieten. Ferner nahmen dieselben später, als die 
Tribunen Beamte des gesummten Volkes geworden waren mid 
auch über die Patricier unmittelbare Gewalt erhalten hatten, 
an den plebejischen Versammlungen Theil, und zwar, wie es 
scheint, ohne besonderes Gesetz. Wir halten demnach die Ab- 
wesenheit der Patricier bei den Wahlversammlungen für plebe- 
jische Beamten in damaliger Zeit nur für eine mittelbare Folge 
des Publilischen Gesetzes : weil dieses den Tribunen Gewalt über 
alle Abstimmenden ertheilt hatte und die Patricier sich dieser 
Gewalt nicht fügen wollten, enthielten sie sich der Theilnalime 
an den Versammlungen. Die oben®) angeführten Ausdrücke 
von Livius stimmen zu diesem Verhältnisse vollkommen : die Pa- 
tricier wurden thatsächlich aus den Tributcomitieu entfernt und 
diese Entfernung hatte auch zur Folge, dass ihr Einfluss in den- 

a) Siehe oben S. 232 flgd. 

b) Die Beispiele finden sich S. 275 flgd. 

c) Siebe oben S. 298 die Stelle aus Liv. 11, 60. 

20 ’ 
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selben schwand. Derselbe kann nie überwiegend gewesen sein, 
da auch in den Curiatcomitien so oft Tribunen gewählt worden 
sind, deren den Patriciern feindliche Gesinnung vorher bekannt 
war; aber etwas hatten sie doch vermocht, wenn sie selbst für 
den einen oder den andern Candidateii stimmend durcli ihr Bei- 
spiel auf die von ihnen abhängigen Clienten einwirkten. Diese per- 
sönliche Einwirkung hörte mit ihrer Entfernung aus den Tribub- 
comitien auf.*) 

Das Publilische Gesetz, dessen allgemeine politische Be- 
deutung und dessen besonderen Einfluss auf das Strafrecht wir 
geschildert haben, hatte die unter den beiden Ständen bestehende 
Trennung erweitert So selir auch schon fi-ülier die Bestrebun- 
gen der Volkstribuiien und der Consulu auseinander gegangen 
waren , so bestand docli in so fern ein gemeinsames Band unter 
ihnen, als auch die erstem nach einem Senatsbesehluss , mit 
patricischen Opfern und Auspicieu erwählt waren und nur unter 
eben diesen Bedingungen gültige Beschlüsse fassen konnten. 
Seit dies aufgehört, standen sich zwei feindliche Gewalten, 
verschiedenen Ursprunges und verschiedener Richtung, gegen- 
über: der Staat musste zerfallen oder wiederum ausschliesslich 
entweder den Patriciern oder den Volkstribunen anheim fallen, 
wenn nicht eine Verständigmig gefunden wurde. Trotzdem war 
den Beschwerden der Plebejer nicht abgeholfen. Das Valerische 
Provocationsgesetz war vermöge der eigenthümlichen Auffassung 
der Provocation in vielen Fällen unwirksam, die Hülfeleistung 
der Tribunen reichte niclit überall aus, aucli das Publilische 
Gesetz, das die Bestrafung der Plebejer durch die Versamm- 
lung der Plebejer selbst verordnete, kann nicht immer zur Gel- 
tung gekommen sein. Das beweist der Process von Volscius 
Fictor, dessen Strafe durch die patricischen Beamten in patrici- 
scher Volksversammlung erfolgte. Die Plebejer fanden zu ihrer 
vollständigen Sicherstellung zunächst kein anderes Mittel als das 
Streben, die Trennung der Stände noch zu vergrössem. 

Es war im Jahre 462 v. Chr. (292 der Stadt), als C. Te- 
rentilius seinen berühmten Gesetzesvorschlag einbrachte, der die 

a) Vergl. Liv. II, 5G. 
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erbittertsten Streitigkeiten zwischen Patriciem und f*lebejem her- 
vorrief und am Ende nach vielen Kämpfen das allgemeine Rö- 
mische Gesetzbuch, die irvsmlf Tafeln, zur Folge hatte. Die 
Ueberlieferung über diesen Gesetzesvorschlag ist bei den beiden 
hauptsächlichsten Quellenschriftstellern nicht gleich ausführlich und 
zwar in diesem Falle bei Livius etwas genauer als bei Diony- 
sius. Der Erstere lässt den Volkstribunen folgende Gründe für 
seinen Vorschlag anführeu"): „die consularische Herrschaft sei 
nur dem Namen nach weniger hassenswerth als die königliche, 
der Sache nach fast schlimmer. Nämlich statt eines Herren 
hätte man zwei bekommen von unbeschränkter, ungemässigter 
Macht, welche alle Furchtbarkeit der Gesetze und alle Strafen 
gegen die Plebs kehrten. Deshalb werde er ein Gesetz Vorschlä- 
gen, dass Fünfmänner (Quinqueviri) ernannt würden, um Ge- 
setze über die consularische Herrschaft abzufassen. Das Recht, 
welches das Volk gegen sich ihm gegeben hätte , solle der Con- 
sul haben, nicht selber seine eigene Lust und Willkür als Ge- 
setz ansehen”. Also der Tribun klagt, über die zu grosse Macht 
der Consuln, welche w'eder durch das Provocationsgesetz , noch 
die von den Plebejern ausgegangenen Einrichtungen, die Tribu- 
nen und die Tributcomitien, dem Volke erträglich geworden sein 
muss. Der Tribun will eine Beschränkung derselben, nicht in 
einzelnen Fällen, in denen schon bisher geholfen werden konnte, 
sondern eine durchgehende , gleichmässige , und diese konnte nur 
in einem Gesetzbuche gefunden werden, welches die Beamten 
zu Werkzeugen des Allen bekannten Rechtes machte. Ebenfalls eine 
Begründung des Gesetzvorschlages findet sich bei Dionysius’’); 


a) Liv. III, 9 Nomine cnim tantum minus invidiosum, re ipsa prope 
atrocius quam rcgium esse (consulare imperium). Quippe duos pro uno 
domino acceptos immoderata, infinita potestate, qui soluti atque cffrenati 
ipsi omnes metus Icgum omniaque supplicia vertorent in plebem. Quae ne 
aeterna illis licentia sit, legem so promulgaturum , ut Vviri creebtur legibus 
de imperio consulari scribendis. Quod populus in se ius dcderit, eo con- 
sulem usurum, non ipsos libidinem ae licentiam suam pro lege habituros. 

b) Dionys. X, 1 und 3. Dionysius gebraucht auch sonst öfter den 
Ausdruck iffrjyopia und ioovojAia , so X, 15 iv iarjyoplai aoXiteitoSoi und vd- 
p.ov , Sv cic^tpspov urip TT|S ijovofiloj ; X, 26 vdpiov , Sv uitip Tf,t iffTiyopfa? 
tWcpepov; X, 35 TÖv ncpi rfj; isovopila« vdpiov. 
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nur hebt derselbe eine andere Seite des Uebelstandes , an dem 
der Staat damals litt, hervor. Er spriclit nitdit von der allzu- 
grossen Gewalt der Consuln und ich glaube , er hat darin Recht 
Alle Gesetze seit dem Ständevertrage hatten eine Beschränkung 
derselben zum Zwecke gehabt und bei den Mitteln, welche den 
Volkstribunen zu Gebote standen, konnten sie mit einiger Sorg- 
samkeit jede wirkliche Bedrückung der Plebs verhindern: Livius 
hat die Betrachtimgen , in denen er die Begründung des Teren- 
tilischen Gesetzes giebt, aus der Zeit der Auswanderung der 
Plebs genommen: für jene passen sie, für die Zeit unmittelbar 
vor der Gesetzgebung der zwölf Tafeln passen sie nicht mehr. 
Aber bei aller Sorgfalt konnten die Tribunen doch nicht eine 
gleichmässige Gerechtigkeitspflege hervorbringen: es mochten 
viele Fälle Vorkommen, wm die Hülfeleistung der Tribunen und 
die Entscheidung der Tributcomitien nicht eintreten konnte und 
die Consuln nach dem alten strengen Recht verfuhren, und die 
Ungleichheit war um so auffallender, je mehr in anderen Milde 
waltete. Deshalb lässt Dionj’sius die Ungleichheit des Rechtes 
beklagen und Gleichheit im ganzen politischen Leben verlangen, 
dass Privat- und Staatsangelegenheiten nach Gesetzen veiwcal- 
tet würden: er setzt dann als eigene Bemerkung hinzu, es hätte 
damals bei den Römern noch keine Gesetzesgleichheit, überhaupt 
nur wenig geschriebene Gesetze und diese nur in den Bücliem 
der Priester gegeben: die Entscheidungen der Consuln, wie ehe- 
mals die der Könige, seine Gesetze gewesen. Unter Rechtsun- 
gleichheit versteht Dionysius hier nicht eine Ungleichheit, die 
unter den verschiedenen Ständen der Bürgerschaft geherrscht 
habe, dass die Patricier vor den Plebejern bevorzugt gewesen 
seien. Denn von einer Bedrückung der Plebejer, von einer bes- 
seren Stellung des regierenden Standes sagt er kein Wort und 
er konnte es nach den Begünstigungen, welche die Plebs erreicht 
hatte, nicht sagen: es war wirklich die von zufälligen Umstän- 
den abhängige Ungleichheit des Rechtes allen Bürgern gegenüber, 
welche das Verlangen nach einem Gesetzbuch hervorrief, jene 
Gesetzlosigkeit, welche die Römer, wie Pomponius*) sagt, seit 
dem Publilischen Gesetze zwanzig Jahre lang aushielten. 

a) S. oben S. 144. 
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In der Geschichte der Kämpfe, welche um das Terentilische 
Gesetz geführt wurden, ist Livius, wie schon bemerkt, genauer 
als Dionysius, welcher aucli später, wo er von dessen Annahme 
erzählt») , nichts anderes von seinem Lihalte als zu Anfänge er- 
zählt. Dagegen Livius trägt den allmäligen Veränderungen, die 
mit demselben bis zu seiner endliclien ' Annahme vergingen, 
Reciinung: er giebt, wie wir erwähnt, als Vorschlag von Teren- 
tilius an, fünf Männer sollten erwählt werden und der Consul 
sollte so viel Recht haben, als ihm das Volk gegeben hätte. 
Dagegen Dionysius erzählt, es sollten zehn Männer erwählt und 
die Gesetze öffentlich zur Beachtung für alle Beamten auf dem 
Markte ausgestellt werden. Erst später zum Jahre 454 erzählt 
Livius"), die Tribunen hätten den alten Terentilischen Gesetzes- 
vorschlag bei Seite geworfen und bei den Patriciem einen mil- 
deren Antrag gemacht : wenn sie plebejische Gesetze nicht haben 
wollten, so möchten sie gemeinschaftlich aus Patriciem und Ple- 
bejern Gesetzgeber wählen, welche für beide Stände Gesetze ab- 
fassten und die gewünschte Rechtsgleichheit herbeifühiien. 
Hieraus muss man den Schluss ziehen, dass das Terentilische Gesetz 
Anfangs nur die Abfassung von Gesetzen für die Plebejer beab- 
sichtigte: die fünf Männer sollten aus den Plebejern und von 
den Plebejern erwählt werden, sie sollten die Gesetze aufstellen, 
unter denen die Consuln über die Plebejer regieren sollten: die 
Patricier sollten bei der ganzen Gesetzgebung aus dem Spiele 
bleiben. Diese Forderung schliesst sich unmittelbar an die früher 
von den Plebejern erworbenen Rechte an und zeugt von dem- 
selben Streben: zuerst erlangten sie durch Einsetzung der Tri- 
bunen Hülfeleistimg und Aufschub für einzelne Fälle, dann durch 
das Publilische Gesetz endgültige Entscheidung der Beschwerde- 
lalle durch ihre eigene Volksversammlung; jetzt strebten sie 
darnach, die so gefundenen Grundsätze und neu entstehenden 


a) Dionys. X, 52. 

b) Liv. III, 31 Tiim abiecta lege, quac promulgata consenuerat, tribuni 
lenius agere cum patribns. Finera tandem certaminum facerent. Si ple- 
bciac. leges displicerent , ut illi communiter legum latores et ex plebo et 
ex patribus, qui utrisque utilia ferrent, quaeque aequandac libertatis essent, 
sinerent fern. 
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Rechtsgewohnheiten in einem Gesetzburhe zu vereinen und für 
immer geltend zu machen.^*) Indessen diese Forderung haben 
die Plebejer nicht dnrchgesetzt. Nach langen Kämpfen , durch 
welche die Hartnäckigkeit der Patricier dennoch nicht bezvtun- 
gen wurde, änderten sie ihren Vorschlag dahin, Regierende und 
Regierte sollten gemeinschaftlich ein Gesetzbuch abfassen, aber 
dann natürlich ein für die beiden Stände gemeinschaftliches, 
d. h. es sollten nicht mehr fünf Männer aus den Plebejern allein 
und von den Plebejern, sondern ausserdem noch fünf aus den 
Patiiciern und von den Patriciern erwälilt werden. Auch diesen 
Vorschlag nalunen die Patricier nicht an. Zwar ein gemeinsa- 
mes Gesetzbuch für beide Stände und damit eine Beschränkimg 
der consularischen Gewalt gaben sie zu'‘): darauf hin wurden die 
Vorbereitungen für die neue Gesetzgebung begonnen. Aber sie 
bestanden darauf, dass alle zehn Männer, denen die Abfassung 
der Gesetze aufgetragen werden sollte, aus den Patriciern er- 
wählt werden müssten: so wenig wollten sie die Regierung, zu 
welcher das Abfassen von Gesetzen gehört, aus den Händen ge- 
ben. Diese Forderung haben sie bekanntlich durchgesetzt. 

Es muss als ein Glück für den Römischen Staat ersclieinen, 
dass die Tribunen mit ihren Gesetzesvorschlägen nicht durch- 
gedrungen sind. Wäre der erste Entwurf von C. Terentilius 
angenommen werden, so hätten die Plebejer ihre eigenen 
Gesetze erhalten: die Streitigheiten der Stände hätten damit 
nicht aufgehört. Entweder musste der Staat in zwei ver- 
schiedene Gemeinwesen zerfallen, deren Feindschaft um so stär- 
ker gewesen wäre, je näher früher die Verbindung gewesen 
war, oder die Patricier mussten sich, wenngleich nach langem 
Kampfe, den Plebejern fügen und deren Gesetzbuch aimehmen: 
dies hätte die Einheit gerettet, aber zu innern Zwistigkeiten 
anderer Art geführt. Dadurch dass die Patricier das für beide 
Stände geltende Landrecht entwarfen und ohne Einwirkung der 
Tribunen in patricischen Volksversammlungen durcliführten, er- 
hielt sich in der Gesetzgebung der eigenthümlich Römische Geist, 


a) Liv. UI, 31 Rem non aspemabantur patres ; datunun Icgcs ncmi 
nem nisi ex patribus aiebant. 


Digitized by Google 



Massrcgelu zur Begütigung der Plebejer. 313 

(1er, weil er in der Vergangenheit wurzelte, auch für die Zukunft 
Dauer versprach; die Plebejer, auf Verminderung der consu- 
larischen Gewalt und freiere Einrichtungen dringend, hätten 
wahrscheinlich ein minder dauerhaftes Werk geschaffen. 

Dreizehntes Capitel. 

ZogesUndnisse der Patricler an die Plebejer. Gesetz der Consnln A. . 
Aternins und Sp. TarpeJns. Ansdehnnng des Rechtes, Geldbnssen anfzn- 
legen, anf alle Beamten. Bestimmungen über das sacramentum. Geld- 
bussen, ihre Höbe und Steigerung. Bezahlung der Bussen in Geld oder 
Tieh. Gesetzliches Schwanken und endliche Gleichförmigkeit durch ver- 
schiedene Gesetze. Vereinigung der darüber uns überlieferten Hachrichten. 

Endergebnisse. 

Während des Kampfe.s um das Gesetz, welches zuerst der 
Tribun C. Terentilius Arsa entworfen, seine Nachfolger weiter 
fortgebildet hatten, bemühten sich die Patricier, so wenig sie 
auch in der Hauptsache nachzugel>en entschlossen waren, dennoch 
mittelbar die Forderungen der Plebejer zu befriedigen. Sie such- 
ten, ohne im Einzelnen von ihren Gegnern gedrängt zu werden, 
dem Rechte mehr Gleichförmigkeit und Stetigkeit zu geben, auch 
überhaupt durch Freigiebigkeit mit dem öffentlichen Gute das 
Wohlwollen der Regierten zu gewinnen. Die erste dieser 
der Plebs gemachten Bewilligungen war die im Jahre 457 v. 
Ohr. erfolgte Vermehrung der Volkstribunen von fünf auf zehn, 
welche vom Senate als Preis für die Erlaubniss einer Aushebung 
zugestanden wurde.*) Dies war nicht ohne Bedeutung für das 
Rechtsverfahren. Es war damals noch persönliches Dazwischen- 
treten der Tribunen nöthig, um bedrängten Plebejern Hülfe zu 
bringen und die bisherige Zahl der Tribunen mochte für das 
Bedürfniss nicht ausreicheu. Dieser Vortheil überwog den Nach- 
theil, der in Bezug auf die Spaltung des Collegiums aus der 
vermehrten Anzahl der Mitglieder desselben entsprang.'’) Das 
zweite Zugeständniss an die Plebejer geschah, um ihre Gunst 
zu gewinnen. Der Tribun Icilius verlangte die Vertheilung des 

a) Liv. III, 30; Dionys. X, 30. 

b) Dieser Vortheil wird besonders hervorgehoben von Zonaras VTI, 17. 
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öffentlichen Landes auf dem Aventin zu Bauplätzen für arme 
Plebejer. Der Senat bewilligte es, die Consuln beantragten es 
in Centuriatcomitien und überwiesen dann den Berg an die 
Tribunen zur Verloosung unter die Plebejer.*) 

Viel bedeutender und für die Rechtspflege wiclitiger war 
das dritte Zugeständniss , welches die Consuln des Jahres 454 
V. dir., dieselben, welche die Abfassung eines beiden Ständen 
gemeinsamen Landrechtes beim Senate befürworteten, machten: 
es scheint sogar, dass dieses Zugeständniss in genauem Zu- 
sammenhänge mit der Nachgiebigkeit steht, welche die Plebs 
bewies, indem sie den ursprünglichen Terentilischen Antrag 
fallen liess und auch Patricier als Mitglieder des Gesetzgebungs- 
ausschusses annahm, ja am Ende mit der Aussicht bloss auf 
ein beiden Ständen gemeinsames Recht, w’enn dasselbe auch 
von den Patriciern allein abgefasst würde, sich zufrieden gab. 
Die Patricier wollten an einem Beispiel zeigen, dass sie gesonnen 
seien, auch gegen die Plebejer Recht zu üben und beschränkten 
deshalb freiwillig denjenigen Theil der consularischen Gewalt, 
welcher auf die zahlreichen Fälle des gewöhnlichen Lebens von 
dem grössten Einflüsse w’ar. Dies Gesetz im Jahre 454 v. Chr. 
von den Consuln A. Aternius und Sp. Tarpejus (daher lex Ater- 
nia Tarpeja genannt) in Centuriatcomitien beantragt imd durch- 
gesetzt'’) bezog sich auf die Geldstrafen, welche die Beamten 
verhängen durften. Leider sind unsere Nachrichten sehr man- 
gelhaft und lassen uns über viele der wichtigsten Punkte im Un- 
klaren. Livius schweigt über das ganze Gesetz, eine Flüchtigkeit, 
die nur damit entschuldigt werden kann, dass es, w'enngleich 
von der grössten Wichtigkeit für die Rechtsentwickelung, doch 
auf das politische Leben von geringem Einfluss wiir. Dionysius 
berichtet über dasselbe am ausfülurlichsten und theilt zwei Be- 
stimmungen desselben mit. Die erste lautet, „es solle allen Be- 
amten freistehen, die Ungehorsamen oder gegen ihre Amtsge- 
walt sich Vergehenden zu strafen.”') Er setzt hinzu, bis dahin 

a) Liv. 111, 31; Dionys. X, 31 — 32. 

b) Dionys. X, 50; Cie. de rep. II, 35. 

c) Dionys, a. a. 0. : Iva xatt dpjfal; itäsait tobe <ixoii(xoOvTaj ^ 

itapavopoOvTac eic Tljv tauxdiv ä^oosiav x^iuj yxp änaoiv i$fjv. 

dXXä xoT{ uitdcxois. 
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hätte dies nicht allen Beamten, sondern nur den Consuln frei- 
gestanden. Daraus ergiebt sich, dass es sich in dem Gesetze 
nur um diejenigen Geldstrafen handelte, welche von Beamten 
selbständig bald in grösserer, bald in geringerer Höhe auferlegt 
wurden, also nicht von denjenigen, welche durch besondere Ge- 
.setze bestimmt waren, auch nicht von denjenigen, welche ausser- 
ordentlicher Weise von dem Volke auf Antrag von Beamten zu- 
erkannt wurden. Denn Dionysius sagt,, bis dahin wären nur 
die Consuln befugt^ gewesen, dergleichen zu verhängen: wir 
wissen aber durch Gesetze und zahlreiche Beispiele, dass die 
Volkstribunen schon vor diesem Gesetze sowohl gegen Plebejer 
Geldstrafen verhängt als auch gegen Patricier solche bei dem 
Volke beantragt und durchgesetzt haben. Also solche ausser- 
ordentlicher Weise verhängten Geldstrafen kann Dionysius nicht 
meinen. Aber auch die von einzelnen Gesetzen für die Ueber- 
tretung einer bestimmten Sache festgesetzten Strafen konnte er 
nicht meinen; für sie konnte es keine allgemeine Norm geben, 
weder wie hoch sie sein, noch von wem sie verhängt werden 
sollten: das war die Sache des besonderen Gesetzes, welches 
das Vergehen und die Strafe und denjenigen Beamten, der sie 
verfügen sollte, bestimmte. Also nur um diejenigen Geldstrafen 
handelte es sich, welche der Beamte, ein jeder in dem Kreise 
seiner Amtsthätigkeit, gegen die seinem Befehle Ungehorsamen 
selbständig in verschiedener Höhe, je nach der Grösse des Un- 
gehorsams, festsetzeu konnte. Die Consuln, als Erben der kö- 
niglichen Macht, hatten diese anfänglich unumschränkt, seit dem 
ValerischenProvocationsgesetze innerhalb beschränkter Grenzen ge- 
habt. *) Jetzt verlieh dies Recht die lexAternia Tarpeja, wie Diony- 
sius sagt, allen Beamten. Von patricischen Beamten gab es 
damals ausser den Consuln nur noch die Quästoren, welche von 
den Consuln erwählt, vom Volke bestätigt eine Art abgeleiteter 
Gewalt hatten : ihrethalben ein solches Gesetz zu erlassen lohnte 
sich kaum. Denn da sie an Stelle der Consuln und unter ihrem 
Einflüsse handelten, konnten sie von ihnen leicht die Berechti- 
gimg zu Geldbussen herleiten. Man erkennt, dass das Gesetz 


a) Vcrgl. oben S. 172. 
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hauptsächlich zuin Besten ,der plebejischen Beamten erlassen 
war, der Volkstribunen und Aedilen. Freilich hatte den ersteren 
sclion das Icilische Plebiscit die Befugniss, Geldbussen anfeu- 
legen, gegeben: es hiess in ihm, sie sollten denen, welche die 
plebejischen Versammlungen störten, Geldstrafen auflegen dür- 
fen, von denen Berufung an die Versammlung der Plebs erlaubt 
war. “) Aber dies war ein Plebiscit gewesen, das nur die Ple- 
bejer, nicht die Patricier band, und wir haben in der bisherigen 
Geschichte vielfache Beispiele, dass die Letztem ungestraft ple- 
bejische Volksversammlungen störten und nur in einzelnen fäl- 
len mit Erlaubniss des Senats zur Rechenschaft gezogen werden 
konnten. Also nur den Aedilen hätte jetzt die Befugniss gege- 
ben werden können. Dazu bedurfte es aber nicht eines patrici- 
schen Gesetzes, nicht der Centuriatcomitien : die Plebejer allein 
in ihren Versammlimgen hätten ihnen das Recht über Plebejer 
Geldstrafen zu verhängen, geben können. Wenn die Consuln 
jetzt eine solche Strafbefugniss den plebejischen Beamten zuge- 
standen, so muss man annehmen, dass sie ihnen dieselbe über 
die Patricier einräumten. Indessen erkannten sie ihnen das Straf- 
recht nicht in demjenigen Masse zu, das sie vermöge des Ple- 
biscits auf dem heiligen Berge und später des Icilischen über 
Plebejer hatten: nicht mit dem Tode sollten die Tribunen stra- 
fen dürfen, nicht die Güter eines Patriciers einziehen, sondern 
nur eine in ihrer Höhe bestimmte Geldbusse auflegen. Damit 
hatten jedoch die Patricier den ersten Schritt zur Vereinigung 
der beiden Stände, zur Beseitigimg der täglich drohender wer- 
denden Spaltung mit den Plebejern gethan: sie hatten den 
Grimdsatz ausgesprochen, dass die plebejischen Beamten auch 
über den andern Stand eine gewisse selbständige Gewalt haben 
sollten; die weitere Ausführung dieses Grundsatzes führte dazu, 
dass die Tribunen als Beamte des Gesammtstaates anerkannt 
wurden und über Patricier imd Plebejer gleiche Rechte erhielten. 
Noch ein anderer Grundsatz wurde durch das Aternische Gesetz 
zur Geltung gebracht, dass nämlich alle Beamten, um die Voll- 
ziehimg ihrer Befehle zu erzwingen, das Recht haben müssten, 


a) S. früher S. 234. 
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Geldstrafen aufznerlegen : weshalb denn später, als neue Aemter 
geschaffen wurden, Prätoreu, Censoren, curulische Aedilen, 
Quästoren, diesen dasselbe sogleich beigelegt wurde: dadurch 
wurde die Tbeilung der Regieruugsgewalt , welche bisher die 
Consuln allein gehabt hatten, durchgeführt. 

Auch Cicero spricht, wie wir gesehen, von dem Aternisch- 
Tarpejischen Gesetze: er sagt“): „Jene beliebte Massregel über 
muUa und meramentum haben ungefälir vier und fünfzig Jahre 
nach den ersten Consuln die Consuln Sp. Taqjejus und A. Ater- 
uius in Ceuturiatcomitieu beantragt”.*^) Er unterscheidet also 
einen doppelten Inhalt des Gesetzes, erstlich die Bestimmungen 
über Geldstrafen, zweitens die über das Succumbenzgeld , wel- 
ches bei Civilprocesseu von der unterliegenden Partei gezahlt 
werden musste ; denn dies heisst mit einem im Komischen Rechte 
üblichen Ausdrucke sacramentum. Dionysius spricht nur von 
dem ersten die Geldstrafen betreffenden Theil des Gesetzes, den 
zweiten Theil über die neue Ordnung der Privatprocesse über- 
geht er, und nicht ohne Grund, da sie mit der politischen Ent- 
wickelung des Staates in gar keiner oder nur sehr geringer 
Verbindung steht. Wir wissen also über die Bestimmungen des 
Aternischen Gesetzes in dieser Beziehung nichts sicheres als die 
die dürftige Bemerkung Ciceros, sie seien beim Volke beliebt 
gewesen, und diese Beliebtheit können wir nicht begründen, 
sondern nur eine unsichere Vermuthung aussprechen. Wir haben 
früher bei der Besprechung des Valerischen Provocationsgesetzes 
gesehen''), dass dasselbe den Consuln das selbständige Aufer- 
legen von Geldbussen nahm, bis auf solche von der Hohe von 
fünf Ochsen und zwei Schafen, d. h. wie es von Plutarch, der 
diese Nachricht mittheilt, erklärt wird, von fünfliundert As und 
von zwanzig As. Es ist eine wahrscheinliche Vermuthung neue- 
rer Gelehrten, dass diese Summen das seit den ältesten Zeiten 
gebräuchliche Succumbenzgeld in Privatprocessen darstellen. In 


a) Cic. de rep. II, 3.5 Gratanique etiam illam rem quarto circitcr et 
quiuquagcsiiuo auuu post primos cousulcs de multa et saerauieiito Sp. 
Tarpejus et A. Atemius cousules comitiis ceuturiatis tulerunt. 

b) Vergl. oben S. 172. 
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späterer Zeit gab es bekanntlicli ein doppeltes saa'amentum, 
von 50. und von 500 As, je naclidem der Gegenstand des Pro- 
eesses unter oder über 1000 As betrug.“) Wann die Festsetzung 
desselben geschehen ist, weiss man nicht; aber möglich, dass 
es dieses Gesetz gethan liat. Es würde dann eine Erböbung 
der bisher gültigen Strafgelder bei Privatprocesseu ungeordnet 
haben, eine Massregel, die, wie es uns erscheint, kaum beim 
Volke beliebt sein konnte. Inde.ssen andere Bestimmungen über 
das sacranieiitum konnten den Beifall des Volkes haben; jeden- 
falls auch, wenn mau von diesen Festsetzungen absali, das 
ganze Gesetz von dem Entgegenkommen der Patricier und ihrem 
Streben, eine milde Regierung einzuführen, zeugen. 

W'ir kehren zu den Geldbussen zurück, über deren Höhe 
mid Anwendung uns nocli einige andere Nachrichten erhalten 
sind. Dionysius'*) erzählt ferner vom Aternisch -Tarpejischen 
Gesetze: „Die Schätzung, d. h. An-setzung der Geldstrafe , über- 
liessen sie niclit den Strafenden selbst, sondern bestimmten 
selbst den Werth dadurch, dass sie für die äusscrste Grenze 
der Geldstrafe zwei Ochsen und dreissig Scliafe erklärten. Und 
dieses Gesetz blieb lange bei den Römern in Geltung”. Er 
giebt also die Höhe der grössten Geldbusse an. Auch Gellius **) 
thut das; aber er nennt als höchste Strafe zwei Schafe und 
dreissig Ochsen, und es i.st kein Zweifel, dass seine Angabe die 
richtige ist. Deim er wundert sich selbst über die Menge der 
Ochsen im Verhältniss zu der geringen Zahl der Schafe, und 
fülirt als Grund davon den Reichthum Italiens au Rindvieh an: 
er muss demnach diese Angabe so in seinen QueUeu gefunden 


a) Gajus IV, 15. 

b) Dionys. X, 50 a. a. ü. to (xIvtoi oix in aÖTotc xoI{ 

oOoiv , ijiöaov eivni 5ti, xaTiXtnov , äXX’ oütoI xtjv d^iav <upiaav [ilyto-ov 
djtoöei'SavTE; öpov Cxjpi'a: oio rpidvcovTa ixpiißara , xa'i ojto{ 6 vo'piüc 

ä‘/pi jtoXXoö öi^jxeivev hnö 'Ptofiaiiuv tp'jXaTxdpiEvo;. 

c) Gell. XI, 1 multam, quae appellatur suproma, iiistitutam in singn- 
los dies duarum ovium , triginta boum , pro copia scilicet bouni proquc 
ovium peuuria. — Minima autem mnlta est ovis uuius. Suprema multa 
est eius nnmeri, cuius dLximus, ultra quem multam dicere. in dies siu- 
gulos ius non est, et propterea suprcma apjH'llatur, id est summa et 
maxinia. 
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haben. Sie wird überdem durch andere mittelbare und unmit- 
telbare Zeugnisse bestätigt: es ist wahrscheinlich, dass bei Dio- 
nysius nur ein Irrthum der Abschreiber vorliegt. Jedenfalls be- 
trug die höchste Geldbusse zwei Schafe und dreissig Rinder.^^) 
Auch die kleinste Geldbusse giebt Gellius an: sie betrug ein 
Schaf und es war natürlich , dass , da die Brüchten überhaupt 
in Stücken Vielt bestanden, mau mit einem Stück der kleineren 
Art begann. Dadurch indess wird das System, welches die 
Beamten beim AuHegen von Geldbussen beobachteten, nicht 
deutlich, und auch Gellius’ Bemerkung, die höchste Busse sei 
„für jeden Tag” be.stimint worden, gewährt nicht genügende 
Aufklärung. Man hat dies von stufen weiser Steigerung erklärt: 
mit einem Schafe als der kleinsten Busse wäre begonnen und 
diese bei fortdauernder Widerspenstigkeit Tag für Tag gesteigert 
worden, so lange bis die grösste Höhe der erlaubten Busse erreicht 
war. Die Andeutung eines solchen Verfahrens liegt indessen 
nicht in Gellius’ Worten.*^) Er spricht nicht einmal von einer 
Steigerung der Geldbussen, geschweige denn in einer Tag für 
Tag vorzunehmenden: er erwähnt nur, die höchste Strafe dürfe 
für jeden Tag oder vielmehr für jeden Termin nicht mehr be- 
tragen. Er kann damit nicht meinen, der Beamte dürfe für 
einen Termin die höchste Geldbusse auflegen, und, wenn der 
Vorgeladene bei seinem Ungehorsam verharre, für den nächsten 
Termin noch einmal dieselbe aussprechen , und so weiter. Denn 
auf diese Weise würde der Beamte die Macht haben, auch den 
Reichsten zu verderben. Der Sinn des Gesetzes konnte nur sein, 
er dürfe überhaupt keine höhere Geldstrafe als die angegebene 
auflegen: hielt er Jemanden einer grösseren Strafe für schul- 
dig, so musste er sie beim Volke beantragen, ln der Erwäh- 
nung des Tages oder Termines kann nur der Sinn liegen, dass 
für jede einzelne Vorladung, für jedes Vergehen, welches einem 
Vorgeladenen Schuld gegeben wurde, die Strafe nicht grösser 
sein dürfe; denn dass für verschiedene Vergehen auch besondere 
Strafen eintraten, ist natürlich. Wer den Befehlen des Beamten 
ungehorsam war, WTirde vor dessen Richterstuhl geladen und 
ihm eine Geldbusse auferlegt, welche bei der Verweigerung des 
Gehorsams bis auf zwei Schafe mid dreissig Rinder gesteigert 
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werden durfte, und zwar in demselben Termin. Es wäre un- 
erträgliche Zögermig entstanden , wenn für jede Steigerung ein 
neuer Termin uötltig gewesen wäre: der Beamte musste sich 
raschen Gehorsam verscliafien , auch, wenn er mit Geldstrafen 
nichts ausrichtete, rasch andere Massregeln ergreifen können. 

Dass eine Steigerung in den Geldbussen stattfand und der- 
gestalt durch das Gesetz geboten war, dass nicht sogleich die 
höchste verhängt werden durfte, wissen wir aus einem andern 
Zeugniss. Plinius") lobt die Milde der alten Gesetze, nach de- 
nen beim Auflegen einer Geldbusse zuerst die Schafe, mid 
dann erst die Rinder genannt werden mussten. Wollte man dies 
so auifassen , der Beamte hätte beim Aussprechen der aus Scha- 
fen und Rindern bestehenden Geldbusse die Anzalil der erstereu 
voranstellen, also z. B. z^vei Schafe und dreissig Rinder, nicht 
umgekehrt sagen müssen, so wäre das allerdings ein bemer- 
kenswerther Sprachgebrauch, für dessen Entstehung es auch 
einen sachlichen Grund geben wrde, indessen doch sicherlicli 
nicht eine besondere Milde. Es kann nm' den Sinn haben, dass 
der Beamte zuerst auf eine Geldbusse in Schafen, sodann erst 
in Schafen und Rindern erkennen durfte: dadurch ergab sich die 
Ordnung beim Aussprechen der Busse von selbst. Wir haben ein 
Beispiel überliefert von einem Beamten, man weiss nicht von 
welchem, der einem vor seinen Richterstuhl Geladenen, der nicht 
erschienen war, sich auch nicht entschuldigt hatte, eine Geld- 
busse von einem Schafe auferlegte.'’) Darnach haben wir uns 
das Verfahren so zu denken. Bei irgend einem Ungehorsam 
gegen seine Befelde sprach der Beamte gegen den Vorgeladenen 
eine Geldbusse von einem oder von zwei Schafen aus; erzwang 
er dadurch nicht Gehorsam, so fügte er eine Anzahl von Rin- 
dern, die erlegt werden soUteu, hinzu, bis zu dreissig Stück. 


a) Plin. nat. hist. XVIII, 11 Maltatio quoque non nisi ovium boumque 
impendio dicebatur, non omittenda priscarum Icgum bonevolentia; cautum 
quippe est, ne bovem prius quam ovein noraiuaret, qui indiceret multam. 

b) Bei Gell. XI, 1 M. Tcreutio, quando citatus ueque respoudit neque 
excusatus est, ego ei unnm ovcm multam dico. Dass ovis in diesem Falle 
stets als Masculiuuni gebraucht wurde, bemerkt Gellius. 
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Festus") giebt die Naehricht , bei den Alten hätte man geringere 
Vergeben mit einer Busse von zwei Schafen, grössere mit der 
von dreissig Rindern bestraft. Dies scheint in Widerspruch zu 
stehen mit allen Ergebnissen, welclie wir aus den sonstigen 
Angaben der alten Scliriftsteller gewonnen, haben; denn diese 
nennen als höcliste Geldbusse zwei Schafe und dreissig Rimler, da- 
gegen als niedrigste die von einem Scliaf, deuten darauf, dass 
auch alle Mittelstufen zwisi'hen der niedrigsten und lioehsten 
Busse benutzt werden konnten, wissen endlicli auch nichts von 
eineiu Unterscliiede, der zwischen grösseren und kleineren Ver- 
gehen gemacht worden sei. Einen solchen Unterschied au<-h 
nur durch Muthmassuug aufzufinden wird schwer sein. Ich 
denke, Festus meint gar nicht, dass ein solcher im Römischen 
Rechte unter den V'ergehen gemacht worden sei: er versteht un- 
ter einem kleineren Vergehen jeden Ungehorsam, welcher gegen 
die Befehle eines Beamten begangen wird, mag er bestehen, 
worin er will. Dagegen ein grösseres Vergehen ist ihm jeder 
fortgesetzte Ungehorsam, w'emi der mit Geldbusse Bedrohte sich 
trotz derselben weigert, dem Befehle nachzukommen: bei dem 
letzteren trat als Busse noch die Strafe eines leichteren Ver- 
gehens hinzu. Auch besagen Festus’ Worte nicht nothwendiger 
Weise, dass ein leichteres Vergehen nur mit einer Busse von 
zwei Schafen, nicht auch mit der eines Schafes, die schwereren 
Vergehen nur mit dreissig Rindern, nicht auch mit weniger be- 
straft werden konnten. Der Ausdruck ist zwar etwas unbe- 
stimmt, lässt aber doch die Möglichkeit geringerer Bussen zu. 
Zudem ist es möglich, dass, wenngleich gesetzlich Geldstrafen 
von einem Schaf und von einer geringeren Anzalil vou Rindern 
als dreissig, erlaubt w'areu, die Sitte der Beamten sich doch an 
die höchsten Sätze hielt. Die Bussen w'ai-en auch für jene alte 
Zeit nicht hoch und wurden mit dem steigenden Wohlstände 
immer geringer. Auf diese Weise gewinnen wir zwar aus 
Festus’ Nachrichten nichts Neues, finden aber doch darin keinen 
Widerspruch mit der sonstigen Ueberlieferung. 

a) Festus p. 202 Ovibus duobus multabantur apud antiquos iu mitto- 
ribus delictis, ut in inaioribus XXX bobus nec hunc uumerum ultra exce- 
debat umltatio. 

21 
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Fragen wir nach den Veränderungen, welche das Atemisch- 
Tarpejische Gesetz in dem Strafrechte hervorbrachte, so scheinen 
diese in einer Milderung der Strafen für viele Vergehen, sowie 
in einer Erliühung nicht nur der tribunicisclien , sondern auch 
der consularisclien Gewalt bestanden zu hal)en. üurcli das Va- 
lerische Provocatioiusgesetz war den Consuln die Befugniss zu 
Geldbussen, bis auf das ft-ülier erwähnte Strafgeld in Privatpro- 
(•.essen, genommen: Ungehorsam gegen ihre Befehle ahndeten sie 
mit Gefängniss und körperlichen Strafen, bei denen Berufung 
an das Volk eintrat. Jetzt traten statt dieser Strafen in vielen 
Fällen Geldbussen ein, über welche die Consuln frei verfügen 
duiften. Dies war eine nicht unbedeutende Erhöhung der cou- 
sularischen Maclit, zumal da es sich um den Verkehr des ge- 
wöhnlichen Lebens handelte: die Tribunen würden dieselbe nicht 
zugegeben haben , wenn sie nicht trotzdem in dem Gesetze eüien 
milderen Geist des Strafrechts gefmiden imd zugleich selber au 
der Machterweiterung Theil genommen hätten. Man könnte mei- 
nen, es sei bei den Geldbussen ein Unterschied gemacht worden 
zwischen denjenigen, welche die Consuln, und denjenigen, 
welche die andern Beamten auferlegteu : jene seien, entsprechend 
der höheru Würde der Consuln, höher gewesen, diese niedriger. 
Indessen von einem solchen Unterschiede findet sich keine Spur: 
so selir galt den Römern die Kegiermigsgew'aJt , wenngleich sie 
imter mehrere Personen verschiedenen Ranges getheilt war, als 
einig und überall dieselbe. Eben so w^euig bestmd ein Unter- 
schied in den Geldbusseu zwischen den verschiedenen Ständen 
der Bürger: uacli der Schwere des Vergeliens, nach dem M'i- 
derstiinde , der den Befehlen des Beamten entgegengesetzt w'urde, 
richtete sich die Höhe der Strafe. Dies lag in dem Grundsätze, 
alle Büi'ger ids gleicli zu betrachten : thatsächlich musste es den 
Erfolg haben, die Armen folgsamer und unterthäniger zu macheu. 
Diony.sius sagt, dieses Gesetz und seine Bestimmungen über die 
Höhe der Geldbusseu habe lange bestanden. Wie lange, wissen 
wir nicht: die Ueberlieferung hat uns aucli nicht die später gül- 
tigen Ansätze aufbewahrt.'**) 

Noch eine mit dem Atemisch- Tarpejischen Gesetze zusam- 
menhängende Frage bleibt zu erörtern übrig, ob nämlich die 
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Geldstrafen in Vieh oder in Geld bezahlt wurden, und die Be- 
antwortung derselben ist deslialb schwierig, weil trotz mancher 
Nachrichten , welche wir darüber haben , die Ueberlieferuug den- 
noch lückenhaft und sclieinbar widersprechend ist. Es ist frei- 
lich leicht, diesen scheinbaren Widi'rsprmdi so aufzulösen, diuss 
mau die eine oder die andere Nachricht eines alten Schriftstel- 
lers für falsch und irrtliümlich erklärt; allein ein riclitiges Er- 
gebniss lässt sich auf diese Weise niemals gewinnen. AVir gehen 
deshalb von dem Grundsätze aus, keinen Berichterstatter des 
Irrthums zu zeihen, sondern durch genaue Erklärung iln'erNacli- 
richten , sowie durch richtige Auswalü unter den verschiedenen 
Möglichkeiten, wie sie aufgefasst werden können, ein mit der 
Ueberlieferuug übereinstinmiendes Bild zu geben, dessen Rich- 
tigkeit hauptsächlich auf eben dieser üebereiustimmung sich grün- 
det. Bei dieser Untersuchung werden sich zugleich noch einige 
nähere Bestimmungen des schon besprochenen Aternisch- Tarpe- 
jischen Gesetzes ergeben. Wir bemerken zuvörderst zweierlei. 
Erstlich ist es kein Zweifel , dass das Aussprechen der Geldbusse 
in Vieh mit der Sitte, dieselbe in Vieh zu bezahlen, und mit 
der Lebensweise der ältesten Römer überhaupt zusammeuhängt. 
Aber es ist nicht nothwemlig, dass ein Aussprecheu der Straf- 
summe in Stücken Vieh verbunden wai- mit einem Bezalilen der- 
selben in wirklichem Vieh. Trotzdem dass gesetzlich die Be- 
zahlung der Busse in Geld entweder erlaubt oder sogar geboten 
war, konnte der Beamte dieselbe demioch in Vieh aussprecheu, 
indem jedes Stück Vieh eine bestimmte entweder herkömm- 
liche oder gesetzlich ungeordnete Geldsumme bezeichnete. Ja es 
entspricht sogar der Hartnäckigkeit, mit welcher die Römer ge- 
rade im Processe althergebrachte Formen und Ausdrücke festhiel- 
ten, dass lange, nachdem die Bezahlung der Bussen in Geld 
aufgekommeu war, dennoch das Auferlegeu derselben in einer 
Anzahl von Vieh, wie sie die Gesetze kannten, geschah. Zwei- 
tens ist es ebenfalls uiclit uothwendig, ja sogar nicht wahr- 
scheinlich, dass mit einem Male die Bezahlung in Geld anling 
und die in wirklichem Vieh auf hörte. Es konnte lange Zeit ein 
Schwanken stattliuden , indem entweder der Beamte die Bezah- 
lung in Vieh oder in Geld fordern oder der Bestrafte sie in dem 

21 * 
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eineu oder dem andern leisten konnte. Wie die Geldprägung 
nicht mit einem Male so allgemein wurde, dass dadurch die 
fräheren Arten, den Verkehr zu vennitteln, auf hörten, ebenso 
wenig musste oder konnte es auch nur bei der Bezahlung der 
Geldstrafen der Fall sein. Auch dies war also nicht iiöthig, 
dass selbst zur Zeit, wo die Strafen noch in Vieh bezahlt zu 
werden pflegten, alle Strafen so und keine in wirklichem Gehle 
auferlegt wurden: es w'ürde nur in jener Zeit eine in Geld zu 
bezahlende Busse ungleich schwerer gewesen sein und das 
konnte von demjenigen , welcher dieselbe auflegf e , beabsichtigt 
werden. 

Wo Plutiucli*) von Publicolas Provocationsgesetze spricht 
und die Beschränkung tler unabliängigen consulaiischen Strafge- 
walt auf zwei Schafe und fünf Rinder erwälint, setzt er hinzu: 
„der Preis eines Schafes war 10 Obolen oder Asse, der eines 
Kindes hundert, da die Römer damals noch nicht viel Geld be- 
sasseu, an Scliaf- und Rinderheerden aber Ueberfluss hatten’", 
ln dieser Bemerkung finden wir keine bestimmte Zeitangabe, 
keine Beziehung auf ein einzelne.s Gesetz, das jene Schätzung 
geboten hätte: es liegt in ihr nur die Characterisirung des Zu- 
standes , der nach Vertreibung der Könige längere Zeit in Rom 
bestand: es ist also kein Widerspruch mit Plutarch, wenn an- 
dere Schriftsteller die gesetzliche Schätzmig eines Schafes auf 
zehn As, eines Kindes auf hmidert As einer spätem Zeit zu- 
schreibeii. Es ist wahrscheinlich, dass Publicola, als er in sei- 
nem Provocationsgesetze den Cousuln erlaubte, nur auf eine 
Busse von zwei Schafen und fünf Rindern selbständig zu erken- 
nen, eine Bezahlung derselben in wirklichen Stücken Vieh au- 
ordnete. Dadurch erhält die von Plutarch hinzugefügte Bemer- 
kung über den damahgeu Werth des Viehes vollständig Erklä- 
rung und das ganze Gesetz einfache Bestimmungen. Es erlaubte 
den Bürgern, welche am Leibe oder an ihren Gütern gestraft 
werden sollten, durchweg Berufung au die Volksversammlung: 


a) Plut. Fubl. 11 ^Hv jacv fioo? oe ixa- 

Tov * ou7Tu> ‘/ptuuivujv TÖTe ‘ Pmfji-atüjv , aXXä xai 

XT7jVOTpo;p{at; cubrjvoivcuj'rf. 


Digilized by Goog[c 



Verscliiedene Sacliricliti’n der Si'hriflsteller. 325 

ausgenommen war nur der Fall, wenn der Consul eine in Vieh 
zu entrichtende Busse bis zu der genannten Höhe auflegte.*) 
Noch Aber vierzig Jahre nacli dem Valerischen Gesetze lag in 
einer Geldbusse, welche in Geld und nicht in Vieh bezahlt 
werden musste, eine Härte und veranlasste gesetzliche Massre- 
geln zur Abhülfe derselben. Bei dem Processe von T. Menenius, 
476 V. Chr., bemerkt Dionysius*), derselbe sei zu einer Geld- 
strafe von 2000 As verurtheilt worden : diese sei zu seiner, Plu- 
tarchs, Zeit sehr gering, wäre aber diunals ungeheuer gross und 
drückend erschienen. Dies hätte man ändern wollen und des- 
halb die in Geld zu erlegenden Bussen abgeschafft und dafür Bus- 
sen in Vieh angesetzt, auch von diesem eine bestimmte Anzahl 
für die späteren Strafen von Beamten gegen Privatleute ange- 
ordnet. Die Strafe, gegen Menenius war also deshalb besonders 
scliwer, weil sie auf Geld lautete; eine Busse in Vieh hätte er 
viel leichter zahlen können. 

Um diese Härte zu mildern, sagf Dionysius, seien zwei Mass- 
regeln getroffen worden, erstlich habe man die Bussen in Geld 
abgeschatft und dafür andere in Vieh eingeführt, zweitens habe 
man auch für die letzteren die höchste Anzahl des Viehes, auf 
welche die Busse lauten durfte, bestimmt. Leider ist diese Nach- 
richt sehr allgemein gehalten, und eben so allgemein ist eine 
andere von Festus'), welcher meldet, in alten Zeiten hätte man, 
weil es wenig Erz und Silber gegeben hätte, die Bussen in 
Vieh ausgesprochen. Dionysius giebt nur eine Scdiilderung über 
das System der Geldstrafen nach dem Processe von Menenius; 
aber man vermisst bei ihm erstens eine .\ngabe darüber, ob 


a) Vergl. oben S. 172. 

b) Dionys. IX, 27 Ixfiirjoav ixzia/xaroi, ä itpos (lev -toiii vüv i^era^öiie- 

vov flio-j; ye/.tutrj« av ä^iov tpavelt), zol; 8i xöf avftpiuTroij. aiiToopyoU ouai 
xai rpo; aOxä zi ivayxala Cmoi. ixiXwza 5’ ixehw ziü avSpi z:tv(av xXtj- 
povojiVjaavTi itapa toO noTpöj if’jh f/x ß^ipo — lEavopftiüsaattat 
3ouXi>p.eviji aizi zit fj.lv yprjfiaxtxi; S-ravaav pex/jveyxav 5’ ei{ itpo- 

ßoixiuv ixxi'ojiaxa xal ßoüiv. xäjovxet xal xo'ixcuv dptÖpiov xait Gaxepov iao- 
fxivaii iiTzi xiüv ap)f(!vxcuv xotc iSuuxaic iiiißoXaic. Vei^l. oben S. 266. 

c) Festus p. 213 s. v. peculatus: Nam etiam noxii pecore raultabantur, 
<)uia neque aeris adhuc neque argenti erat copia. 
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die beiden Massregeln, welche er erwähnt, durch ein einziges 
Gesetz getroffen wurden oder durcli zwei oder mehrere. Seine 
Ausdrücke lassen beide Erklänuigen zu; die letztere ist indessen 
w'alirscheiulich, weil wir erst zur Zeit des Aternisch-Tarpejischen 
Gesetzes eine Bestimmung über die Schätzung des Viehes und 
zwar als neu erwähnt finden, jene Verwandelnng der Gehlbussen 
in Viehbussen aber auf keinen Fall auf so späte Zeit verscho- 
ben werden kann. Ferner ist in Dionysius' Nachricht die Dar- 
stellung der einzelnen Massregeln schwankend und ungenau. 

, Er sagt, man habe die Geldbussen in Bussen an Vieh verwan- 
delt. Darin liegt nicht nothwendig, dass man verboten habe, 
die Strafe in Geld zu bezahlen; man kann nur den Zwang in 
Geld zu bezahlen, aufgehoben haben. Eben so gut, wie man 
später, als die Bussen von den Beamten in einer Anzahl von 
Vieh ausgesprochen wurden, dennoch in Geld zahlte, konnte in 
früherer Zeit die Strafe in Geld ausgesprochen, aber in Vieh 
geleistet werden. Bei den tribunicischen Anklagen, welche auf 
Menenius’ Verurtheilung folgten, werden öfters Geldbussen er- 
wähnt, zum Theil beträchtlichere als jene erste gewesen war: dass 
sie besonders hart gewiesen, wird nicht gesagt, eben so wenig, 
wie sie bezahlt wurden. Es scheint ein Schwanken stattgefun- 
den zu haben und die ausserordentlichen, durch die Volksver- 
sammlung auferlegten Geldstrafen entweder in Vieh oder in 
Geld oder in Beidem bezahlt worden zu sein : Bestimmteres 
lässt sich darüber niclit sagen. Die von den Consuln selbständig 
nach dem Provocationsgesetze ausgesprochenen Bussen wurden 
wahrscheinlich in Vieh entrichtet. Auch über die zweite Mass- 
regel ist Dionysius’ Angabe nicht genau. Es soll die Höhe der 
Bussen, welche die Beamten den Privatleuten auflegen durften, 
bestimmt worden sein. Damit können nicht die ausserordentli- 
chen Strafen, welclie die Beamten nach Zuziehung der Volks- 
versammlung aussprachen, gemeint sein. Es widerspricht der 
Natur der Sache, deren grösste Höhe im Voraus zu bestimmen: 
folglich werden diejenigen Strafen gemeint, welche die Beamten 
selbständig verhängten. Von dem Provocationsgesetze kann Dio- 
nysius nicht sprechen; denn es wurde vor Menenius’ Process 
gegeben. Von einem späteren ähnlichen Inhalts wissen wir nichts 
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bis auf das Aterniscli -Tarpejische oder vielmehr ein ihm der 
Zeit nach selir nahe stehendes Gesetz. Spri(‘ht er aber von diesem, 
so ist noch mehr ersichtlich, dass seine Schilderung von dem 
System der Geldbussen eine allgemeine ist und zwar allen An- 
spruch auf Richtigkeit, aber keinen auf chronologische Bestimmt- 
heit der Einzelheiten hat. 

Wir haben oben“) als einen Theil des Aternisch-Tarpeji- 
schen Gesetzes die Aufstellung einer höchsten Geldbusse von 
zwei Schafen und dreissig Rindern angenommen, und um den 
Zusammenhang nicht zu unterbrechen, diese Bestimmung mit 
den übrigen zusammen betrachtet. Indessen Gewährsmann für 
dieselbe ist nur Dionysius und seine Nachricht steht in geradem 
Widerspruch mit einer Stelle von Festus*’); dieser bemerkt zuerst, 
vor der Prägung von Erz und Silber habe die s(^hwerste Strafe 
für Vergehen zwei Schafe und dreissig Rinder betragen und 
dieses Gesetz sei von den Consuln T. Menenius Lanatus und 
P. Sestius Capitolinus, 452 v. dir., gegeben worden. Unmit- 
telbar darauf: dieses Vieh sei, seitdem das Römische Volk ge- 
prägtes Geld zu haben angefangen, nach einer Bestimmung des 
Tarpejischen Gesetzes, das Rind zu hundeii, das Schaf zu zehn 
As geschätzt worden. Ohne Zweifel ist die geschichtliche Be- 
gründung der beiden mitgetheilten Thatsachen verkehrt; denn 
das Aternisch-Tarpejische Gesetz tallt zwei Jahre vor das der 
Consuln Menenius und Sestius : es ist daher unmöglich, bei dem 
späteren Gesetze zu sagen, es sei vor der Prägung von Erz und 
Silber, bei dem früheren, es sei nach der Einführimg von ge- 
prägtem Erze erlassen worden. Aber aus dieser verkehrten 
Begründung folgt nicht, dass die angeführten Thatsachen von 
dem Inhalte der beiden Gesetze falsch seien. Dem Atemi- 

a) S. oben S. 319. 

b) Festus p. 237 s. v. peculatus: ante aes aut ai-gcntum signatiun ob 
delieta poena gravissiraa erat duarum ovium et XXX bovura. Eam legem 
sanxerunt T. Menenius Lanatus et P. Sestius Capitolinus cos. Quae pecu- 
des postquEim acre signato uti coepit p. r., Tarpeia lege cautum est, ut 
bos centusibus, ovis decusibus aestimaretur. Vergl. Paulus excerpt. p. 24 
s. V. aestimata, wo jedoch kein bestimmtes Gesetz mit Namen angeführt 
wird. 
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sehen Gesetze wird derselbe Inhalt, wie von Festus, aueh von 
Gellius“) zugeschrieben; das andere ist sonst unbekannt. Wahr- 
seheinlieh’ hat Festus seine Bemerkungen, wüe es aueh sonst 
öfters bei ihm der Fall ist, nur äusserlieh zusaniniengestellt imd 
der handgreifliche Fehler entsteht erst, wenn man eine innere 
Verbindung der einzeln gemachten Bemerkungen versucht. Sein 
Widerspruch mit Dionysius ist scheinbar gross. Die Nachricht, 
welche dieser von dem Aternisch-Tai-pejischen Gesetze giebt, 
lässt sich unzweifelhaft so auffassen, als ob er demselben so- 
wohl die Ertheilung des Strafrechtes an alle Beamten als auch 
ilie Festsetzung der höchsten Strafsumme zuschriebe; aber auch 
eine andere Erklärung ist möglich. Als Inhalt des Gesetzes 
giebt Dionysius eigentlich nur die erste Bestimmung an: als be- 
sondere Bemerkung fügt er dann hinzu, sie, d. h. entweder die 
Consuln, Ateniius und Tar})ejus, oder überhaupt die Römer 
hätten auch den Betrag der höchsten Geldsfrafe festgesetzt. Dies 
letztere kann also auch als Inhalt eines andern Gesetzes aufge- 
fasst werden und zwar um so leichter, wenn dasselbe in Folge 
des Ateniischen Gesetzes und bald nachher erlassen wurde. 
Auf diese Weise verschwindet der Widerspruch zwischen Diony- 
sius und Festus, wir verlieren für das Aternische Gesetz die 
Feststellung der höchsten Geldbusse, gewinnen aber für eben- 
dasselbe eine andere Bestimmung über die Schätzung des als 
Busse zu entrichtenden Viehes, sowie die Kenntniss eines son.st 
nicht zu erklärenden Gesetzes. Die Schätzung des Viehes war 
allerdings schon in dem Valerischen Provocationsgesetze gewe- 
sen, indessen nur für die besonderen Geldbussen, welche die 
Consuln in Folge desselben auferlegen durften: für die neue Straf- 
berechtigung aller Beamten musste sie von Neuem wiederholt 
werden. 

Freilich darf auch diese Bestimmung nicht so aufgefasst 
werden, als ob fortan seit dem Aternischen Gesetze alle Geld- 
bussen in Geld nach der angegehenen Schätzung hättet entrichtet 
werden dürfen: es muss immer noch in dem Belieben des Be- 


a) Gell. X], 1 Idcirco postea lege Ateniia coiistituti sunt in oves sin- 
gulos aeris deni, in boves aeris centeni. 
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amten gestanden haben, wirkliches Vieh und nicht dafür Geld 
nacli der angeordneten Schätzung zu verlangen. Cicero“) erzählt, 
20 oder richtiger 24 Jahre nach dem Aternlsch -Tarpejischen 
Ge.setze, 430 v. Chr., hätten die Censoren L. Papirius und P. 
Pinarius beim Brüchten der Straffälligen Privatleuten eine Menge 
Vieh abgenominen und dem Staate zugesproclien : dadurch sei 
grosse Noth entstanden und deshalb hätten die Consuln C. Julius 
und P. Papirius durch ein Gesetz eine geringe Schätzung für 
Vieh bei Geldbussen festgesetzt. Auch Livius’’) berichtet zum 
genannten Jalire, die Consuln liätten ein dem Volke sehr ange- 
nehmes Gesetz über die Schätzung der Geldbussen gegeben. 
Also auch nach dem Ateniischen Gesetze stand es den Beam- 
ten nocli frei, die Bezahlung der Strafen in wirklichem Vieh 
zu verlangen. Man muss also entweder annehmen, dasselbe 
habe sich nicht auf die Censoren bezogen; aber dies ist nicht 
wahrscheinlich, da dasselbe allen Beamten, und folglich auch 
den Censoren, das Recht zu Geldstrafen ertheilte und sie, wie 
es Bestimmimgen über die Schätzung enthielt, alle auf gleiche 
Weise behandeln musste. Oder die Schätzung war nur als 
Möglichkeit, nicht als Nothwendigkeit hingestellt. Das Letztere 
geschah erst durch das Julisch Papirische Gesetz , das die 
Preise des friiheren Ateniischen beibehielt und damit eine ge- 
ringe Schätzung des Viehes allgemein einfüluie. Denn die 
Zeiten hatten sich inzwischen geändert, bei der fortgesetzten 
Geldprägung waren die Preise des Geldes und des Viehes aus- 
einander gegangen und \vas früher als vollkommen genügend 
erschienen war, konnte jetzt als gering gelten. 

Die neueren Gelehrten, welche überhaupt mit der Ueberlie- 


a) Cic. de rep. II, 35 Annis postea XX ex eo, quod L. Papirius P. 
Pinarius ceusores niultis dicendis viin armi^ntorum a privatis in publicum 
averterant, levis aestimatio pccudum in multa lege C. luli P. Papiri 
consuluni constituta est. Ob annis XX, als ungenauer Ausdruck, wirk- 
lich von Cicero herrülirt oder dafür annis XXIV zu verbessern ist, bleibt 
daliingestellt. 

b) Liv. IV, 30 Legem de multarum aestimatione pergratam populo 
cum a tribunis parari consules unius ex collegio proditione excepissent, 
ipsi praeoccupaverunt ferre. 
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ferung frei schalten zu dürfen vermeinen, haben bei den verein- 
zelten Naclirichten über die Geldbussen, welche auf uns gekom- 
men sind, Irrtbümer in denselben angenommen*'’-); wir haben 
uns bemüht in ausfülirlicher Erörterung zu zeigen, dass man 
auch bei getreuer Beobachtung aller auf uns gekommenen Zeug- 
nisse ein ungefTdires Bild von dem Systeme der Geldstrafen, auf 
dem hauptsächlich die Römische Verwaltung beruht, gewinnen 
kann. Wir fassen noch einmal die Ergebnisse der einzelnen Un- 
tersuchungen zusammen. Der Römische Staat kannte in den 
ältesten Zeiten, weil es kein Geld gab, nur Bussen in Vieh und 
daher schreibt sich das Herkommen auch späterer Zeiten, Bus- 
sen überhaupt in einer Anzahl von Stücken Vieh auszu- 
sprechen. Das Valerische Provocationsgesetz , welches den Con- 
suln das Recht, Strafen über Römische Bürger selbständig aus- 
zusprechen nahm, liess denselben doch die Befugniss, Bussen 
bis zur Höhe von zwei Schafen imd fünf Rindern auszusprechen : 
diese Bussen wurden in wirklichem Vieh erlegt, und waren in 
jenen Zeiten, als man Ueberfluss an Vieh , aber wenig Geld hatte, 
gewiss nicht drückend. Inzwischen kamen auch andere Geld- 
strafen auf, namentlich die tribunicischeu , und für ihre Bezah- 
lung in Vieh gab es weder Herkommen noch Gesetz; sie wur- 
den also in Geld verlangt und waren dadm-ch sehr hart. Des- 
halb scheint eine sonst unbekannte Verordnung erlassen w'orden 
zu sein, welche die Bezahlung auch derjenigen Bussen, welche 
in Geld ausgesprochen wurden, in Vieh gestattete, aber die 
Schätzung dabei den Beamten übeiiiess. Das Aternisch- Tarpe- 
jische Gesetz brachte zwei Aenderungen; es gab allen Beamten 
das Recht auf Bussen zu erkennen , man weiss nicht bis zu wel- 
cher Höhe, w’ahrscheinlich bis zu derjenigen, welche bei dem 
sogenannten sacramentum den Consuln verstattet wurde; ausser- 
dem bestimmte es, wenn die Bussen in Geld erlegt wurden, 
einen festen Preis für das Vieh, in welchem sie ausgesprochen 
wurden, überliess aber doch dem Beainten die Anordnung, in 
welcher Weise die Bezahlung stattfinden sollte. Das Menenisch- 
Sestische Gesetz verordnete überdem , dass die Beamten selbst- 
ständig ohne Berufung an das Volk eine Strafe bis zur Höhe 
von zwei Schafen und dreissig Rindern sollten verhängen dür- 
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fen: das lulisch-Papirisclie Gesetz endlich hob die Willkür der 
Beamten in der Bestimmung, ob die Bussen in Vieh oder in 
Geld bezahlt werden sollten, auf: es verordnefe gleichmiissig 
Bezahlung in Geld nach der schon bisher üblichen Schätzung 
und diese musste in einer Zeit, wo schon die Menge des Gei- 
stes sich gemehrt hatte, als gering erscheinen. Es bleiben aller- 
dings zum vollständigen VersUlndniss der Römischen Geldbussen 
nocb manche dunkle und schwierige Punkte übrig; aber diese 
Scluild trägt die lückenliafte Ueberlieferimg. 
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Dritter Abschnitt. 

Die Gesetzgebung der zwölf Tafeln und die V.oll- 
endung der Kömisclien Gerichtsverfassung. 


Erstes ('apitel. 

Die Zehnmänner. Ihr Amtsantritt. Ihre Gewalt. Die Absicht bei ihrer 
Einsetzung und ihre Aufgabe. HichterfOUung derselben in Bezug auf die 
Teränderung der Terfassung. dueilen der Gesetzgebung. Anordnung der 

Tafeln. 

Wir haben schon von dem Gesetzvorschlage , den der Volks- 
tribun C. Terentilius Arsa im .lalire 462 v. Ohr. über die Ab- 
fassung eines geschriebenen Gesetzbuches machte, gesprochen.*) 
Hartnäckige und lange Kämpfe erhoben sich darüber zwüschen 
den Patriciem und Plebejern. Es handelte sich zunächst um 
die schriftliche Abfassung von Gesetzen überhaupt: sie wurde 
am Ende von den Patriciem zugestanden , aber freilich in einem 
andern Sinne, als sie von den Plebejern vorgeschlagen worden 
war. Es sollten allgemeine, für beide Stände gültige, Gesetze sein. 
Grössere Schwierigkeit machte die zweite Frage, wer die Ge- 
setze abfasscn sollte. Die Plebejer verlangten, seitdem es sich 
um allgemeine Gesetze handelte, die Hälfte des zu ernennenden 
Ausschusses sollte aus Plebejern, die andere Hälfte aus Patri- 
ciera bestehen: die Patricier dagegen bestanden darauf, der 
ganze Ausschuss sollte aus Patriciem bestehen und setzten am 


a) Vergl. oben S. 308. 
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Eude ihren Willen wenigstens vor der Hand durch. Das Gesetz 
kana im Jahre 451 v. Ohr. zur Ausführung. Die Vorbereitun- 
gen dazu waren schon gegen Ausgang des vorigen Jahres be- 
endet worden. Nach der Wahlversammlung der Consulu für 
das Jahr 451 waren die Fordei’ungeu der Tribunen im Senate 
zur Erwägung gekommen und mit der Aenderung, dass nur 
Patricier zum Amt der Gesetzgebung erwählt werden sollten, 
angenommen worden: zugleich war im Senate die Gewalt der 
künftigen Zehnmänner festgestellt. Dieser Senatsbesehluss wurde 
daun von den Volkstribuuen in Tributcomitieu bestätigt. ") Wir 
wissen ans den Capitoliuischeu Fasten, dass das Jahr 451 v. 
dir. mit den Consuln liegaim, welche, wie sie erwählt worden 
waren, ihr Amt am 15. Mai antrateu; wahrscheinlich waren 
auch plebejische Beamten, Volkstribuuen und Aedilen, erwählt 
worden, welche ihr Amt bis zum Antritt der Zehnmänner führ- 
ten. Die Tributcomitieu, welche das endliche Gesetz annalimeu, 
hatten auch über die Art und Weise, wie die Zelmmänner ilir 
neues Amt beginnen sollten, zu entscheiden. Sie hatten Macht 
über die plebejischen Beamten, bestimmten daher wahrschein- 
lich, dass deren Amtsgewalt mit dem Augenblicke, wo die 
Zehnmänner erwählt wären, auf hören sollte, lieber die Con- 
suln hatten sie keine Gewalt; aber diese erschienen in eben 
derselben Volksversammlung und schworen, unmittelbar nach 
der Wahl der Zehnmänner^ ihr Amt niederlegen zu wollen; sie 
legten es gew'issermassen schon im Voraus für den bestimmten 
Zeitpunkt nieder.'') So erschien der 15. Mai; die Consuln Ap. 
tilaudius und T. Genucius traten ilir Amt an und hielten bald 
nachher Centuriatcomitien, welche die Zehnmänner erwählten. 
Diese traten unmittelbar nach der Wahl ihr Amt auf ein Jahr, 
d. h. bis zum 15. Mai des nächsten Jahres, an: alle übrigen 
Beamten , sowohl patricische als plebejische hörten damit auf.'^) 
Die Gewalt der Zehnmänner war die alte königliche, ohne 


a) Dionys. X, 55; Liv. 111, 32. 

b) Dies ist die ohne Zweifel riebtige und sehr genaue Nacliricht bei 
Dionys. X, 56, wo es von den erwählten Consuln (a;:o6et/aivt£{ 'jiruToi) 
heisst; xoxeivoi jrcifiD.DcivTet iJiupiijOxvTE; tat OiratEiat. 
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eine andere Einschränkung als diejenige, welche in der Wahl 
auf ein Jahr und in der Zahl von zehn mit gleicher Macht aus- 
gestatteten Beamten lag. Denn der bei der Theilung der ober- 
sten Gewalt sofort angenommene und demnächst fortwährend 
beibehalteno Grmidsatz, dass das Dazwischentreten eines Colle- 
gen den Collegen liintlere, galt auch bei den Zehumännern und 
die Beschränkung auf die Amtsdauer eines Jahres war wenig- 
stens bei den ersten Decemvirn unzweifelhaft; dass bei den 
zweiten besondere Umstände walteten, werden wir später be- 
merken. Aber das Valerischc Provocationsgesetz galt bei den 
Zehumännern nicht: es war aufgehoben mul ihnen die volle, 
selbständige Gewalt, alle Bürger mit den höchsten Strafen zu 
züchtigen, übertragen worden: wir werden später davon ein 
Beispiel anführen. Ferner gab es nicht Volk.stribunen : ja die 
Zehnmänner Hessen sich ausdrücklich selb.st die tribunicische 
Gewalt ertheilen. Wir können dies nachweisen von denen des 
zweiten Jahres. Es wird erwähnt, dass sie die Befugniss hatten, 
Tributcomitien, d. h. also Versammlungen der Plebs allein, zu 
berufen, zu leiten und durch sie Senatsbeschlüsse bestätigen zu 
lassen.") Ferner wirtl die tribunicische Heiligkeit als ihnen bei- 
gelegt angeführt : sie wollen sie mul die aus ihr hervorgehenden 
augenblicklichen und schrecklichen Todesstrafen geltend machen 
nicht nur gegen Plebejer •'), sondern auch gegen Patricier.*') Und 
zwar haben sie nicht bloss diejenigen unter ihnen, w'elche selbst 
Plebejer sind, sondern auch die Patricier: Appius Claudius will 
sie in Anwendmig bringen. Es ist dies bemerkenswerth und 
in seinem Einflüsse auf die spätere Römische Geschichte noch 
nicht erkmuit. Man darf nicht zweifeln, dass es das Vorbild 
gewesen ist, nach dem die Kaiser die tribmiicische Gewalt be- 
kleideten : auch sie waren Patricier und verbanden die Machtvoll- 
kommenheit der Tribunen mit der ihnen übertragenen Gewalt 
der andern Beamten. Indessen wir sprechen hier, wie bemerkt, 
nur von den Zehumännern des zweiten Jahres: bei denen des 

a) Dionys. XI, 17. 

b) Dionys. XI, 39. 

c) Dionys. XI, 7. 
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ersten Jahres lässt sich die tribunicische Gewalt nicht nachwei- 
sen, wiewohl das nur daran liegen kann und daran zu 
liegen scheint, dass uns von ihnen überliaupt weniger überlie- 
fert ist. 

Man hat vielfach in neuerer Zeit die Ansicht aufgestellt, es 
sei bei der Einsetzung der Zehnmänner die Absicht gewesen, 
die bisherige Veitassung abzuscliaften und an Stelle der Cou- 
suln und Tribunen, welche abgesondert von den Ständen er- 
nannt wurden, eine aus Fafriciern und Plebejern zusammenge- 
setzte Kegierungsgewalt zu schaffen. Man hat diese Ansicht 
lebhaft vertheidigt , aber auch angegriffen und gelteiul gemacht, 
es sei bei der Decemviralherrschaft von Anfang au nur eine 
vorübergehende Kegieruugsform und die Erreichung eines be- 
stimmten Zweckes, die Gesetzgebung, beabsichtigt gewesen: als 
dieser erreicht war, sei gleichsam von sell)st die frähere Ver- 
fassung ins Leben getreten und nur noch zum Ueberfluss durch 
erneute Gesetze bestätigt worden. Es ist uotliig, über diesen 
Piuikt eine, wenn aucli kurze, Untersuchung auzustelleu ; denn 
ohne ein bestimmtes Ergebuiss darüber ist aucli keine Einsicht 
in das AVesen der Gesetzgebung der zwölf Tafeln möglich.'“) 
Meint man, die Decemviralregierung sei mit der Absicht einge- 
setzt worden, um als solche dauenid zu bestehen, so ist das 
eine Vermuthung und sie wird durch nichts bestätigt. Man 
müsste dann glauben, die Plebejer, welche bisher mit solcher 
Hartnäckigkeit für die Erhaltung und Erweiterung ihrer Rechte 
gekämptt hatten, seien plötzlich durch ein uns unbekanntes Er- 
eigniss eingeschüchtert worden, hätten freiwillig das mühsajn 
eiTungeue Tribunat aufgegeben, sich einer ganz patricischen Re- 
gierung unterworfen, die Hoffnung auf Theilnahrae an der ober- 
sten Gewalt verloren: aus Gnade sei ihnen im zweiten Jalire 
der Zehnmänner ein Theil der Regierung eingeräumt und durch 
Zufall der Sturz der patricischen Gewalthaber herbeigeführt wor- 
den. Kurz, mag man auch noch eine Reihe anderer Verinuthun- 
gen zu Hülfe nehmen, es werden immer Thatsachen übrig blei- 
ben, welche unerklärlich und unbegreiflich erscheinen. Meint 
man dagegen, mit der Einsetzung der Zelinmänner habe man 
die alte Verfassung abgeschafft und nicht beabsichtigt, dieselbe 
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nach einem bestimmten Zeiträume, etwa nach Vollendung der 
Gesetzgebung, wieder eiuzuführeii, so ist dies nicht eine blosse 
Vermutliung, sondern die übereinstimmende Leberliefeiunig aller 
Schriftsteller, welclie durch gewiclitige innere Gründe bestätigt 
wird mid wesentlich zur Erkenntniss des Verlaufes der Deceni- 
viralgesetzgebung beiträgt. 

Alle Zeugnisse betrachten mit der Einsetzung der Zehn- 
männer ilie fi’ühere Verfsissung als abgeschafft und für immer 
beseitigt. Am deutlichsten tritt dies bei Livius licrvor in den 
Worten, mit denen er die Gescliielite der Deceiuviiallierrscbaft 
einführt“): „Im Jahre 302 nach Roms Gründung wird zum zwei- 
ten Male die Staatsfomi verändert, indem inan die Herrschaft, 
wie sie frälier von den Königen auf die Cousuln gekommen 
wai', von den Oonsuln auf die Zehumänner übertrug. Die Ver- 
änderung w'ar, weil sie nicht dauerte, weniger bemerkenswerth.’’ 
So kanu nur derjenige sjuecheu, der eine wirkliche Veränderung 
der Staatsverfassung schildern will: keine Andeutung von dem 
vorübergehenden Character der Einrichtung wird gegeben: der 
Vergleich mit der Vertreibung der Könige beweist genügend die 
Anschauung von Livius. Aehnlich drückt sich Cicero aus, der 
wenigstens die nicht von Anfang an beabsichtigte Dauer der 
Zehnmänner nicht ahnen lässt ^); kürzer, aber doch bestimmter 
von einer Staatsänderuilg sprechen Tacitus und der Kaiser Clau- 
dius“), welcher die Zehnmänner mit den imderen Verfassungs- 
veränderungen vergleicht. Auch Dionysius befrachtet allein die 
Ungerechtigkeit der zweiten Decem\irn als Ursache von dem 
Sturze der neuen Behörde und die Wiedereinführung der alten 
Verfassung als Ergebniss vou besonderen, zu diesem Zwecke 
gegebenen Gesetzen. Somit kann kein Zweifel sein, dass, als 


a) Liv. 111, 33 Auiio ti-cccntesimo altero (juaiii coiulita Roma erat, 
itei-uju mutatur fonua civitatis ab consulibus ad Xviros, quemadmoduni 
ab i-egibus ante ad cousules venerat, translato imperio. Minus insignis quia 
non diuturua mutatio fuit. 

b) Cic. de rep. 11, 36 iiiita ratio est, ut et cousules et tribuui plebis 
uiagistratu se abdiearent atque ut Xviri maxiina potestate sine provoca- 
tione erearentur, <iui et suiumum imperiiun haberent et leges scriberent. 

v) Tac. Anu. 1, 1 ; iuip. Glaudii urat. Lugduu. 1 sub tiu. 
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man sich über die Wahl von Zehnmännem einigte, die Absicht 
wirklich war, die alte Verfassung dauernd abzuschaffen. Indessen 
daraus folgt nicht, dass man in Zukunft immer Zehnmänner zu 
haben beschloss. Diese hatten vielmehr einen ganz besondem 
Auftrag: man lobte die des ersten Jahres, dass sie denselben 
schnell erfüllten, man tadelte die später erwählten, dass sie mit 
der Aufstellung der noch übrigen Gesetze zögerten, und verlangte 
ihre Abdankung. So sehr dachte man sich das Decemvirat mit 
der Gesetzgebung verbunden und wenn dieser Zweck erfüllt wäre, 
wollte man eine andere Regierung. 

Wir haben von den Kämpfen um den Terentilischen Ge- 
setzesvorschlag gesprochen"). Die Plebejer verlangten zuerst 
Gesetze für sich selbst: diesen Vorschlag veTOarfen die Patricier, 
weil er das Bestehen des Gesammtstaates gefährdete: dann 
forderten die Plebejer gemeinsame Gesetze und als Gesetzgeber 
einen Ausschuss aus beiden Ständen. Den ersten Theil des 
Vorschlages bewilligten die Patricier, den zweiten nicht und 
plötzlich gaben die Plebejer nach, obwohl sie während der gan- 
zen Zeit, wo die Vorbereitungen zur Gesetzgebung getroffen wur- 
den, auf ihrem Verlangen beharrt hatten. Als es zur W^alil der 
Decemvim kam, wurden nur Patricier ernannt. Dies deutet auf 
einen besondem Umstand, der die Plebejer zur Nachgiebigkeit 
bewogen habe: die Ueberlieferang hat ihn verschwiegen. Ferner, 
als die Zehnmänner des ersten Jahres die zehn Gesetzestafeln 
vollendet und die Bestätigung des Volkes für dieselben erlangt 
hatten, beriefen sie den Senat zur Berathung, welche Beamten 
für das folgende Jahr zu erwählen seien. Man stritt lange, kam 
aber am Ende zu dem Beschlüsse, von Neuem Zehnmänner und 
zwar mit derselben Machtvollkommenheit, wie im ersten Jahre, 
zu erwählen. Dieser Beschluss vnirde dann von dem Volke, 
wahrscheinlich wie der frühere über die Wahl der ersten De- 
cemvirn, in Tributcomitien angenommen. So erzählt Dionysius, 
genau die einzelnen Umstände angehend"), während Livius nur 


a) Man sehe oben S. 308. 

b) Dionys. X, 57 fTuitf) oi'ot« (den Zehnmännern) 6 Xtiit(5|ji£voc 

dpyi){ ypÄvoc, O'j^ayo'jfdvTe; to!){ ßouXcjTi« TcpoSötoav üjtip dpyaipcBfujv, 
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die Thatsache der erfolgten Wald berichtet. Diese Erzählung 
bestätigt erstens, was wir kurz zuvor als die allgemeine Ueber- 
Ueferung angegeben haben, dass vor der Wahl der ersten Zehn- 
männer zwar die Abschaffung der alten Verfassung, aber keines- 
wegs die dauernde Einsetzung des Decemvirates beschlossen 
worden war. Mit dem Ablauf des Jahres erlosch das Decemvi- 
rat von selbst, es hing von einem erneuten Beschluss der Stände 
ab, wer fernerhin die Regierung führen sollte und Viele im Se- 
nate stimmten für eine andere Behörde: nur weil man mit dem 
ersten Decemvirate zufrieden war, beschloss man dasselbe für 
einen bestimmten Zweck von Neuem einzusetzen. Aber es bedurfte 
dazu einer neuen Einigung der Stände, welche in den Beschlüssen 
des Senates und der Tributcomitien daigestellt wird. Zweitens 
erkennt man, dass in den Beschlüssen des Senates und Volkes 
nicht nur die Zahl der zu ernennenden Beamten angegeben, 
sondern auch ihre Macht auf das genaueste bestimmt, sowie an- 
geordnet werden musste, ob sie aus den Patriciern allein, oder 
aus den Plebejern zu erwählen seien. Bei den ersten Decem- 
virn waren über den letzten Punkt, wie wir gesehen, die heftig- 
sten Kämpfe unter den Patriciern und Plebejern gewesen: die 
letzteren hatten nachgegeben. Jetzt wurden die zweiten Decemvim 
theilweise aus den Plebejern erwählt und wir hören von keinen 
Kämpfen, welche deshalb stattgefunden hätten: als ob sich das 
von selbst verstände, wurden Plebejer zur höchsten Regierung 
des Staates zugelassen, Und doch ist kein Zweifel, dass die 
Patricier bei einem darüber begonnenen Streite den Sieg davon 
getragen haben würden, da sie die unumschränkte Macht in 
Händen hatten. Man darf daraus* sohliessen, dass über diesen 
Pimkt kein Streit weiter möglich, sondern derselbe vorher schon 
durch eine Einigung unter den Ständen festgestellt war. 

Der Hauptgrund, welcher die Patricier zum Abweisen des 


oto )rp7) Ycvfaöat. oioreTv. [loXXiüv 6 e Xe^S^viuiv, yviufir) xiv 

itapoivo'lvTuiv 8exa8op)((av ouöi{ dTCotcISai xoivüiv xupiav. — Nachher 
Toü 8j)(i.ou xd 8d5«vxa xq ßouX^ 8s;api^vou xoti piExd xXEfuxTj? 
Etpoftupitas i7iii|<T/<p(oavxo:, aOxoi pitv ol iixa ävSpet npoelTCOv x6v xÄv dp^joi- 
pEofuiv xaipdv. 
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Terentilischen Gesetzvorschlages bewog, lag, wie wir gesehen, 
in der Furcht vor dem Zerfallen des Staates. Es war die fort- 
während sich erweiternde Trennung zwischen der alten patrici- 
schen Obrigkeit, den Consuln, und den plebejischen Beamten, 
welche Gefahr drohte: daraus war die Gesetzeslosigkeit überhaupt 
hervorgegangen. Es bedurfte also vor Allem einer neuen Be- 
gründung des Staatsrechtes und es wäi-e wunderbar gewesen, 
wenn die Römer die Ursache des Uebels übersehen hätten, als sie 
dasselbe zu heilen beschlossen hatten. Selbst wenn sie dies 
nicht von selbst erkannten, mussten sie darauf durch die Be- 
trachtung der Griechischen Staaten, deren Einrichtungen sie stu- 
dirt haben sollen, geführt werden. Im gesammten Alterthume 
bedeuten Gesetze vorzugsweise Verfassungsgesetze: das verstan- 
den. darunter Lycurg und Solon und die andern Griechischen 
Gesetzgeber, das die Römer selbst: noch Cicero behandelte in 
seiner Schrift von den Gesetzen zuerst und vorzugsweise die 
Gesetze über die Verfassung. Ohne Zweifel also sollte die Ge- 
setzgebung der Zehnmänner alle Theile des Staats- wie des Pri- 
vatrechtes umfassen und die Schriftsteller erkennen dies wieder- 
holt an.‘) Selbst die für die Ausführung der Gesetzgebung er- 
griffenen Massregeln beweisen, dass man hauptsächlich das 
Staatsrecht im Auge hatte. Hätte es sich nur um das Privat- 
recht gehandelt, so bedurfte es vielleicht auch ausserordentlicher 
Beamten, um dasselbe in seiner ganzen Ausdehnung zu umfassen, 
aber keinesweges einer ausserordentlichen Gewalt für dieselben, 
zumal da die Annahme durch das Volk jedenfalls nothwendig 
war; dagegen die Verfassung konnte nur von einer Behörde ge- 
ändert werden, welche aller Verantwortung überhoben war und 
über den gewöhnlichen Beamten stand. Indessen der Inhalt der 
zwölf Tafeln entspricht den Anforderungen, welche man nach 
diesen Voraussetzungen an dieselben machen muss, keinesweges. 
Wir kennen denselben zwar nur unvollkommen, haben aber doch 


a) Dionyz. X, 3 lässt den Tribunen Terentilius bei seinem ersten Ge- 
setzesentwurfe diesen Gedanken haben: toiiou« 5t (d. h. die zur Gesetzge- 
bung Berufenen) ouYYpä^jfavToc toü? üjitp dneivTojv vdpiouj, tüv ts xoivüiv 
xai tü>v 15t'(ov. ei( töv 5t)|jlov t;cveYxetv. Liv. HI, 34 nennt bekanntlich die 
zwölf Tafeln fons omnis publici privatique iuris. 

22 ' 
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Bruchstücke genug, um ein ungefähres Urtheil bilden zu kön- 
nen. Wir dürfen aus ihnen deu Schluss ziehen , dass das 
Staatsrecht in deu z\sölf Tafeln nicht behandelt war; unter den 
etwa hundert Anführungen aus denselben, welche uns bald wört- 
lich bald dem Sinne nach erhalten sind , befindet sich kein einzi- 
ges, das auf die Verfassung Bezug liätte, und idlein unglück- 
licher Zufall kann dies nicht sein. Heber die Aemter, das 
Recht sie zu bekleiden, die Zahl der Beiunten, die Abgrenzung 
der Gewalten mussten, wenn die Verfassung behandelt wurde, 
genaue Vorschriften gegeben werden und doch besitzen wir kein 
Bruchstück, was sich auf diese Punkte bezöge. Ganz anders 
macht es Cicero in der schon erwähnten Schrift von den Geset- 
zen: er giebt in kurzen Umrissen eine vollständige Darstellung 
der Verfassung. Nur ein Bruchstück aus deu zwölf Tafeln ist 
uns erhalten, das eine staatsrechtliche Bedeutung hat, das Ver- 
bot der Ehe zwischen Patriciem und Plebejern: es befand sich 
in einer der beiden letzten Tafeln. *) ln ihnen können noch an- 
dere ähnliche Bestimmungen gestanden haben, in den zelm ersten 
Tafeln, soviel uns auch von ihnen erhalten ist, nicht 

Um diese verschiedenen von den Schriftstellern überlieferten 
Thatsachen und in der Natur der Verhältnisse begründeten Um- 
stände in einen innern Zusammenhang zu bringen und den gan- 
zen Verlauf des Decemvirates zu verstehen, bedarf es der Ver- 
muthung, welche die lückenhafte Ueberlieferang ergänzt Als 
man im Jahre 452 v. Chr. das Gesetz über die Abfassung eines 
schriftlichen Gesetzbuches annaiim, bestimmte man darin genau 
den Auftrag, der deu neu zu erwählenden Beamten ertheilt 
wurde: es war ein ausführlicher, zwischen den beiden Ständen 
geschlossener Vertrag. Man beschloss das gesammte öffentliche, 
wie Privatrecht schriftlich abzufasseu und nach Erfordern zu ver- 
ändern. Aus diesem Grunde mussten die Zehnmänner eine un- 
umschränkte, durch kein Gesetz gebundene, Gewalt haben: aus 
demselben die ganze frühere Verfassung und alle bisherigen 
Gesetze abgeschafft werden. Aber über die künftige Verfassung 
wurde nichts beschlossen und konnte nichts beschlossen werden ; 


a) Cic. de rep. II, 37. 


Digilized by Google 


Doppelte Aufgabe der Zehnmänner. 


341 


denn sie hing eben von den Erwägungen der neuen, zu diesem 
Zwecke erwälilten Beamten ab. Man konnte vielleicht die Ab- 
sicht haben, die tribunicische Gewalt, als Vertreterin des ple- 
bejischen Standes, künftig in die Regierung selbst aufzunehmen, 
auch vielleicht, die Beamten nicht mehr, wie bisher, jährlich, 
sondern in längeren Zeiträumen wechseln zu lassen; allein 
schwerlich machte man dariiber eine genauere Bestimmung. 
Man sagte nur, es sollte ein den beiden Ständen gemeinsames 
Recht geschaffen werden. Bei der Aufstellung desselben muss- 
ten Vertreter der Plebejer hinzugezogeu werden: sie hatten all- 
mälig einen wesentlichen Antheil an den Staatsgeschäften errun- 
gen , den sie aufzugeben keine Ursache hatten ; selbst die Pa- 
tricier mussten die Gerechtigkeit dieser Forderung anerkennen. 
Der Antheil der beiden Stände an der Gesetzgebung musste 
nach dem Antheile , den sie nach der bisherigen Verfassung am 
Staate hatten, bemessen werden. Indessen an der eigentlichen 
Gerechtigkeitspflege hatten die Plebejer noch keinen Theil: sie 
beruhte auf priesterlichen Satzungen imd war eine durchaus pa- 
tricische Wissenschaft: bei ilir konnten die Patricier mit Recht 
jede Theilnahme der Plebejer verweigern. Deshalb wurde in 
dem Gesetze der Auftrag des Gesetzgebungsausschusses getrennt: 
zuerst sollte das Privat- und Criminalrecht verfasst und dazu 
zehn Patricier ernannt, nachher sollte die Verfassung von einem 
ans den beiden Ständen gemischten Ausschüsse festgestellt und 
in schriftlichen Gesetzen uiedergelegt werden. Mit dieser Tren- 
nung und der daraus hervorgehenden Zusammensetzung der ober- 
sten Regierungsgewalt erklärten sich die Plebejer einverstanden 
und so wurde das Gesetz im Jahre 452 v. Chr. angenommen. 

Der Erfolg war bei den beiden Theilen der Gesetzgebung 
ein verschiedener: der erste Theil wurde zur Zxifiiedenheit der 
beiden Stände erreicht und bildete in der ganzen Römischen 
Geschichte die Grundlage des Rechtes, der zweite scheiterte. 
Im ersten Jahre waren die Zehnmänner alle Patricier*) und mit 
Ausnahme von Sp. Veturius Crassus alle Consulare. ’’) Die Ple- 

a) Liv. rv, 3. 

b) Dionys. X, 56. Man vergleiche Bart. Borghesi Nuovi frammenti dei 
fasti CapitoUni 1, 106. 
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bejer hatten in die Ausschliessung ihres Standes von der höch- 
sten Regierungsgewalt gewilligt und sich nur eine Bedingung, 
wahrscheinlich eidlich, zusichem lassen, dass nämlich das Va- 
lerische Gesetz über den Aventin und andere geheiligte Gesetze 
nicht sollten abgeschaffl werden.*) Welche geheiligte Gesetze 
hier gemeint werden, ist nicht recht klar: an die über die ple- 
bejischen Beamten und die damit zusammenhängenden Plebi- 
scite kann nicht gedacht werden. Denn Tribunen gab es that- 
sächlich in den beiden nächsten Jahren nicht: sie wurden erst 
beim Sturz der Decemvim mit der ganzen alten Verfassung wie- 
der eingeführt. Es ist wahrscheinlich an Gesetze über die 
Schuld Verhältnisse und andere, welche den Plebejern Privatvor- 
theile zusicherten, zu denken. Die patricischen Zehnmänner 
suchten durch Gerechtigkeit die Neigimg des Volkes zu gewin- 
nen, die der Pafricier erwarben sie leicht, da sie das stets 
neue Ansprüche erhebende und fortwährende Unrulien verur- 
sachende Tribunat beseitigten. Früher hatten die Tribunen Jedem 
bereitwillig Hülfe gewährt, jetzt tliaten es die Zehnmänner, in- 
dem sie Berufung von ihren CoUegen annahmen. *’) Selbst die 
Provocation an das Volk, von der sie gesetzlich entbunden w’a- 
ren, Hessen sie zu, ähnlich wie es die Könige gethan hatten. 
Es wird uns davon ein Fall berichtet. Ein vornehmer Patricier 
P. Sestius wurde bei dem Decemvir C. Julius des Mordes ange- 
klagt ; der Decemvir begab sich zur Untersuchung persönlich an 
Ort und Stelle und in seiner Gegenwart wurde der Leichnam 
des Ermordeten im Hause des Mörders aufgefunden. Dieser 
konnte aus zwei Griinden unmittelbar hingerichtet werden, erstens 
weil er auf der That ertappt und sicherlich auch des Verbrechens 
geständig war,“) zweitens weil, selbst wenn die Schuld erst 
durch einen Urtheilsspruch hätte festgestellt werden müssen, 
die Zelmmänner imbeschränkte Gewalt über Leben und Tod 


a) Liv. III, 32 Postremo concessum patribus, modo ne lex Valeria de 
Aventino aliaeque sacratac loges abrogarentur. 

b) Liv. III, 34 lam plebs — ne tribonicium quidem anxUium ceden- 
tibus invicem appollationc Xviris quacrebat. 

c) Denn Livius III, 33 sagt in re iuxta inanifesta atque atroci. 
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hatten. Aber C. Julius erklärte, er werde das Valerische Pro- 
vocationsgesetz nicht vernachlässigen *“) : er Hess den Angeklag- 
ten Bürgen für sein Erscheinen beim Termine stellen“) imd hielt 
das Volksgericht. Von dem Ausgange des Processes wssen wir 
nichts: wahrscheinlich wurde der Angeklagte verurtheilt, ging 
aber, weil er auf freiem Fusse geblieben, in die Verbannung. 

Ihren Auftrag, das Privat- und Criminalrecht für Patricier 
und Plebejer gemeinschaftlich zusammenzustellen, erfüllten die 
Decemvirn des ersten Jahres: es ist bekannt, dass sie am Ende 
desselben zehn Gesetzestafeln vollendet hatten, welche in Cen- 
turiatcomitien angenommen*’), öffentlich aufgestellt und fortan 
als Gesetzbuch anerkannt wurden. Aber damit war nur ein 
Theil der beabsichtigten Aufgabe erfüllt und zwar der leichtere : 
ungleich schwieriger war der zweite Theil, die Umbildung und 
Feststellung der Verfassung. Zwar an Umfang war derselbe ge- 
ringer: zwei Tafeln, erklärten die Decemvirn, fehlten noch.“) 
Bei ihrer Abfassung sollten nach den allgemeinen Bestimmungen 
des Gesetzes, durch welches die ganze Gesetzgebung hervorge- 
rufen worden war, die Plebejer mitwirken; es bedurfte indessen 
noch eines neuen Gesetzes, um die Einzelheiten über die An- 
zahl der Beamten und die Art der Wahl festzustellen. Die Zu- 
friedenheit mit der bisherigen Verwaltung machte, dass man 
wieder Zehnmänner zu wählen beschloss. Es wurden unter ihnen 
drei Plebejer ernannt**^) , mit gleichem Rechte wie ihre patrici- 
schen Collegen, wie denn auch diese an der tribunicischen Ge- 
walt Theil hatten. '*) Und doch ist es bemerkenswerth, dass 
man trotz der gleichen Gewalt, welche man allen verlieh, den- 
noch den Unterschied der Stände nicht vernachlässig zu haben 
scheint. Als diese Decemvirn sich zur Besorgung der verschie- 
denen Regierungsangelegenheiten theilten, wurde jeder der drei 
Abtheilungen ein Plebejer beigegeben. Diejenigen , welche gegen 


a) Cic. de rep. II, 36 vades poposcit. 

b) Liv. III, 34; Dionys. X, 57. 

c) Liv. in, 34 Vulgatur deinde rumor duas deesse tabulas , quibus ad- 
iectis absolvi posse velut corpus omnis Romani iuris. 

d) Vergl. oben 8. 334. 
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die Sabiner zu Felde zogen, nahmen Q. Poetelius, diejenigen, 
welche nach dem Berge Algidus, K. Duilius mit; in der Stadt 
blieb Ap. Claudius mit seinem plebejischen Collegen Sp. Oppins. 
Diese Theilung konnte nur die Absicht haben, dem Volke die 
üeberzeugung zu verschaffen, dass die Zehnmänner, mit Besei- 
tigimg der bisherigen Spaltimg unter den Ständen, einmüthig 
seien. Denn es heisst, die Decemvirn hätten von Anfang an, 
im Gegensatz zu ihren Vorgängern, das einzige Mittel, welches 
den Bürgern zum Schutze ihrer Freiheit übrig blieb, die Beru- 
fung von einem Decemvir au den andern, thatsächlich aufgeho- 
ben. Wie früher schon die Collegien der Tribunen es gemacht, 
hatten sie sich eidlich untereinander verpflichtet, sich gegenseitig 
nicht zu hindern, sondern, was einer beschlossen hätte, gemein- 
sam aufrecht zu erhalten.") So halfen also die den einzelnen 
Abtheilungen zugesellten Plebejer, selbst wenn sie besondere 
Gewalt zum Hindern gehabt hätten, nichts. 

Die Ueberlieferung schildert mit lebhaften Farben die Unge- 
rechtigkeiten und Gewaltthaten des zweiten Decemvirates , wie sie 
keine Berufung an das Volk gestatteten '’) , wie sie alle zehn 
mit dem Zeichen der consularischen Macht, den Ruthenbündeln, 
in denen znm Merkmale der aufgehobenen Provocation die 
Beile drohten, auftraten, wie sie die Richtersprüche zu Hause 
ahfassten und höchstens auf dem Markte aussprachen , ‘^) 
damit also die Hauptgrundlagen der Römischen Recfitspflege, 
welche P. Valerius geschaffen, vernichteten, wie sie Ungerechtig- 
keiten aller Art übten und auf offenbare Tyrannei ausgingen. 
Hiervon leitet die Ueberlieferung den Sturz der Zehnmänner 
her und sie mag darin Recht haben. Indessen sie erwähnt 
nicht, wie schwierig die Aufgabe war, welche sie zu lösen hat- 
ten. Sie sollten einem Volke, das durch Ursprung und lange, 
erbitterte Parteikämpfe in zwei Theile zerfallen war, eine ein- 
heitliche Verfassung geben, und um dies zu thun, hatten sie den 
kurzen Zeitraum eines Jahres. Das war eine unmögliche Auf- 
gabe, und wäre sie möglich gewesen, so konnte sie nur durch 


a) Dionys. X, 59; Liv. III, 36. 

b) Dionys. X, 60. 
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eine übermächtige, allen Widerstand und alles Parteitreiben ge- 
waltsam niederdrückende Despotie erfüllt werden. Diese ver- 
suchten die Decemvirn , mussten aber dabei scheitern. Die Ent- 
wickelung der Römischen Verfassung und die Einigung der 
Stände sollte einen jindern Weg nehmen. Unter dem Frohlocken 
der Mehrheit des Volkes, welche eine politisc'he Einigung nicht 
auf Kosten der bürgerlichen Freiheit wollte, wurden die Zelm- 
männer zur Abdankung gezwungen, ehe sie ihr Werk vollendet 
hatten. Man kehrte zur alten Verfassung zurück und beendete 
die Gesetzgebung in stürmischer Eile. Diese blieb dann die 
Grundlage alles öffentlichen und Privatrechtes. 

Ueber die Quellen der zwölf Tafeln zu sprechen verlohnt 
sich kaum der Mühe: das Ergebniss wird immer unsicher blei- 
ben, im Ganzen aber dabin gehen, dass dieselben einheimischen 
Ursprunges sind. Es ist bekannt , dass durch einstimmige Ueber- 
lieferung dem Griechischen Elemente, wie es sich damals nicht 
allein in dem eigentlichen Griechenland , sondern auch in Italien 
zu hoher Blüthe erhoben hatte., ein grosser Einfluss auf die Rö- 
mische Gesetzgebung zugeschrieben wird. Um die Griechischen 
Verfassungen kennen zu lernen, waren die kundigsten Männer 
als Gesandte dorthin geschickt worden und erst nach' ihrer Rück- 
kehr begann die Gesetzgebung: sie selbst waren Mitglieder des 
ersten Zehnmännercollegiums. Der Ephesier Hermodorus unter- 
stützte die Decemvirn bei dieser Benutzung der Ergebnisse Grie- 
chischer Cultur und wurde dafür öffentlich belohnt.*) Es wer- 
den sogar einzelne Gesetze angeführt, welche den Solonischen, 
die damals den höchsten Ruf genossen , nachgebildet sein sol- 
len. •’) Es ist also nicht möglich , einen Einfluss der Griechischen 
Gesetze auf die Abfassung der zwölf Tafeln zu läugnen: die 
Verbindung der Staaten im Alterthum überhaupt, wenn gleich 
weniger lebhaft und anders vermittelt als heut zu Tage, war 
dennoch viel inniger als man es sich gewöhnlich vorstellt und 


a) PompOD. de orig. iur. § 4 ; Plin. nat. hist. XXXIV, 21 ; Strab. XTV, 
1, 25. 

b) Dig. X, 1 (fin. regund.) 13; ibid. XLVII, 21 (de colleg. etcorpor.) 4; 
Cic. de leg. U, 23, 59; 25, 64. 
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der Einfluss, welchen die damals an der Spitee der Gesittung 
stehenden Griechen auf die stammverwandten Römer ausübten, 
auch ohne besondere Veranlassung jederzeit sehr bedeutend. 
Ihn indessen ausser jenen wenigen, ausdrücklich überlieferten 
Beispielen im Einzelnen nachzuweisen ist nicht möglich. Man 
kommt auf die Vermuthung, die Römer hätten im Anfänge, 
dem allgemeinen Rufe von der Vortreffliclikeit der Griechischen, 
besonders der Solonischen, Gesetze nachgebend Gesandte nach 
Griechenland geschickt, später aber, als sie dessen Staaten ken- 
nen gelenit, und an das Werk der Gesetzgebung gingen, bis auf 
wenige und xmbedeutende Sachen alles Fremde bei Seite gelegt 
und aus dem alten Herkommen ein Gesetzbuch zusammengestellt, 
das, weil es in Römischem Grund und Boden wurzelte, den 
Stmz der Gesetzgeber selbst überdauerte und die Grundlage 
aller Gesetze blieb. Möglich auch, dass die Decemvirn bei der 
Gestaltung der Verfassung hauptsächlich Griechische Muster nach- 
zuahmen beabsichtigten: dann ist für uns, da dieser Theil der 
Gesetze nicht ausgeführt ^vurde, die Erkenntniss ihrer Bestre- 
bungen verloren gegangen. 

Ueber die Anordnung der Gesetztafeln ein Urtheil zu fällen 
ist nicht möglich: der uns erhaltenen Bruchstücke, deren Ort 
angegeben wird, sind zu wenige. Wir wissen nur, dass das ' 
ganze Gesetzbuch mit der Vorladung vor Gericht begann*), dass 
in der zweiten Tafel von der Verlängerung der Frist die Rede 
war**), dass über die väterliche Gewalt in der vierten Tafel ge- 
handelt wurde“), über Leichenbegängnisse in der zehnten ‘‘), 
über das Verbot der Ehe zwischen Fatriciern und Plebejern in 
einer der beiden letzten. ') Aus diesen dürftigen Ueberlieferun- 
gen lässt sich kein sicherer Schluss ziehen, zumal da die zwölf 
Tafeln als aUgemeines, Privat- und Criminalrecht gleicher Weise 
umfassendes, Gesetzbuch in republicanischer Zeit aUein dastehen 

a) Cic. de leg. II, 4, 9. 

b) Festus p. 273 s. v. reus. 

c) Dionys. II, 27. 

d) Cic. de leg. II, 25, 64. 

e) Cic. de rep. II, 37. 
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und erst der Kaiser Augustus eine neue Processordnung für die 
beiden Theile des Rechtes , aber freilich nach wesentlich andern 
Gesichtspunkten schuf: es lässt sich also auch nichts über die 
Beschaffenheit der zwölf Tafeln aus der Aehnlichkeit späterer 
gleichartiger Gesetze folgern. Selbst dies ist unsicher, ob die 
Gesetzgeber ein bestimmtes System und welches sie befolgt haben. 
Nach einer Nachricht bei Festus*) welcher das zweite Gesetz 
der zweiten Tafel anführt, scheint es, dass jede Tafel in eine 
Anzahl von Paragraphen getheilt war, welche nach ihrer Reihen- 
folge benannt wurden. 


Zweites Capitel. 

Bestimmangen der zwölf Tafeln über die Priester nnd die priesterlichen 
Gerichte. Tergleichung mit der Darstellung Ciceros in den Büchern von 
den Gesetzen. Bestätigung der Familiengerichte durch die zwölf Tafeln, 
der väterlichen Gewalt über Söhne, der hansherrlichen über Ehefranen. 

Formen des Familiengerichtes. 

Das Staatsrecht, auf dem die Römische Verfassung beruhte, 
wurde durch die Gesetzgebung der zwölf Tafeln nicht geändert. 
Die Pläne, welche in Beziehung darauf die beiden Stände ge- 
habt und später die Zehnmänner verfolgt hatten, kamen nicht 
zur Ausführung. Nur das eigentliche Privat- und Criminalrecht 
erfuhren gelegentliche Abänderung und schriftliche Zusammen- 
stellung. Unsere Aufgabe ist es, die Bestimmungen über das 
Criminalrecht im Zusammenhänge mit der früheren Gesetzgebung 
und der späteren Rechtsentwickelung zu betrachten. Die Stel- 
lung der Priester im Staate und mit ihr die geistliche Gerichts- 
barkeit, wie wir sie genannt haben,*’} wurde durch die neue 
Gesetzgebung wahrscheinlich nicht berührt. Die zehnte Tafel 
enthielt, wie man vermuthet, die Bestimmungen über das im 
sacrvm: man entnimmt sie aus den Gesetzen, welche Cicero in 
seinem zweiten Buche von den Gesetzen über diesen Gegenstand 


a) Festus p. 273 s. v. reus. Vergl. oben S. 33. 

b) Vergl. oben S. 101 flgd. 
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giebt und aus seinen Erläuterungen dazu*); nur eine Bestim- 
mung wird ausserdem von Plinius'’) angeführt. Man wird dar- 
aus schliessen dürfen, dass Cicero seinen Gesetzen über „das 
heilige Recht” ungeföhr denselben Character gegeben hat, wel- 
tdien er in den zwölf Tafeln vorfand, und es ist dies nicht zu 
verwundern , da dies das ilim zunächst liegende Gesetz über die- 
sen Punkt war, das alte Papirische Gesetz tag ihm ferner. Man 
braucht damit nicht anzunehmen, die zwölf Tafeln seien gleich 
ausführlich gewesen wie Cicero, sie hätten, wie er, in allgemei- 
nen Grundsätzen die Götter, welche verehrt werden sollten, 
aufgezählt und ihre Verehrung selbst beschrieben; aber in den 
polizeilichen, mit dem Gottesdienst zusammenhängenden, An- 
ordnungen wird sich eine gewisse Aehnlichkeit nicht läugnen 
lassen, imd dieselbe Aehnlichkeit würde sich in den übrigen 
Theilen des Rechtes finden, wenn die zwölf Tafeln das Staats- 
recht enthalten oder Cicero das Privat- und Criminalrecht be- 
handelt hätte. Freilich wird man auch hier unterscheiden müs- 
sen. Z. B. wenn Cicero das Einsammeln von milden Gaben 
nur den Priestern der Idäischen Mutter und nur an bestimmten 
Tagen erlaubt und wenn er nächtliche religiöse Feste für Frauen 
untersagt, so sind das Bestimmungen, auf welche er durch Vor- 
gänge der spätem Römischen Geschichte geleitet worden ist: 
Cicero würde es erwähnt haben, wenn sie in den zwölf Tafeln 
standen. Sie begriffen das Verbot nächtlicher Feste unter dem 
allgemeinen Verbote nächtlicher Versammlungen überhaupt.') 
Aber Alles auf die Bestattungen und Leiclienfeierlichkeiten Be- 
zügliche war in den zwölf Tafeln ausführlich behandelt 

Von eigentlicher Gerichtsbarkeit der Priester handelt nur 
ein kurzes Gesetz bei Cicero '*): „den Incest sollen die Priester 
mit höchster Todesstrafe ahnden”. Es bezieht sich auf die Un- 
keuschheit Vestalischer Jungfrauen und deren Verführer. Wahr- 
scheinlich stand es auch in den zwölf Tafeln, gebot aber nichts 


a) Cic. de leg. II, 23 und 24. 

b) Plin. nat. hist. XXI, 7. 

c) Pore. Latr. decl. in Cat. 19. 

d) Cic. de leg. II, 9, 22. 
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Neues. Denn schon von den ältesten Zeiten an hatten die Priester 
und der König in seiner Eigenschaft als Oberpriester überVesta- 
lische Jungfrauen zu Gericht gesessen: ob diese Gerichtsbarkeit 
unabhängig war und nicht auch das Volk eingreifen konnte, 
darüber erfahren wir aus Cicero nichts.“) Bei den andern reli- 
giösen Bestimmungen, welche aus den zwölf Tafeln angeführt 
werden, wird nicht hinzugesetzt, wem das Urtheil über Ver- 
gehen dagegen zustand; aber eben aus diesem Stillschweigen 
wird man folgern dürfen, dass es die gewöhnlichen weltlichen 
Gerichte waren und den Priestern nur , wenn es erfordert wurde, 
ein Gutachten zustand : bei der einen von Pliiiius angefühiden 
Bestimmung über die Kränze ersehen wir es aus den Beispielen 
von Uebertretung, welche er selbst hinzufügt. Das Ergebniss 
dieser Untersuchung ist, dass die zwölf Tafeln in der geistlichen 
Gerichtsbarkeit nicht änderten , sondern nur das fiüher Gebräuch- 
liche schriftlich feststellten. 

Eine den Römern eigenthümliche Einrichtung waren die 
Familiengerichte, welche einen grossen Theil der Bürger den 
öffentlichen Gerichten und den ürtheilen der Beamten entzogen : 
es fragt sich, welches Verhältniss die zwölf Tafeln zu ihnen 
einnahmen. Es kann hier nicht von den Gerichten über Scla- 
ven die Rede sein. Denn diese galten i nach der Strenge des 
Rechtes nicht als Personen und waren unbedingt dem Gutdün- 
ken ihrer Herren unterworfen: sie konnten nm’ in ihrem Ver- 
hältniss zu dritten Personen Gegenstand der Gesetzgebung wer- 
den. Ihr Loos im Allgemeinen zu mildern und die Herren durch 
gesetzliche Vorschriften in ihrer Willkür zu binden, daran dachte 
man noch nicht. Wenn wir also von diesen absehen, so bleibt 
die Gerichtsbarkeit übrig, welche der Hausvater über die Haus- 
kinder und die in deren Verhältniss getretene Ehefrau hatte. 
Wir wissen, dass beiderlei Gerichtsbarkeit in den zwölf Tafeln 
behandelt worden ist, aber so, dass kein neues Recht geschaf- 
fen, sondern nur das alte Herkommen gesetzlich festgestellt 
wurde. Die Gerichtsbarkeit der Hausväter beruht auf der väter- 
lichen Gewalt, welche bekanntlich bei den Römern der Aus- 

a) Man vergleiche oben Seite llOflgd. 
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dehnung und Zeit nach unbeschränkt war. Wo Dionysius*) die 
Verfassung von Romulus schildert, erwähnt er diese Sitte, es 
habe dem Vater freigestanden, den Sohn in Fesseln zu werfen, 
zu schlagen, und auf das Land zu verbannen, ja zu tödten, 
mochte derselbe auch erwachsen, im Staate angesehen und mit 
Ehren geschmückt sein. Er spricht dann noch weiter von dem 
Rechte des dreimaligen Verkaufes. Dieses Gesetz, fährt Diony- 
sius fort, sei es dass es schriftlich abgefasst gewesen sei oder 
ungeschrieben, d. h. nur in der Sitte, bestanden habe, hätten 
schon die ältesten Könige beobachtet , später nach Aufhebung des 
Königthums die Zehnmänner in die vierte Gesetztafel aufgenom- 
men. Sie hätten dieses Gesetz nicht neu erfunden, sondern, da 
es uraltes Recht war, nicht aufeuheben gewagt: dies beweist er 
durch ein Gesetz Numas, das im Fall der Verheirathung des 
Sohnes das Verkaufsrecht des Vaters aufhob. Diese Auseinan- 
dersetzung von Dionysius ist so verständig und begründet, dass 
ihr nichts hinzugefügt zu werden braucht'’): sie beweist, dass 
die Zehnmänner in der Gewalt des Vaters über seine Kinder 
nichts geändert, mithin auch die Familiengerichte, welche zur 
Ausübung dieser Gewalt dienten, so wie sie von uralter Sitte 
geheiligt waren, in ihr Gesetzbuch aufgenommen haben. Wäh- 
rend der ganzen Zeit der Republik hatte der Vater das Recht, 
seinen Sohn wegen aller Vergehen , mochten dieselben gegen ihn 
selbst oder gegen dritte oder gegen den Staat begangen sein, 
vor sein Gericht zu ziehen und selbst mit dem Tode zu bestra- 
fen. Aus allen Zeiten bat uns die Geschichte einzelne Beispiele 
davon auf bewahrt und man darf den Schriftstellern glauben, 
dass sie viel öfter vorgekommen sind.') Der erste Consul Bru- 


a) Dionys. II, 26 flgd. 

b) Auch iu Collat. leg. 4, 8 heisst es: Papiniaous libro singolaii de 
adnlteriis. Cum patri lex regia dederit in fiiium vitae necisque pote- 
statem cet. 

c) Dionys. II, 26 iü> yip ).iyeiv, Äao'j« izixTtivotv oi noT^pe; ävSpat 
dyaboöt ürf ipexrjt x«l TtpoBupifas ?ttp:Jv xi 6ia:rpci5aa(lat ftwaiov fpyov 
Ttpooyülvxaj , fi piij rpoc^xa^av aüxolj ol waxipe;; id. VIII, 79 xal äXXo| 
TcoXXol Ttax^pe?, oi piv ixl pelCooiv aixiait, oi IXdxxooiv o5xe :pEi5(i) 
xüv icalSuiv o5x’ IXtov Eo^jov. Dio Cass. XXXVIU, 36 ouyvot yäp Jij xai 
äXXoi, oiij( Jxi Sicaxoi, dXXä xal IStöixai, :ialSa; acpüv dnlxxttvav. 
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tus soll nach der Darstellung Einiger seinen Sohn vermöge sei- 
ner väterlichen Gewalt getödtet haben*); Sp. C'assius, der drei- 
mal Consul gewesen war, wie ein Theil der Gewährsmänner 
berichtet, durch seinen Vater verurtheilt und hingerichtet wor- 
den sein.*') Während des zweiten Punischen Krieges soll Q. 
Fabius Verrucosus , Censor im Jahre 230 v. Ohr., seinen Sohn 
wegen Diebstahls getödtet haben.') L. Gellius, Consul 72 v. 
Chr., hielt ein Familiengericht über seinen Sohn, der verschie- 
dener und schwerer Vergehungen gegen ihn schuldig sein sollte : 
er hätte ihn getödtet, wenn er ilin schuldig befunden hätte, aber 
er sprach ihn frei. '*) Etwas später fällt ein ähnliches Gericht 
über A. Fulvius, eines Senators Sohn, welcher sich der Ver- 
schwörung Catilinas angeschlossen hatte und in dessen Lager 
abgereist war; der Vater Hess ihn zurückholen, verurtheilte und 
tödtete ihn..') Auch andere Gerichte von Vätern über ihre Kin- 
der werden erwähnt, in denen zwar eine Freisprechung erfolgte, 
aber doch eine Verurtheilung zur härtesten Strafe als möglich 
angenommen wird.') Noch unter Kaiser Augustus wird von 
einem Römischen Ritter erzählt, der seinen Sohn tödtete: er zog 
sich den Hass des Volkes nicht dadurch, sondern durch die 
Grausamkeit der Hinrichtung zu.«) Alle diese Fälle werden 
überliefert nicht als Beispiele einer übergrossen und ungesetz- 
lichen Grausamkeit, sondern als solche einer altrömischen, heil- 
samen mid mit den Gesetzen übereinstimmenden Strenge. 

Selbst bei der Adoption und Arrogation wurden noch in 
später republicanischer Zeit Formeln gebraucht, welche dem 
Adoptirenden mit der väterlichen Gewalt das Recht über Leben 


a) S. oben S. 139. , 

b) S. oben S. 287. 

c) Oros. IV, 13. 

d) Val. Max. Vm, 9, 1. 

e) Val. Max. V, 8, 5; Sali. Cat. 39; Dio Cass. XXXVII, 36. Bei- 
spiele von Töchtern, welche von ihren Vätern getödtet wurden, siehe bei 
VaL Max. VI, 1, 3 und 6. 

f) Val. Max. V, 9, 3 und 4. 

g) Senec. de dem. 1, 14. 
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und Tod des Adoptirten übertrugen*). Also ist kein Zweifel, 
dass aueh über den adoptirten Sohn der neue Vater volle Ge- 
richtsbarkeit ausüben konnte. Ein Fall der Art ist uns freilich 
nicht überliefert. Dagegen wird ein Beispiel angeführt , wo der 
natürliche Vater seinen Sohn, trotzdem er ihn einem Andern 
zur Adoption gegeben hatte, dennoch vor sein väterliches Gericht 
zog. Nämlich T. Manlius Torquatus hatte seinen Sohn an D. 
Junius Silanus zur Adoption gegeben und der Adoptiiie als 
Prätor in Mac.edonien sich Erpressungen erlaubt. Als deswegen 
Gesandte der Macedonier im Senate Klage führten, bat T. Tor- 
quatus nicht eher eine Entscheidung zu fassen, als bis er selbst 
die Sache untersucht hätte. Nach der Untersuchung erklärte 
er seinen Sohn für schuldig und verstiess ihn; dieser aber aus 
Scham über sein Unrecht machte seinem Leben freiwillig ein 
Ende.*') Man fragt, nach welchem Rechte Torquatus dies Ge- 
richt hielt und hat versclüedene Erklärungen darüber aufgestellt; 
indessen keine derselben ist überzeugend. Aber man kann 
antworten, dass er kein Recht zu seinem Urtheilsspruch hatte und 
dieser lautete deshalb auch nicht auf eine Strafe, noch viel we- 
niger wurde eine solche vollzogen, sondern der natürliche Va- 
ter erklärte, er halte seinen Sohn des Staates und seines Hau- 
ses für unwürdig und hiess ihn sofort aus seinen Augen gehen. 
Der Senat hatte das Recht, die Bestrafung des Schuldigen zu 
veranlassen; aber als der Vater, dessen Rechtlichkeit bekannt 
war und dem man alle Milde gegen den Angeklagten Zutrauen 
durfte, seine Vermittelung anbot, nahm der Senat dieses Auskunfts- 
mittel gern an, zumal da damit auch die Gesandten der Mace- 
donier zufrieden waren. Es war also ein gegenseitiges Ueber- 


a) Bei der Arrogation, welche durch ein Curiatgosetz geschah, war die 
vonGell. V, 19 mitgetheilte Formel folgende: Velitis iubeatis uti L. Valerius 
L. Titio tarn iure legeque filius siet quam si ex co patre matreque fami- 
lias eins natus esset utique ei vitae necisque in eum potestas siet uti pa- 
tre endo filio esh Haec ita, ut dixi, ita vos, Quirites, rogo. Vcrgl. Cic. de 
dom. 29, 77 Credo enim, quamquam in illa adoptatione (der von P. Clo- 
dius durch einen Plebejer) legitime factum est nihil, tarnen te esse interroga- 
tum auctome esses, ut in te P. Fonteius vitae necisque potestatem haberet 
ut in filio. 

b) Liv. per. LIV; Cic. de fin. I, 7, 24; Val. Max. V, 8, 3. 
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einkommen, nicht ein auf Gesetz oder Herkommen beruhendes 
Verfahren. Der Adoptivvater lebte wivhrsrheinlich nicht mehr: 
sonst würde er der natürliche Richter gewesen sein. Wenn er 
lebte und aus besoudern Gründen die Untersuchung nicht vor- 
nahm, musste er zu dem Urtheile des natürlichen Vaters wenig- 
stens seine Einwilligung geben. 

Gemildert wurde diese väterliche, Leben und Tod des 
Sohnes umfassende Gerichtsbarkeit durch die Sitte. Der Beamte 
ist seit dem Valerischen l’rovocationsgesetze verpfiiclitet, sein 
Uidheil öffentlich zu sprechen und dadurch von der öftentlichen 
Meinung gezwungen, eine Untersuclmng der Entscheidung voran- 
gehen zu lassen; ebenso verlangt da.s Herkommen vom Vater 
eine Untersuchung, elie er den Sprach über seinen Sohn tliut. 
Die Form dieser Untersuchung war wieder in so fern durch das 
Herkommen vorgeschrieben, als es einen Beirath (consilium) 
bei dem Urtheile des Vaters ebenso wie bei dem des Beamten 
verlangte. Der Beirath wurde frei gewählt, obwohl bestimmte 
Verwandte durch die Sitte empfohlen wurden, ln den oben 
angeführten Beispielen heisst es von Manlius Torquatus, er 
hätte die Untersuchung über seinen Sohn allein gefülirt: ich 
denke deshalb, weil es kein eigentliches Familiengerieht, sondern 
der natürliche Vater in diesem F’alle nur eine Art von Schieds- 
richter war. Dagegen von Sp. Cassius sagt Valerius Maximus*), 
er sei von seinem Vater mit Hinzuziehung eines Beirathes von 
Verwandten und F'reuuden getödtet worden, von L. Gelliiis wird 
erzählt, dass er fast den ganzen Senat als Beirath hinzuzog, 
also nicht bloss Vei'wandte, sondern auch Freunde und ange- 
sehene Männer, die bei Verurtlieilimg oder Freisprechung seinem 
Urtheile bei seinen Mitbürgern Gewicht verleihen konnten. Als 
unter Kaiser Augustus L. Tarius seinen Sohn, den er hei einem 
Versuch zum Vatermorde ertappt hatte, vor sein Gericht stellen 
w'ollte, bat er den Kaiser selbst in seinem Beirath zu erscheinen. 
Er erschien, die Stimmen wurden, wie bei einem öffentlichen 
Gerichte schriftlich abgegeben und der Sohn zur Verbannung 


a) Val. Max. V, 8, 2. 

23 
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verurtheilt. *) Der Einflu.s.s des Beirathes war also bei solchem 
Gerichte derselbe, wie bei jedem andern: die Sitte verpflichtete 
den Vater, sich der Stimmenmehrheit in demselben anzu- 
schliessen: so allein konnte er den Beamten und dem Staate 
gegenüber seinem Spniche Geltimg verschaften, auch sich selbst 
vor übler Nachrede oder gar gesetzlicliem Einschreiten schützen. 
Wir hören niimlich durchaus von keinem Ge.setze, welches gebo- 
ten hätte, mit dem Ausspruche des Familiengerichtes zufrieden 
zu sein. War eine Verurtheilung erfolgt, so hatte der Staiit die 
Milde, sich bei der Hinrichtung durch den Vater zu beruhigen, 
zumal da eine Vermögensstrafe bei dem unter väterlicher Ge- 
walt stehenden Sohne nicht möglich war. Wenn Freisprechung 
erfolgt war, so galt das als vorläufiges L'rtheil, das von dem 
höchsten Einflüsse auf das Urtheil der Beamten und des Volkes 
sein konnte, aber dasselbe gesetzlich nicht ausschloss. Ein Bei- 
spiel, wo auf das Familiengericht noch ein anderes Gericht ge- 
folgt wäre, ist uns nicht überliefert. Wohl aber sind uns Fälle 
bekannt, wo die Strenge des Familiengericlites Mis.sbilligung bei 
der öfFentliclien Meinung und sogar gesetzliche Sh-afe erfuhr. 
Einen Römisclien Ritter, welcher seinen Sohn grausam getödtet 
hatte, konnte der Kaiser Augustus kaum vor dem Zorne des 
Volkes schützen.'’) Am Ende des zweiten Jahrhunderts v. Ohr. 
tödtete Q. Fabius Maximus seinen Sohn wegen Verdachtes von 
ünkeuschheit: er wurde von Cn. Pompejus angeklagt und lebte 
verurtheilt später in der Verbannung.'’) So wenig waren diese 
Verhältnisse durch bestimmte Gesetze geregelt, so sehr der Sitte 
und dem gesunden Sinne des Volkes selber überlassen. 

Die richterliche Gew alt des Hausherrn über seine Frau ist ähn- 
lich der über seine Kinder, aber doch einerseits bescliränkter, an- 
drerseits ausgedehnter. Bekanntlich war die älteste Ehe bei den Rö- 
mern eine solche, wodm'ch die Frau aus der Gewalt ihres Vaters und 
ihrer Verwandten heraustrat und in die Hand des Mannes überging 
(in manum conveniebat). Dionysius**) fülirt diese Einrichtung auf 

a) Senec. de dem. 1, 15. 

b) Senec. de dem. 1, 14. Vcrgl. oben S. 351. 

c) Oros. V, 16; Val. Max. VI, 1, 5. 

d) Dionys. 11, 25. 
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ein Gesetz von Romulus zurück, d. li. sie bestand, seit es einen 
Römischen Staat gab und die Ueberlieferung wuss.te keinen 
Zeitpunkt auzugeben, wo sie eingeführt worden wäre. Es ist 
auch ersichtlich, dass eine solche Einrichtung sich überhaupt 
nicht durch ein Gesetz einführen lässt: sie entsteht und bildet 
.sich langsam, ihr Ursprung entzieht sich der Geschichte. Das 
Wesen jener Ehe bestand darin, dass die Frau in ein vollstän- 
diges Abhängigkeitsverhältniss zum Manne trat, kein eigenes 
Vermögen besass oder erwerben konnte, in flie hausherrliehe 
Gew'alt des Gatten kam. Aber die Natur der Sache bringt es 
mit sich, dass diese Gewalt sich gegen sie nicht mit gleicher 
Unumschränktheit äussert wie gegen die Kinder, dass sie gegen 
die von aussen Iliuzutretende nicht mit gleicher Freiheit ver- 
fahren konnte, wie gegen die von innen heraus geschaffenen: 
die Frau wurde wie eine Tochter gehalten, aber sie wurde nicht 
Tochter. Indessen dies W'ar das thatsäeldiche Verhältniss, das 
rechtliche war ebenso wie das der Kinder. Dionysius erzählt: 
„w'enn die Frau fehlte, so bekam sie zum Richter denjenigen, wel- 
chen sie beleidigt, und zum Herren über die Grösse der Strafe, und 
dai'über urtheilteu die Vei-wandten mit dem Maime,” d. h. der 
Ehemann nebst seinen Verwandten, die er zu einem Familien- 
rathe berief. Bis zum Recht der Todesstrafe steigerte sich die 
Gewalt des Mannes in zwei Fällen, bei Verführung und beim 
Weintrinken.“) Um die Strafgewalt in dem letzten Falle, bei 
dem sich die alte Strenge am auffallendsten zeigte, zu beweisen, 
erzählte die Ueberlieferung von Egnatius Mecenins, welcher unter 
der Regienuig von Romulus seine Frau wegen Weintrinkens 
ungestraft getödtet hatte'’): dadurch wurde die Römische Sitte 
anerkannt. Wenn so dem Grundsätze nach das Recht des Mannes 
über seine Frau, mit der er in strenger Ehe lebte, dasselbe war 

a) Siebe Poljb. VI, 2. Die bctieffcndcu Worte von Dionysius II, 25 
sind: tv al; ijv tfSopa 0 (i)(jLaxoj aal 8 nävTiuv ^XdyioTov dfiapTTipättuv "hX- 
Xt(5i Sdjetiv av ujräpyEiv, ef tu otvav EÜpEÜefrj moösa y'JYfj' dtficp^TEpa fif 
ToüTa ftavdiTtp Cr^pLioOv ouvEyo'jpr/SEV 6 ' F(ü|j.uXo{, u)S ipiapTTjpiäTiuv ^uvaiXEftuv 
lo'^axa. 

b) Val. Max. VI, 3, 9; Plin. nat. hist. XIV, 89; Scrv. ad Virg. Aeii. 
I, 737; Tertull. apolog. 6. Vergl. Gell. X, 23. 

23 * 
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wie über seine Kinder, so war er aucli ebenso durch die Sitte 
an die Beobachtung der gebräuchliclien Fonneii dabei gebunden; 
er musste einen Beirath zuziehen, bei dessen Auswahl er zwar 
an kein Gesetz gebunden, aber doch verpflichtet war, seine 
näclisteu Angehörigen sowie die ursprünglichen Venvandten der 
Frau zu berücksichtigen. Dies verlangte die Sitte, wenn der 
Ehemann für sein ürtheil Billigung bei der öffentlichen Meinung 
finden wollte. 

Neben dieser strengen Ehe bildete si(;h frühzeitig, wenn 
gleich mau die Zeit ni(;ht genauer augeben kann, eine freiere 
Form der Ehe, bei welcher die Frau nicht in die Hand des 
Mannes kam (sine manu), sondern in der väterlichen Gewalt 
verblieb. Dadurch wurden die hausherrlichen Rechte, welche 
bei der strengen Ehe dem Manne zustanden, aufgehoben, 'Ver- 
mögen mid Erwerb der Frau kamen nicht in die Gewalt des 
Mannes, sondern verblieben in ihrer eigenen Familie, zunächst 
bei ihrem Vater, nach dessen Tode bei ihren Verwandten. Be- 
ging sie also etwas Strafwürdiges, so war .sie, als ob sie nicht 
verheirathet war, dem väterlichen Gericht und der Sitte, welche 
über die Hauskinder bestand, unterworfen. Der Vater urtheilte 
über sie mit einem selbstgewählten Beirathe, zu dem er aber na- 
türlich nicht nur seine eigenen Verwandten, sondern auch den 
Mann und dessen Vemandte berief. In der freien Ehe hatte 
demnach der Vater oder die natürlichen Verwandten, in der 
strengen der Mann oder dessen Verwandte das Ueberge wicht.*) 
'Indessen auch in der freien Ehe mussten dem Manne gewisse 
Rechte über die Frau verbleiben, welche für den Zweck der 
Ehe nothwendig waren. Eine Ehescheidung konnte in ihr von 
beiden Seiten ausgehen, nicht nur vom Manne, wie in der stren- 
gen Ehe, sondern auch von dem Vater der Frau, welcher seine 
Tochter zuräckforderte. Aber dem Manne gaben Sitte imd Ge- 
setz das Recht, die in Ehebruch betroffene Frau zu tödteu’’): 
die Sitte verlajigte auch bei blosser Ehescheidung von Seite des 


a) Zwei Beispiele oiues solclicii Fauiilieiigeriehtes erzählt Val. Max. 
VI, 3, 8. 

b) üeU. X, 23. 
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Mannes die Form eines Familiengerichtes. Ein Beispiel davon 
haben wir aus dem Jahre 306 v. Chr., wo die Censoreii M. Va- 
lerius und C. Junius einen Senator L. Annius aus dem Senate 
stiesscn, weil er ohne einen Beirath „seiner Freunde"’ hinzuzu- 
ziehen, seine Frau verstossen hatte*): ein Beweis, dass der 
Ehemann zwar nicht gesetzlich strafbar war, aber das Herkom- 
men verletzt hatte. In späterer Zeit liörten bei einreissender 
Sittenlosigkeit natfirUch diese strengen Formen der Ehescheidmig 
auf und dieselbe wurtle ohne Gericht vollzogen."’) Dermoch er- 
hielt sich das Andenken daran und Familieugerichte kommen 
ab und zu vor. Nocli unter Kaiser Nero erzählt Tacitus, habe 
Plautius, der Besieger Britanniens, ein Familieugericht über seine 
Frau Pomponia Graeeina gehalten. Sie war wegen Hinneigung 
zur jüdischen Religion bei ihm verklagt worden: er hielt mit 
seinen Verwandten ein Gericht über sie und erklärte sie nach 
Untersuchung der Sache für unschuldig.') Vom Kaiser Tiberitis 
erzählt Sueton’"), er liabe unkeusche Frauen„ gegen welche kein 
öffentlicher Ankläger auftrat, ihren Verwandten ziun Gericht und 
zur Bestrafung übergeben. 

Gegen Frauen gewährte nämlich die Sitte dem Familien- 
gerichte noch grössere Rechte als gegen die unter väterlicher 
Gewalt stehenden Söhne. Es war bei den Römern im Allge- 
meinen nicht gebräuchlich, dass Frauen öftentlicli bestraft wur- 
den: man vermied es, sie der Familie zu entziehen. Nicht nur 
das Urtheil über Vergehungen von Frauen wurde, wo möglich, 
dem Familiengerichte überlassen, sondern selbst, wenn das Ur- 
theil von einem Beamten oder einer Behörde gefällt war, blieb die 
Bestrafung der Familie, welche dazu den öffentlichen Auftrag 
erhielt. Das merkwürdigste Beispiel dieser Art wird uns von 
Livius ') berichtet bei Gelegenheit der furchtbaren Strafe, welche 

a) Val. Max. 11, 9, 2. 

b) lu den Beispielen VOM Ehescheidungen, welche Val. Max. VI, 3, 10 — 12 
anfiihrt, wird ein Beirath der Verwandten wenigstens nicht erwähnt und 
fand auch wohl nicht statt. 

c) Tac. Ann. Xlll, 32. 

d) Suet. Tib. 35. 

e) Liv. XXXIX, 13 Mulieres damnatas cognatis aut in quorum manu 
essent, tradebaut, ut ipsi in privato animadverterent in eas; si nemo erat 
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an den Tlieilnehmern der Bacchanalien genommen wurde. Die 
Frauen, welche schuldig waren, wurden ebenso wie die Männer, 
von dem Oonsul verurtheilt, aber ihre Strafe erfolgte nicht öffent- 
lich, nicht durch die Diener der öffentlichen Gerechtigkeit. Sie 
wurden, wenn sie unverheirathet waren oder in freier Ehe leb- 
ten, ihren natürlichen Verwandten, wenn in strenger Ehe, ihren 
Ehemännern übergeben, mn an ihnen die Todesstrafe zu voll- 
ziehen; nur diejenigen, welche solche Angehörigen nicht hatten 
oder denen der Oonsul die Vollziehung der Todesstrafe nicht zu- 
traute, also wohl mei.st Personen niederen Standes, wurden 
durch den öffentlichen Henker hingerichtet. Kurz vor dem drit- 
ten Punischen Kriege wurden zwei vornehme Frauen, Publilia 
und Licinia, wegen Ermordung ihrer Männer angeklagt, aber 
vom Prätor gegen Stellung von Bürgen vorläufig freigelassen. 
Ihre Verurtheilung war sicher. Deshalb trat das Familiengericht 
ins Mittel : nach dem Ausspruch ihrer Verwandten wurden sie 
hingerichtet.*) Noch unter Kaiser Tiberius war die Hinrichtung 
eines unverheiratheten Mädchens unerhört.'’) Das war ein Best 
der Familiengerichtsbarkeit und der alten Römischen Sitte, welche 
die Frauen als unselbständig vom Staate ausschloss und dem 
Ehemanne oder ihren Verwandten überliess. '*) 

Aus unserer Darstellung ergiebt sich, dass die Gesetzgebung 
der zwölf Tafeln in dem Verhältnisse der Frauen nichts We- 
sentliches geändert hat : wir finden dieselbe Sitte im Anfänge des 
Staates wie auf dem Höhenpunkte der Republik, nur dort stren- 
ger und rücksichtsloser, hier gemildert durch den Einfluss der 
allmälig fortschreitenden Bildung. Die Zehnmänner konnten so- 
gar nicht den Versuch einer Aenderung machen. Wie die Sitte 
sicli ohne ein bestimmtes Gesetz gebildet hatte, so musste sie 
sich auch weiter fortbildeu: nur mildernd durften die Gesetzge- 
ber auftreten und das sclieinen sie gethan zu haben. Es wird 
uns nur eine hierher gehörige Bestimmung der zwölf Tafeln 


idoncus suppUcii exactor, in publico aniinadvcrtebatur. Vorgl. Val. Max. 
VI, 3, 7. 

a) Liv. per. XLVIll; Val. Max. VI, 3, 8. 

b) Tac. Ann. V, 9. 
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überliefert vonGajus"), wo er von der Eheform des Usus simcht. 
Eine Frau, welehe ein ganzes Jahr mit einem Manne verhei- 
rathet gewesen war, trat tladurcli in die strenge Form der Ehe 
ein und kam in die Hand des Mannes: die zwölf Tafeln gaben 
die Vorschrift, wenn die Frau drei Nächte hinter einander in 
jedem Jahre von ihrem Manne entfernt bliebe, trete die strengere 
Ehe nicht ein. Wahrscheinlich hatte schon der Gebrauch dies 
Mittel, die strenge Ehe zu vermeiden, an die Hand gegeben: 
die zwölf Tafeln haben es, während es bisher nur geduldet war, 
gesetzlich festgestellt. Weitere Bestimmungen hierüber sind uns 
nicht überliefert. 


Drittes Capitel. 

Teränderangen im Criminalprocesse durch die Decemvim. Zusammeoge- 
hörigkeit des Privat- and Criminalprocesses. Talerisches Provocations- 
gesetz beibehalten and der Übrige Process nicht verändert. Ausseror- 
dentlicher Criminalprocess. Ausschliessliche Befugniss der Centuriat- 
comitien über Capitalsacben. Verbot der Privilegien. 

Wenn die Gesetzgebung der zwölf Tafeln in den Grundlagen 
des Römischen Lebens keine Veränderung voruahm, sondern die- 
selben nur theils milderte theils wo sie auf unsicherem Herkommen 
beruhte, gesetzlich feststellte, so kann das natxirlicb erscheinen. 
Denn in dergleichen Verhältnissen muss die Gesetzgebung dem 
durch die Sitte Hergebrachten nachgehen und wahrscheinlich war 
es, als man die schriftliche Abfassung eines Gesetzbuches beschloss, 
nicht die Absicht gewesen, darin Abänderungen eintreten zu 
lassen. Eher konnte man solche bei dem ordentlichen Criminal- 
processe erwarten: seine Formen konnte man nach dem Bedürf- 
nisse der Zweckmässigkeit umgestalten, ohne die Gewohnheiten 
des Volkes zu verletzen. Zuerst fragt man, ob die Trennung 
des Criminalprocesses vom Privatprocesse durch die Zehnmänner 
Fortschritte gemacht hat, ob seine Selbständigkeit als besonderer 
Theil des Rechtes von denselben anerkannt worden ist. Wir 
haben gesehen, dass derselbe ursprünglich von dem Privatprocesse 

a) Gaj. I, 111. 
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nicht gesclüeden war, dass die Formen der Verhandlung, die 
Personen der Riiliter dieselben waren: König Tullius machte 
zuerst einen Unterschied und das Valerisdie Provocationsgesetz 
bestimmte den Character des Criminalprocesses als den eines 
öfTeiitlich vor dem Volke geführten: tlie Rechtsunsicherheit vor 
den zwölf Tafeln erweiterte die Kluft, indem sie die Bestrafung 
von Plebejern der Beurtheilung der plebejischen Beamten und 
Volksversammlungen anheim gab. Die zwölf Tafeln haben nur 
das letzte Hinderniss einer gleichfönnigeu Rechtspflege hinweg- 
geräumt, indem sie die Strafen für die Vergehungen festsetzten, 
im üebrigen aber die Zusammengehörigkeit des Privat- und 
Criminalprocesses, so wie sie dieselbe vorfanden, bewahrt. Ein 
äusserer, aber genügender Beweis dafür ist der, dass, während 
wir Bruchstücke über die Formen des Privatprocesses übrig 
haben, sich kein einziges über den Criminalprocess findet: und 
doch würde sich, wäre der letztere getrennt behandelt gewesen, 
aller Wahrscheinlichkeit nach ein solches erhalten haben, da die 
Formen, wie sie zur Zeit der Zehnmänner festgestellt wm’den, 
lange dieselben blieben und zum Theil in den Schwurgerichts- 
process übergingen. Daraus ist der Schluss gerechtfertigt, dass 
die Formen für beide Processarten dieselben waren: das Ver- 
fahren für beide theilte sich in das in iure und in iudicio. Alle 
Klagen, welcher Art sie auch sein mochten, nahm der Consul 
entgegen: er überwies die Criminalklagen , wenn er sie ange- 
nommen, an den Quästor, die Piivatklagcu an die Privatrichter: 
für beide bestimmte er rlie Gesichtspunkte, auf welche es beim Fällen 
des Urtheils ankommen sollte. Man kann nach der uns erhaltenen 
üeberlieferung von den zwölf Tafeln keinen einzigen Punkt an- 
geben, worin dieselben eine Aeuderung vorgenommen hätten. 

Von dem Grundgesetze der Römischen Freiheit und insbe- 
sondere des Criminalrechtes, dem Valeiischeu Provocationsgesetze, 
wissen wir, dass es in den zwölf Tafeln beibehalten worden 
ist. W'o Cicero von demselben spricht, erwähnt er zuerst die 
Provocation unter den Königen und sagt danuQ: „dass ebenso 


a) Cic. de rep. 11, 31 itemque ab omni indicio poenaque provocari li- 
cere indicant XII tabulae cumpluribus legibus. 
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von jedem Gericht und jeder Strafe Berufung an das Volk frei- 
steht, beweisen tlie zwölf Tafeln in mehreren Gesetzen.” Nach 
der Art, wie einmal aus der zweiten Tafel das zweite Gesetz 
angeführt wird“), müssen wir imter Gesetz nicht einen einzelnen 
Satz, sondern eine Zusammenstellung von Sätzen, eine Art Ab- 
schnitt, verstellen. Nehmen wir nun an, es wäre das Valerische 
Provocationsgesetz, entweder verändert oder unverändert, in den 
zwölf Tafeln wiederliolt worden, so versteht man die mehreren 
Gesetze, von welchen Cicero spriclit, nicht; es wäre dann nur 
ein Absclmitt, vielleicht zwei, gewesen. Audi scheint dessen 
Ausdruck, mehrere Gesetze zeigten an, dass man von jeder 
Strafe Berufung an das Volk einlegen dürfe, überhaupt nicht für die 
Meinung zu passen, als sei mit deutlichen Worten die Erlaub- 
niss zu dieser Berufung ausgesprochen gewesen, sondern eher 
für eine mittelbare Folgerung, welche aus den Worten gezogen 
werden konnte. Man muss daher vielmehr annehmen, in den 
Gesetzen, durch w'elche für ein Vergehen eine bestimmte Strafe 
ausgesprochen wurde, sei zum Schluss die Berufung an das Volk 
entweder unmittelbar erlaubt worden, oder wenigstens mittelbar, 
indem nach der Weise Römischer Gesetze das Valerische Provo- 
cationsgesetz für nicht aufgehoben erklärt wurde. Dann ist Ci- 
ceros Ausdruck vollkommen genügend: aus .solchen vereinzelten 
Bemerkungen zog er den Schluss, die Provocation sei in den 
zwölf Tafeln gestattet gewesen. Weim aber die Zehnmänner 
hierbei ein früheres Gesetz namhaft machten und bestätigten, so 
kann man daraus eine Einsicht in ihr Verfahren überhaupt ge- 
winnen. Ihre Absicht war nicht, die fiüheren Gesetze überflüssig 
zu machen und das Römische Recht neu zu gründen: sie Hessen 
alte alten Gesetze und Gewohnheiten, in so fern sie nicht mit 
den von ihnen aufgestellten Anordnungen im Widerspruch waren, 
in Kraft imd diese mussten auch später noch zur Aushülfe und 
Ergänzung augewendet werden. Den Umfang der Provocation 
haben die zwölf Tafeln nicht verändert. Cicero sagt, sie hätten 
von jedem Urtheil und jeder Strafe Berufung an das Volk ge- 
stattet, d. h. von jedem Urtheil, welches eine Strafe festsetzte, 

a) Siche oben S. 347. 
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mochte dieselbe in Geld oder Leibessh-afe bestehen. Der Sinn 
dieser Worte kann nicht sein, dass damit das vor kurzem er- 
lassene Aternisch-Tarpejische Gesetz aufgehoben worden sei, denn 
wir wissen, dass es lange Zeit in Geltung geblieben ist.“) Cicero 
meint also, alle darüber hinausgehenden Geld- und alle sonstigen 
Strafen hätten der Provocation unterlegen ; dies aber war eben die 
Bestimmung des Valerischen Provocationsgesetzes. 

Auch andere Veränderungen des Criiniualprocesses, welche 
durch die Zehnmänner gegen die früher gebräuchlichen Formen 
geschehen seien, wird es schwer sein naehzuweisen. Z. B. über 
das Zeugenverhör und die Art der Beweisführimg bestanden 
wahrscheinlich uralte Regeln, die, wenn sie von den Zehnmännern 
überhaupt Erwähnung fanden, nur eine bestimmte, schriftliche 
Abfassung erhielten. Die Vorschrift bei Gellius"): „der Un- 
tergang der Sonne soll die letzte Zeit sein” war sicherlich 
in alter Sitte begründet. Das Succumbenzgeld (sacramentum) 
betrug später, je nach der Höhe der streitigen Summe, 50 oder 
500 As, wie Gajus') bemerkt. Die letztere Summe war schon 
in dem ersten Valerischen Gesetze bestimmt, die andere scheint 
früher geringer gewesen, aber durch das Menenisch-Sestische 
Gesetz aufgestellt worden zu sein*') und wenn die Zehnmänner 
verordneten, dass in einem Processe um die Freiheit eines Men- 
schen, so gross auch der Werth desselben sein möchte, immer 
nur das niedrigere Sti-afgeld in Anwendung kommen sollte, so 
wissen wir durch ausdriickliche Erwätmung, dass dies altes 
Recht und aus ihm von den Zehnmänneni in die zwölf Tafeln 
herüber genommen worden war.') Was diese über die Bürgen, 
welche das Erscheinen des Angeklagten vor Gericht sichern 
sollten (vades), bestimmt haben, wissen wir nicht: es ist nur 
die Bemerkung auf uns gekommen, dass sie über Bürgen und' 
Aushülfebürgen eine Anordnung enthielten.') Sie müssen selbst 

a) Siehe oben S. 322. 

b) Gell. XV 11, 2 sol occasus suprema tempestas esto. 

c) Gaius rV, 14. 

d) Vergl. oben S. 327. 

e) Pompon, de orig. iiu-. § 24. 

f) Gell. XVI, 10. 
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in denjenigen Criminalprocessen, wo es sicli um Leben und Tod 
handelte, die Freilassung des Angeklagten bis zur endgültigen 
Entscheidung gegen BürgschcaftstelUuig gestattet haben: das be- 
weist der von uns angeführte*) Process des Senators L. Ses- 
tius , der wegen Mordes vor Gericht gestellt war. Indessen auch 
diese Milde w;u' nicht neu: sie war zuerst beim Processe von 
Kaeso Quinctius, der ebenfalls seine Entscheidung durch das 
Volk erwartete, augewendet worden.*’) 

Selbst in den Personen der Richter waren die Veränderim- 
gen, welche die zwölf Tafeln herbeiführten, nicht unmittelbar 
beabsichtigt : der Sturz der Zehnmänner machte sogar , dass die- 
jenige, welche schon geschehen war, wieder aufhörte. Die 
Consuln hatten mit der AVahl der Zehnmänner aufgehört, aber 
ihre Gewalt war auf diese übergegangen: bei ihnen wurden Cri- 
minalprcK’esse angebracht, von ihnen entschieden, im ersten 
Jahre mit Beobachtung des Provocationsgesetzes, im zweiten 
selbständig gemäss der ihnen verliehenen, vom Volke unabhän- 
gigen Gewalt. Die Quästoren als Gehülfen der Consuln für die 
Leitung von Criminalprocessen hörten auf: sie waren gewählt 
w'orden, weil die geringe Zahl der Beamten für die Geschäfte 
nicht hinreichte ; als deren zehn waren, waren sie unnütz. Indes- 
sen Pomponius, wo er von den Quästoren des Parricidiums spricht, 
setzt hinzu, diese wmrden auch in dem Gesetze der zwölf Ta- 
feln erwähnt.') Der Ausdruck ist unbestimmt und gestattet 
keinen sichern Schluss auf die Art und Weise, wie der Name 
der Quästoren in der neuen Gesetzgebung vorkam. Jedoch aus 
der Reihenfolge, in welcher Pomi)ouius nach andern Aemtern 
die Einsetzung der quaestm-es parricidii erw'ähnt, so wie aus 
seinen Ausdrücken dabei , ersehen wir , dass er an diejenigen 
Quä.storen denkt, welche in der Zeit nach den zwölf Tafeln als 
ausserordentliche Beamte für die Criminalgerichtsbarkeit von 


a) S. oben S. 342 und Cic. de rep. II, 3ö. 

b) S. oben S. 237. 

c) Pompon, de orig. iur. § 23 quaestovcs constituebantur a populo, qui 
capitalibus rebus praeesscnt : hi appellabantur quaestores parricidii, quonim 
etiam meminit lex XII tabularum. 
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dem, Volke erwählt zu werden pflegten.“) Früher hatte es solche 
Quästoren nicht gegeben: ilire Geschäfte waren von den jährlich 
und regelmässig erwälilten Quästoren besorgt worden. Es ist 
wahrscheinlich, dass dies eine neue Einriclitmig der Zebnmän- 
ner war. Dieselben waren wegen ihrer grösseren Anzalil im 
Stande, auch Criminalproccsse persönlicli zu führen, sahen aber 
docli die Möglichkeit ein , dass Fälle eintreten könnten , in denen 
dies niclit möglich wäre: für diese also bestimmten sie, dass 
zur Ausliülfe besondere Beamte mit dem angegebenen Namen 
vom Volke ernannt würden. Sie selbst haben von dieser Be- 
stimmung vielleicht keinen Gebraucli gemacht, aber die spätere 
Zeit hat es gethan. Dies w-ar die einzige, auf den ordentlichen 
Criminalprocess bezügliclie, Einrichtung, welche man auf die 
Zehnmänner zurückfüliren kann : eine andere trat bei ihrer AVahl 
durch Abschaffung der alten Verfassung und ohne ihr Zuthun 
ein. Die Volkstribunen hatten seit dem Puhlilischen Gesetze 
das Hecht gehabt, mit den Tribut comitien endgültig über die 
gegen Plebejer festzusetzenden Strafen zu entsclieiden *’) : dies 
hörte natürlich mit dem Amte der Tribunen selber auf. 

Grössere Veränderungen waren in der ausserordentlichen 
Criminalgerichtsbarkeit beabsichtigt worden: sie hatte nacli dem 
Ai'illen des V^olkes luid Senates ganz fortfallen sollen. Sie war 
ausgegangen von den Volkstribunen und doppelt gewesen, im- 
umschränkt über die Plebejer in Folge ihrer auf dem heiligen 
Berge beschlossenen Unantastbarkeit und in Folge des Icilischen 
Plebiscites, bescliränkt und von einem Senatsbeschlusse abhängig 
über die Patricier. Durcli die Wahl der Zehnmänner, von denen 
jeiler über beide Stände zusammen Gew^alt hatte, hörte sie auf 
oder fiel vielmehr mit der ordentlichen Gerichtsbarkeit zusam- 
men. Denn die Zehnrnänner waren durchgehends von der Be- 
rufimg an das Volk entbunden und konnten jedes Vergehen, 
also auch diejenigen, welclie gegen ihre eigene Unverletzlichkeit 
begangen wurden,- selbständig strafen. Wäre die von ihnen er- 
strebte Staats Verfassung zu dauernder Geltung gekommen, so 

a) Vergl. oben S. 72 und unten Cap. 9. 

b) Siehe luisere Darstellung S. 305. 
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hätte es fortan keine ausserordentliche Criminalgerirlitsharkeit 
weiter gegeben ; aber sie lebte wieder auf, als na(;h dem Sturze 
der Decem viril die alte, auf Trennung der Stände gegründete, 

, Regierung wieder hergestellt wurde : die Veränderungen , welche 
sie dabei erfuhr, werden w'ir später schildern. Indessen aus 
dieser Zeit, als die Zehiimänner unbeschränkt über den Staat 
regieilen, stammt eine schon liier zu erwähnende Verordnung. 
Sie wird von Cicero, der sie auch für- seinen Musterstaat an- 
nimmt, in folgenden Worten anfgestellt: „Ueher das capnt eines 
Bürgers soll man ausser vermittelst der ^grössten Comitienver- 
sammlung und jener, welche die Censoren den Abtlieilungen des 
Volkes zugewie.sen haben, keinen Antrag machen.''*) Dass 
unter der grössten C’omitienversammluiig die Centurlatcouiitien 
, verstanden werden, ergiebt sich mit voller Sicherheit sowohl aus 
dein Zusätze Ciceros von der Eintheilung des Volkes durch die 
Censoren als auch aus zwei andern Erwähinuigen derselben Vor- 
sclirift, in denen ausdrücklich die Centurien genannt werden.*') 
Es fragt sieh nur, woher der Ausdruck „gi’össte Comitienver- 
sammlung” kommt. Ich glaube, er bezeichnet nicht nur die 
Würde und die höcliste Gewalt, welche allerdings die Centurien 
hatten, sondern auch wirklich die am meisten besuchte Volks- 
versammlmig. Dies waren die Centuriatcomitien , nicht sowohl 
deshalb, weil an ihnen die Vornehmen und AVolilhabenden Theil 
zu uelimen [illegten, welche bei den Trilmtversammliingeu, wo 
ihre Stimme docli wenig vennochte, auch später meist fehlten, 
sondern auch weil die Consuln gesetzlich die Macht liatteu, den 
Besucli derselben zu erzwingen; wie wiclitig aber gerade bei 
richterlichen Volksversammlungen ein zahlreicher Besuch der- 
selben für die Geltung und die Richtigkeit des Urtheils war, 
haben wir au einer andern Stelle ausgeführt.“) Deshalb war 

a) Cic. de leg. 111, 4, 11 de capitc civis nisi per maximum eomitiatum 
ollosque, quos ceusorCs in partibus populi Iwassiut, iio ferunto. 

b) Cic. de leg. 111, 19, 44 Fcni de singulis uisi contariatis comitiis 
■noluerunt. Descriptns enim iwpulns censu , ordinibus , actatibus plus adbi- 
bet ad suffragium consilii quam fuse in tribus convocatus; id. p. Sest. 30, 
65 cum et sacratis legibus et Xll tabulis sanctum esset, ut neve privile- 
gium irrogari lieeret neve de capite nisi comitiis centuriatis rogari. 

c) Vergl. oben S. 154. 
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auch seit dem Valerisehen Provocationsgesetze im ordentlichen 
Criminalproeesse die Centurieuversammlung als oberste Behörde 
für die Bestrafung von Bürgern eingesetzt: nur bei den ausser- 
ordentlichen tribunicischen Anklagen war im Kampfe der Stände 
eine gleiche Befugniss für die Tributcomitien erzwungen worden, 
und doch hatte man dabei die Einschränkung durch einen vor- 
hergehenden Senatsbeschluss für nöthig eraclitet. Jetzt wurde 
durch allgemeinen Rechtsgruudsatz die Gewalt in Oapitalsachen 
den Tribus genommen und den Centurien allein zugesprochen, 
und da dieser auch später in Geltung blieb, folgte daraus ebie 
nicht unwesentliche Verminderung der tribunicischen Gewalt. 
Dieselbe konnte nur durcligefülnt werden zur Zeit der Zehn- 
mäuner, als diese selber die tribunici.sche Gewalt besassen und 
das Streben der ganzen Bevölkerung auf Beseitigung der Treu- ^ 
nung nach Ständen ging: vorher und nachher wäre sie unfehl- 
bar durch die Tribunen geliindert worden und es muss selbst 
Wunder nehmen, dass sie bei der Herstellung der alten Verfas- 
sung bestehen blieb. Cicero erwähnt an einer Stelle , wo er von 
den Einrichtungen der Volksgerichte spricht, als Anordnung der 
Vorfahren: es dürfe nicht eine Capitalstrafe mit einer Geld- 
strafe verbunden werden.*) Der Sinn dieser Anordnung ist 
etwas dunkel. Es kann nicht der sein, dass ein zu Gapital- 
strafe Verurtheilter nicht auch hätte zu einer Geldstrafe verui- 
theilt werden sollen; denn nach stehender Römischer Sitte w'ar 
die schwerste Capitalstrafe immer mit Einziehung des Vermö- 
gens verbunden. So scheint die Bedeutung vielmehr zu sein, dass 
Niemand wegen ein und derselben Sache sowohl in einem Capital- 
processe vor den Centurien, als auch m einem Gcldprocesse vor 
den Tribus angeklagt werden dürfe. Dies ist niemals geschehen 
und man darf annehmen, dass, als die Volksgerichtsbarkeit von 
den Zehnmämiern unter die beiden Arten von Volksversamm- 
lungen vertheilt wurde, eine solche Bestimmung, w'elche zu 
grosse Härte verhüten sollte, getroffen wurde. Eine andere 

a) Cic. de dom. 17, 40 Nam cum tajii moderata iudicia populi sint a 
maiüribus constituta, priuiuin ut ae poena capitis cum pccuuia coniun- 
gatur. 
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wahrscheinliche Wirkung dieser Bestimmung werden wür später 
erwähueu. Das übrige Verfalireu dagegen in einem Volksge- 
richte, wie es in späterer Zeit bestand , mit seinen drei Auklage- 
termineri scheint erst nacli den üecemviru oder vielmelir aus 
andern Verhältnissen entstanden zu sein. 

Indessen nocli eine auf das Volksgericht bezügliclie Bestim- 
mung wird durch die L'eberlieferung ausdrücklicli auf die zwölf 
Tafeln zurückgeführt. Cicero spriclit dieselbe, wo er für seinen 
Musterstaat Gesetze entwirft, so aus: „Privilegien soll mau nicht ' 
beantragen.”’) Aber was unter Privilegien zu verstehen sei, 
darüber herrscht die grösste Meinungsverschiedenheit unter den 
neueren Gelehrten.*^') Die Alten selbst geben leider geringen 
Anhalt für die Pirklänmg. Cicero in der Erläuterung der von 
ihm aufgestellten Gesetze preist zuerst die Weisheit der Voriäh- 
ren und sagt dann: „sie wollten nicht, dass gegen einzelne 
Menschen Gesetze beantragt würden; denn das ist ein Privile- 
gium, die ungere<hteste Sache, welche es geben kann, da die 
Bedeutung eines Gesetzes darin liegt , dass es ein Beschluss und 
Befehl für Alle ist.”“’) Er betrachtet also ein Privilegium als 
eine Unterabtheilung eines Gesetzes mid läugnet die Gerechtig- 
keit eines Privilegiums, w'eil dessen Eigenschaft nicht zu dem 
GrundbegiifVe eines Gesetzes passe. Die Eigenthümlichkeit aber 
eiues Privilegiums setzt er dariu , dass es gegen Einzelne erlas- 
sen würde. Das liegt an den beiden angeführten Stellen 
Ciceros , sowohl in dem Verbum h'rogare, welches er au der 
ersten braucht, als in dem Ausdruck der zweiten, in der er 
von dem Beantragen von Gesetzen gegen Einzelne spricht. Also 
nicht um Begünstigungen oder Ehrenbezeugungen handelt es 
sich: dass diese durch ein Gesetz Einzelnen zu Theil wurden, 
war nothwendig und häufig. Wenn Scipio oder Pompejus durch 
ein Gesetz eine besondere Provinz oder den Oberbefehl angewie- 


a) Cic. de leg. 111, 4, 11 Privilegia ne irroganto. 

b) Cic. de leg. II, 19, 44 ln privos (denn so muss es heissen, nicht 

privates) homines leges fern nolncrunt; id est enim privilegiuin , quo quid 
est iniustius? cuni legis haec vis sit, ut sit seitum et iussum in omnes. 

Vergl. Cic. p. dom. 17, 43 Vetant leges sacratae , vetant XII tabulae leges 

privis hominibus iiTogari; id est enim privilegiuni. 
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sen bekamen, oder Jemand, der sich um den Staat verdient 
gemaclit hatte, das Bürgen-eclit erliielt, so waren das Gesetze 
über einzelne Bürger, niclit über alle, und docli ist es Nieman- 
dem jemals eingefallen, dergleichen als ungerecht zu betrachten 
und zu verbieten. Aber das Wesen tliclie eines Privilegiums 
kann auch nicht an eine vorhergehende gerichtliclie Untersuchung 
geknüpft werden : es giebt Gesetze , welclie Bestrafung ohne eine 
solche anordnen und umgekehrt lassen sich Privilegien denken, 
welche eine Uutersucliung bestimmen. Z. B. das Plebiscit vom 
heiligen Berge erlaubte den Volkstribunen au denjenigen, welche 
sich au ihnen vergriffen, unmittelbar ohne gerichtliche Unter- 
suchung die härteste Strafe zu voUzieheu und doch wird dies 
Niemand ein Privilegium neunen, weil es gegen Alle dawider 
handelnden gerichtet war. Wo Tacitus vom Ursprünge und 
von der Entwickelung der Gesetze spricht, schildert er die 
Zuclitlosigkeit , welche darin nach Sullas Zeit einriss und er- 
wähnt gerichtliche Untersuchungen, welche nicht mehr im Allge- 
meinen, sondern gegen Einzelne beantragt worden seien.") Es 
ist kein Zweifel, dass er damit die Privilegien bezeichnen will, 
die wegen ilirer Ungereclitigkeit durch die zwölf Tafeln verboten 
waren, hauptsächlich die gegen Cicero durchgesetzte Verbannung 
und doch erwähnt er dabei gerichtliclie Untersuchung. Ebenso- 
wenig wird man es ein Privilegium nennen dürfen, wenn Je- 
mand für ein Verbrechen, das er begangen, dem ordentlichen 
Richter entzogen und durch ein Gesetz einer ausserordentlichen 
Gerichtsbehörde zugewiesen wird. Freilich hahen die Gegner 
solcher Massregeln im Einzelnen versucht, den Begriff so weit 
auszudehnen , wie z. B. die Freunde Milos , als gegen diesen 
wegen der Ermordung von Clodius ein besonderes Gesetz zur 
Anordnung des Processes gegeben werden sollte, behaupteten, 
dies sei ein Privilegium und deshalb ungesetzlich,'’) oder Cicero 
selbst das Gesetz, welches der Volkstribun L. Libo gegen Serv. 


a) Tac. .\im. 111, 27 iamqu« non modo in communo, sed in singulos 
humines latao quacstiones. 

b) A&con. in Cic. p. Mil. p. 37. 
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Galba, den Prätor von Lusitanien, beantragte, einem Privile- 
gium ähnlich nannte.*) 

Zu einem wirklichen Privilegium gehört, wie icli glaube, 
ausser der Bezeiclmung eines Einzelnen durch das Gesetz betrof- 
fenen noch, dass an ihm dasjenige als Vergehen angesehen und 
mit Strafe belegt wird, was bei Andern ohne Strafe bleibt. Als 
' nach Vertreibung der Könige die Volksversammlung die höchste 
richterliche und gesetzgebende Macht im Staate ohne die Ein- 
schränkung durch ein stehendes Oberhaupt erhielt, musste, den 
Römern einfallen, wie leicht dieselbe zum Verderben einzelner, 
hervorragender Bürger gemissbraucht werden könnte: die Grie- 
chischen Freistaaten boten Beispiele genug für diesen Missbrauch 
dar. Ohne eine Schuld auf sich geladen zu haben , konnten 
durch den allmächtigen Volkswillen, dem es an Werkzeugen nicht 
fehlte, die besten Mäuner aus Parteileidenschaft verbaimt oder sonst 
gestraft werden. Mit Recht preist deshalb Cicero die Weisheit der 
Vorfahren, welche, ohne die Ausschreitungen zu ahnen, denen 
sich das Volk später unter der Leitung ehrsüchtiger Volkstribu- 
nen hiugab, dennoch durch das allgemeine Verbot solcher gegen 
Einzelne gerichteten Gesetze für die Freiheit und Sicherheit der 
Einzelnen sorgte. Erfuhr er doch selbst die Wirkung eines 
solchen Privilegiums, als gegen ihn wegen Hinrichtung der Ca- 
tilinarischen Verschworenen die Verbanmmg ausgesprochen wurde- 
Er selbst nennt das Gesetz, w'odurch dies geschah, unbedenklich 
ein Privilegium und deshalb ungesetzlich und ungültig’’). An- 
dere hielten es nicht dafür, weil sie eine Verletzung der 
Sitte durch Cicero annahmen und in dem Strafgesetze gegen ihn 
nur die Veränderimg des gerichtlichen Verfahrens für ein an 
sich strafbares Vergehen erblickten. Es war ein Privilegium nach 
der Absicht von Clodius, dem es nur auf die Bestrafung von 
Cicero allein ankam; sonst war es der Form nach keines, da 
es für alle ähnlich Handelnden eine gleiche Strafe festsetzte : ein 
offenbares Privilegium wäre es gewesen, wenn die Worte des 


c) Cic. Brut. 23, Ö9. 

b) Cic. de leg. II, 19, 45; p. Sest. 30, 65; ad Att. III, 15, 5; de dom. 
17, 43. 
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Gesetzes wirklich so gelautet hätten, wie Cicero es einmal dar- 
stellt: „ob ihr wollt und befehlt, dass M. Tullius nicht im 
Staate sein soll und seine Güter mir gehöien.” *) So leicht war 
es, das Gesetz, welches in bester Absiclit gegeben und seit der 
ältesten Zeit in Geltung war , zu umgehen. Denn dass es nicht 
eine Erfindung der Zehnmänner war und in den zwölf Tafeln 
nicht zum ersten Male aufgestellt wurde, kann kein Zweifel sein. 
Zweimal erwähnt Cicero*’), die „geheiligten” Gesetze und die 
zwölf Tafeln verböten die Privilegien, unter, den „geheiligten” 
Gesetzen können aber nur die unmittelbar nach Errichtung der 
Republik oder die auf dem heiligen Berge erlassenen verstanden 
werden. Hier muss mau an die erstem denken, als eben das 
einzige Privilegium, welches die Römische Geschichte kennt, 
der Verbannungsbeschluss gegen den König Tarquinius und seine 
Familie gefasst war. Ich finde sogar bald nach dem Ständever- 
trage einen Fall, wo jenes Verbot seinen Einfluss äusserte, näm- 
lich den Process Coriolans. Als der Senat ihn nach langen Ver- 
handlungen gestattete, verlangte er doch, dass Coriolan wegen 
eines bestimmten, an sich strafbaren, Vergehens vor Gericht 
gestellt würde.') Es wäre ein Privilegium gewesen, wenn die 
Frage an das Volk gelautet hätte, ob Coriolan verbannt werden 
sollte oder nicht: es war ein gewöhnliches Verfahren, wenn es 
sich darum handelte, ob er ein Verbrechen begangen hätte oder 
nicht. Aehnlich war es bei allen früheren und späteren tribuni- 
cischen Anklagen. 


a) Cic. de dom. 17, 44 Velitis iubeatis ut M. Tullius in civitate ne sit 
bonaque eins ut mea sint. 

b) Cic. de dom. 17, 43, welche Stelle kurz zuvor augefuhrt ist: ebenso 
p. Sest 30, 65, über die S. 365 zu vergleichen. Dass an der letzten 
Stelle die Erwähnung der „geheiligten” Gesetze sich nur auf die Pririle- 
gien bezieht, ergiebt sich aus dem daselbst Gesagten. 

c) Vergl. oben S. 261 flgd. . . . 
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Viertes Capitel. 

Gesetze der zwölf Tafeln Ober Mord , über Diebstahl. Zwei Arten des- 
selben nnd Terändemng der Strafen in späterer Zelt. Gesetze ttber 
(Usches Zengniss, Ober politische Schmäbgedichte , Ober Amtsverbrechen. 

Wir kommen zu den Vorschriften, welche die zwölf Tafeln 
über das Recht selbst gaben, zu den Rechtsgruudsätzeu , welche 
sie aufstellten. Hierin können sie im Allgemeinen noch weni- 
ger Neues verordnet haben , als im Processverfahren ; denn seine 
Formen lassen sich leichter von dem Herkommen ablösen als das 
Bewusstsein von der Straffälligkeit der Handlungen oder die 
Sitte der Strafen. Dennoch nahm man einige Aenderungen vor 
und zwar der Art, dass mau die Strenge der alten Gebräuche 
und religiösen Satzungen milderte. Wir können dies im Allge- 
meinen aus einer Bemerkung Ciceros schliessen, die sich unter 
den Biuchstücken seiner Bücher über den Staat*) findet. Er 
sagt, die zwölf Tafeln hätten sehr wenige Sachen mit Todes- 
strafe belegt. Dies kann er nicht in Bezug auf seine Zeit mei- 
nen, in der die Schonung des Lebens von Römischen Bürgern 
bis zu tadelnswerther Nachlässigkeit ging, sondern nur in Be- 
zug auf die frühere, ihm bekannte, uns ziemlich unbekannte, 
Gesetzgebung. Interessant ist es , damit eine Erörterung bei Gel- 
lius*’) zu vergleichen. Der Philosoph Favorinus und ein Rechts- 
gelehrter Ser. Caecilius unterhalten sich über den allgemeinen 
Character der Decemviralgesetzgebung. Jener nennt sie in man- 
chen Stücken hart, in andern zu milde, der letztere vertheidigt 
sie. Ein bestimmtes Urtheil wird nicht ausgesprochen, wahr- 
scheinlich weil Gellius selbst schwankend war. 

Das Gesetz über Mord scheint durch die zw'ölf Tafeln keine 
wesentliche Veränderung erfahren zu haben. Seit dem Beginn 
des Staates gab es ein Gesetz, welches den Mord der Privat- 


a) Cic. de rep. lib. IV bei Augustin, de civit. dei II, 9 Nostrae contra 
duodecim tabulae cum perpaucas res capite sanxisseut, in bis haue quoque 
sauciendam putaveruut. 

b) Gell. XX, 1. 

24 * 
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raclie oder dem Vergleiche der Familien entzog und als eine 
das Gemeinwohl angehende Staat.sangelegenheit betrachtete. Diese 
Bedeutung liegt in der uns überlieferten Nachricht, da.ss Romu- 
lus oder Numa jeden Mord als Vatermord (parricklium) betrach- 
tet hätte.“) Das .soll nicht heissen, der Mörder solle vor das- 
selbe Gericht ge.stellt werden wie der Vatermörder; denn unter 
den Königen gab es nur ein Gericht für alle Verbreclien und 
Privatstreitigkeiten; auc.h nicht, der Mörder solle dieselbe Strafe 
erleiden wie der Vatermörder; denn wir wissen, dass es .seit 
uralten Zeiten eine besondere, mit religiösen Cerimonien ver- 
bundene, Strafe für den Vatermord gab. Es kann nur bedeu- 
ten, jeder Mord solle em Verbrechen sein, das von Staatswegeu 
geahndet werden müsse.’“) Aber zugleich unterschied mau 
auch schon den beabsichtigten, vorsätzlichen Mord von dem zu- 
fälligen Todschlag: das beweist das angeführte Gesetz Numas.’’) 
Für diesen Fall war, wie erzäldt wird, eine religiöse Gerimonie 
zur Sühmmg der Blutschuld angeordnet. ') Es scheint nicht, dass 
die zwölf Tafelu an den Strafen dieses Verbrechens oder an der 
Sühnung des unabsichtlichen Todschlags etwas geändert haben: 
wir wissen nur'’), dass in ihnen eine Strafe für Mord bestimmt 
wai'; ob dabei tler Begiäff angewendet wurde, wird 

nicht überliefert. Aber es scheint, als ob jetzt ein wichtiger 
Punkt bei der Betrachtung des Verbrechens zuerst zur Geltung 
gekommen ist, obgleich der dafür gebräuchliche juristische Aus- 
druck sich noch nicht nachweisen lässt. Früher unterschied man 
nur Moril und unabsichtlichen Todschlag; jetzt fand man eine 
neue Unterscheidung. Cicero macht in einem Bruchstücke der 


a) Plut, Rom. 22 ?S(ov tö — Ttäiav ivöfioifovp.cv i:oTpo*-ovi'av i:po{- 
ciTtelv; Paulus p. 221 s. v. parricidii quaestores: Nara parricida non uti- 
quo is, qui parentem occidisset, diccbatiu, sed qualenicunque hominem 
indemnatuni. Ita fuisse indieat lex Numae Pompilü rcgis, bis composita 
verbis: Si qui hominem liberum dolo sciens morti duit, parricidas esto. 

b) Vergleiche die Erörterung oben S. 133. 

c) Serv. ad Vir^. Ecl. IV, 43 mit den Verbesserungen von Huschke 
Aualect. litter. p. 375. 

d) Aus Plin. nat. hist. XVlll, 12, welcher erwähnt, dass ein Dieb an 
Keldfriichten härter bestraft wurde als ein des Mordes (homicidinm) Ueber- 
führter. 
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Rede für M. Tullius") die Bemerkung, Jemand, der einen Andern 
unabsichtlich getödtet habe , verdiene Verzeihung; dennocli hät- 
ten die Vorfahren dem.selben nicht Verzeihung angedeihen lassen, 
wie sich aus dem Gesetze der zwölf Tafeln ergebe: „wenn die 
Waffe mehr der Hand entflogen ist als geworfen.” Man muss 
daraus folgern , dass auch bei unabsichtlicher Tödtung wenigstens 
unter gewissen Umständen eine Bestrafung stattgefunden hat. 
Nun ist es aber nicht möglich, dass ein Grund zur Be.strafung 
gefunden wurde, wenn nur Zufall die Tödtung veranlasst hatte: 
gegen diese Anschauung sprechen Ciceros Worte selbst. Frei- 
lich wurde immer, sobald eine geringere Strafe als der Tod 
eintrat, zugleich ein Sühnopfer dargebracht an Stelle der nicht 
stattfiindeuden Vergeltung und in dem betreffenden Gesetze der 
zwölf Tafeln, wissen wir,'’) wurde es angeordnet. Daraus wird 
wahrscheinlich, dass in ihnen schon der Begriff der culpa, einer 
trotz der Unabsichtlichkeit dennoch stattfindenden Schuld des 
Tödtenden anerkannt wurde: er war vielleicht nicht so ausge- 
bildet und wissenschaftlich ausgeffihrt als in der späteren Zeit, 
aber dass er dennoch in den Anföngen vorhanden war, darf 
um so weniger Wunder nehmen, da wir den Begriff von dolus 
schon von der frühesten Zeit des Staates an entwickelt finden. 
Gewöhnlich ni mm t man jetzt an, die culpa als Quelle der 
Strafbarkeit des Todschlags in der Mitte zwisc-hen dolus und 
cctsus stehend, sei erst in der Kaiserzeit beachtet worden, den 
früheren Gesetzen, namentlich denen Sullas unbekannt geblie' 
ben; aber da wir ein unmittelbares Zeugniss dafür nicht haben, 


a) Cic. p. Tüll. 51 Quis est, cui magis ignosci convcoiat, quoniam me 
ad Xn tabulas revocas, quam si quis quem impradens occiderit? Nemo, 
opinor. Haec cnüu tacita lex est humanitatis, ut ab homine consilii, non 
fortunae jiocua repetatur. Tarnen huiusce rei veniam maiores non dede- 
runt Nam lex est in XII tabulis: si telum manu fugit magis quam iecit. 

b) Cic. Top. 17, 64 Quae autem fortuna (fiunt), vel ignoiata vel vo- 
luntaria. Nspn iacere telum voluntatis est; ferire quem nolueris, fortunae. 
Ex quo aries subiicitur Ule in vestris actionibus si telum manu fugit 
magis quam iecit. Vcrgl. Cic. de orat. 111, 39, 158; Aug. de lib. ar- 
bitr. I, 4, 9. Damit ist zu vergleichen über das Opfer des Widders die 
schon oben angeführte Stelle bei Serv. ad Virg. Ecl. IV, 43; ferner Serv. 
ad Virg. Georg. 111, 387 ; Festus p. 347 und 351. 
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wird man nach den dargestellten Verhältnissen diese Entwicke- 
lung des Rechtes schon den zwölf Tafeln zuschreiben müssen.*^) 
lieber den Diebstahl (furtum) haben wir verhältnissmässig 
ausführliche Anordnimgen in den zwölf Tafeln überliefert, sechs 
Bruchstücke, wehdie uns über die Behandlung dieses Verbrechens 
in der älteren Zeit des Römischen Staates Auskunft geben. Es 
war damals noch zum Theil ein Criminalverbrechen und wurde 
mit harter Strafe geahndet : in der spätem Zeit der Republik ging 
es in ein Privatverbrechen über , das mit Geldstrafe gebässt wurde, 
und dieser Uebergang in der Betrachtung desselben, wenngleich 
wir ihn geschichtlich in Bezug auf den Zeitpunkt und die Veran- 
lassung der Veränderung nicht nachweisen können, ist doch in- 
teressant, weil er ein Beispiel von der allgemeinen Milderung 
der Strafen durch die während der Republik fortschreitende 
Entwickelung des Strafrechtes darbietet. Der Begriff von Dieb- 
stald wurde in den zwölf Tafeln nicht näher bestimmt: das 
überliess man der Kunst der Rechtskundigen und dem Gebrauche. 
Bei den verschiedenen Begriffsbestimmungen, welche spätere 
Juristen Vornahmen“), wird keiner, der sich in den zwölf Tafeln 
fände, erwähnt und doch würde er sicherlich, als besonderes An- 
sehn geniessend, angeführt werden. Dagegen die Arten des 
Diebstahls wurden sorgfältig geschieden. Vor Allem trennte 
man den ertappten Diebstahl (furtum manifestum) von dem 
nicht ertappten Diebstahl (furtum nec manifestum)^), bestimmte 
aber die Begriffe der beiden Arten nicht genau; denn dies be- 
weisen die verschiedenen Erklärungen späterer Rechtskundigen, 
welche von den zwölf Tafeln schweigen.®) Die thatsächliche 
Folge davon war, dass man den Begriff des auf der That er- 
tappten Diebstahls sehr weit ausdehnte, und die zwölf Tafeln 

a) Man sehe besonders Gell. XI, 18, der mit Vorliebe die Quellen des 
ältesten Rechtes zu berücksichtigen pflegt. 

b) Gell. XI, 18, 7 Nara furom, qui manifeste furto prehensus esset 
und § 15 .\liis deiudo furtis omuibus , quae nec mauifesta^ appeliantur, 
poenam imposuerunt dupli; Gai. 111, 189 Poena manifesti furti ex lege XU 
tabularum capitalis erat; § 190 Nec manifesti furti poena per legem XII 
tabularum dupli irrogatur. 

c) Man sehe Gaius III, 184, der die Meinungen verschiedener Juristen 
anfuhrt; Ulpiau imdPaidusin Dig. 1.3 — G defurt. (XLVll, 2); Paul. II, 31, 2. 
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gaben dazu selber .\nlass, da sie z. B. verordneten, dass dazu 
gerechnet werden sollte, wenn jemand durch eine unter bestimm- 
ten Formen vollzogene Haussuchung entdeckt worden wäre.*) 
Die Formen dieser Haussucliung scheinen dem Attischen Rechte 
nachgebildet, das bekanntlich vorschrieb, der Nachsuchende 
sollte die Haussuchung ohne Oberkleid, im blossen Onterkleide 
vornehmen: sie beruhten darauf, dass dem Betrüge desjenigen, 
der die Haussuchung hielt, vorgebeugt werden sollte.^^^) Ob die 
Haussuchung nur auf Befehl eines Beamten und im Beisein von 
Zeugen vorgenommen werden darf, wird von den zwölf Tafeln 
nicht ausdrücklich berichtet; doch ist es wahrscheinlich, da es 
in späterer Zeit so Sitte war.'>) Dieser Unterschied zwischen 
dem auf der That ertappten und dem nicht ertappten Diebstahl ist 
für das ganze Römische Criminalrecht bemerkenswerth. Man 
weiss nicht, ob er schon in den Zeiten vor den zwölf Tafeln 
galt oder erst von fliesen erfunden wurde; aber sicher ist es, 
dass er später auch bei andern Verbrechen beobachtet wurde, 
als man die harten von den Zehnmännern eingesetzten Strafen 
zu mildern suchte. Denn dem auf der That ertappten Diebe 
entspricht z. B. der auf der That ertappte Mörder oder auch 
derjenige, welcher den Mord eingesteht, und ähnlich ist es bei 
den übrigen, selbst politischen Verbrechern. Wie man den Be- 
griff des ertappten Diebes sehr weit auffasste und auch denjenigen 
darunter begriff, bei dem nur ein starker, auf bestimmte Um- 
stände gegründeter Verdacht das Verbrechen zur höchsten Wahr- 
scheinlichkeit erhob und dabei der Erklärung der Rechtskundi- 
gen einen weiten Spielraum Hess, ebenso machte man es auch 
bei andern Verbrechen, wo bei Eingeständniss oder sogenanntem 
Ertappen auf der That ein kürzeres Verfahren und härtere 
Strafe stattfand. Freilich hatte dieser Grundsatz auch allgemein 
das Läugnen und Verheimlichen der Verbrechen zur Folge. 

a) Gaius 111, 192 (Lex) hoc solum praecipit, ut qui quaercre velit, 
nudas qnaerat, linteo cinctos , lancem habeus, qni si quid iuvencrit, iubet 
id lex furtum manifestum esse. Gell. XI, 18; XVI, 10; Paulus p. 117 s. 
v. lance et licio. Es bängt damit auch die actio furti prohibiti zusammen, 
über welche Gaius lU, 188 und 192 spricht. 

b) Plaut. Merc. 111, 4, 79, wo zwar nicht von eigentlichem Diebstahl, 
aber doch von einem ähnlichen Verhältniss die Rede ist. 
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Eigentliümlich ist es nämlich der Römischen Rechtsiinschau- 
ung, dass der auf der That ertappte Dieb oder derjenige, welcher 
als solcher betrachtet wird, eine härtere Bestrafung findet als 
der nicht auf der That ertappte: von den zwölf Tafeln und dem 
Diebstahl ging dieser Grundsatz auf das gesammte republicanische 
Recht über. Er findet sich nicht im Griechischen Recht, ist 
auch nach unsem Begriffen nicht in der Natur der Sache be- 
gründet. Gefährlicher ist offenbar deijenige Dieb, welcher sich 
weder ertappen lässt noch seine Schuld eingesteht, der nur auf 
mittelbare Weise verurtheilt werden kann: er müsste also stär- 
ker bestraft werden. Um die verschiedene Ansicht der Römer 
zu erklären, hat man theils subjective, in der Person des Be- 
stohlenen liegende. Gründe aufgesucht: die härtere Bestrafung 
des ertappten Diebes sei eine Belohnung für die Wachsamkeit des 
Bestohlenen oder sie entspreche dem durch die Ergreifung auf- 
geregten Rachegefühl desselben; theils hat man einen Ausdruck 
von Gellins*), der einmal von der ^unerträglichen Frechheit des 
ertappten Diebes” spricht, dazu gebraucht, um daraus eine ganz 
besondere Anschauung der Römer zu beweisen.*“) Ich glaube, 
sie wurden nur durch die Erkenntniss geleitet, dass jedes Ur- 
theil, welches auf Umstände hin gefällt, nicht durch Ergreifung 
auf der That oder Eingeständniss gleichsam bestätigt wird, un- 
sicher ist und dem Irrthum unterliegt. Deshalb wollten sie in 
diesem Falle nicht die volle Strafe anwenden. Die eigentliche 
Strafe des Diebstahls ist diejenige, welche den ertappten Dieb 
trifft: diejenige, welche dem nur vor Gericht schuldig Befundenen 
zu Theil wird, ist eine ausserordentliche, der Unsicherheit des 
menschlichen Urtheils angemessen. Darin zeigte sich die mildere 
Rechtsanschauung der zwölf Tafeln, w'elche vielleicht eben diese 
Sitte erst in das Römische Recht einführten, wenigstens sie aus- 
bildeteu und bestimmt abfassten. Dass sie später auf alle Ver- 
brechen übertragen wurde, haben wir schon erwähnt: wir wer- 
den sie, wo wir von dem Processe sprechen, weiter zu behandeln 
haben. 

Die zwölf Tafeln verordneten, der nächtliche Dieb dürfe 

a) GeU. XX, 1, 8. 
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ohne Weiteres getödtet werden*): der am Tage auf der That 
ertappte Dieb nur, wenn er sich mit einer Waffe vertheidigte ^ 
und der Bestohlene sich Zeugen dafür herbeirief.'’) Diese Be- 
stimmungen, welche aus dem Grundsätze der Nothwehr hervor- 
gegangen sind, blieben auch später, als die Strafe für die übri- 
gen Fälle des Diebstahls verändert war, bestehen. Sonst war 
die Strafe des auf der That ertappten Diebes eine capitale: der 
Freie wird vor den Prätor geführt, gepeitscht und dem Bestoh- 
lenen zugesprochen, um bei ihm die Strafe abzuarbeiten, wobei 
die Streitfrage unter den Rechtskundigen war, wie diese Art 
Sclaverei zu verstehen sei. Ein Sclave, der gestohlen, wurde 
gegeisselt und vom Tarpejischen Felsen gestürzt; dagegen xmer- 
wachsene Knaben nach Gutdünken des Prätors mit Schlägen 
bestraft und der von ihnen angerichtete Schaden durch die An- 
gehörigen einfach ersetzt.') Die Strafe für den nicht auf der 
That ertappten Dieb war nicht Capital: sie betrug den doppelten 
Ersatz des Gestohlenen. ‘*) Indessen die capitale Strafe für den 
auf der That ertappten Diebstalil war in den zwölf Tafeln nicht 
als Nothwendigkeit aufgestellt. Im ältesten Recht mag dies 
der Fall gewesen sein, wenngleich wir darüber keine Nachricht 
haben; aber wahrscheinlich ist es und würde der Rechtsent- 
wickelung, wie sie in den Griechischen Staaten bekanntlich ge- 

a) Die Worte des üesetzcs selber fiudeu sich bei Macrob. Sat. I, 4 
Si no.x furtum faedum sit, si im occisit. iure caesus esto; der Inhalt wird 
angegeben von Cic. p. Tvill. 47, Gell. X, 18; Cic. p. Mil. 3 (Quintil. Inst 
orat. V, 14, 18; V, 10, 88); Senee. controv. X, 6; Collat VII, 2; August 
quaest sup. exod. 22. 

b) Cic. p. Tüll. 50 Furein, hoc est praedouem et latronem, luce occidi 
vetant XII tabulae; cum intra paiietes tuos hostem certissimum teneas, 
nisi se telo defendit, inquit, etiamsi cum telo venerit, nisi utetur telo eo 
ac repugnabit, non occides. Quodsi repugnat, endo[>lorato, hoc est concla- ^ 
mato, ut aliqui audiant et coiivcniant. Cf. 1. 54 § 2 Dig. de furt. (XL VII, 

2); Paulus s. V. p. 77. 

c) Gell. XI, 18 Ex ceteris autem manifestis furibus liberos verberari 
addieique iussenmt ei, cui furtum factum esset — servos item furti mani- 
festi prehensos verberibus affici et e saxo praecipitari, sed pueros impube- 
res praetoris arbitratu verberari voluerunt noxamque, ab his factam sarciri. 
Gaius III, 189; Serv. ad Virg. Aen. VIII, 205; Isid. Orig. V, 26. 

d) Gaius III, 189. 
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schehen ist, entsprechen. Man muss annehmen, dass die Strafe 
der zwölf Tafeln für den auf der That ertappten Dieb aus zwei 
Theilen bestand, aus der körperlichen Züchtigung und dem er- 
zwungenen Abarbeiten des angerichteten Schadens. Hätte man 
den ersten, aus alter Zeit stammenden Theil als eine Sühne oder 
als ein Abbüssen des Unrechts gegen den Staat betrachtet, so 
wäre es schw’er gewesen, ihn abzuschalFen, wenigstens siclierlich 
eine religiöse Feierlichkeit an seine Stelle getreten. Er sollte 
aber nur ein Zucht- und Abschreckungsmittel sein: deshalb konn- 
ten die Decemvim, in dem Streben nach Milderung der am 
häufigsten vorkommenden Strafen, an seine Abschaffung denken, 
wenigstens den Weg angeben, wie er unter Beihülfe einer mil- 
deren Sitte allmälig abgeschafft werden konnte. Sie erlaubten 
nämlich einen Vertrag zwischen dem Bestohlenen und dem 
Diebe*), d. h. nicht einen privatim imter jenen Beiden abzu- 
schliessenden; denn ein solcher war natürlich immer erlaubt ge- 
wesen und erst, wenn er nicht zu Stande kam , eine Anzeige 
bei dem Beamten möglich; sondern der Prätor selbst erhielt 
die Befugniss, einen solchen zu vermitteln. Dann fiel die capi- 
tale Strafe, die körperliclie Züchtigung, fort, imd zur Abschrek- 
kung wurde die Geldbusse auf das Doppelte von dem, was den 
nicht auf der That ertajipten Dieb traf, mithin auf das Vierfache 
der gestohlenen Sache bestimmt.*’) Die Beamten selbst hatten 
ein Interesse daran, einen solchen Vergleich zu fördern, damit 
sie nicht bei körperlicher Bestrafung, Provocation und Befragung 
der Volksversammlung eintreten zu lassen brauchten. Wann 
diese Veränderung vor sich gegangen ist, wissen wir nicht: wahr- 
scheinlich geschah sie allmälig, indem die Prätoren durch ihr 
jährliches Edict zuerst in leichteren, am Ende in allen Fällen 
die Nothwendigkeit des Vergleiches einführten. Freilich wurde 
dadurch die Ungleichheit, die bei der Strafe des Diebstahls 
zwischen dem begüterten und dem armen Diebe bestand, 


a) Ulpian 1. 7 §14 Dig. de pactis (II, 14): Nam et de furto pacisci 
lex pennittit. 

b) Gaius III, 189 Postea improbata est asisuitas poeiiac et tarn ex 
servi [)ersoiia quam ex liberi quadrupli actio [)raetoris edicto constituta est. 
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noch weiter ausgedehnt : jener konnte die Geldstrafe bezahlen 
und kam damit frei, dieser wurde angehalten, durch sclavische 
Arbeit die Geldbusse zu ersetzen. Dass ein der Schxddknechtr 
Schaft ähnliches Verhältniss der unvermögenden Diebe zu den 
von ihnen Bestoldenen noch in den besten Zeiten der Republik 
bestand, wissen wir aus einem Zeugnisse des älteren Cato; 
„Privatdiebe brächten ihr Leben in Riemen und Banden hin, 
öffentliche Diebe in Gold und Purpur.”*) Näheres über dies Ver- 
hältniss ist uns nicht bekannt: es war sicherlich nicht immer 
dasselbe und änderte sich mit der fortschreitenden Bildung und 
Wohlhabenheit 

Die Römer erkannten die in der Natur der Verhältnisse 
liegende Schw’ere und Gefährlichkeit der Verbrechen sehr wohl 
und suchten solche durch schwere Strafen zu verhüten. Man 
erkennt dies aus den Bestimmimgen der zwölf Tafeln über den 
Felddiebstahl. Die Feldfrüchte sind schwerer zu hüten als ande- 
res Eigenthum, der Diebstahl an ihnen schwerer zu entdecken: 
also stellten die Römer dieselben unter den religiösen Schutz 
der Ceres. „Wer heimlich bei Nacht mit dem Pfluge geschaffene 
Frucht abweidet oder abschneidet, tiiess es in den zwölf Tafeln, 
soll, wenn es ein Erwachsener ist, (’apitalstrafe erleiden, der 
Ceres geweiht, aufgehängt und getödtet werden; ein nicht Er- 
wachsener soll nach Gutdünken des Prätors gegeisselt und der 
Schaden doppelt ersetzt werden.”'') Es war also die Todesstrafe 
härter als bei Mord. Obwohl nichts darüber berichtet wird, so 
ist doch kein Zweifel, dass diese Strafe nur bei dem auf der 
That ertappten Felddiebstahl galt: hei dem durch gerichtliches 
Urtheil festgestellten trat vielleicht eine höhere Geldbusse als 
bei anderm Diebstalxle ein. Ebenso kann kein Zweifel sein, dass 
die zwölf Tafeln auch in diesem Falle einen Vergleich zwischen 

a) Aus der Rede Uatos de praeda militibus.dividunda angeführt von 
Grell. XI, 18 Fures privatorum fiirtorum iu nervo atque in compedibus aeta- 
tem agunt, fure.s publiei in auro atque in purpura. 

b) Plin. nat. hist. XVIII, 12 Frugem quidom aratro quaesitain fiirtim 
noctu pavisse ac secuissc puberi XII tabulis Capital erat suspensumque Ce- 
reri necari iubebant, gravius quam in homicidio convictura , impubem prae- 
toris arbitratu verberari noxaeque dupliouem decerni. 
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dem Diebe und dem Bestolilenen gestatteten, und das spätere 
Recht von dieser Mögliclikeit ausgehend die barbarische Strafe 
der Vorzeit beseitigte: die Zehnmänner hatten das alte Herkom- 
men beibehalten. Noch eine andere Nachricht über die Bestra- 
fung eines hiermit in Verbindung stehenden Verbrechens haben 
wir. Gajus in seiner Erklärung der zwölf Tafeln“) erwähnt, 
„wer ein Haus oder einen neben dem Hause gelegenen Haufen 
Getreide in Brand steckt, solle gebunden, gepeitscht und mit 
Feuer getödtet werden, wenn er es wissentlich und mit Absicht 
gethan hätte: wenn aus Zufall, d. h. aus Nachlässigkeit, so hätte 
er den Schaden zu ersetzen oder würde, wenn er das nicht im 
Stande w'äre, leichter bestraft”. Daraus darf man schliessen, 
dass sich eine Bestimmung über Brandstiftung, vielleicht auch 
über Verbrennen von Getreide, in den zwölf Tafeln fand: die 
Bemerkung von Gajus über die Strafe scheint sich auf eine an- 
dere Zeit zu beziehen.'^’) Für die Sorgsamkeit, ndt welcher 
die Lehre vom Diebstahl von den Zehnmännern behandelt war, 
zeugt auch die von ihnen gegebene Vorschrift, welche die 
Verjährung einer gestohlenen Sache verbot.'’) Ferner gegen den 
Hehler gaben sie ein Gesetz (furtum conceptuni), w'obei sie je- 
doch den, welcher im rechtlichen Besitze war, schützten (furtum 
oblatum)^): umfassten auch andere Verhältnisse, welche, da 
der Begriff des Diebstahls von ihnen sehr weit aufgefasst war, 
vielfach im städtischen und ländlichen Leben vorkamen '*); sie 
ordneten die alten Gebräuche, überall jedoch mildernd und den 
Weg der Entwickelung angebend. Freilich im Einzelnen kann 
man dies wegen der mangelhaften Ueberlieferung nur mit vielen 
und unsichern Muthmassungen nachweisen. 

a) üaius in 1. 9 Dig. de incendio (XLVII, 9): Qui aedes acervumve 
friunenti iuxta donmin positum combusserit, vinctus, verberatus igni necari 
iubetur, si modo sciens prudensque id commiserit, si vero casu, id est 
negligentia, aut noxam sarcire iubetur aut, si minus idoneus sit , levius 
castigatur. 

b) Gaius 11, 45. 

c) üaius III, 186, 187. 191. 

d) Dig. de tigno iuncto (XLVII, 3); § 29 Inst, de rer. div. (II, 1); 
1. 23 § 6 Dig. de rei vindie. (VI, 1); I. 7 § 10 Dig. de acq. rer. dom. 
(XLl, 1). 
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Bei einem andern Verbrechen kennen wir zuföllig einen Fall 
aus der Zeit vor den zwölf Tafeln. Gellius*) erwähnt beiläufig, 
auf falsches Zeugniss hätten die Zehnmänner Todesstrafe, näm- 
lich Herab.stürzen vom Tarpejisclien Felsen, gesetzt, wahrschein- 
lich dieselbe Strafe, welche schon früher gegolten hatte. Indes- 
sen M. Volscius Fictor, durch dessen falsches Zeugniss Kaeso 
Quinctius verurtheilt worden war, wurde, wie uns berichtet 
wird, wegen dieses Verbrechens nur zur Verbannung verurtheilt.“') 
Entweder gestattete das Gesetz, wenn kein Eingeständniss des 
Angeklagten erfolgte, eine leichtere Bestrafung desselben oder 
es waren politische Gründe, welche machten, da.ss Volscius mit 
Verbannung davon kam. Die Quästoren, w'elche ihn anklagten, 
mochten an wirkliche Todesstrafe denken mul den Angeklagten 
deshalb in Haft nehmen wollen. Die Volkstribunen aber ver- 
hinderten sie und gew'ährten ihm die Möglichkeit, durch frei- 
willige Verbannung der Strafe, zu entgehen: eine eigentliche Ver- 
bannung fand demnach nicht statt. Später nach der Zeit der 
zw’ölf Tafeln kam wahrscheinlich die Todesstrafe für falsches 
Zeugniss ab, zumal wenn dasselbe nicht zu capitaler Venirthei- 
limg Anderer geführt hatte: immer indessen blieb es, wie man 
aus der spätem Gesetzgebung erkennt, ein Crimiual verbrechen. 
Den Eid, sagt Cicero'), hätten die alten Römer füi- das fe.steste 
Band, um das Wort zu fesseln, gehalten: dies bewiesen die 
Gesetze in den zwölf Tafeln, dies die geheiligten Gesetze. 
Vielfach also w'mxle in jenen zur Ermittelung der Wahrheit der 
Eid vorgeschrieben. Dennoch hören wir nicht von einer Strafe 
des Meineides im Allgemeinen : er war dem Gewissen der Ein- 
zelnen und der Rache der Götter überlassen. 

Dies sind die gewöhnlichen CriminalveArechen , von deren 


a) Gell. XX, 1, 53 An putas — si non lila etiam e.\ XII tabulis de 
testiniouiis falsis pociia abolovisset, et si nunc quoque, ut antea, qui fal- 
sura testimoiiiuin dixisse convictus esset, e sa.vu Tarpe.io deiiceretur, men- 
tituros fuisse pro testimouio tarn luultos quam videmus? 

b) Vergl. unsere Darstellung oben S. 294. 

c) Cic. deofl'. ID, 31, 111 NuUum enim vinculum ad astringendam iidem 
iureiurando maiores artius esse voluemnt. Id indicant leges in XII tabulis, 
iudicant sacratae. 
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Behandlung in den zwölf Tafeln wir Kunde haben: es kommen 
dazu politische und Amtsverbrechen. Denn auf die ersteren 
muss man beziehen das von Cicero*) angeführte Gesetz: „wenn 
Jemand ein Spottlied gesungen oder ein Gedicht verfasst hätte, 
das einem Andern Schande oder Schmac-h bräclite, so solle das 
ein Capitalverbrechen sein”. Es bezieht sich dasselbe nicht auf 
wörtliche Beleidigungen, welche ein Bürger dem andern zufügte: 
darauf konnte unmöglicli Capitalstrafe gesetzt werden. Denn 
selbst auf thätliche Beleidigungen, welche mit Körperbeschädi- 
gung verbunden waren, setzten die zwölf Tafeln keine Criminal- 
strafe, sondern nur eine Entschädigung'’) oder leichte Geldstrafe. *) 
Wahrscheinlich wurden wörtliche Beleidigungen gar nicht be- 
straft; erst in späterer Zeit sah sich der Prätor veranlasst, durch 
sein Edict ein Verfahren über dieselben einzusetzen, und selbst 
dann war dabei eine wesentliche Bedingung, dass sie gegen die 
„gute Sitte” geschehen seien, eine Bedingung, wodurch gewöhn- 
liche Schimpfreden von gerichtliclier Verfolgung ausgeschlossen 
wurden. '*) Der Ausdruck „ein Spottlied singen” (occentare 
heisst es Lateinisch) muss sich auf eine bestimmte Römische 
Sitte beziehen, politischer Unzufriedenheit Luft zu maclien, von 
welcher Sitte sich die bekannte Gewohnheit herschreibt, welche 
den Soldaten am Tage des Triumphes gestattete, auf ihre Feld- 
heiTn Spottlieder zu singen. Man darf also die Erklärung, welche 
Festus') von occenfcwe giebt , nicht missverstehen : er deutet an, 
dass die alte Sitte zu seiner Zeit nicht mehr bestehe und sagt 
richtig, occentare bedeute Schimpfieden ausstossen, laut und mit 
einer Art von Gesang. Daraus folgt nicht, occentare sei jedes 
laute und öffentliche Schimpfen. Dies ergiebt sich selbst aus 

a) Cic. de rep. IV bei Augustin, de civ. dei II, 9 Nostrae contra XII 
tabulae cum perpaucas res capite sanxissent, in bis hanc quoque sancien- 
dam putaverunt , si quis occentavisset sive carmen coudidisset , quod infa- 
miam faceret flagitiumve alteri. 

b) Festus p. 363 s. v. talionis; Gell. XX, 1, 14. 

c) Gaius III, 223; Gell. XX, 1, 12. 

d) 1. 15 Dig. de iniur. (XLVII, 10). 

e) Festus p. 181 Üccentassint autiqui dicebant, quod nunc convicium 
fecerint dicimus, quod id clare et cum quodam canore fit, ut procul ex- 
audiri possit, quod turpe habetur, quia non siue causa fieri putatur. 
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dem Zusammenhänge, in welchem Cicero das Decemviralgesetz 
anführt Er spricht vorher von der Zügellosigkeit der Griechen, 
bei denen die Comödiendichter volle Freiheit hatten, alle Staats- 
männer zu verspotten*), dagegen Plautus und Naevius hätten 
die Römis(ihen Staatsmänner in ihren Gedichten nicht tadeln 
dürfen. Wesentlich also für den Begriff des Verbrechens ist die 
politische Beziehung, weniger, wie es scheint, dass es gerade 
Gedichte sind, durch welche es begangen wird, wenngleich Ci- 
cero sie auch an einer andern Stelle so nennt *’) Natürlich indes- 
sen ist es, dass solche Schmähgedichte nicht auf gewöhnliche 
Bürger gesungen werden; nur diejenigen, welche eine öffentliche 
Stellung einnehmen, werden öffentlich getadelt So diente das 
Gesetz , wenn gleich sein Wortlaut auf alle Bürger insgesammt 
ging, doch hauptsächlich zum Schutze der Beamten und Staats- 
männer. Als Strafe bestimmte es gegen die Dawiderhandelnden 
Prügel“), eine Strafe, welche sonst nur bei Vergehen von Sol- 
daten vorkommt: es scheint in ihr zu liegen, dass sie wegen 
Beleidigungen Höheistehender angewendet wird. Verschieden 
sind daher die zwei uns überlieferten Fälle, wo Comödien- 
dichter einen andern Dichter namentlich auf der Bühne verspot- 
tet hatten: der eine den Dichter Lucilius, der andere den Dich- 
ter L. Accius. Der erste wurde freigesprochen, der andere ver- 
urtheilt. '*) Hier handelte es sich um einen gewöhnlichen Injurien- 
process und selbst diesen wollte der eine Richter bei einer bloss 
literarischen Streitigkeit nicht zulassen. ^^) 

Ebenfalls politische Beziehung hatte das Gesetz, von dem 
wir leider nur durch einen unzuverlässigen Schriftsteller“) Kunde 


a) In dieser Verbindung erwähnt das Zwölftafelgesetz auch der Scho- 
liast zu Pers. I, 137. 

b) Cic. Tuscul. IV, 2, 4. Vergl. Horat. Serm. II, 1, 80 und dazu die 
Scholiasten. 

c) Porphyr, ad Hör. Ep. II, 1, 152 Fustuariuni supplicium constitutum 
erat in auctorem canninura infamium ; Scholiast zu Pers. I, 137. 

d) Auct. ad Heren. II, 13, 19 C. Caelius iudex absolvit iuiuriarum 
eum, qui Lucilium poetam in scaena uominatim laeserat, P. Mucius eum, 
qui L. Accium poetam nomiiiaverat , condemnavit. 

e) Declam. in Cat. 19 Primum XH tabulis cautum esse cognoscimus, 
ne quis in urbe coetus noctunios agitaret. 
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haben, das nächtliche Versammlungen verbot, politische nämlich, 
welche auf den Staat einen Eiiiflu.ss ausüben konnten und solche 
gerade werden um die Zeit des Ständekampfes öfters erwähnt. *) 
Dass indessen tliese Nachricht richtig ist, wissen wir aus andern, 
wenngleich leisen Andeutungen, wie z. ß. noch Cicero dem er- 
wählten Volkstribunen P. Servilius Rullus als ungesetzliches 
Verfahren bei den Vorbereitungen zu seinem Ackergesetze vor- 
wirft, er habe Privatleute zu Käthe gezogen und nächtliche Ver- 
sammlungen gehalten.'’) Es hängt diese Bestimmung mit einer 
andern zusammen, welche die zwölf Tafeln gegen unerlaubte 
Verbindungen (collegia et sodalicia illicita) enthielten: von ihr 
haben wir eine düi-ftige Nachricht in einem Bruchstücke aus Ga- 
jus' Commentare über die zwölf Tafeln.*’) Es heisst in ihm, 
die Genossen einer erlaubten Verbindung dürften sich Gesetze 
geben, welche sie w'ollten, wenn sie dabei nur keine Bestim- 
mung der öflfentliclien Gesetze verletzten , und dann bemerkt 
Gajus mit Anführung der Griechischen Worte, es sei diese An- 
ordnung aus den Gesetzen Solons entnommen. Aber ausserdem 
war noch uraltes Römisches Gesetz, dass überhaupt nur diejeni- 
gen Verbindungen gestattet waren, welche von Alters her durch 
das Herkommen geheiligt waren, ausser ihnen nur diejenigen, 
welche zu religiösen Zwecken stattfanden, oder solche, die be- 
stimmte andere Bedingungen erfüllten. Wir haben von diesen 
Verhältnissen zwar erst aus Ciceronischer Zeit genauere Kunde, 
wo P. Clodius diu’ch die von ihm gestifteten politischen Klubs, 
welche er durch ein besonderes Gesetz zu erlaubten machte, die 
grössten Unruhen im Staate hervorrief; aber es ist kein Zwei- 
fel, dass, wenngleich die spätere Zeit manche neue Bestimmun- 
gen über das Einzelne brachte, doch die Hauptzüge dieser Ge- 
setzgebung sich schon in den zwölf Tafeln fanden. Ueber die 

a) Liv. II, 28 uud 32. 

b) Cic. de leg. agi-ar. II, 5, 12 luterca nou dRsistcbaut dam iiitcr se 
couvenire, privatos quosdam adbibere, ad suos coetus occultos noctera ad- 
iungere et solitudmcm. 

c) 1. 4 Dig. de colleg. et corp. (XL VII, 22) : His autem (sodalibua) po- 
testatem fault lex, pactionem quam veliut sibi ferre, dum ue quid ex pu- 
blica lege conrnrnpant. 
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Strafe der Dawiderhandelnden wird nichts gemeldet: später war 
sie Capital“) und bei der Strenge, welche die Römische Gesetz- 
gebung gegen politische Vergehen überhaupt zeigte, werden wir 
eben dieselbe auch schon für die zwölf Tafebi annehmen 
dürfen. 

Es ist zu bedauern , dass wir über das Verbrechen der per- 
duellio nur sehr wenig aus den zwölf Tafeln wissen. Wir haben 
nur die Nachricht, es liätte in ihnen gestanden, wer einen Feind 
erregt oder einen Bürger einem Feinde in die Hände gegeben 
hätte, sollte mit dem Tode bestraft werden*'), eine dürftige 
Nachricht, die noch dazu nicht nach dem Wortlaute überliefert 
ist. Denn der Feind wird in ihr hostis genannt, während wir 
wissen,“) dass in den zwölf Tafeln die Bezeichmmg dafür pcr- 
duellis war, hostis aber einen Fremden bedeutete. Es muss aber 
der Begrift' perduellio, die Handlung eines Kriegsfeindes oder 
eines solchen, der ihm gleich geachtet wird, sowold in früherer 
als in späterer Zeit viel mehr umfasst haben : unter den Königen 
z. B. war, wie der Process gegen P. Horatius beweist, po’duel- 
lio das Verbrechen desjenigen, der einen gerichtlich nicht ver- 
urtheilten Bürger getödtet hatte“) und dieser Br'gTÜf blieb bis 
in die späten Zeiten der Republik bestehen, wie man aus C. 
Rabirius’ Process erkennt, muss sich also auch in den zwölf 
Tafeln gefunden haben. Daher ist es gekommen, dass in dem 
ausserordentlichen Verfahren vor dem Volksgerichte perdueUio 
eine allgemeine Bedeutung erhielt für jedes Gapitalverbrechen, 
worüber wir später handeln werden. Ueber Amtsverbrechen 
enthielten die zwölf Tafeln sehr strenge Gesetze. Wir können 
dies aus einem schliessen, welches von Gellius“) angeführt wird: 


a) Ulpian. 1. 2 Dig. de colleg. et coriwr. (XLVll, 22). 

b) Martiaii. 1. 3 Dig. ad leg. lul. mal. (XLVIII, 3): Lex XU tabulanim 
iubet eum qui hostem coucitaveiit quive eivem hosti tradiderit, capite 
puniri. 

c) Cie. de off. I, 12. 

d) S. oben S. 96 und 132. 

e) Gell. XX, 1, 7 Nisi duram esse legem putas, quae iudieem arbi- 
trumve iure datum, qui ob rem dicendam pecuniam accepisse couvictus 
est, capite punitur. 

25 
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„ein von dem Beamten gegebener Richter oder Schiedsrichter, 
der überführt würde, für seinen Sprucli Geld genommen zu 
haben, solle mit dem Tode be.straft werden.” Eine solche Be- 
stimmung war notliwendig, da das Verfahren sowohl in Civil- 
als auch zürn Theil in Criminalsachen auf der Entscheidung der 
von den Beamten den Parteien gegebenen Kitditern beruhte: es 
traf dies aber nur die Senatoren, aus denen allein die Richter 
geiu)mmen wurden. Mau fragt, welche Bestimmimgeu in Be- 
treff der Beamten selbst getroffen wurden. Sie konnten nicht 
geringer Itestraft werden ; aber es ist nicht wahrscheinlich , dass 
über sie ein besonderes Gesetz vor den zwölf Tafeln bestand. 
Denn die Consuln waren an die Stelle der Könige,., die nicht 
verantwortlich waren, getreten und man hört von keinem Ge- 
setze, wonach sie vor die ordentlichen Gerichte hätten gezogen 
werden können. Der einzige Fall von der Verurtheilung eines 
Beamten in früherer Zeit ist der von Sp. Gassius und diese fand 
wegen Strebens nach Alleinherrschaft statt“), eines Verbrechens, 
das von den ersten Consuln aufgestellt und mit der häi'testeu 
Strafe bedroht worden war. Um eine durchgängige Verantworte 
lichkeit der Consuln herbeizuführen, waren die ausserordentlichen 
Anklagen durch die Volkstribunen zugelassen worden, welche 
eine Beaufsichtigung der Staatsverwaltung herbeiführten imd auch 
zur Bestrafung von Bestechlichkeit dienen konnten.’') Im or- 
dentlichen Gericlitsvert'ahreu vor den Consuln hätten sie nur nach 
dem eben aus Gellius angeführten Gesetze belangt werden kön- 
nen. Denn es stammte sicherlich aus der Zeit vor der Decem- 
viralgesetzgebung und die Könige, als oberste Aufseher der 
Gerechtigkeit, hatten eben so grosses Interesse au der Unbestech- 
lichkeit der von ihnen eingesetzten Richter gehabt als es später 
die Consuln hatten. Ferner aber lautete das Gesetz, welches 
wir dem Wortlaute nach nicht kennen , schwerlich . so , dass es 
nur auf die für den einzelnen Fall bestimmten Richter passte : 
ging es aber auf die Richter im Allgemeinen , so traf es auch 
die Consuln, welche das oberste Richteramt bekleideten. Es 


a) Vergl. oben S. 286 flgd. 

b) Vergl. die Darstellinig S. 253. 
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ist die Anführung von Gellius ?usammenzustellen mit einer Nach- 
richt von Polybiu-s.“) Wo er den Carthaginiensischen mit dem 
Römischen Staate vergleicht, erzählt er, in jenem würden die 
Beamten durch offene Bestechung erwählt, in diesem stehe der 
Tod auf diesem Verbrechen. Die Todes.strafe für Amtser.schlei- 
chung erscheint nirgends in der spätem Zeit der Republik: Fo- 
Ij'bius meint auch nur eine Capitalstrafe. Aber sein Ausdruck 
beweist, dass das Gesetz aus einer Zeit stammte, in der Todes- 
strafe und Capitalstrafe fast gleichbedeutend war: die Vermuthung 
liegt nahe, dass es aus der Gesetzgebung der zwölf Tafeln her- 
rührt und diese es ebenfalls aus dem früheren Hei komineu ent- 
nommen hat. Nun pffegten aber in älterer Zeit die Gesetze über 
Amtserschleichung und über Bestechlichkeit während des Amtes 
verbunden zu werden: erst allmälig trennte man Beides. Ver- 
biuiden erscheint es noch in der Gesetzgebung, welche Cicero*') 
als Muster aufstellt. Er giebt das Gesetz: „ein Geschenk soll 
man nicht annelimeu noch geben weder beim Bewerben, noch 
beim Führen noch nach dem Führen eines Amtes”: er umfasst 
damit, wie er selber erklärt, die beiden Vergehen des ambitus 
imd der Repetuiulen. ln seiner eigenen Zeit fand diese Verbin- 
dung bekanntlich nicht mehr statt: er muss sie also aus einer 
frühem Gesetzgebung genommen haben, wahrscheinlich aus den 
zwölf Tafeln.*“) Für diese gewinnen wir so als Inhalt der Be- 
stimmungen über Amtsverbrechen, erstens, dafes sie das Auneh- 
men aller Geschenke sow'old vor als nach dem Amte verboten, 
zw'eitens dass sie für den üebertreter Capitalstrafe festsetzten, 
drittens endlich, dass sie vielleicht besonders die von Beamten 
für Entscheidung von Processen eingesetzten Richter und Schieds- 
richter nannten. Dies Gesetz w^ar nicht ein neues, sondern aus 
dem früheren Herkommen genommen: es umfasste, wie es bei 
der Verbindung der Amtserschleichung und Bestechlichkeit noth- 


a) Polyb. VI, 56 Tropd [j,ev Kapyr,5&v(oi{ 5(üpa cpavepiüc oioövTEt ).ajE- 
ßävouai xds apyäj, Ttapa 6t ‘Pu)[ia(ot; ftavaxfis tart rtpi toüto i:p<!tX'(E<iv. 

b) Cic. de leg. III, 4 Douum ne capiunto neve danto neve petenda 
neve gerenda neve gesta potestate. Quod quis carum rerum uiigrassit, 
noxae poena par esto, und III, 20 Sequuntur de captis peciuiiis et de am- 
bitu leges. 

25 * 
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wendig war, alle diejenigen, welche damals zu Aemtern zuge- 
lassen wurden, d. h. die gesammteii Patricier, die Plebejer be- 
rührte es nicht. Hieraus wird man sich erklären können, wie 
der erste C'onsul Valerius beim Erlassen seines Provocationsge- 
setzes ebenfalls alle Patricier gewissermassen als Beamte ansah*) 
und als solche bestitnmten Vorschriften unterwarf, und wie spä- 
ter in der au.sgebildeten Republik der Begiiff der Amtsverbrechen 
auf alle Senatoren ausgedehnt wurde. Durch die ganze Römische 
Geschichte geht diese Anschauung von den Beamten und ihren 
Verbrechen: man kann sie nur verstehen, wenn man ihre ge- 
schichtliche Entwickelung von den ältesten Zeiten an verfolgt. 


Fünftes Capitol. 

Die Strafen in den zwölf Tafeln. Die Todesstrafe dnrcb die Lictoren 
vollzogen, später durch den Nachrichter. Der Begriff der Ehrlosigkeit 
nur In seinen Anfängen vorhanden. Religiöse Terfinchnng hleibt ohne 
bOrgerliche Folgen. Character des Gesetzbuches. Capitale and nicht 
capitale Strafen. Geldbassen bei Unvermögenden, Arten der Hinrichtong, 
Termögensverlast , Yertilgang des Namens. Andere capitale Strafen , die 
beiden Arten von Terbannnng. 

Wir haben nach den mis erhaltenen dürftigen Bruchstücken 
die Bestimmungeie, welche die Gesetze der zwölf Tafeln über 
das Criminalrecht enthielten, zusammengestellt und, so viel als 
möglich, nachgewiesen, welcher Fortschritt sich darin gegen die 
frühere Zeit zeigt, zum Theil auch, welche Veränderungen mit 
den einzelnen Anordnungen in späterer eingeti'eten sind. Das 
Ergebniss ist, dass die Zehmnäimer w'enig eigentlich Neues ge- 
schaffen, noch weniger aus fremden Gesetzgebungen aufgeuom- 
men haben : im Allgemeinen enüiielten die zwölf Tafeln die Zu- 
sammenstellung des bisherigen Gerichtsgebrauches, mochte sich 
derselbe auf altes Herkommen oder auf geschriebene Gesetze 
gründen, aber mit durchgehender Fortbildung desselben in einem 
müderen , für die fortschreitende Bildung passenden Geiste. Die 


a) S. oben S. 160 Sgd. 
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Decetnvirn haben wirklich das Lob verdient, welches ihnen Zeit- 
genossen nnd Nachkoramen einstimmig gezollt haben. Wir 
mü.ssen noch länger hei diesem Gesetzbuche Roms verweilen, 
das, obwohl es das früliere Recht nicht aufhob, doch fortan die 
Grundlage des gesammten Staatslebens bildete. 

Wenngleich wir sehr wenig Bnicli.stücke in einer dem Ori- 
ginale sich annäliernden Form, vielleicht keines in der ursprüng- 
lichen haben, so erkennen wir doch aus dem Inhalte der Be- 
stimmungen zweifellos, dass die zw'ölf Tafeln den Strafen keinen 
besoudern Absclmitt widmeten. Es war das überhaupt nicht 
Sitte der Römischen Republik: die systematische Behandlung 
des Rechtes und der einzelnen Theile desselben kam erst mit 
dem Ersterben des öffentlichen Lebens auf. Bei jedem Vergehen 
wurde die Strafe, welche auf demselben stand, angegeben: die 
Decemvirn folgten hierbei demselben Grundsatz, wie bei den 
übrigen Theilen des Rechtes, sie änderten nur wenig, ihr Haupt- 
verdienst bestand in der Feststellung der durch die politischen 
Ereignisse wankend gewordenen Gesetze und der Zusammen- 
stellung derselben, die zum ersten Male durch Volksbeschluss 
als Staatsrichtschnur anerkannt wurden. Die V^ollziehung der 
Strafen geschah in den ältesten Zeiten durch die Dienet der Be- 
amten, d. h. durch die Lictoren der Könige, dann der Consuln; 
deshalb führten dieselben die Ruthenbündel und die Beile, um 
sogleich, wenn der Beamte seinen Spruch gethan hatte, densel- 
ben vollziehen zu können. Wenngleich durch das Valerische Pro- 
vocationsgesetz die Beile der Lictoren in der Stadt verschwunden 
w’aren, erfuhr doch das System der Strafvollziehung dadurch 
keine Aenderung und auch die Zehnmänner haben eine solche 
nicht vorgenommen. Der Römische Grundsatz war, dass der 
Beamte selbst, welcher das Endurtheil gesprochen hatte, die 
Strafe vollzog oder durch irgend einen, den er nach freiem Er- 
messen wählte, vollziehen liess. Dies erkennt man besonders an 
den Volkstribunen, w'elehe eine ausserordentliche Criminalgerichts- 
barkeit übten. Wir finden, dass sie selbst Hand an den Schul- 
digen legen*); bald beauftragen sie die Aedilen, an ihrer Stelle 

a) Man vergl. oben %. B. S. 230. 
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zn handeln , bald schicken sie den Viator , und die von ihnen 
Beauftragten handeln als Volkstribunen, gemessen also der tri- 
bunicischen Unantastbarkeit. Dass die Diener der öffentlichen 
Gerechtigkeit irgend ein eigenes Amt, einen ihnen besonders 
inwolmenden Staatsatiftrag hätten, war nicht Römisch. Zu ihren 
Lictoren wählten die Consuln selbständig, wen sie wollten, und 
dass sie ihnen die Vollziehung der Strafen auftrugen, war na- 
türlich: wahrscheinlich waren sie auch, so lange die Quästoren 
als Unterbeamte der Consuln der Criminalgerichtsbarkeit Vor- 
ständen, die Vollstrecker der gesetzlich zuerkannten Strafen. 
Indessen später trat eine Aenderung ein : wo Todesstrafe in Rom 
nöthig war, wairde dieselbe durch den Nachrichter (carnifex) 
ausgeführt: in den Provinzen vollzogen auch später die Lictoren 
der Beamten Hinrichtungen und körperliche Bestrafungen. Wann 
diese Aenderung vor sich ging, wissen wir nicht: wahrscheinlich 
wurde sie allmälig eingeführt, als die Illuiri capitales als Poli- 
zeibehörde und zur Vollziehung der Körperstrafen eingesetzt 
wurden; zu ihnen gehörte der Nachrichter als Unterbeamter. 
Dadurch verloren die Lictoren diese Vei-pflichtung zw’ar nicht 
rechtlich, aber durch den Gebrauch. Zugleich nämlich kam 
die Sitte der öffentlichen, auf dem Markte zu vollziehenden, 
Hinrichtung ab und mit den Strafen, welche im Gefängniss 
oder an abgelegenen Orten ausgeführt wurden, hatten die Licto- 
ren nichts zu thun. Dass sie indessen rechtlich immer als Voll- 
strecker der gesetzlichen Körperstrafen galten, tritt uns in einem 
Beispiele deutlich entgegen. Im Processe, welcher gegen P. Ho- 
ratius unter dem Könige Tullus Hostilius geführt wurde, ist es 
nicht zweifelhaft, dass die Lictoren des Königs den Zweimännern 
zur Verfügung gestellt waren, um, wenn der Venuftheilte nicht 
Berufung au das Volk einlegte, den Urtheilsspruch sogleich zu 
vollziehen: das beweist die Formel, mit welcher der eine der 
Zw'eimänner nach der Verurtheilung den Verurtheilten anredet.“) 
ln dem ähnlichen Perduellionsprocess , welcher zu Ciceros Zeit 
gegen C. Kabirius geführt wurde, w'aren die alten Formeln die- 
selben: es hiess ebenfalls: „geh, Lictor, binde die Hände;” aber 


a) S. oben S. 88 flgcl. 
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es war eben nur Formel, zur Ausführung des Spniches war 
wenigstens symbolisch der Nachrichter, welchen Cicero in seiner 
Rede ausdrücklich erwähnt*), zugegen. Wir werden später, wo 
wir von den Provocationsgesetzen sprechen, auf diesen Punkt 
zurückkommen. Der Uebergang der Strafvollziehung vom Jdc- 
tor auf den Nachricliter ist gleichbedeutend mit dem Untergange 
der öffentlichen, auf dem Markte zu vollziehenden Hinrichtung 
in die geheime, welche meist innerhalb des Gefängnisses ausge- 
führt wird. Dieser Uebergang wnrde erleichtert durcli die Rö- 
mische Anschauung, dass die Vollziehung der Strafe Privatsache 
des Beamten ist, und die zwölf Tafeln haben diese Anschauung, 
wie sie dieselbe in der Sitte vorfanden, beibehalten. 

ln spätem Zeiten erscheint nicht als eigentliche Strafe, aber 
als notliwendige Begleitung der Strafe bei öffentlichen Verbre- 
chen, welche eine ehrlose Gesinnung voraussetzen lassen, die 
Ehrlosigkeit (infamia). Ihrer geschieht in den zwölf Tafeln 
keine Erwähnung und doch müsste sie in den zahlreichen Brach- 
stücken, welche wir z. B. über den Diebstahl haben, .sich finden. 
Man muss daraus schliessen, dass sie im alten Römischen Recht 
und auch in den zwölf Tafeln unbekannt war: der Begriff hatte 
sich noch nicht gebildet. Man bedurfte dessen auch nicht; denn 
diejenigen Verbrechen, welclie später mit Ehrlosigkeit belegt 
wurden, fanden im älteren Recht eine capitale Strafe. Erst mit 
der milderen Rechtsanscbauung fiel der in körperlicher Züchti- 
gung bestehende Theil der Strafe fort, und die Ehrlosigkeit, 
welche mit derselben früher verbunden gew'esen war, trat allein 
hervor. Dies war besonders Ijei dem Diebstahl, einem in alter 
Zeit sehr umfangreichen Begriffe, der Fall ; die Strafe dafür war, 
wie wir gesehen*’), in den zwölf Tafeln Capital; es nutzte nichts, 
die Ehrlosigkeit, welche in dem Verluste der bürgerlichen Stel- 
lung nothwemlig inbegriffen war, besonders hervorzuheben : erst 
als der Prätor die körperliche Züchtigung aufgehoben hatte, 
blieb sie als Rest der alten Bestrafungsweise bestehen. Von 
den politischen Verbrechen fanden diejenigen, welche im ordent- 

a) Cic. p. C. Rabir. 4, 11 und flgd. 

b) Vergl. oben S. 377. 


Digitized by Google 



392 


Anfiinge der Strafe der Klirlosigkeit. 


liehen Gerichtsverfahren verfolgt wurden, sicherlich alle eine 
capitale Bestrafung, und bei Sp. Cassius, dem einzigen uns 
überlieferten Falle dieser Art, trat der Versuch hervor, die Ehr- 
losigkeit auf die Kinder des Verurtheilteii zu übertragen.*) Von 
den auf ausserordentlichem Wege durch tribunicische Anklagen 
erfolgten politischen Venirtheilungen war ein Theil eapital, 
die von Käso Quinctius und Coriolan; bei denjenigen, welche 
nur auf eine Geldbusse lauteten, war von Ehrlosigkeit nicht die 
Rede. Bei T. Menenius und T. Romilius wissen wir, dass sie 
nach Erlegung der Geldbusse in ihrer Stellung als Senatoren 
verblieben tmd keinen Theil ihrer Würde einbüssten.'’) Dennoch 
finden sich in den zwölf Tafeln auch die Anfänge der späteren 
Ehrlosigkeit, als besondere und, wie es scheint, einzige Strafe: 
es stand in' ihnen, ein Zeuge, tler seine Pflicht verabsäumte, 
sollte improbus mtesfabilisque sein.') In dem Ausdruck impro- 
bus liegt nur die sittliche Missbilligung der That, ohne rechtliche 
Folgen irgend einer Art, dagegen intestabiiis ist deijenige, wel- 
cher nicht als Zeuge angewendet werden kann.'*) Das Gesetz 
befiehlt demnach, dass, wer einmal als Zeuge nicht seine Pflicht ge- 
tlian hätte, nicht wieder als Zeuge auftreten dürfe, enthielt also 
keine eigentliche Strafe, sondern nur eine Vorsichtsmassregel 
für die Gültigkeit späterer Rechtsgeschäfte, und dennoch liegt 
darin, in so fern Jemanden eine den übrigen Bürgern beiwoh- 
nende Fähigkeit abgesprochen wird, eine Art von Ehrlosigkeit, 
welche später ausgedehnt und schärfer begränzt wurde. 

Einen Rest religiöser Anschauung aus uraltem Recht ent- 
hielten die zwölf Tafeln, wenn es wahr ist, was Servius') allein 
berichtet, sie hätten bestimmt, ein Patron, welcher seinen Clien- 


a) S. früher S. 292. 

b) Man sehe oben S. 267 und 279. 

e) Gell. XV, 13, 11 Qui se sierit testarier libripensve fiierit, ni te.sti- 
raonium fariatnr, improbus iritestabilisque esto. 

d) 1. 6 Dig. de testam. (VI, 2) erklärt es so; (jaitis 1. 26 Dig. qui 
testam. fae. (XXVill, 1) setzt hinzu, dem intestabiiis würde auch kein 
Zeugniss von einem Andern geleistet, wie Einige meinten, eine spätere 
Ausdehnung der Strafe, wie es scheint. 

e) Serv. ad Virg. Aen. VI, 609. 
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ten betrogen hätte, sollte meer .sein. Darin mag ursprünglich 
die härteste Strafe gelegen haben und vollständigste Aechtung, 
so dass es .ledermann frei stand, einen solchen den Göttern 
Verfallenen ungestraft zutödten; aber wir haben schon früher*) 
bemerkt, dass dieser Zustand beim Beginne des Römischen Staa- 
tes aufgehört hatte. Zur Zeit der zwölf 'l’afelu lag in der Erklä- 
rung, .lemand sei saccr, nur eine sittliche llissbillfgung, ausge- 
sprochen gegen denjenigen, welcher eine unsittliche Handlung 
begangen hatte. Es wird ausdrücklich für perduelHo erklärt, 
einen Bürger, gegen den kein Proeess, keine Venirtheilung statt- 
gefundeu hatte, zu tödten: den Göttern wurde die Strafe eines 
homo sacer überlassen, ähnlich wie derjenige, welcher einen 
Meineid geschworen, nur göttlicher, nicht menschlicher Strafe 
verfiel. Es lässt sich überliaupt nicht denken, dass ein gericht- 
liches Verfahren über Verletzung des (’lientelverhältnisses und 
in Folge dessen .\echtung vorgekommen sei: das mag früher 
geschehen sein und auf diesen frähern Zustand geht Dionysius' •>) 
Ausdnick, dass der deshalb Venirtheilte ungestraft getödtet 
werden dürfe. Auch diese zweite Periode, in der das Clientel- 
verhältniss durch das bürgerliche Gesetz erhalten und seine Ver- 
letzung dadurch bestraft wurde, war vorüber: zur Zeit der Zehn- 
männer beruhte dasselbe nur noch auf gegenseitigem V'ertrauen 
ohne politische Verpflichtungen: es konnte also durch religiöse 
Vorschrift erhalten, aber nicht durch bürgerliche Strafe einge- 
schärft werden. Von den zwei andern Fällen, für welche unse- 
ren Nachrichten zufolge die religiöse .Aechtung ursprünglich aus- 
gesprochen worden war, die Verrückung des Grenzsteines ') und 
die Beleidigung eines Volkstribunen, erfuhr der erste eine be- 
sonders ausführliche Behandlung in den zwölf Tafeln durch ge- 
naue Be.stimmungen über Grenzstreitigkeiten: so w'enig thatsäch- 
lichen Einfluss schrieben sie dem alten religiösen Fluche zu. Im 
zweiten Falle begnügte man sich eben so wenig mit demselben. 
Beim Ständevertrage hatte man ihn allerdings als einen durch 


a) S. oben S. 128. 

b) Dionys. II, 10. 

c) Dionys. II, 74. 
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das Herkommen bei besonders feierlichen Gesetzen gebotenen 
Zusatz angenommen; wie wenig derselbe aber bürgerliche Fol- 
gen Jiätte, erkannten die Tribunen selber an, indem sie unniitr 
telbar ein bürgerliches Plebi.scit hinzufüglen , wodurch sie die 
härtesten Strafen gegen die Uebertreter der tribunicischen Hei- 
ligkeit anordneten; 'gegen die Patricier aber, für welche da.s Ple- 
biscit nicht galt, erhoben sie oft vergebliche Klagen; den reli- 
giösen Fluch ohne Weiteres geltend machen zu wollen , fiel ihnen 
nicht ein. Dass die zwölf Tafeln trotz dieses Mangels an 
Ausführbarkeit dennoch den religiösen Fluch beibehielten und 
überhaupt eine Vorschrift aussprachen, deren Beobachtung sie 
den Römern nur empfehlen, nicht durch bürgerliche Strafen er- 
zwingen wollten, ist bemerkenswerth für den ganzen Character 
der Decemviralgesetzgebung. Sie wollte nicht bloss ein bürger- 
liches Gesetzbuch liefern , welches für die Gerichte bestimmend 
sein sollte, sondem das gesummte Leben der Bürger regeln. Es 
beruhte auf ihm auch die berühmte Römische Zucht, welche, 
ohne durch Strafen erzwungen zu werden, durch die Sitte auf- 
recht erhalten wurde und ihrerseits wiederum nic'ht geringeren 
Einfluss auf das Leben ausübte als Gesetz im eigentlichen Sinne 
und Strafe. Daher kommen jene halb religiösen, halb morali- 
schen Vorschriften, welche sich zahlreich in den zwölf Tafeln 
fanden. Zahlreicher waren sie ohne Zweifel noch in dem alten 
Papirischen Gesetzbuche gewesen , das in besonderem Abschnitte 
das „heilige Recht” enthalten hatte“); aber überhaupt schreibt 
sich daher die Römische An.schauung, viele moralische Vonschrit- 
ten und Stoatsgnindsätze als nothwendige Bestandtheile eines 
Gesetzbuches zu betrachten. Dies erkennt man aus Ciceros 
Versuch, Musterge.setze für einen Staat zu entwerfen: die allge- 
meinen religiösen und politischen Grundsätze, welche er aus- 
spricht, hängen nicht mit seiner philosophischen Betrachtungs- 
weise zusammen, sondera kommen von dem Character, den die 
Römer von einem allgemeinen Gesetzbuche verlangten , her. Erst 
die besonderen Gesetze, welche im Laufe der Republik über 


a) Vergl. oben S. 32. 
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einzelne Verbrechen und Rechtsfragen erlassen wurden, erzeug- 
ten die Idee von einem nur bürgerlichen Gesetzhnche. 

Die Strafen, welche in den zwölf Tafeln angedroht werden, 
sind theils capital, theils nicht capital. Die letztem bestehen, 
wenn man von dem hesondcni Fall des Felddiehstalds nicht er- 
wachsener Personen absieht, welche nach Gutdünken des Prätors 
mit Schlägen gezüchtigt wurden,“) aus Geldstrafen. Denn Khren- 
.strafen gab es, wie wir gesehen, noch nicht und Gefängniss ist nach 
Römischer Sitte nie eine Strafe zum Abbüssen eines Vergehens ge- 
wesen. Man kann indessen fragen, was geschehen sei, wenn der 
Venirtheilte die Geldstrafe nicht erlegen konnte, ein Fall, der, 
je zahlreicher die Bevölkerung Roms wurde, um so häufiger 
werden musste. Auf diese F'rage findet sich in unsern Quellen 
keine Antwort; ja selbst, wenn man nicht nur die Zeit der zwölf 
Tafeln, sondern die der ganzen Republik ins Auge fasst, findet 
man kein Gesetz, keinen Recht.sfall, der hierüber Aufklärung 
giebt. Hätte man Geldstrafe und Gefängniss so mit einander in 
Verbindung gesetzt, dass die erstere durch das letzte ersetzt 
werden konnte, so musste sich eine bestimmte Regel dafür bil- 
den und wahrscheinlicher Weise würde .sich irgend eine Spur 
dieser Regel erhalten haben. Auch nicht auf andere Weise 
konnte gesetzlich Gefängniss statt einer Geldstrafe eintreten. 
Wir kennen einen hierauf bezüglichen Fall nur aus der ausser- 
ordentlhdien Gerichtsbarkeit der Volkstribunen. Als L. Scipio 
Asiaticus zu einer Geldstrafe verurtheilt war und erklärte sie 
nicht bezahlen zu können, wollte ihn sein Ankläger, der Tribun, 
in das Gefängniss werferi ; aber die andern Tribunen thaten Ein- 
spruch und nur sein Vermögen wurde eingezogen.'') Scipio war 
vom Volke verurtheilt und dieses Ürtheil rückgängig zu machen 
oder seine Ausführung zu hindern stand nicht in der Macht der 
Volkstribunen: wäre also gesetzmässig Gefängniss statt der 
Geldstrafe eiugetreten, so hätten die Tribunen die Massregel des 


a) Siehe oben S. 379. 

b) Plut. Cat. mai. 15 Aeixiov öe tov iStXtpöv oOtoü — neptG 

ßoXt ^(pTjfiäTiuv üoXXmv T.föi TO OT,(iöaiov , 5jv oi* l/tuv ixetvoc äiroXisoiftai 
xat xiv8uvE'iu)v 6t8f|Vot , pi(iXi{ l^ixXj|Oet t<üv Sr^piap^fuiv d;pei8rj. 
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Anklägers niclit hindern dürfen, ebenso wenig wie sie die Ein- 
ziehung des Vermögens zu ändern vermochten. In ilirem Ein- 
spruch und der Möglichkeit desselben liegt also der Beweis, 
dass Gefängniss nicht die Stelle der Geldstrafe vertrat. Den- 
noch zeigt eben dieses Beispiel eines vornehmen Mannes, wie 
leicht es den Beamten in den meisten Fällen sein musste, Ge- 
fängniss zur Geldstrafe hinzuzufügen oder es dafür eintreten zu 
lassen. Scipios Ankläger behauptete wahrscheiidich , der Ver- 
urtheilte wolle die Geldsumme, die ihm auferlegt war, nicht be- 
zahlen, er verheimliche sein Vermögen: deswegen w'ollte er ihn 
in das Gefängniss setzen: die übrigen Tribunen schritten ein, 
weil sie an die Aufrichtigkeit Scipios glaubten. Nach demselben 
Gnmdsatz indessen konnten die Beamten überall , sobald ein 
Verurtheilter die Geldstrafe nicht erlegen konnte, Gefängniss ver- 
hängen: selbst wo man milde verfuhr, musste erst entschieden 
imd festgestellt werden, ob er im Stande sei zu zahlen oder 
nicht: bis zu dieser Entscheidung war das Gefängniss sogar ge- 
setzlich. Auf diese Weise war es möglich, auch Unvermögende 
in denjenigen Fällen, wo eine Geldbusse eintreten sollte, auf 
eine angemessene Art zu strafen und etwaige Härte konnte diuch 
das Einschreiten der Volkstribunen entfenit w’erden. Ueber 
diejenigen Fälle , in denen durch ein Vergehen eine Verpflichtung 
zum Schadenersatz an Privatpersonen eintrat, z. B. beim Dieb- 
stahl, haben wir schon gesprochen.“) Erleichtert aber wurde 
die Ausführung der Gesetze , welche Geldstrafen auferlegten , da- 
durch, dass seit die Zahl der Unvermögenden zunahm, die un- 
tersten Schichten der Bevölkerung Roms meist aus Nichtbürgem, 
d. h. Fremden oder Sclaven, bestanden, gegen w'elche ohne Ein- 
schränkung körperliche Züchtigung, ja selbst Todesstrafe ver- 
hängt werden durfte, während die Bürger durch alle Vorsichts- 
massregeln der Gesetze geschützt waren. 

Die capitalen Strafen, welche sich in den zwölf Tafeln fan- 
den, waren zum Theil solche, wodurch die Verurtheilten das 
Leben verloren, also wirkliche Todesstrafen, ln den ims erhal- 
tenen Bruchstücken wird ausdrücklich genannt das Hinabstürzen 

a) Vergl. oben S. 379. 
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vom Tarpejischen Felsen für die falschen Zeugen,*) Aufhängen 
beim nächtlichen Felddiebstahl für Erwachsene”): bei dem mit 
Geld bestochenen Richter und dem der perduellio Ueberführten 
heisst es nur, er solle am caput gestraft werden.") Indessen 
ist es sicher, dass auch die andern Arten der Hinrichtung, welche 
die frühere Zeit gekannt hatte, nach den zwölf Tafeln fortbe- 
standen, wie „das Peitschen mit Ruthen’’ und darauf folgende 
Enthaupten, das vorzugsweise als Sitte der Vorfahren bezeich- 
net wird und erst später durch die Porcischen Gesetze abge- 
schaflt wurde '*) : ferner die mit religiöser Feierlichkeit verbundene 
Strafe der Vatermörder, welche niemals aufgehoben wurde“), 
die Strafe für perduellio, mit der einst P. Horatius bedroht ge- 
wesen war: wahrscheinlich war auch die Erdrosselung im Ker- 
ker, von deren späterer Anwendung wir bestimmte Nachricht 
haben, eine uralte Art der Hinrichtung. Aufiluglich, scheint es, 
war für jedes Verbrechen eine besondere Todesstrafe bestimmt, 
welche mit der Sühne der religiösen Schuld, welche der Ver- 
brecher auf sich geladen hatte, in Verbindung stand: man er- 
kennt diesen Grundsatz hauptsächlich aus der Strafe, welche die 
Vatermörder und die Vestalischen .lungfrauen traf. Aber es ist zu 
bezweifeln, ob bei der fortschreitenden Milderung des Lebens 
diese Strafen, welche die alte Sitte gebot mid die zwölf Tafeln 
beibehalten, wenigstens nicht verboten hatten , ausgeführt worden 
sind. Sueton erzählt vom Kaiser Augustus, um seine Milde im 
Rechtsprechen zu beweisen, er habe einst einem wegen offen- 
baren Vatermordes Angeklagten , damit nicht die alte barbarische 
Strafe an ihm vollzogen würde, vor dem Beginne der Processver- 
handluugeu so gefragt: „Sicherlich hast du deinen Vater nicht ge- 
tödtet”. Denn nur diejenigen, welche den Vatermord eingestan- 
den hatten, erlitten jene Strafe.') Der Kaiser aber wollte durch 


a) Gell. XX, 1. 

b) Plin. iiat. hist. XVIII, 12. 

c) Gell. XX, 1 ; 1. 3 Dig. ad leg. lul. mai. (XLVIU, 4). 

d) Suet. Ner. c. 49. 

e) Cic. pro Rose. Am. 25; de mvent. II, 50; Suet. Aug. 33. 

f) Suet. Aug. 33. 
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die Art seiner F'rage das EingestSndniss hindern und sich die 
gesetzliclie Möglichkeit einer milderen Todesstrafe offen lialteu. 
Dies war ein Verfahren, das man wohl öfters anwendete. Stand 
auf einem Verbrechen eine härtere Todesstrafe , so benutzte mau 
das Läugnen des Angeklagten, um eine leichtere an ihm vollzie- 
hen zu können, und war keine besondere gesetzlicli bestimmt, 
so wählte man die leichteste. Die zwölf Tafeln selber haben 
dies, vielleicht begünstigt, indem sie zwar das idte Herkommen 
über Hinrichtungen niclit auf hoben, aber aucli nicht bestimmte 
bei den einzelnen Verbrechen festsetzten. 

Dass Einzielmng der Güter eine m'altc Verscliärfung der 
Todesstrafe war, ist überliefert: wk haben oben miter den Pro- 
cessen der Königszeit Fälle angeführt, wo sie stattfand ; ja Tar- 
quinius Superbus soll, um sicli an den eingezogenen Gütern zu 
bereichern, Viele haben hinricliten lassen.“) Dies ging auf die 
Republik über und in den Gesetzen des heiligen Berges, durch 
welche die Plebejer für die Sicherheit ilirer Tribunen sorgten, 
wurde für den Uebelthäter nicht nur Todesstrafe, sondern auch 
Einzieliuug der Güter festgesetzt’’): die Plebejer nahmen also 
hierin den früher bestehenden Grundsatz an. Es ist kein Zwei- 
fel, dass auch die zwölf Tafeln die Einziehung des Vermögens 
beibehalten haben; denn sie erscheint in vielen Fällen des spä- 
teren Rechtes. Indessen es war keinesweges Grundsatz, dass 
mit jeder Verurtheilung zu einer capitalen Strafe, mochte das 
Verbrechen sein, welches es wollte, Einziehung der Güter ver- 
bunden war: es konnte Jemand gesetzlich sein Leben verlieren 
und doch sein Vei-mögeu seiner F'amilie erhalten bleiben. Vor 
die Zeit der zwölf Tafeln fällt der Process Coriolans : er wurde 
zu capitaler Strafe verui-theilt, aber von einer Einziehung seiner 
Güter hören wir niclit: sie fand nicht statt, und die Strafe, 
welche bei diesem ausserordentlichen Gerichtshöfe festgesetzt 
wurde, muss in Uebereinstimmung mit den sonst gewöhnlichen 
Strafen gewesen sein. Die zwölf Tafeln selbst bestimmen für 
den auf der That ertappten Diebstahl capitale Bestrafung, aber 


a) S. oben S. T25. 

b) Liv. II, 3 und 33. 


Digitized by Google 



Andere Verscliärfungcn der Todesstrafe. 


399 


keine Einziehung des Vermögen.s. sondern doppelten Ersatz des 
Gestohlenen. Aueh in der spätesten Zeit der Republik findet 
für einzelne Verbreeheii capitale ßestrafiing statt, ohne dass Ein- 
ziehung des Vermögens eintritt, z. B. bei Erpressungen, bei 
Anitsersehleiehung. Also an sich ist Verniögensverlu.st nach 
Römischen Begriffen nicht nothwendig mit capitaler Bestrafung 
verbunden, sondern eine für die schwersten Verbrechen hiuzu- 
tretende Verschärfung derselben.'®'*) Die Entwickelung des Rech- 
tes ging später dahin, die capitale Bestrafung auf seltnere Fälle 
zu beschränken, und, wo wirkliche Hinrichtung stattfand, Ver- 
mögensveflust damit zu verbinden. Es hatte also hiermit 
dieselbe Bewandtniss wie mit andern Verstärkungen der capita- 
leu Strafen, von denen wir hören. Als Sp. Cassius verurtheilt 
war, fand eine Verhandlung im Senate darüber statt, ob auch 
die Söhne des Hingerichttdeu getödtet werden sollten. Man er- 
kennt, dass bei einigen Verbrechen, wahrscheinlich den schweren 
Staatsverbrechen, das Herkommen die Strafe auf die ganze Fa- 
milie ausdehnte, und es war im Sinne der Römischen Gesetze, 
dass, als Tarquiinus Superbus durch Volksbeschluss verbannt 
wurde, derselbe Spruch seine Familie traf und selbst der Ver- 
theidiger der Freiheit Collatinus nicht verschont wurde. Und 
doch findet sich auch hierbei wieder Ungleichheit, Als Coriolan 
in ausserordentlichem Verfahren durch die Tribmien wegen 
Strebens nach Alleinherrschaft verurtheilt wurde, blieb, wie 
die Ueberlieferung erzählt, seine Familie ungestört in Rom. 
Auch bei Cassius entschied .sich, wie Dionysius*) berichtet, 
der Senat dafür, die Familie zu verschonen, und dies war 
fortan Sitte, wurde also wahrscheinlich auch in die zwölf Tafeln 
aufgenommen. Auch diejenige Römische Sitte, welche im kai- 
serlichen Rom sich ausdehnte, das Andenken imd den Namen 
eines wegen politischer Verbrechen Vevurtheilten zu vertilgen, 
scheint in der alten Geschichte des Staates seinen Ursprung ge- 
nommen zu haben. Nach der Verurtheiluug von Manlius Capi- 
tülinus beschloss das Manlische Geschlecht, allen seinen Mit- 


a) Man sehe die ausführliche Erzählung hei Dionys. VIII, 80. Vergl. 
oheu S. 292. 
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gliedern und Nachkommen den Vornamen Marcus zu untersagen*): 
(las Andenken an den Hingericbteten sollte dadurch nicht er- 
neuert werden, ln den zwölf Tafeln gab es darüber wahrschein- 
lich keine Bestimmung. 

Nicht alle capitalen Strafeu, welche in dem Gesetzbuch der 
Zehnmänner angedroht wurden, gingen den Leib und das Leben 
der Verurtheilteu an. Denn es heisst ausdrücklich, die Strafe 
für den auf der That ertappten Dieb sei capital gewesen'’), und 
doch wird berichtet, derselbe sei mit Prügel bestraft uud dem 
Bestohlenen zugesprochen worden. Es ist somit ersichtlich, dass 
man unter Capital strafe nicht nur eine Strafe verstarb, w’elche 
das caput eines Bürgers veniichtete, solidem auch eine solche, 
durch welche eine bestimmte Art von capitis deminutio stattfand. 
Der Ausdruck caput als Inbegriff aller Rechte eines Römischen 
Bürgers war demnach zur Zeit der zwölf Tafeln in Gebrauch, 
wahrscheinlich von Alters her. Aus ihm ergaben sich alle Fol- 
gerungeu, welche im spätem Römischen Recht in Bezug auf 
Erhaltung und Verlust des Bürgerrechtes an zahlreichen Beispie- 
len hervortraten , ihren Ursprung aber schon in den ältesten 
Verhältnissen und Anschauungen liabeii. Namentlich tindet sich 
schon in den Anfängen des Staates die Idee, da.ss ein Verlust 
des caput herbeigeführt w'ird durch die Verbannung (exilium), 
welche von jeher eine Unterabtheilung der capitalen Strafe bil- 
dete und als die eben erwähnte dritte Art derselben, die Ver- 
stossung in eine niedere und unfreie Klasse der Bürger, all- 
mälig abkam, neben der wirklichen Todesstrafe allein übrig 
blieb. Die Verbannung galt als milder: denn sie tastete nicht 
das Leben des Verurtlieilteu an und gewährte demselben die 
Möglichkeit, sich in einem andern Staate ein neues bürgerliches 
Dasein und geschü/tes Leben zu verschaffen. Sie wurde in 
doppelter Weise angewendet. Erstlich trat sie ein, w'enn der 
Angeklagte, ehe das Gericht gehalten wurde, sich freiwillig aus 
Rom entfernte und aus dem Römischen Staate austi-at. Das ge- 
schah schon unter den Königen, z. B. als die Söhne von Ancus 


a) Liv. Vn, 20. 

b) Man sehe oben S. 377. 
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Marciu,s nach der Ermordung von Tarquinius sich durch Flucht 
der Sti'afe entzogen.*) llim wurde, sobald mau des Verbrechers 
habhaft geworden war, vorgebeugt durch Einkerkerung; aber 
seit bei dem Processe von Kaeso Quinctius die Sitte aufgekom- 
men war, bei Staatsverbrechen die Freilieit des Angeklagten bis 
zur Entsclieidung dundi das Volk zu gestatten, und ribeihaupt 
die Tribunen durch ihr Einschreiten vor Gefängnisshaft schützen 
konnten, ist wahrscheinlich in den meisten Fällen, wo es sich um 
politische Verbrechen handelte, fi-eiwillige Verbannung an die 
Stelle der Hinrichtung getreten. Es pflegte daun das Gericht 
das Fortbleibeu des Angeklagten beim Termine als Geständniss 
der Schuld betrachtend, die freiwillige V^erbannung in eine ge- 
setzlich erzwungene zu verwandeln. Es erklärte den .4ngeklag- 
teu für .schuldig und verbot ihm die Rückkehr in den Staat, 
indem es, wenn er dennoch zurückkehrte, ihn ungestraft zu 
tfidten erlaubte. Bei Käso Quinctiu.s’ Verurtheilung berichtet uns 
die Ueberlieferung einen eigenthümlichen Umstand. Einige Jahre 
nachher kam seine Unschuld an den Tag uud das Volk wünschte 
ihn zurückzurufeu ; Livius*’) aber sagt, dies sei nicht möglich 
gewesen. Wahrscheinlich deshalb nicht, weil er inzwischen 
Bürger eines andern Staates in Etrurien geworden war und 
schon damals der später deutlich ausgesprochene Grundsatz galt, 
dass das Römische Bürgerrecht durch Annahme eines andern 
Bürgerrechtes verloren ginge. Die zweite Art der Verbannung 
bestand darin, dass dieselbe beim Gerichte trotz Anwesenheit 
des Angeklagten als Strafe beantragt und ausgesprochen wurde. 
Sie war wirkliche Strafe. Dies beweist selbst der Umstand, 
dass sie eintrat, wenn sich Jemand dem Gerichte entzog, 
auch soll Tarquinius Superbus Viele ihm verdächtige so be- 
straft haben.“) Nach Einführung der Republik wurde Coriolan 
auf Anbag der Volkstribunen durch Tributcomitieu verbannt. 


a) Yergl. frülier S. 125. 

b) Liv. tu, 25 Is, (juouiam ueque Quiiictiae fainiliae Kaeso uequc rei- 
public.ae roaxinius iuvenuni restitui iwsset, falsiuii testcm — iusto ae pio 
bello persequebatur. Vergl. oben .S. 274. 

c) Man sehe oben S. 124. 
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Später vermied man es, diese Strafe gegen mächtige und talent- 
volle Männer anzuwenden, aus Furcht, den auswärtigen Völkern 
erbitterte Anführer gegen Rom zu geben, und wir haben keine 
Nachrichten, dass die zwölf Tafeln sie augeordnet haben: sie 
bestand durch die alte Sitte fort. Eine bemerkenswerthe Ver- 
mischung der beiden Arten von Verbannung scheint beim Sturze 
der Üecemvim stattgefunden zu haben. Jener M. Claudius, der 
auf den Wunsch seines Patrones, des Decemvirn Appius Claudius, 
die \Trginia als seine Sclavin in seine Gewalt zu bekommen 
versucht hatte, wurde von dem Volke nicht mit dem Tode, wie 
es gesetzlich frei stand, sondern mit Verbannmig bestraft:*) sein 
Ankläger Virginius selber erliess ihm, als er verurtheilt war, die 
Todesstrafe*’), d. h. er Hess ihn wahrscheinlich aus dem Gefäng- 
nisse entweichen. 

a) Dionys. XI, 46. 

b) Liv. III, 58. 
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1) Für Kundige bedarf es keiner Anführung der Namen von Gelehr- 
teu uud Büchern, um anzugeben, welclie Behandlungsweise der Römischen 
Ciesehichte wir meinen. Niebuhrs Werk ist selbst in weiten Kreisen be- 
kamit imd hat eine entscheidende Wirkung über die Grenzen dev Römischen 
Geschichte hinaus gehabt. Auch eine Rechtfertigung unseres Urtheils ist 
nicht nöthig. Aller wirkliche Fortschritt in der Erkenntniss des Römischen 
Alterthums hat in ausgesprochenem Gegensätze gegen die Niebulirschen 
Grundsätze und Ansichten stattgefunden. Jeder Forscher bezeichnete sie 
für den einzelnen Punkt, auf den er seine Aufmerksamkeit richtete, als 
unhaltbar: nur die Menge der von Niebuhr verbreiteten In-thümer und die 
Unmöglichkeit, sie alle ausführlich zu widerlegen, hat ihnen Ansehen und 
Dauer verschafft Es kommt jetzt darauf an , was Einzelne im Einzelnen 
erkannt haben, zusammenzufassen und sich von der ganzen Richtung, als 
einer trügerisethen, loszusageu. Bei der Untersuchung ül>er das Criminal- 
rec.ht begegneten wir vielfach ihren vei-derbliehen Einflüssen. Für das un- 
begründete Zweifeln z. B. an der Ueberlieferung bieten die königlichen 
Gesetze ein Beispiel: man läugnete entweder gänzlich, dass es solche gege- 
ben, oder behauptete wenigstens', sie hätten sich nicht bis auf spätere 
Zeiten erhalten. Es kam dabei allerdings darauf an, manchen Aberglau- 
ben früherer Gelehrten zu beseitigen; aber mit dem Falschen verwarf man 
auch das Richtige. Diejenigen Fälle, in denen die von Früheren verwor- 
fenen Nachrichten alter Schriftsteller wieder zur Geltung gebracht werden 
mussten, waren zalilreich. Von den uugeschichtlicheu Phantasien, welche 
die richtige Auflassung der ältesten Römischen Geschichte unmöglich ma- 
chen, ist das auffallendste Beispiel Nicbidirs Ansicht über die Curiatcomi- 
tien. Er gestaltete sich nämlich die älteste Verfassung so, dass er in ihr 
eine Sonderversammlung des bevorzugten Standes der Patricier, die Cimieu, 
annabm; von dieser Idee aus erklärte er sich den Ursprung und die Stel- 
lung der Patricier, so wie, die spätere Entwickelung der Verfassung. Davon 
hängt die ganze älteste Römische Geschichte, wie. er sic sich denkt, ab. 
Diese Ansicht von den Curienversammliuigeu steht in geradem Widerspniche 
mit den ausdrücklichen Zeugnissen aller alten Schriftsteller über das We- 
sen und die Einrichtung der Gurien: ferner im Widerspruch mit vielen 
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und genau überlieferten Vorgängen: sie macht das Verständniss der Rß- 
mischon Geschichte unmöglich und fühlt dazu, nachdem mau alle Bericht- 
erstatter vielfacher und grober Intliümer augeklagt, liat, dennoch vor 
unlösbaren Räthseln stehen zu bleiben. Man sollte nicht meinen , dass 
eine solche Ansicht Anhänger finden könnte. Aber sie hat sogar geherrscht 
und bietet ein merkwürdiges Beispiel von der Geltung, welche wissenschaft- 
liche Inthümer erlangen können. Sie wurde zwar alsbald widerlegt von 
Wachsmuth in seiner Römischen Geschichte, nicht ausführlich, was sie 
nicht verdiente, aber genügend. Indessen diese Widerlegung fand keine 
Beachtung: alle V'erfasser von Römischen Geschichten bis auf die neueste 
Zeit sind ihr gefolgt, alle Dai-steller der Römischen Alteithümer haben sie 
angenommen; einzelne Stimmen, welche sich dagegen erhoben, verhallten 
ungehöi-t. .letzt endlich scheint eine späte Erkenutniss nachzukomraeu. 
Während wir dies schrieben, kam uns Th. Mommsens neues Buch Rö- 
mische Forschungen (Berlin 18G4), erster Band, zu. ln der dritten Abhand- 
lung dieses Werkes wird die Xiebulu'sche .Ansicht besprochen, die Sonder- 
versammluiig der Patricier in den Curien geläugnet imd andere Gedanken 
über den Senat und die Volksversammlung der Republik vorgebracht. 
Somit wäre die Aussicht eröffnet, dass auch die eifrigsten Verfechter der 
Niebnhrschen Idee sich von deren Haltlosigkeit überzeugen werden. Denn 
zu ihnen gehörte bisher Th. Mommseu , wenngleich er es jetzt nicht er- 
wälmt, und sein Ansehn musste um so gewichtiger sein, da er besondere 
üntersucluuigen über die Eintheilnng der Römischen Volksversammlung 
veröffentlicht hat. Freilich ist auch der Jetzige Standpunkt von Mommsen 
schwerlich der richtige: er würde ihn auch kaum eingenommen haben, 
wenn er die Arbeiten derer, welche fiüher der Niebuhrsehen Ansicht ent- 
gegengetreten sind, der Beachtung gewürdigt hätte. Ich verlange dieselbe 
nicht für meine eigene Untersuchung über die Curien und Curiatgesetze, 
welche sich in einem Excm'se meiner Ausgabe von Cicero de lege agraria 
(Berlin 1861) findet: es kam mir dort nur darauf an, die bekannte Haupt- 
stelle über die Curiatgesetze zu erläuteni und ich schloss mich in Bezie- 
hung auf das Wesen der Curien selbst den Forschungen Anderer an. Aber 
L. Ü. Bröckers Untersnehungeu über die Glaubwürdigkeit der altrömischen 
Verfas.sungsgeschichte (Hamburg 18.Ü8) durfte Mommsen nicht übeigehen. 
Flr hätte dort die Gedanken , welche er selbst noch zögernd ausspricht, 
auf das Bestinunteste und Erschöpfendste dargestellt gefimden : die Re- 
weisfülirung ist so schlagend und überzeugend, dass seit 1858 kein Gelehr- 
ter an Niebuhrs Phantasien glauben durfte. Zugleich wüi'de Mommsen in 
seiner Forschmig noch richtigere Grundsätze befolgt und nicht mehr von 
Dionysius’ Missverständnissen oder Vei-wirrung gesprochen haben. Eine 
solche Anklage bew’eisst fast immer, dass wr entw'cdcr Dionysius oder 
tüc Römische Geschichte nicht verstehen. Es hilft nichts , dass man hie 
und da, wo es beliebt, das alte System der Selbstüberhebimg verlassen : wir 
müssen es ganz aufgeben und auf die richtigen Grundsätze der Geschichts- 
schreibung zurückkommen. Inzwischen erkennen wir dankbar den Fort- 
schritt , welchen die Erkenutniss der ältesten Römischen Geschichte in 
weitem Kreisen zu machen scheint, an. 

2) In hohem Grade trifft dieser Vorwmrf auch das ausführliche Werk, 
welches A. Schwegler über die Römische Geschichte begonnen hat. Er 
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nimmt natürlich auf das Entschiedenste für die Plebejer Partei: was sic 
thiin, wird gepriesen, die Patricicr bekämpft, beides gegen die Ueberlieferung 
der alten Schriftsteller, welche sich in der Beurtheilmig der Geschichte 
ihres Volkes viel ruhiger zeigen als unsere Gelehrten. Es macht einen 
wunderlichen Eindruck, wenn mau sie über die Schuld oder Enschuld von 
Coriolan, von Kaeso Quinctius, von Manlius Cai)itolinus Betriichtiingen, 
wie sie heut zu Tage in politischen Processen Vorkommen, anstellen sieht, 
während uns in der Ueberlieferung keine Möglichkeit zu eigenem ürtheil 
gegeben ist. Begreiflicher Weise ist damit trotz aller scheinbaren Gelehr- 
samkeit grosse überfliU'hlichkeit und Verkennen des eigentlich Römischen 
Wesens verbunden: mit gleicher Leichtigkeit und gleichem Erfolge hätte 
Schwegler auch chinesische und persische. Geschichte behandeln können. 

3) Dahin gehören die Andeutungen, welche W. Rein in seinem Crimi- 
nalrecht der Römer S. 24 flgd., besonders S. 40, giebt. Auch haben alle 
Bearbeiter des Römischen Criminalrecht.s darüber Betrachtungen angestellt, 
ob und in wie weit dasselbe auf religiösen Sätzen benihe, in wie fern es 
in der Urzeit aus einer Priesterherrschaft hervnrgegangen sei. Ueber die 
Ueberbleibs<'l der Blutrache werden wir selbst später einiges wenige 
sagen. 

4) Bei Livitis findet sich keine hierauf bezügliche Aenssenrng. Er 
sagt zwar 1, 8 von Romnlus rocctla ad ronsiimm mnitiludine, qnae 
cflccicscere in po/nr/i t/niiis rorpns nutla rc, praeterquam teqihus , poternt, 
iura derlit ; indessen iura dnre bezieht sich hier mehr auf politische Ein- 
richtungen, auf Gesetze, durch welche die Verfassung geordnet wurde, als 
anf Bestimmwigen des Privat- imd Criminalrechts. 

5) Man vergleiche die genauen und geistreichen Bemerkungen, welche 
I. Rubino in seinen Untersuchungen über Römische Verfassung und Ge- 
schichte (Cassel 18.39) I, 3.52 über Bedeutung und Gebrauch des Wortes 
le.x macht, und über leqes puhUcae denselben S. 354. Minder richtig er- 
scheinen die Aeiisserungen von L. Lange Römische .Vlterthümer I S. 236. 

6) Ehemals glaubte man, Cicero habe sein Werk ülter die Gesetze 
vollendet und es seien mir die drei letzten Bücher verloren gegangen, ln 
neuerer Zeit kam man zu der Ueberzeugung, Cicero habe es nicht vollen- 
det und namentlich den Theil, der das Privatrecht umfassen sollte, nicht 
geschrieben: er wurde entweder durch politische Thätigkeit gehindert oder 
scheute die. Studien, w-elche zu einer Darstellung des Privatrechtes nöthig 
waren. Man sehe in den Berliner .lahrbüchern für wissenschaftliche Critik 
1842, II, 216 C. G. Zumpts Anzeige von 1. Bakes Ausgabe der Bücher 
Ciceros de legibus. Indessen wie man auch daihber urtheileu mag, jeden- 
falls verstand Cicero unter dem Ausdruck Gesetze ebensowohl die auf das 
öffentliche, wie die auf das Privat- und Criminatrecht bezüglichen. 

7) Es hat dies Ruhiiio a. a. 0. S. 117 gethan. Ich stimiue demselben 
vollständig in seinen sonstigen Auseinandersetzungen über die königliche 
Gewalt, bei: er entwickelt sie ebenso logisch folgerichtig als der Römischen 
Anschauung gemäss. Sie galt sicherlich nach den Ideen der Römer als 
ursprünglich, als Quelle alles göttlichen und menschlichen Rechtes. Aber 
dies hindert nicht, dass sie dennoch nicht nur thatsächlich durch die Macht 
der Umstände, sondern auch dem obersten Grundsätze nach beschränkt 
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war. Je trefflicher uns aber Rnbinos ganze Darstellung erscheint, um so 
mehr war es nothwendig, die abweichende Meinung über einen Punkt aus- 
führlich zu begnmden. 

8) Es ist liiermit also vollständig die Beweisführung bei Rubino a.a.0. 
S. 118 uiul besonders S. 119 widerlegt. Er hebt es namentlich hervor, 
Servius Tullius habe „die neue. Tribuseintheilung und das Ceususwesen mit 
allen dai-an geknüpften jxditischeu Rechten allein nach freiem Ermessen” 
eingeführt. Wir haben gezeigt, dass er bei zwei damit zusammenhängen- 
den Verfassungsgesetzen die Einwilligung der Volksversammlung einholte: 
er wird es also auch wohl bei den übrigen Einrichtungen, soweit es nüthig 
war, gethan haben. Ferner wird dadurch widerlegt Rubinos Bemerkung, 
(iass die Römischen Sehriftsteller , wo sic von Einrichtungen der Kftnige 
sprechen, ..Vusdriieke, die auf einen Antrag oder einen Beschluss in der 
Volksversaniudung hindeuten, sorgfältig vermeiden und dagegen solche, 
wählen, welche die Machtvollkommenheit der Könige deutlich bezeichnen.” 
Dies ist nicht der Fall, eben so wenig wie seit Einfiihnuig der Republik 
„legelmilssig" die Worte lulil, ragaril u. s. w. gebraucht werden. Rubino 
sammelt eine Menge Stellen, wo die Sehriftetcller von den Königen sagen 
iura tledit, insliluil, iVunwi diritii auclor iuris fuit, Seruius 
eondilvr amnis in cirilale dis criminis, con s li luit und ähnlich. 
Aber diese .Vusdrücke finden sieh auch von den rcpublieauischen Beamten, 
welche, wie es feststoht, nur mit Einwilligung des Volkes Verordnungen 
erlassen konnten.’ Häufiger mögen sie bei den Königen sein; aber die 
Ueberlieferung über sie war auch kürzer und wunde von den Lateinischen 
Sehriftstelleni nicht willkührlich ergänzt. Wenn Cicero de rep. 11, 14 
von Numa sagt, animos proposilis legibus - miligntit , so liegt darin 
nicht, dass er s<3rgsain den Gedanken an Beschlüsse einer Volksversamm- 
lung abweisen wollte; denn proposilis kann sich oben so gut auf ein 
Vorschlägen zur Bestätigiuig als auf ein Aufstellcn ohne eine solche be- 
ziehen. 

9) Rubino a. a, 0. S. 120 fugt hinzu, der einzige erfolgreiche Wider- 
stand gegen die Anordnung eines Königs sei von dem Augur Attus Navius 
gegen den älteren Tarqnitiius ausgegangen. Nämlich die „ constituirende ” 
Gewalt des Königs sei nur die Befugniss gewesen , die l)estchenden Einrich- 
tungen zu ei-weib’ni , sie fortzubilden und nach den Bedürfnissen des Staa- 
tes neue hinzuzufügen, nicht aber das Recht, die alten nnfzidieben. Dieser 
Grundsatz möglichster Erhaltung des Althei-gebrachteii geht allerdings durch 
die ganze Römische Verfassungsgeschichte und hängt mit religiösem Aber- 
glauben zusammen. Aber wemi man eine Verfassungsändenmg nur in gänz- 
licher Aufhebung des .Alten sieht, hat eine solche niemals stattgefunden 
und es ist unnütz, von der „constituirendeu” Gewalt der Könige überhaupt 
zu reden. R:ibino hebt durch diesen Zusatz seine ganze Auseinander- 
setzung über dieselbe auf. 

10) Den ereten Gnind der Verdächtigung spricht L. Lange Römische 
Alterthümer 1, 237 aus. Er fasst die W'orte von Pomponius so auf, als 
seien die leges regiae auf Anti-ag des Königs vom Volke als leges curiatae 
beschlossen worden. Das kann Pomponius allerdings meinen, aber noth- 
wendig ist es nicht, dass er es meint. Man kann seine Worte auch so ver- 
stehen, als befönden sich die leges ntrialae unter den leges regiae mit an- 
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dem Gesetzen. Wir werden später auf diesen Punkt zurückkommen. Den 
zweiten Verdnebtsgnind gegen Pomponius’ Naclirieht fi'djrt Rubino a. a. 0. 
S. 124 an. 

11) Diese .Stellung des Königthums eben so richtig als überzeugend 
naehgewiesen zu haben, ist da-s Verdieust von Rubino a. a. 0., besonders 
S. 127 ügd. Ich darf dieselbe hier als sicher und bekannt voraussetzen. 

12) Auch dieser Lateinische Sprachgebmuch ist treffend erläutert wor- 
den von Rubino a. a. 0. S. 365 ügd. 

13) Ks ist wahrscheinlich, dass der Krklärer des ins Pniiirianum jener 
C. Granius Flaccus Licinianus ist . von dem man kürzlich etwas längere 
historische Fragmente aufgefunden hat. .S. h. Aug. Fr. Veriz C. (Irani Li- 
ciiiioni i/uac su/utsuhI (lierol. 1857j p. XII und Grani Liciniani quae iii- 
persunl. Edidit pliilologonim BoniteHiiinm keplat ( Lipsiae 185H ) p. XIX 
und die sonstigen Erwähnungen desselben gesammelt p. 46. Für unsern 
Zweck genügt es festzusb'llen , dass derselbe zu Caesars Zeit gelebt hat. 

14) Viel zu weit geht also in seiner Critik der neueste Beaibeiter der 
Römischen Giwchiehte, A. Schwegler Rüni. Gosch. 1, 24, der den Urheber 
der Sammlung für epie völlig a]iokryphe Person erklärt und dies als Grund 
benutzt, um die Aechtheit derselben zu verdächtigen. Dieser Schluss ist 
ganz ähnlich, als wenn etwa wegen der Unsicherheit, die über den Namen 
und Vornamen von Plautus herrscht, dieser für eine apokryphe Person er- 
klärt und die unter seinem Beinamen überlieferten Stücke verdächtigt 
würden. 

15) Diese Gestdze der Könige sind gesammelt und zuerst critisch ge- 
sichtet worden von E. Dirkseii Versuche zur Critik und Auslegung der 
Quellen des Römischen Rechtes nr. 6 H. 234 — 3GS. 

16) Diese Ansicht nebst den angegebenen Gründen ist ausführlich und 
mit grosser Gelelirsamkeit entwickelt worden von Rubino a. a. 0. S. 400— 
430. Er beweist zuerst (S. 400 — 403), dass ein ansehnlicher Theil jener 
leget regiae aus religiösen Vorschriften besteht, die von dem Könige allein 
als obersten Priester, ausgehen mu.ssten, ferner dass auch die Decemviral- 
gcsetzgebimg nicht eigentlich d;is iu» simurum umfa.sst hat (S. 403 — 405). 
Der andere Theil der leget regiae besteht aus Gewohnheitsrecht (S. 4t)5 — 
415), dem selbst diejenigen Bestimmungen, welche in das Civil- und Cri- 
minalreeht überzuspielen scheinen, angehören. Es folgt dann die Ausein- 
andersetzung, dass auch die späteren Römer diese Gesetze nicht als Volks- 
rogationeu betrachtet haben, dass aber dennoch der Name lex für diesel- 
ben pa.sst. Diese mit Folgerichtigkeit geführten Erörterungen sind von ent- 
scheidendem Einfluss auf die spätem Gelehrten gewesen, z. B. Rudorff 
Römische Rechtsgeschichte I, 255, Lauge Römische Altcrthümer 1, 237, 
Rein in Paulys Realen cyclopädie IV, 994, Schwegler Römische Geschichte 
1, 25, und es verlohnte sich daher der Mühe, auf die Griinde , durchweiche 
ein bedeutender Gewährsmann für die Gesetze der Könige verdächtigt und 
der ganze Character einer so wichtigen Gesetzsammlung, wie das ins Pa- 
pirianum ist, herabgesetzt wird, näher eiuzugehen. 

17) Dies beweist sein Ausdruck quas in monumenlis habemus an der 
zweiten der angeführten Stellen. Denn montunenla konnte er Granius Flac- 
cus’ Werk nicht nennen ; er deutet damit auf alte Urkunden , entweder auf 
die Pontificalbücher oder auf Paiürius’ luspiüngliche Sammlung. Dass zur 
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Zeit, als Cioero über den Staat schrieb, Granius seine neue Bearbeitung 
der Kfinigsgesetze noch nicht veröffentlicht hatte, stimmt mit den sonstigen 
Nachrichten, welche wir über dieselbe haben. 

18) Selbst noch weiter als bis zur Herausgabe durch Granius Flaccus 

scheint diese Umformung fortgegangen zu sein, ln den Auszügen von Pau- 
lus aus Festus s. v. pelle.x ]). 222 steht folgendes Bruchstück: cid generi 
mu/ierum elintu finena cnnsliluln est a .\uma Pompilio h<tc lege: Petlex 
aram lunoiils ne tungilii -, si Inngel , lunoni rrinibus agnnm foemi- 

naiH cncthiii. Dies ist das vollkommen ausgebildete Latein der spätem Pe- 
riode, wie. es sich in den übrigen von Festus selbst erhaltenen Bnich- 
stücken nicht findet. Vergl. auch Plin. nat. hist. .XIV, 88. 

19) Erst Dirksen in der Anni. 15 angeführten Schrift hat der früheren 
abergläidiisi-hen Verehnmg ein Ende gemacht, aber freilich auch sogleich 
die Reihe der unbegründeten Verdächtigungen begonnen. 

20) Das Ergebiiiss einer längeren Auseinandersetzung bei Rein Römi- 
sches Criminalrecht S. 52 ist folgimdes: „dass das ins Pnpirianum entwe- 
der uralt und ächt, alier bis auf ein paar in priesterlichen Büchern geret- 
tete, Fragmente wieder uiitergegangen, oder neueren upd verdächtigen Ur- 
sprungs, jedenfalls aber nur ein Privatuntemehmen ohne öffentliche San- 
ction gewesen sei.” Schon der Ausdruck, entweder seien die Gesetze alt 
oder neu, zeigt, wie unklar und unbestimmt diese Meinung ist; denn dass 
eines von beiden der Fall sein muss, ist ersichtlich. Dass es ein Privat- 
unteriK'hmen ohne öffentliche Sanetion war, kann man einräuitien: es hat 
nie jemand von den alten Berichterstattern erzählt , es sei die Sammlung 
im Aufträge des Staates unternommen worden. Indessen es lag in der 
Natur der Sache, dass, wenn ein Papirius aus den priesterlichen Schriften 
und Denkmälern eine Sammlung der königlichen Gesetze veranstaltet hatte, 
diese schon ihrer Zweckmässigkeit haltier Ansehen genoss und bei gericht- 
lichen Entscheidungen benutzt wmnle: auf die Quellen selbst zurückzu- 
gelien war lästig und unsicher. Deshalb wird denn auch Papirius bei Pom- 
ponius als der älteste Rechtsgelehi'te angeführt, dessen Ansehen bei Ent- 
scheidung von Rechtsfragen gültig gewesen sei. Und ebenso, als Granius 
Flaccus seine Ueberarl.ieitmig der Papirianischen Gesetzbücher unternom- 
men hatte, wird man liei stieitigen Fällen (und diese kamen bei der 
ausserordentlichen Stetigkeit der Römischen Verliältnisse auch noch 
später vor: ein ausdriiekliches Zeugniss davon hat man bei Tac. Annal. 
XU, 8 unter Kaiser Claudius): bei streitigen Fällen also wird man auf 
Granius Flaccus zmiickgegangen sein : ans ihm sind wahrscheinlich alle 
bei Festus angeführten Bnichstücke des Papirianischen Rechtes entnommen. 
Die Gründe, welche Rein für seine Meinung anführt , sind zum Theil schon 
in unserer Darstellung beriihrt und widerlegt worden! die andern sind 
folgende: „Wenn die älteste Geschichte Roms , wenigstens unter den ersten 
vier bis fünf Königen für mythisch zu halten sei, wie könne dann von 
ächten Gesetzen der einzelnen Könige die Rede sein?” Dies ist ein 
Schluss aus einer Vermuthung und einer sehr unsichern Vermuthung: selbst 
wenn die ältesten Könige Roms mythisch sind , konnten sich dennoch ihre 
Persönlichkeiten friihzeitig festgestellt haben. Alle Regeln der geschicht- 
lichen Critik können nur dafiu- sprechen, aus den Nachrichten des Papi- 
rianischen Gesetzbuches auf die Existenz der Könige zu schliessen, nicht 


AnnuTkuiigc'ii. - 


409 


umgekehrt durch das Abläugnen dieser auch jenes zu verdächtigen. Fer- 
ner benift sich Rein darauf, vor den XII Tafeln habe kein gesobriebenes 
Recht bei den Römern existirt. Diesen Punkt l>eriihren wir in unserer 
Darstellung, werden ihn auch später ausfiilirlichcr widerlegen. Weiter 
sagt er, als dui'cb den Gallischen Brand die meisten Urkunden und Ge- 
setze untergegangen wären, sei die Wiederherstellung deraelbon durch die, 
Priester und Patricier erfolgt, und von ihnen dürfe man keine grosse 
Gewissenhaftigkeit erwarten. Diese Beinerkimg erinnert an die einseitige 
politische Beurtheilung, mit der man die alte Römische Geschichte über- 
haupt betrai'htet. Priester und Patricier werden die alten Satzungen und 
Gewohnheiten, so viel sie konnten, zu ihrem Vortheil benutzt haben, gerade 
so wie die Plebejer die neu erlassenen Gesetze und VoiTOchte auslniuteten ; 
aber den erstem deshalb Fälschungen aufzubürden sind wir in keiner Weise 
berechtigt. Endlich führt noch Rein den Grand an , die alten Restitutions- 
versuche seien frühzeitig in Vergessenheit gerathen oder imtergegangen 
und die Römischen Historiker hätten in später Zeit gelebt und Critik nicht 
verstanden. Dass der erste Theil dieser Behauptung nicht richtig ist, be- 
weist die Arlieit von Granius Flaccus, die unmöglich gewesen wäre, wenn 
die Papirianischen Sammlungen nicht mehr existirt hätten. Das verhält- 
nissmässig späte .Auftreten der Römischen .Alterthumsforscher ist richtig; 
aber unerwiesen, dass sie keine Critik geübt, und selbst wenn dies der Fall 
wäre, standen sie den Thatsachen und Quellen doch so viel näher, als 
wir, dass wir mit ihnen nicht wetteifern können : es fehlen uus die noth- 
wendigen Grandlagen, um eine richtige Critik üVien zu können. Diese 
selbigen Gründe mit denselben Ergebnissen führt Rein in Paulys Realen- 
cyclopädie IV, 99,5 an. .Auch bei Schwegler Römische Geschichte I, 24 
finde ich keine bestimmte Ansicht über den Character des Papirianischen 
Gesetzbuches, nur allgemeine Verdächtigungen. Er läugnet entschieden 
die .Authentie dieser sogenannten königlichen Gesetze: sie, wären uralte 
Priester -Satzungen und gewiss erst viel später aufgezcichnet worden : die 
Zutheilnng derselben an die einzelnen Könige sei vollends ein Werk sub- 
jectiver Combination. Mit dieser .Ansicht stimmt nicht seine später aufge- 
stellte Vermutlmng , das ganze iui Fapirianum sei in verhältnissmässig erst 
später Zeit aus den Pontificalschrifteu gefertigt worden. Wenn man dieser 
Compilation den Namen des Papirius versetzte, so sei dies wahrscheinlich 
geschehen mit Rücksicht auf die uralte , längst eingegangene Papirische 
Gesetzsammlung, von der sich, wie man aus Dionysius sälie, eine dunkle 
Kunde erhalten hätte. Während Schwegler also zuerst eine viel später er- 
folgte schriftliche Aufzeichnung annimmt, glaubt er hier an eine wirkliche 
Papirische Sammlung, die doch auch irgend wie aufgezeichnet sein 
musste. Aber diese soll untergegangen sein. Weshalb, sieht man nicht 
ein, da die fünfzig Jahre spätere Gesetzsammlung der zwölf Tafehi sich 
nachweislich erhielt. Indess Schw'cgler setzt noch hinzu : „der Name Pa- 
pirius scheint überhaupt in der spätem Tradition eine typische Bedeutung 
gehabt zu haben, als schriftstellerische Auctorität in sacralen Dingen: 
Grund genug , diesen Namen einer Sammlung sacralcr Normen vorzusez- 
zen.” Es soll also doch keine eigentliche Papirische Gesetzsammlung 
gegeben haben , sondern nur die vorhandene auf diesen Namen gePälscht 
worden sein. Gegen so unklare Vorstellungen , welche voll von Innern 
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Widersprüchen sind, anznkärapfen ist misslich. Die von Schwegler ange- 
führten Gründe sind in unserer Darstellung theils schon besprochen wor- 
den. theils werden sie später beriihrt werden. Viel vorsichtiger üus.sert 
sich RudorfF Römische Rechtsgeschichte 1, 257 : „Die ängstlii'he Ueberein- 
stimmiuig mit dem seit dem fünften Jahrhundert angenommenen Canon 
der Königsgeschichte , sfidaim die Sprax'he und der Titel ins mit dem Na- 
men des Sammlers, wie er im fünften luid sechsten Jahrhundert für ähn- 
liche. Rechtssammlungen öfter vorkommt, bezeugt den jüngeren Ursprung.” 
Wir haben diese Ansicht lierücksiehtigt, ohne dabei Jedoch die Existenz 
einer alten Sammlung, wie sie durch die Sehriftsteller bezeugt ist, zu läug- 
nen. Dies sind die Meinungen einiger bedeutenden Forscher der Neuzeit: 
die übrige weitläuftige Literatur über diesen Gegenstand sehe man bei 
Rein und Schwegler a. a. 0. 

21) In der früher angeführten Stelle von Cic. de rep. V, 2, 3 heisst 

es von Numa zwar handschriftlich yi<» eliam srri/jtor fuissel; dass 

diese Worte indessen verdorben sind, lehrt der Augenschein und die rich- 
tige Verbesserung findet sich in den Ausgaben. Um so weniger durfte 
Schwegler a. a. 0. S. 25 diese Worte als angi'blichen Beweis dafür anfüh- 
ren, dass Numa keine Gesetze aufgeschrieben hätte. 

22) Von einem Gesetze kann man dies nachweisen. S<u-vius zu Virg. 
Aen. VI, 860 citirt ein Gesetz des Königs Numa über spolia opimn. Eben 
dasselbe erwähnt Festus p. 189, setzt aber hinzu, es stände in den libri 
pontificum und Plutarch. Marc. 8 führt es aus den Ü7ioii.vyjp.aTa an. Daraus 
darf man weder schliessen, es sei nicht Gesetz Numas gewesen (denn es 
wird ausdiiicklich so genannt), noch auch, es habe nicht in dem in* Pa- 
pirinnum gestanden. Man kann aunehmen, es habe auch in den priester- 
lichen Büchern gestanden. Da sonst Festus nur Granius Flaccus’ Bearbei- 
tung benutzt zu haben scheint, hat er dort vielleicht auch diese Bemer- 
kung gefunden. 

23) Er lässt IV, 36 diesen König in einer Rede, in der er dem Römi- 

schen Volke seine Verdienste um die Freilieit auseinandersetzt, folgender- 
massen sprechen: ?{ yt xzl vtyv bgeU foiuzaT^ poi. Traripiuv 

•.fuXoTTovTE; uapaSoyi;, ov)/ ZTiaoav fßaoXfjÖTjv dXX« v<5|j.oj{ te ÖTtEp 

T(üv zupuuTÖTfuv xciTa5Trj<ic<piEV(i; . 'j’Ji Stiuvtc; Ex'jpuisaTE, xatä tojvou; 
Optv ditföwx« 3i?(!v5i zi dlxaia xcd Xag^dvEiv xai ai>z6; f;r,Tat'äpTjv upiB- 
Toc. oI{ loptoa xavi tiSv öXXiov Stxai'oi;, tuouEp ISuott,; uEiÜi/piEvcit. Als 
Besonderes führt er hier noch lui, da.ss der König bei seinen eigenen Pri- 
vatstreitigkeiten keine bevorzugte Stellung in Anspruch nahm, sondern 
sich den allgemeinen Ge,setzen fügte. 

24) Aber nur ein vom Volke ernanuter Beamter kamt seine Gew'alt 
oder Theile derselben au einen Stellvertreter übertragen, nicht Jemand, 
der selbst nur eine mittelbar übertragene Gewalt hat. Dieser Gnindsatz 
lässt sich durch viele Beweise aus dem Römischen Staatsrecht darthun und 
hat neuerlichst durch Gap. 25 des Stadtrechtes von Salpensa eine bemer- 
kenswerthe Erläutenmg und Bestätigung erhalten. 

25) Siehe Liv. I, 41; Dionys. IV, 5; Zon. VII, 9 imd vergleiche Ru- 
bino a. a, 0. S. 298, der indessen aus diesem einen ausserordentlichen 
Falle eine allgemeine Regel zu machen scheint. 
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26) Dionysius giebt als Fol«e der von Tarquinius gescliehcnen Aufhe- 
bung von Servius’ Gesetzen an , die Plebejer seien wieder wie friiher von 
den Patrieiern in den Privatstreitipkeiten übervortheilt worden. Es scheint, 
der Xachtheil lii^ in zweierlei, einmal darin, dass die Richter nicht mehr 
nach Ucbereinkunft der Parteien gegelien, und zweitens darin, dass sie 
nicht an die Gesetze gebniiden waren. Deshalb wurden die Armen von 
den Wohlhabenden unterdrückt und Tan|uinius hinderte dies nicht, so sehr 
er auch sonst bemüht war, den politischen Einfluss der Patricier zu 
.««•hwächen. Schwegler Rfimische Ge.schichte 1, 72ü spricht über diese Ein- 
richtungen des Künigs Servius Tullius nur sehr oberflächlich, kann aber 
doch nicht umhin, sein ..grhsstes Misstrauen” gegen die Ueberliefenmg bei 
dieser Gelegenheit auazusprechen. Sicherlich befindet er sich im Irrthum, 
wenn er die von Dionysius IV, 25 und 36 erwähnten ßo'jXj’jxai für „ein 
Consilium von Senatoren” erklärt und annimmt, einem solchen habe Ser- 
vius die. Privatstreitigkeiton zuge»nes<m. Von Geschworenen kann damals 
nicht die R<‘de sein und war l»ei den Rümern niemals die Rede in Pri- 
vatpro<'essen : ein roHsilium im andt'ru Sinne, d. h. als Beirath, ist nur 
denkbar als üutei-stützung eines Beamten, der die Hauptrolle spielt und 
allein die Verantwortimg ti-ägt. Der Senat als Senat endlich ist nie eine 
richterliche Behörde gewesen. Somit bleibt nur diejenige Möglichkeit übrig, 
der wir in unserer Darstellung gefolgt sind. Ausführlich ülmr das Ge- 
richtsw(‘sen unter Servius Tullius handelt Ph. E. lluschke die Verfassung 
des Königs Servius Tullius S. 583 — 610. Indessen seine Annahmen gehen 
von eigenthümlichen Ansichten aus : er begiebt sich auf ein Feld von Ver- 
muthungen, wohin zu folgen mir weder meine historischen und critischon 
Grundsätze gestatten, mich meine Phantasie ausreiebt. 

27) Dies halH'n wir in uns<“rer Abhandlung </e honorihus dii inioris Cnc- 
saris in nnsern Sludin Hornnna (Beiul. 1859) p. 241 ausführlich auseinan- 
der gesetzt. 

28) ln neuester Zeit hat dies Lange Römische .Vlterthümer 1 , 273 ge- 
than , während Rubino Untersuchungen S. 304 und Becker Römische Alter- 
thümer 11, 1, 338 es nicht thaten. Der Letztere hatte geäussert, es habe 
freilich sehr den Anschein, als sei bei L. Brutus das Amt eines iribiiiius 
celerum mir eben zur I-egitimation des Verfahrens bei Vertreibung der 
Könige erdai-ht worden. Daraus macht Lange „einen zur nothgedrungenen 
Legitimimng der Revolution ersonnenen .Vnsprach.” Wie unbegründet 
diese Verdächtigungen der Ueberliefenmg sind, ist einleuchtend. Aber 
selbst wenn die R«le von Brutus, ja wenn auch die Thatsache, dass er 
Irihunus celerum gewesen sei , ersonnen sein sollte : jeilenfalls waren die 
Römischen Geschichtsschreiber der ,\nsi<-ht, dass ein Reiterobei'st die V'olks- 
versammlung berufen und politische Befugnisse ausüben könnte. 

29) Dies hat Rubino a. a. 0. 8. .300 gezeigt. Die classischo .Stelle über 
den praefectu» urbi ist bekanntlich bei Tacitus Ami. VI, 11; sie ist so aus- 
führlich und antiquarisch genau, dass darnach keine Zweifel filier die Be- 
fugnisse dienes Beamten hätten entstehen sollen. Dennoch sind sie erhoben 
worden. Lange Römische Alterthümer 1, 274 spricht ilnn die Befugniss des 
Rechtsprechens ab, in oflfenbarem Missbrauch der Critik, da die richter- 
liche Gewalt des praefeclus ausserdem noch von Pom|)onius envähnt und 
durch die angeführten Beispiele der Praefecten des Latinerfestes bestätigt 
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wird. I)or Stadtpräfect stand Rogcn den König und später gegen die. Con- 
suln ganz so, wie nar-b dem Stadtreeht von Salpensa c. 25 die Präfecten, 
welche von den Duovirii der Municipien während ihrer Abwesenheit eingesetzt 
werden: sie lialien alles Recht, w'ie die Duovirn selbst, nur dass sie nicht 
wieder ihre Befugniss an einen Präfecten ülwrtragen können xmd dass sie 
nicht nach geführtem Amte dieselben Ehrenrechte erlangen, wie die Duo- 
virn nach dem Ende ihres Amtes. Man vergl. darüber meine sindia Ho- 
mana p. 282. Freilich auch bei den alten Antiquaren selbst hatte es Zwei- 
fel gegeben über die Aratsbefugnisse des Stadtpräfecten ; sie werden bei 
Dell. XIV, 8 mitgctheilt, sind aber von den neueren Gelehrten nicht recht 
verstanden worden. Junius Gracchauus läugnete, praefeclum urln La- 
litmnim cauta relirlum senalvm huhere poite — qtioniam ne Senator 
quuhm sit neque ius haheat snitenliae dicendae , cum ex ea aeliile prae- 

feciMs fmt , quae non $ii senaioria. Dagegen VaiTO behauptete, er 

könne den Senat berufen, \amque et Iribunis plehis senalus habendi 

ins erat f quamquam senatnres non essent ante Atiniuin plebiscilum, Aus 
diesem Streite darf man nicht Schlö.sse auf den Stadtpräfecten der 
Königszeit machen, der damals und noch lange nachher aus Senatoren, 
welche angesehene Aemter bekleidet hatten, genommen wurde. Die Frage 
war, ob ein Niehtsenator den Senat berufen könne und über diesen 
damals thatsächlich nicht vorkommenden Fall waren jene Antiquare 

verschiedener Meinung. Hatte der Stadtpräfect das Recht, die Volksver- 
sammlung zu benifen? Man längnet es jetzt und der Fall mag nicht vor- 
gekommen sein; denn wenn die Consuln im Kriege waren, war es auch 
das Volk. Aber Livius glaubte ea. Er erzählt 1, 60, Sp. Lucretius habe 
als prnefertns ur/ii die Centuriatcoraiticn gehalten, in denen nach Vertrei- 
bung der Könige die ersten Consuln gewählt wuirden. Sicherlich ist die 
Nachricht ungenau; denn, sobald man Tarquinius nicht als König aner- 
kannte, konnte man auch den, welchen er als Praefecten bestellt batte, 
nicht mehr anerkennen. Livius wollte nur sagen, Sp. Lucretius sei vom" 
Könige als Stadtpräfect zurückgelassen worden. Richtiger ist die Erzäh- 
lung bei Dionys. IV, 76, der Sp. Lucretius zum interrex erwählen lässt 
Dennoch ergiebt sich auch aus dem tmgenauen Ausdruck , dass Livius dem 
Stadtpräfecten das Recht , eine Volksversammlung zu benifen , nicht ab- 
spraeh. 

30) Es ist dies Schwegler in seiner Römischen Geschichte II, 133. Er 
hat aber darin entsclüeden Unrecht, dass er behauptet, schon die späteren 
Römer hätten keine zuverlässige Antwort mehr auf die Fragen über die 
Entstehung und Bedeutung der Quästur gewusst: die Tradition sei so 
lückenhaft und zusammcnhangslos , so voll von Widersprüchen , dass sich 
der wirkliche Thatbestand nicht mehr ermitteln lasse. Im Gegentheil wir 
haben über die Quästur zahlreiche, bestimmte und auf genauen Studien be- 
ruhende Nachrichten , wie von wenigen Punkten der Römischen Verfassung. 
Es war die Aufgabe der neueren Forschung, die.se Nachrichten sorgfältig 
und ohne vorgefasste Meinung zu erklären und aus ihrer Uebereinstim- 
mung ein Gesammtbild zu entwerfen. Diese Aufgabe aber haben die Ge- 
lehrten nicht erfüllt, trotzdem ihre Untersuchungen über diesen Punkt 
zalilreich gewesen sind. Man sehe die Literatur bei Schwegler a. a. 0. 
S. 131. 
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31) Das Erstere hat gethan Rubino üntersui-hungen S. 318: er erklärt, 
das Ucbergewicht falle entscbieden auf die Seite von Taeitus und zwar aus 
drei Gründen, welche die Glaubwürdigkeit von Juuius Gracchauus herab- 
setzen sollen. Seine geleinten Untersuchungen, sagt Rubino, seien die 
ersten Versuche der Kümer in dieser Richtung gewesen und verdienten deshalb 
weniger Glanljen als die der späteien Gelehrtmi. Dieser angebliche Grund 
spricht in diesem Falle sogar für Gracchauus. Denn, wenn jetler spätere 
auch der bessere ist, so mu.ss Ulpian mehr Gewicht haben als Taeitus, 
zumal da er Jurist war und als solcher mehr Interesse, vielleicht auch 
mehr Geschick hatte, die Geschichte der Römischen Beamten aufzukläi'en, 
als ein Geschichtsschreiber, dem es zunächst auf die geschmackvolle Dar- 
stellung der Ereignisse seiner Zeit ankam: beruft sich also Uliiian auf 
Gracchauus, so muss er ihm Ix'sondere Glaubwürdigkeit beigemessen und 
sein Zeugniss miter den andern, welche über denselben l’unkt existirten, 
(und Ulpian citirt in seinem Fragment noch andere Gewährsmänner) für 
richtig gehalten haben. Ferner „die Autorität von Juniu.s insbesondere, 
sagt Rubino, hätte nicht hf«:h gestanden: in den meisten Fällen, wo er 
angeführt sei, würde er auch widerlegt”. Dies ist nicht richtig. Ausser 
den zwei von ihm aufgestellten Etymologien, die Varro V, 48 und 55 bil- 
ligt, führt Ulpian im Vi'rlauf seines Exceiptes über die Quästoren eine 
Ansicht von ihm an, welche Andere theilten. V'on seinen drei angeblichen 
liTthümern betreffen zwei die Zeitrechnung, eine schwierige und einzeln 
für sich bestehende Wissenschaft, den dritten über den pntrfeclus urbi haben 
wir oben Anm. 29 beriihrt und als einen theoretischen Streitpunkt, ohne 
thatsächliche Begründung, erwiesen. Es ist kein Gnmd, deshalb zu mei- 
nen, er habe sich hiei-, wo cs sich um das thatsächliche Vorkommen von 
Quästoren handelt, geirrt. Selbst die Mühe, die man sich mit seiner 
Widerlegung giebt, kann als Beweis für das Ansehen, in dem er stand, 
dienen. Endlich hat Rubino ihm sogar einen jmlitischcn Grund unterge- 
schoben, der sein Urtheil verfälscht haben soll. Er war ein Freund von 
C. Gracchus (Plin. nat. hist. XXXUl, 36) und soll nun, um die quae$lxones, 
welche nach seines Freundes Ennordung gegen dessen Anhänger vom 
Senate ohne Zuziehung des Volkes gerichtet wurden, zu brandmarken, be- 
sonders hervoigehoben haben, die Könige hätten ihre quaestore$ durch das 
Volk wählen lassen. Nicht bloss hervorgehoben, sondern ganz und gar 
erdichtet müsste er dies haben, wenn sein Bericht keine Glaubwürdigkeit 
haben soll, und den alten Schriftstellern, die seine Nachrichten annahmen 
und weiter verbreiteten, wird eine wundei'bare Blindheit über die Gründe 
einer solchen angeblichen Erdichtung zugeschrieben. Endlich welche un- 
sichere und doch selbst den Character des Gewährsmannes herabsetzende 
Veimuthmig ist das Ganze! Sie beweist nur, wie schwer es ist, sich von 
dem einmal in der Zeit liegenden falschen Systeme der Critik fiei zu 
halten. Denn sonst zeigt Rubino überall die grösste Bc.sonnenheit imd 
Achtung vor der üeberliefenmg. Beigetreten ist seiner Ansicht z. B. Geib 
Geschichte des Römischen Criminalprocesses S. 72. Es ist nicht zu ver- 
wundern, dass andere Gelehrte mit gleicher Entschiedenheit einen Irrthum 
von Taeitus angenommen haben, dem sie, ohne besondere Giünde auzufüh- 
ren, wo er nicht gelegentlich, sondern in antiquarischer Unterauchung und 
im Vergleich mit seiner Zeit spricht, in der Hauptsache Glaubwürdigkeit 
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absprechen. Sie berufen sich (so Becker Römische Alterthümer II, 2, 342) 
auf Niebuhrs (Römische Geschichte III, 645) Urtheil über Tacitus: , welcher 
merkwürdig darthue, wie fremd ihm alle Bestimmtheit der Vorstellungen von 
altstaatsrechtlichen Verhältnissen war”, ein Urtheil, aus dem nur jenes Gelehr- 
ten oft und von Vielen gerügte Selbstverblendung und Ueberhebung hervor- 
geht. Freilich ein gleiches, nur noch in gröberen Ausdrücken, gefasstes 
Urtheil über Tac-itus fällt Schwegler Römische Geschichte I, 115 und be- 
legt es mit den Punkten , in welcher er selbst von ihm abweicht. Dies 
nennt man in unserer Zeit, Critik in der Geschichte üben! 

32) Ausführlich haben wir über die lex curiala sowohl der Königs- 
ais der republicanischen Zeit gesprochen in einem längeren E-veurs zu 
unserer Ausgabe von Ciccros Reden de lege, ngrarin (Berol. 1861) und da- 
bei auch das Curiatgesetz , das über die Quästoren gegeben wurde, be- 
handelt. Dort wird man mehrere Beispiele von der lex curiala de imperio 
finden, sowie eine Darstellung, wie dieselbe, als die königliche Macht an 
viele Beamten übeigegangen war, dennoch alljälirlich zusammen für alle 
gegeben zu werden pflegte. 

33) Ich verstehe also die Worte von Tadtus lex curinta-a L. liruto 
re/ietiln anders als Becker Römische Alterthümer U, 2, 333. Dieser meint, 
Brutus habe das Curiatgesetz aus der königlichen Zeit „bei behalten”; einen 
andern Sinn könne repetita nicht haben. Ich bezweifle dies: es müsste 
inde repetita hcissen; repelere allein kann nicht bedeuten „von dort her- 
holen.” Er glaubt auch, die lex curiala der ersten Consuln sei zu Taci- 
tus’ Zeit nicht mehr authentisch vorhanden gewesen. Vielleicht oder wahr- 
scheinlich nicht in denselben Worten, aber doch sicherlich dem wesentli- 
chen Inhalte nach, der Jahr für Jahr seit Einsetzung der Consuln wiedei'- 
holt worden war. Sonst schreibt man Tacitus, der von einem noch zu 
seiner Zeit möglichen Beweise spricht, eine Unwahrheit zu. 

34) Natürlich beruht unsere Darstellung über die Art und Weise, wie 

sich die lex curiala fortgepflanzt habe, nur auf einer Vermuthung. Sicher 
wissen wir nur, dass Jährlich für alle curulischen Beamten zusammen, und 
sonst ausserordentlich für ausserordentlich ernannte Beamte ein Curiatge- 
setz gegeben wurde: Näheres über seinen Inhalt ist nicht bekannt. Dennoch 
ist jene Venuuthmig wahrscheinlich. Ganz so ist Ixischafl'eu die sogenannte 
lex regia de imperin in der es auch bei jeder einzelnen Amts- 

befuguiss, welche dem neuen Kaiser beigelegt wird, heisst ita uii lieuil 
dien Aug. Ti. Julia CiiesaH Aug., Ti, Claudio Caesnri Aug. Geriuanico oder 
ähnlich. Weiteres findet man in der von uns ajigefühi-ten Abhandlung. 

35) Eine Vereinigung der Nachrichten von Tacitus mid Ulpian hatte 
schon Huschke Verfassung des Königs Servius Tullius S. 400 versucht. 
Ohne das Cui iatgesctz zu ci-wälmen , erklärte, er das Wort deligere bei 
Tacitus als „in Vorschlag bringen” , wodurch eine Bestätigung durch das 
Volk keineswegs ausgeschlossen wäre. Er wui-dc deshalb mit Recht von 
Rubino a. a. 0. S. 318 getadelt. Aehnliches hatte .schon Abraliain in einer 
Note zu Cie. Phil. 11, 20 behauptet. 

36) Ein Beispiel, in bis wie späte Zeit diese Sitte sich fortpüauzte, 
giebt die berühmte, von uns zuerst (in den Commenlationes epigrapkicae, 
Berol. 1854 ll, 4 flgd.) in Deutschland bekaimt gemachte und erläuterte 
Inschrift von Arrius Antoninus, der sich iuridicus per I In Ham re- 
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gionis Transpad anae primus und praetor, cui primo iuris- 
dictio pupitiaris a sanc li s situ i s imp e r a t o r ihus mandata est, 
nennt. Eui anderes Beispiel aus etwas friilierer Zeit ist bei Henzeu in 
Orellis Insehriftensammlung 64öti, wo T. üomitius Decidius heisst 
gui primus gunestor per Irientiium rilra ordinem prneesset 
aeruriu Sc$iurni. Von den öffentlichen Beanitenverzeichiiissen braucht 
man iiui- die Capitoliuischen Fasten zu vergleichen, um sich von der Aus- 
dehnung dieser Sitte zu überzeugen. 

37) Dies ist die Meinung z. B. von Schwegler Römische Geschichte II, 
137, der alle Angaben von Quästoren vor der Zeit der Zehumäniier für 
Erfindungen von Dionysius hält. 

38) Dies bezieht sich auf Dionysius, der beim Leichenbegäugniss von 
Meuenius Agrippa Quästoren envähnt. Ueber dasselbe berichtet Liv. II, 33 
ganz kurz extuht eum plehs sextniil'ihus cvitiilis in capila, ausfütirlich und 
sclieiubar abweichend Dionysius. Er erzäldt, der Senat habe, als er die 
Bereitwilligkeit der Plebs, das Leichenbegäugniss durch allgemeine Samm- 
lung zu feiern, erfahren habe, den Betrag dafür aus dem Staatsschätze 
bewilligt, Tiüv Jrjpoat'tov fSixoticuae (fj pouXfj) xci dviXtupa yEvfoilai, lott 
Topt'ai; ijuTpf'J/aoa T»jv i;iipfXtiav. Damit man daraus nicht falsche 
Schlüsse über die Existenz stehender Quästoren zu jener Zeit ziehe, be- 
merke ich, dass der Hergang, wenn mau die zweifache Ueberlieferung ge- 
hörig erklärt, folgender war. Die Tribunen schlugen der Volksversamm- 
lung vor, Meuenius’ Bestattung durch eine allgemeine Sammlung der Ple- 
bejer zu feiern. Als dieser Vorschlag angenommen war, wurden sogleich 
vom Volke Quästoren crwälilt, um die Beiträge einzufordern und die Be- 
stattung zu besorgen.. Darauf trat der Senat dazwischen, wies jenen vom 
V^olke gewählten Quä-storen Geld aus dem Sta<itsschatze an imd übertrug 
ihnen die Verwendung desselben. Die Quästoren wollten die Beiträge dann 
zurückgeben, die Plebs aber bestimmte sie für die Hinterbliebenen. Die 
neuern Gelehrten hal)cu diesen Hergang verkannt, besonders Niebulir Rö- 
mische Geschichte 1, f)86. Vergleiche. Scliwegler Römisclie Geschichte II, 233. 

39) Mau kann ülajr diesen Sprachgebrauch vergleichen l.ydus de 
magisir. /, 25, der freilich etliche Verstösse begeht imd ohne Erkenntniss 
des eigentlichen Zusammenhanges der beiden Wörter schreibt. Einen 
Beweis für unsere Behauptungen anzufUhren ist überflüssig. 

40) Man sehe z. B. Becker Handbuch der Röm. Alterfh. 11, 2 p. 334, 
der auf diesen Punkt hauptsächlich seine Untersuchimgeu gründet Aber 
eben so urtheilen auch Miweglcr Römische Geschichte 11, 134, Rein in 
Paulys Realencyclopädic VI, 351 und .\uderc. 

41) Pomponius nämlich gebraucht von diesen Quästoren das Imperfe- 
ctum cüiisiiluebaniur: ,sie pflegten eingesetzt zu werden.” Von der Ein- 
setzung aller übrigen stehenden und jährlii'h erwählten Beamten braucht 
er das Perfectmn. V’on den Consuln heisst es §. 16 consiiiiiii sunt, ebenso 
von den Censoren § 17 , von den Dietatoren § 18 inlerdum prodili sunt, 
von den Volkstribuncu § 20 crearil sibi plebs, von den Aedilen § 21 ron- 
stituerunl, von den Schatzquästorcu § 22 consliluli suul. Dagegen von 
den mngistris eguilum § 19 iujuogebaniur diclaloribus. Ein deutlicher Be- 
weis, wie genau man die VVoife dieses Schriftstellers erklären muss und 
mit welcher Ueberleguug er seine Nachrichten zusammenstellte. 
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42) Ich muss noch einem Eiuwande begegnen, den man au dieser Stelle 

erheben könnte. Dionysius nämlieh nennt diese Quästoren Tajjue'jTixrjv 
f/ovTc; £|ouoiav und später c. 78 öfters Tagia«. Konnte er das, wenn sie 
richteilidie Beamte waren? Musste er nicht vielmehr sagen, wie 

S(diwegler Roinisehe üeschichto II, 135 verlangt? Folgt nicht daraus, dass 
er Toipiai sagt, die Wahraeheinliehkeit, dass die Quästonm, d. h. dieselben 
Pereoneu, zu gleicher Zeit Schatz- und ücrichtslx'amte waren, dass das 
ci-ste ilir Hauptamt war und sie davon ihren Namen hatten? Sicherlich 
nicht. Das Oriechische lapta; hat allerdings nicht die dopimlte Bedeutung 
von t/iKieitur; aber es war der stehende Ausdruck dafür und Dionysius 
vollkommen Imrcchtigt, ihn auch für die Geriohtsi)uästoren anzuwendeu. 
Hätte er einen andern gebraucht, so würde er von Römischen Lesern nicht 
verstanden worden sein und bei üriediisidien die Idee von der Zusammen- 
gehörigk«üt der beiden Quästoren zerstört haben. 

43) Es bleibt noch übrig. Einiges ül)er die letzten Worte der S. 53 
aus Tao. Ami. XI, 22 angeführten Stelle zu sagen. Dort wird ei-zäldt, 
die ei-sten beiden stehendi'n Schatzcpiästoren seien 447 v. Ohr. erwälilt 
worden, um die Con.sulu in den Krieg zu begleiten, später beim Wachsen 
der Geschäfte seien zwei hinzugefügt worden, um dieselben in Rom zu be- 
sorgen. Dies steht in scheinbarem Widerspruch mit Liv. IV, 43, der zum 
Jahre 421 v. Ohr. von der llinzufiigung des zweiten Quästorenpaares so 
erzählt: (Juem/idßiwäiuu belhtm uiinore quam limuei'iml dii/iU’tttiune erat 
perfeclum , sic in wbe ex truiii/iiillo necopinnln tiwle$ discontiarum inler 
plebem et patres exorta ist , coepta ab dupticando quaestorum tiumcro. 
Quam rein praeter davs urbanos quaestores dao ut coasutibns ad miaisteria 
belli praesto essent, a coiisntibiis relatuni cviii et patres saninia upe appro- 
bassent, tribuui plebis cerlaiiien intulerunt , ut pars (iiain ad id tempus pa- 
tricii creali erant) ex plebe fieret. Der Widerspruch sollte darin liegen, 
dass Taeitus das erste. Quästorenpaar für Gehülfeu im Kriege, das zweite 
für Schatzmeister in der Stadt erkläi-te, Livius umgekehrt. Zu entscheiden, 
welche Nachricht an sich richtiger wäre, ist unmöglich. Es ist indessen 
wohl denkbar, dass die Haupteinnahme des Schatzes in der Kriegsbeute, 
die Hauptausgabe im Solde und anderen Kriegskosten bestand , dass also 
zuerst das Bodürfuiss entstehen musste, für den Krieg Quästoren zu haben. 

/ Und dies ist unzweifelhaft der Bericht von Taeitus. Mit ihm lässt sich auch 
Livius vereinen. Dieser giebt nämlich nur deu neuen Gosetzesvorschlag au, 
der dahin ging, in Zukunft sollten zwei Quästoren in der Stadt bleiben, zwei 
andere für den Krieg dienen: welche von diesen fi-ülier dagewesen wären, 
will er gar nicht augeben. Diese Erklärung hatten im Wesentlichen schon 
Eruesti zur angeführten Stelle von Taeitus und Rubino Untersuchungen 
S. 329 gegeben; sie war indess wieder in Frage gestellt worden von Becker 
Handbuch der Römischen Alterthümer II, 2, 338. Dci-selbc hat nicht nur 
Livius’ Worte falsch verstanden, sondern war auch durch unrichtige Be- 
nutzung der früheren, von den Consuln erwählten, richterlichen Quästoreu 
zu der Meinung veranlasst worden, die Schatzquästoren seien von Anfang 
an für die städtischen Bedürfnis;se gewählt worden. Uebrigeus ging der 
Vorschlag, die Zahl der Quästoren zu verdüpi>eln, im J. 420 v. dir. durch, 
mit dem Zu.satze, das Volk solle die neuen Beamten frei aus Patrieieni 
oder Plebejern wälden dürfen, eine Erlaubniss, von der das Volk erst 
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409 V. Chr. Gebrauch machte. Damals wurden also in den Beamtenver- 
zeichnissen wieder Quästoren als primi genannt, aber primi de //lebe. 

44) Dnter den Gelehrten, welche in grosser Zahl die Frage über die 
Anfänge der Quästur behandelt haben, ist cs bisher noch keinem gelungen, 
dieselbe zu beantworten, ohne gegen den einen oder den andern der alten 
Berichterstatter anzustossen; weshalb Schwegler (S. Note 30) ganz auf die 
Beantwortung vei-zichtcte. Er hat aber thatsächlich Unrecht, wenn er die 
Ueberliefei-ung über die Quästoren lückenhaft nennt. Im Gegentheil stützen 
sich die Berichtf^ der Schrift.steller auf so viele geschichtliche Urkunden, 
wie bei wenigen andern Punkten des Römischen Staatsrechtes. Die lex 
curiiitn von L. Brutus musste wenig.stens ihrem wesentlichen Inhalte nach 
bekannt sein: die Quästoren unter Publii«la waren namentlich überliefert, 
ebenso die des Jahres 440 v. Chr.: die Nachrichten sind sogar ausführlich. 
Voll von Widersprüchen almr ist die Ueberlieferung nur für diejenigen, 
welche dieselbe nicht zu erklären vermögen. Abgcselien von der Frage, ob 
die Wahl der ältesten Quästoren durch die Könige und Consuln oder durch 
da-s Volk erfolgte, wobei man entweder gt'gen Tacitus oder gegen Junius 
Gi-acchanus anstiess — abgesehen hiervon nahm man zwei Fälle als mög- 
lich an. Entweder, sagte man, hat cs von Jeher nur eine Art von Quä- 
storen gegebwi, welche die richterlichen und Schatzgeschäftc zusammen be- 
sorgte. Dieser Ansicht waren Rubino Untersuchungen S. 315, Hufmann de 
aedilibus Komaiinrum ( lierol. IS4IJ p. 95; Th. Mommscu Jcnaischc Lite- 
raturzcitung 1844 S. 248; Becker Handbuch der Römischen Alterthümer 
II, 2, 328; Rein in Paulys Roal-Encyclopädie VI, 352; IPnjner de guae- 
sloi-ihus Humanis, 1848, p. 11; zuletzt auch Niemeyer in der Zeitschrift für 
Alterthumswissenschaft 1854 S. 515. Sie stützen sich auf die Nachrichten 
bei Zonaras und auf die vermeintlichen Schwierigkeiten, welche die Ablei- 
tung des Namens guacslur von den Geschäften des Schatzes macht; sie 
verstossen gegen Livius, gegen Plutai'ch, gegen Pomponius, gegen den fort- 
während gemachten Unterschied zwischen den guaestores als Schatz- und 
richterlichen Beamten. Dagegen dic Vcrschiedenheit beider Quästuren neh- 
men, mit kleinen Abweichungen über Einzelnes, an Niebulir Römische 
Geschichte I, 850 und sonst, Walter Geschichte des Römischen Rechts I 
§ 20, Gcib Römischer Criminalproccss S. 57, Ihne Forschungen S. 55, 
Petry de gtiaesloribns liomnnis p. 15. Sie verwerfen natürlich alle Stellen, 
welche sich auf die Einheit der Quästur beziehen und gerathen über den 
Anfangspunkt der Quästoren in Verlegenheit. Die Literatur über diesen 
Punkt geht immer von dem falschen Grundsätze aus, einen Theil der Quel- 
len zu Gunsten des andern Theiles verwerfen zu müssen. Eine Widerle- 
gung der einzelnen Ansichten der Gelehrten ist nach unserer obigen Dar- 
stellung unnöthig: wir haben alle Stellen der alten Schriftsteller erklärt und 
dabei auch auf die hauptsächlichsten Meinungen der Neueren Rücksicht 
genommen. 

45) Also die Erklämng, welche Rein in Paulys Rcal-Encyclopädie VI, 
1, 156 giebt, proiucntio hiesse bis zum Untergänge des Freistaates das 
Hinwenden an die höchste Instanz des Volkes, um einem ungerechten Ur- 
theil zu entgehen , dagegen appetlalio nur das Zuhülferufen der Magistrate, 
ist nicht ganz richtig. Ich begnüge mich dagegen anzufüliren Cic. de leg. 
lU, 3,6 magislratus nee oboedientem et noxium civem mulla, 
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vinculis verberibusve coerceto, n» y ar maiorve potettas po- 
pvlusce prohibessit , ad qttos protocatio esto. Also auch an 
Magistrate findet prorocatio statt. Vergleiche Anmerkung 48. In der Re- 
gel freilich heisst protocaiio B(irufang au das Volk. 

46) Man sehe die Anführungen bei Geib Römischer Criminalprocess 
S. 152. 

47) Eben diese Ansicht ist schon von Rubino Untersuchmigeu S. 431 
in trefflicher Auseinandersetzung entwickelt worden. 

48) So glaubt es z. B. Rein in Panlys Real - Encyclopädie VI, 1, 156, 
aber auch viele Andere. Sie wurden theilweisc dazu verleitet durch die auf 
falscher Vennuthimg beruhende Ansicht, in den Curiatcomitien seien nur 
die Patricier vertreten gewesen. Nur eine Stolle führt man für das Be- 
stehen der Provocation unter den Königen an, Cic. Tusc. IV, 1, 1 j\am 

cum a primo urbis urlu regiis ins til u t i a , partim etiam teyibus^ 
auspicia^ c ae r i m onia e , co mili a f p r ov o ca tio n es , patrum Con- 
silium, etfuitum pedilumgue descriplio, tota res milit aris ^i- 
viiiiltis esset c u ns t it ii t a; aber hier bedeutet p rov oc n («o«e s nicht Be- 
rufungen von den Königen an das Volk , sondern Berufungen an die Könige 
und dass diese von den ältesten Zeiten stattfanden, liaben wir bemerkt. 

49) Die Unterscheidung der richterlichen Gewalt und der Zwangsge- 
walt di'.r Könige, hat zuerst Rubino Untersuchungen S. 440 flgd. aufgestellt. 
Er gelangt ebenfalls zu dem Ergebuiss, dass die Provocation unter den 
Königen nur bei der eretcren gegolten hat. Eine Beschränkung der letz- 
tem konnte erst dann eintreten, als man darauf ausging, die Gewalt der 
Beamten überhaupt zu begränzou. 

50) Zuerst Rubino a. a. 0., namentlich S. 4%, wo er die Ergebnisse 
seiner Untersuchungen zusammenstellt, sodann Köstlin die Pcrduelho un- 
ter den Römischen Königen S. 85 flgd.. Weniger das Sacralsystem und 
das Provocationsverfahren der Römer, Leipzig 1843, S. 244. Auch Geib 
Geschichte des Römischen Criminalprocesses S. 156 äussert sich ähnlich. 
Dagegen anderer Meinung ist besonders Rein a. a. 0. 

51) Diese Ansicht ist hauptsächlich entwickelt worden von Köstlin die 
Perduelliü u. s. w. S. 122; doch hat sich dagegen schon Rein in Paulys 
Real - Encyclopädie VI, 1, 166 erklärt. 

52) Die zahlreiche ältere und neuere Litei-atur über diesen Proccss 
findet man bei Schwegler Römische Geschichte 1, 594 und vergleiche ausser- 
dem Lange Römische Alterthümer I, 276; Rein Römisches Criminalrecht 
S. 470. 

53) Schwegler Römische Geschichte II, 173 benutzt hierbei den Aus- 
druck von Livius eum tibi iudicem fero dazu, um die ganze Bemfung an 
das Volk aus der alten Römischen Rechtsgewohuheit , dem Gegner einen 
Schiedsrichter anzutragcu, abzuleiten. Er ist schon widerlegt worden 
durch Eisenlohr die Provocatio ad populum zur Zeit der .Republik (Schwe- 
rin 1858) S. 4. Denn Schwegler bezeichnet selbst „die Provocation als die 
Vorforderung des Richters, der ein ungerechtes Urtheil gefällt hat, vor die 
höhere Instanz des Volkes”, die Begriffe aber Schiedsrichter und höhere 
Instanz schliessen einander aus: überhaupt gebe cs Vermittelung und 
Schiedsrichteramt nur bei Civilstreitigkeiten , nicht auf dem Gebiete des 
Strafrechts. So sicher daher auch jene Rechtsgewohnheit der Römer ist 
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und so wunderbar sie manchmal von ihnen angewendet erscheint (man 
sehe z. B. Cic. de off. III, 19, 77; Val. Max. II, 8, 2; Flut. Ti. Gracch. 14), 
so ist es doch ungehörig, sie auf Verbrochen, die von Beamten gerichtet 
werden sollen, anzuwenden. Bei Livius wird sie auch niclit so angewen- 
det. Gegen L. Fapirius war in dem erwähnten Falle Berufung an das 
A'olk nicht gültig; denn es handelte sich um ein militärisches Vergehen. 
Aber der Vater des schuldigen Reiterohersten M. Fabius ist ein würdiger 
und hoch angesehener Mann: er kann seihst dem Dictator den Vorschlag 
machen, mit ihm, wie Privatleute, ihren Streit entsclieiden zu lassen und 
ihm in diesem Sinne das Volk als Schiedsrichter antragen. Aber wie wäre 
es sonst denkbar, dass Verbrecher und die höchsten Beamten oder der 
König als gleielistchcnd einer höhern Instanz unterworfen wären? So las- 
sen sich noch manche Gründe anfüliren, weshalb Schweglers Ansicht zu 
verwerfen ist, wenn nicht die angegebenen schon ausreichten. 

54) Livius sagt runriliu /lopuli advnrnia d. h. nach Bciaifung von Cu- 
riatcomitien ; denn diese allein gab cs damals. Der Ausdruck conciUum 
ist der allgemeine für Versammlung imd auch das Wort pnpulns hat eine 
allgemeine Bedeutung, weshalb es von Livius eben so gut für die eigentlich 
so genannte pltbs als für die Centuriateoniitien gebraucht wird. Viermal 
findet sich ausserdem der Ausdrmk caiici/ium pupu/i bei Livius; II, 7 vom 
Consul Valerius Publicola rocalo ad concilium pnpviu svhmissis fasrihus in 
cunliunem esceiidil , WO Guriateomitien gemeint sind: ferner I, 36 von der 
Hochhaltmig der Auspicien Auguriis certe sacerdoliogue augurum tantus 
honos accesxit , «/ nihil belli domigue postea, nisi auspicato y gereretw, con^ 
cilia populi, ej-ercilus rocati, summa rerum, ubi aies non admisisseni, diri- 
merenlur. Hier sind exerciitis rvenii nicht Ccnturiatcomitien , sondern 
wirklich die Aushebmig von Heeren, also concilia populi Volksversamm- 
lungen aller Art. Ebenso Liv. 111, 71 und VI, 20. Ich bemerke dies gegen 
Schwegler Römische Geschichte II, 85, den sein Glaube an Guriateomitien 
als au eine Versammlung von nur- Patricieru täuscht. 

55) So z. B. Rubino a. a. 0. S. 487, Rein in Paulys Real-Encyclopä- 
die V, 1326. Ich erinnere mich nicht, eine abweichende Ansicht gefunden 
zu haben. Lange Römische Alterthümer I, 276 geht sogar so weit, dass 
er auch für später eine Ernennung der llviri durch die Gonsuln annimmt 
und meint, die guneslores pan-icidii in Sp. Cassius’ Proccss (Liv. II, 41; 
Dionys. VIII, 77) seien von den Gonsuln ernannte I/oiri perduellionis ge- 
wesen. 

56) Dafür erklärte es Rubino a. a. 0. S. 472, dem die spätem Ge- 
lehrten gefolgt sind. Man sehe auch Lange Römische Alterthümer I, 277. 
Als Gmnd für seine Erklärung führt Rubino nur dies eine an; „es würde 
sonst eine nichtssagende Tautologie in den folgenden Worten lex horrendi 
ranninis entstehen.” Dieser Gnmd scheint uns nicht stichhaltig zu sein. 
Livius thcilt das „Gesetz” mit; aber dessen erste Worte llviri perduellio- 
iiem iiidiecnl. St n lli iris prorocaril , provocalione cerlalo sind nicht 
schrecklich, im Gegenthcil, wie Livius nachher bemerkt, zeugen sie von 
Milde und von dem Wunsche des Königs, eine Freisprechung herbeizufüh- 
ren. Schrecklich sind nur die Worte, welche über die an dem Vcrmtheil- 
ten zu vollziehetide Strafe handeln: sie bilden also das cannen. und warum 
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soll PS nun nicht heissen, das Gesetz des Königs habe eine schreckliche 
Strafformel, ein huiremlum rannen enthalten? 

57) Zuerst unirde diese Meinung aufgestellt von Rnbino a. a. 0. S. 487 
und ziemlich allgemein angenommen, selbst von Tli. Monimsen in der Je- 
naischen Literatiimeitung IMl S. SJÜ», dei’ glaubt, man habe wenigstens 
in s|iiiterer Zeit das Gesetz so verstanden. Ebenso nrtheilten Schwegler 
Römische Gescliichte 1, 597 ; Lange Römische Alterthümer I, 277. Zweifel 
dagegen äussertc Kein in Paulys Real-Encyclopädie VI, 1, 156. 

58) Auch die Worte Ciceros p. Rab. 4, 12 hie popnlarh a Ihirit in- 
iussu I estro non iudirari de rire Romano, sed xndirla causa rirem Romanum 
capiiis rondeinnari cocgil hat man hierher gezogen. Indessen Cicero über- 
treibt als Sadiwalter: er sagt indicia causa. Als ob denn dem Ange- 
klagten auch nicht einmal Vertheidigung erlaubt gewesen wäre! Aber der 
Process war parteiisch getiihrt worden und dei- Tribun hafte alle seine 
Macht daran gesetzt, eine Verurtheilung herbeizuführen. Nur ein Punkt 
ist in der Sbdle von Livius, welche uns eine so anschauliche Beschreibung 
von Horatius’ Proces.si' liefert, auffallend. Er braucht a/inii perduelUonem 
iudicate in doppelter Bedeutung. Zuerst ywi lloralio perduellionem iudi- 
cent muss heissen: „welche über die perduellio von Horatius urtheilen” d. 
h. entscheiden sollen, ob er d<*swegen zu veriirtheileu oder freizusprecheu 
ist. Und elxMiso wird nachher als Inhalt der lej- angegeben Urii i peidiiel- 
liommi iudireni, in derselben Bedeutung. Dagegen nach geschehener Un- 
tersuchung sagt einer der Zweimänncr P. Horali. IM perdaeltionem tudico. 
Dies muss heissen: ich erkläre dich der perduellio für schuldig, ich ver- 
urthcilc dich. Denn es folgt der Befehl an den Lictor, die Hinrichtung 
zu beginnen. Dies ist sehr auffallend und mag, wenn gleich cs nicht er- 
wähnt wird, zu dem Irrthum der Gelehrten über die Befugnisse der //ciri 
beigetragen haben. 

59) Man sehe Rubino a. a, 0. S. 450, der indessen doch deshalb nicht 
richterliche Befugnisse des Senates annimmt, sondern das Verfahren in die- 
sem Falle mehr als durch politische Rücksichten geboten beti-achtet. Er 
legt in den Bericht von Zonaras hinein, was nicht darin steht. 

60) Sie ist mit Geschick auseinander gesetzt worden von Geib Rtimi- 
scher Crimiualproee.ss S. 19 und 47. 

61) Ob es einen pontifex maximus unter den Königen gegeben hat, 
ist unter den Gelehrten bestritten; auch über die Zahl der ponlillces scheint 
bei den alten Sehriftstollern Zwiespalt zu herrschen. Man sehe die Aus- 
einandersetzung von Marquardt in Beckers Handbuch der Römischen Altor- 
thümer IV, 188. Indessen jener Zwiespalt ist nur scheinbar und nicht 
schwer zu beseitigen. Cicero de rep. II, 14, 26, von den religiösen Ein- 
richtungen Nunms sprechend, crw'ähnt zuoist die Vermehrung der Augium, 
dann sagt er «rtcri.« e //rmcipum numero ponli/ices (/uinpie praefecit et ani- 
mos proposilis legibus bis, i/wis in monumenlis habe.mus, ardcnles consueludine 
et cupidilate bellandi religionnm caerimoniis niitigavil adiunxitque praeterea 
flam'ine.s , Salios rirginesgue Vestules omnesr/ue partes religionis statuil san- 
ciissime. Gegen die Zahl von fünf Priestern, die von Numa einge.setzt 
seien, hat mau eingewendet, eistlich, dass Livius I, 20 unter Numa, I, 32 
unter Tullus Hostilius, II, 2 im eisten Jalire des Freistaates nur einen 
pontifex erwähnt. Also, sagt nuui, habe es bis dahin noch gar kein col ■ 
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legium ponlificum gegeben. Zweitens fiUirt man Liv. X, 6 und 9 an. Er 
giebt zum Jahre 30Ü v. dir., wo er von der lex Ogulnia erzählt, die da- 
malige Zahl der poniißces auf vier an: sie .sei damals venloppelt worden. 
So stimmt also deeros Angabe mit Livius’ Beliebt weder Tür die könig- 
liche noch für die repiiblieanisehe Zeit, und man wird versucht, einen der 
beiden Sehriftstdlcr de.s Irrthiuus anzuklageu. .Aber mit Livius scheint 
auch Dionysius II, 73 in Widerspruch zu stehen. Kr berichtet von der 
Einsetzung der pontifices durch Numa und, weungleich er keine bestimmte 
Zahl derselben nennt, spricht er doch von ihnen immer als von einer 
Mehrzahl , von einem Collegium. Die Berichte dieser Gewährsmänner sind 
so bestimmt, sie selbst konnten über eine Sache, welche zp ihrer Zeit all- 
gemein bekannt war, so wenig unsicher sein, da.ss ein Irrthum von ihrer 
Seite nicht angenommen w-erden darf. Es müssen also gewissermassen 
mehrere Poutifices das Collegium gebildet haben , und zwar fünf, aber doch 
auch nur eiu einziger im eigentlichen Sinne poniifex gewesen sein: auch 
die Vierzahl, welche Livius unter der Republik erwähnt, muss sich erklä- 
ren Itissen. Cicero also erwälmt fünf Pontifices, dann dieFlamines, Salier 
und Vestalinnen. Unter den Flamines kann er sowohl die bekannten drei 
grossen Priester, den Flamen des Jupiter, Mars und Quirinus, verstehen 
als auch die sogenannten zwölf kleineren ; er kann aber auch nur die letz- 
tem meinen. Dies ist das Wahrschciuliche. Denn nach Erwähnung der 
fünf Pontifices sagt er: „und er fügte ausserdem die Flamines, Salier und 
Vestalinnen hinzu”, stellt also diese drei Priesterthümer einander gleich. 
Die Salier aber und Vestalinnen stehen an Rang unter den Pontifices, auch 
unter den drei grossen Flamines: sie gehören nicht zu deren Collegium 
und sind von ihnen abhängig. Deshalb muss man unter den von Cicero 
au jener Stelle erwähnten Flamines nicht die drei grossen, sondern nur 
die zwölf kleineren verstehen, und dadurch wird wahrscheinlich, dass jene 
di'ei grossen Flamines in der Zahl der fünf von Cicero erwähnten Ponti- 
fices enthalten sind. Wir wisstm aber durch andere bestimmte Nachrich- 
ten (Cicero de dom. 5'2, 13.jJ, dass sie zu deren Collegium gehörten, in 
ihm Sitz und Stimme hatten. Vergleicht man hiermit Livius’ (1, 20) Nach- 
richten über Numas priesterliche Einrichtungen , so gewinnt man die nöthige 
üebereinstimniung. Er erzählt nämlich von der Einrichtung der drei 
grossen Flamines, des Dialis, Martialis und Quirinalis, der Vestalinnen, 
der Salier, endlich von der Einsetzung des Numa Mareius als Pontifex. 
Hier haben wir also vier, welche das Collegium der Pontifices bilden, die 
drei grossen Flamines und den eigentlich so genannten Pontifex. Der 
fünfte endlich, den Cicero erwähnt, ist der König selbst, der als solcher, 
vermöge seiner königlichen Würde Vorstand des Collegiums ist. Dies geht 
aus den Veränderungen beim Beginn der Republik hervor. Man beschloss 
die Macht des Königs zu vertilgen, konnte jedoch der Opfer halber den 
rex nicht missen. So wählte man statt des Königs den rex sacrifictilm, 
der fortan einen Sitz im Collegium hatte (cic. de dom.b‘1, 135J. Indessen 
um ihm'aallen Einfluss im Staate zu uehmen, gab oder liess mau ihm nicht 
den Vorsitz im Collegium, soudeiu überwies diesen an den eigentlich so 
genannten Pontifex (Lit. II, 'i), welcher in späterer Zeit den Namen pon~ 
tifex maximus erhielt. So stimmen also Dionysius und Cicero und auch 
die zuerst ci-wähntcn Stellen von Livius vollständig überein. Auch die 
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letzte Stelle bei diesem, die über die lex Ogvlnia, kann keine Schwierig- 
keit machen. Livius sagt Rogalionem ergo promulgnrunl (Irihuni plehis), 
ul , cum gualtuor nugures , quatluor ponlißces ea tempestnie esseni , placeret- 
que augeri sacerdolum numerum , quatluor ponlißces , quinque itugures , de 
plebe omnes , aUegerenlur . Also vier Pontifices gab es zu jener Zeit Dies 
kann man erklären, es habe überhaupt damals nur vier Stellen im Colle- 
gium der Pontifices gegeben; aber ilie einzige Erklärung ist dies nicht 
Es kann eben so gut auch heissen, vier Stellen seien damals besetzt ge- 
wesen, vier wirklich Dienst thuende Pontifices habe es damals gegeben, 
während der Stellen fünf oder mehr gewesen wären. Dass man diesen 
Sinn in seine Worte legen kann , beweist Livius selbst bei der Zahl der 

Augurn. Auch von ihnen, sagt er, hätte es damals vier gegeben; fügt 

aber hinzu, die Zahl hätte nur durch den Tod zweier Augurn entstehen 
können. Denn da die Augurn nach der Zahl der drei alten Römischen 
Tribus erwählt wurden, hätte es drei oder sechs Stellen für Augurn geben 
müssen. Livius fand also in seinen Quellen als damalige Zahl der Augurn 
und Pontifices vier angegeben, berichtet getreu, was er fand, erklärt sich 
aber die Vierzahl der Augurn auf die angegebene Weise. War diese Er- 
klärung bei den Augurn zulässig, so war sie es auch bei den Pontifices 

und man kann , da man sonst bestimmte Nachricht von fünf Pontifices hat, 

mit Recht annehmeu, auch die Stelle eines Pontifex, wahrscheinlich die 
des Oberpriesters, sei damals erledigt gewesen. So gewinnt mau vollstän- 
dige Uebereinstimmung aller Berichte über die Zahl der Pontifices in alter 
Zeit und zugleich einen bemerkenswerthen Aufschluss über die Veranlassung 
zum Ogulnischen Gesetz. Sie lag darin, dass drei Stellen, zwei bei den 
Augurn und eine bei den Pontifices, erledigt waren und bei dieser Ge' 
legenheit die Plebs ihren Einfluss auf die höch.sten Priesterämter gel- 
tend zu machen suchte. Der König also als solcher war Vorsteher des 
Collegiums der Pontifices: das beweist die Einsetzung des rex sacrißculus 
in der Republik. Den Titel ponlifex maximus führte er nicht: einen sol- 
chen gab es in königlicher Zeit nicht. Man hat dies fälschlich geschlossen 
aus auct. de lir. ill. 3, WO die Einsetzung der Vestalinnen, der drei gros- 
sen Flamines, der Salier durch Numa erzählt und dann hinzugefügt wird 
poniißcem maximum creaiil d. h. er schuf den, welcher nachher in der 
Republik ponlifex maximus genannt wurde, unter den Königen aber, wie 
die angeführten Stellen aus Livius erweisen, nur den Titel ponlifex führte. 

G2) Geib Römischer Criminalprocess S. 77 hat sich ausführlich dage- 
gen ausgesprochen und es schliesst sich ihm Marquardt in Beckers Hand- 
buch der Römischen Alterthümer IV, 246 an. Bei ihnen möge man die 
Citate der früheren Gelehrten, welche die entgegengesetzte Ansicht auf- 
stellten, nachschen. In einigen Punkten weicht indessen unsere Darstel- 
lung von der Geibs luid Marquardts ab. 

63) Auch der Kaiser Domitian, der als ponlifex maximus ohne Zweifel 
die gesetzliche Macht hatte, allein zu urtheilen, Hess dennoch, als er eine 
Vestalin wegen llnkeuschheit bestrafen wollte, das Collegium dev fontifices 
ordnungsmässig zusammen kommen und stellte mit ihnen gemeinschaftlich 
eine Untemichung an. So erzählt Plinius epist. IV, 11, 6. 

64) Einige Fälle dieser Art sind angeführt von Marquardt in Beckers 
Handbuch der Röm. Alterthümer IV, 244. Doch Hesse sich noch viel ü]6or 




Digilized by Google 



Auincrkuiigcn. 


423 


den Einfluss des Oberpriesters und der Pontifices sagen : es gcliört aber zu 
einem andern Gebiete der Altertliümer als sur hier bebandelu. 

65) Geib Rbmisclier Crimiualprocess S. 19 findet einen Widerspruch in 
den Berichten der Schriftsteller, von denen die einen die Bestrafung der 
Vestalinnen dem Könige selbst, die andern den Pontifices zuschrieben. 
Dieser scheinbare W'iderspruch ist nur durch die Kürze des Ausdrucks 
entstanden und erledigt sich vollständig durch unsere Darstellung. Auch 
Plutarch Numa e. 10 erzählt die spätere Sti'afe der Vestalmnen bei Ge- 
legenheit ihrer Einsetzung durch Niuna, ohne eine Verilndonmg derselben 
anzumerken: er wird durch denselben Grund entschuldigt, den wir bei 
Dionysius geltend gemacht haben. 

66) Dies hat Marquardt in Beckers Handbuch der Römischen Alter- 
thüraer IV, 347 ausgeführt. Vergl. Geib Römischer Criminalprocess S. 76, 
der diese Analogie noch nicht durchgefiilirt hatte. 

67) Die zuverlässigste Quelle für die Erkenntniss dieses Procosses sind 
Ciceros Briefe an Atticus 1, 12-14, 16, 18. Aber seine Erwähnung auch 

^in andern W’erke.n Ciceros und bei andern Schriftstellern ist überaus häu- 
fig. Man sehe die genaue, mit Angabe der Quellen versehene, Darstellung 
bei Drumann Geschichte Roms II, 203 flgd., V, 161 figd., vergleiche auch 
, Rein Römisches Criminalrecl* S. 879. Hier kam es nur darauf an , eine 
kui'ze Schildemng zu geben, um das Verhältniss der Pontifices zu den 
weltlichen Behörden zu erläutern. 

68) Geib Römischer .Criminalprocess S. 21 führt als andere Stellen, 
in denen Urtheile der Könige ohne Zuziehung eines comiHum erwähnt wüi'- 
den, noch an Dionys. 11, 53; 111, 73; IV, 5 mid 62; Liv. 1, 40; Val. Max. 

1, 1, 13; Zon. VII, 8. Ich ifinde indessen in ihnen nicht die bestimmte 
Erwähnung, dass die Könige allein geurtheilt hätten, sondern nur Küize 
dos Ausdrucks, durch welche den Königen zugeschrieben wird, was von 
ihnen und ihrem Beirathe gemeinschaftlich ausging. Ueber den Senat, der 
bei der Bestrafung von Mettus Fufetius und der Mörder von Tarquinius 
Priscus als Beirath von den Königen hinzugezogen worden sein soll 
(Diouys. III, 26; Zon. VII, 9), haben wir schon früher S. 100 gehandelt. 

69) Cicero für den C. Rabirius 4, 13 schildert die Todesstrafe, die 

seinen Clienten im Fall der VerurÜieilung erwartet, in den grellsten Far- 
ben. Er führt die Worte an, welche Livius aus demProcess des Horatiers 
aufbewahrt hat: Nami/ue haec tua, quae te hominem clemenlem populärem— 
que delectant /, lictor^ cotliga manuSj non modo huius libertatie man- 
suetudinisque non sunt, sed ne Romuli quidem aut A'uinae Pumpilii: Tur-' 
fMinii, su/ierbittimi atque crudelissimi regit, isla sunt crueiatus carmina. 
Es scheint, dass Cicero hierbei einen Gedächtnissfchler macht. W’ir wissen, 
dass jene Fonnel in Verbindung mit den Zweimännem zuerst von Tullus 
Hostilius angewendet wnirde, ferner, dass der jüngere Tarquinius jene 
später in Gebrauch gebliebene Hinrichtung dm-ch Beil und Ruthen oin- 
führte: Cicero verwechselte Beides. • 

70) Ich schliesse mich also hier der von Geib Römischer Criminal- 
process S. 16 ausgeführten Ansicht an , mit der im Allgemeinen auch Rein 
Römisches Crirainalrecht ,S. 36 übercinstimmt. Dort möge man auch die , 
Literatur über diesen Gegenstand nachsehen. 

71) Bekanntlicb hat NicbulH’ in seiner Römischen Geschichte diese 

* 
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Ansicht aufgestellt und -viele Gelehrte traten ihr bei. In nene^iter Zeit ist 
man jedoch immer mehr davon zurückgekommen. Schon Geib Römischer 
Criminalprocess S. 19 weist sie als grundlos zurück und sie wird schwerlich 
weiter Vertbeidiger finden. 

72) Man sehe hierüber Rubino Untersuchungen S. 496 und Köstlin 
die Pcrduellio unter den Römischen Königen (Tübingen 1841) S. 66. 

73) Die Geschichte und der Ursprung der lex curiala de imperio ist 
einer der schwierigsten und dunkelsten Punkte des Römischen Alterthums, 
trotzdem dass er iu neuerer Zeit mit grosser Vorliebe von den Gelehrten 
behandelt worden ist. Die Erkeuntniss des Richtigen wurde unmöglich 
gemacht durch den Wahn der modernen Critik , dass die Römischen Curien 
eine Versammlung der Römischen Patricier gewesen seien. Es ist hier 
nicht der Ort, auf diese Streitfrage näher cinzugehen (vergleiche oben 
Anm. 1): wir haben unsere Ansicht kurz auscinandergesetzt in einem Ex- 
curs zu unserer Ausgabe von Ciceros Reden de lege agraria (Berlin 1861) 
p. 169 sq.; denn Cicero de leg. agrar. II, 10 ist die classische Stelle für 
das Curiatgesetz. Wir haben seine Entstehung unter den Königen gezeigt, 
dass es in einer Art von Huldigungseid bestand, der den vom Volke er- 
wäliltcn Königen nochmals vom Volke persönlich geleistet -wurde, dann 
dass die Consuln von ihrer Einsetzung an es jährlich für sich , später für 
alle curulisehen Beamten zusammen beantragten, dass es aber auch für 
ausserordentliche Beamten gegeben oder wenigstens durch Volksbeschluss 
künstlich ersetzt -wurde. Eine besondere Bedeutung hat es für das Cri- 
minalrccht in so fern, als aus demselben nicht nur der militärische Ober- 
befehl, sondern auch das Richteramt der magUtratus heigeleitet wird. 
Noch von P. Clodius erzählt Dio Cass. XXXIX, 19, er habe die Einbrin- 
gung der lex curia ta gehindert, um dadurch das Zusammensetzen der Ge- 
schworengcrichte unmöglich zu machen. 

74) So ui-theilt Dionysius IV, 73, der seine Gedanken in die Form 
einer Rede, die er L. Brutus halten lässt, einkleidet. Brutus spricht über 
die Mittel, um für die Zukunft eine Tyrannei zu verhindern und sagt: 
Entixa gij uoitiv yvüjiatjv ptav ircivTiuv xupi'av. ifd.d Souiv iTriTp^TiEtv dtvSpäot 
xljv ßaaiXixTjv äpxf,v. Auch später. VII, 55, lässt er M. Valerius imter den 
Mitteln, welche eine Tyrannei verhüten, die Theilung der Herrschaft unter 
zwei anführen. Aehnlich , aber kürzer, geben denselben Grund an Plut. 
Pub. 1 SoxoövToc äv 'iX'JTtdTtpov Toö äi^pou pEpioftctaav ÜTiopelvat ttjv dpyi^v; 
Sali. Cat. 6 immutato more annva imperia t/inosgue imperatores sibi fecere 
(mit denselben Worten Augustin, de civ. dei V, 12 aus Cie. de rep. II, 31). 
Livius erwähnt diese Theilung der Herrschaft als Thatsache, aber nicht 
als Gnuid der spätem Freiheit. Ohne Zweifel hat da.s Beispiel Griechi- 
scher Staaten, welche auf gleiche Weise der Twannei vorznbeugen gesucht 
haben, auf die Römer mit eingeuirkt, wenn gleich es Erfindung von Dio- 
nysius sein mag, am angegebenen Orte den Brutus das Beispiel der La- 
cedämonier anführeu zu lassen. Damit fallen die unbegründeten Vermu- 
thungen, welche Niebuhr über die Entstehung der Doppelherrschaft auf- 
gestellt hat. Yergl. Schwegler Römische Geschichte II, 117. Man kann 
der Aristocratie, welche nach Vertreibung der Könige die Gewalt in Händen 
hatte, sehr wohl so viel politi:g;be Ueberlcgung Zutrauen, um auch ohne 
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Aiikiiüpfungspuiikt in der eigenen Geschichte die fiu' die Freiheit Aller 
zweckmiissigsten Massregeln aufzufinden. 

75) Dass die Amtsführung der Consuln monatlich wechselte, sagt Dio- 
nysius V, 2 ycvfotlat 8i tiüv nsA^xetuv tt)v zap^Xri'j/iv i% zdpaTponfjs eva 
p.f|Va xax^/ovToc a6TOÜj rapaXXäs i/.ax^po'j. und IX, 43 r^v 8 7, xoü |ir,v8c 
ixetvou ifititviia xtii Koivxuu 7tp')«7,*o'jcja.. Es fragt sich, wer dieselbe im 
ereten Monate eines jeden Jahres hatte; denn die folgenden hatten ihre 
bestimmte Ordnung. Ein Gesetz gab es darüber nicht, es war der freien 
Vereinbarung überlassen, welche durch das Herkommen unterstützt wiu'de. 
Unter den zunächst na«'h Vertreibung der Könige gewäblten Consuln hatte 
L. Brutus zuerst die fnsces, d. h. die Amtsführung (Liv. II, 1): sein Col- 
lege hatte sie ihm freiwillig abgetreten. Von den spätem Consuln des 
ersten Jahres führte Sp. Lucretius, trotzdem dass er später erwüJilt war, 
dennoch zuerst das Amt und zwar-, weil er an Jaliren älter war (Cic. de 
rep. II, 31; Plut. Publ. 1). Dieser Grund, das höhere Lebensalter, ncbeint 
auch in der Folge meist entscheidend gewesen zu sein, wenn gleich auch 
andere Gründe, z. B. freiwilliges Zurücktreten des einen Collegen, öftere 
Wiederholung des Consulates (z. B. Liv. IX, 8 vom Jahre 320 v. Chr.) 
niitwirkten. Eine gesetzliche Regelung für einige Fälle erfolgte erst in der 
Kaisci-zeit, wo unter den Belohnungen für Verheirathung und Kindererzie- 
himg durch die lex Julia auch dieser, an sich unbedeutende, Vorzug fest- 
gestellt wurde (Gell. 11, 15). Einen stehenden Amsdruck für den Consul, 
der die fasces fülirte, hat es nicht gegeben. Wenn Festus p. 161 sagt 
JUaioretn conxulen L. Caesar jmtnt dies vel euin, jienes quem fasces sinl, 
cel eum, qui prior f actus si(, SO zeigt er eben durch die Zusammenstel- 
lung zweier so verschiedenen Erklärungen, dass maiar cousul, wenngleich 
cs vielleicht zuweilen gebraucht wurde, dennoch keinen festen Begriff 
hatte. Dass übrigens die Fübrnng der Regierung sich nur auf den Vor- 
sitz in den regelmässigen Senats- und Volksversammlungen bezog, und 
dass es auch dem nicht regierenden Consul freistand, zu jeder Zeit selbst- 
ständig Senat und Volk zu berufen , somit die eigentliche Regierung voll- 
ständig getbeilt war, versteht sich von selbst. 

76) Vergl. oben Anmerkung 45, wo wir über die Bedeutung und den 
Gebrauch der Ausdrücke prococatio und nppelhuio gesprochen haben. Weil 
in dem letzteren der Begriff des Anrufens, um Hülfe gegen Bedrängniss 
zu erhalten, überwiegt, wird es vorzugsweise von den Volksti-ibuneu , deren 
Intercession man verlangt, gebraucht. 

77) Man bezweifelt auch die Richtigkeit der Nachricht, welche Pom- 
pouius uns mittheilt, nicht geradezu, weiss aber doch nichts rechtes mit 
ihr anzufangen, erklärt sie aui!h so eigenthümlich , dass man sie, wenn 
die Erklänmg richtig wäre, als falsch bezeiehuen müsste. Man verbindet 
nämlich exactis ye.qibus teqe trilmnicia „als die Könige diu'ch ein tribunici- 
sches Gesetz vertrieben waren”. Dadurch geräth man in eiue Reihe von 
Annahmen, welche nicht richtig sein können und mit der sonstigen Ueber- 
lieferung in geradem Widerspruche stehen. Zimmern Römische Rechtsge- 
schiebte I, S. 87, auf die Meinung älterer Gelehrten gestützt, versteht 
unter der lex Iri/iunicia die lex lunia de imperio consulari, d. b. jenes Ge- 
setz von L. Junius Brutus, das er als tribunus celerum nach thatsächlichcr 
Verti-eibung der Könige über die Einsetzung der beiden jährlichen Con- 
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suln beantragte. Etwas abweichend versteht Lange Römische Alterthümer 
I, 420, einer Lieblingsidee von sich folgend, unter dem tribunicischen Ge- 
setze jene Ifjc curiatn nb L. Brulo repetila, von der Tacitus Ann. XI, 22 
spricht: auch Rudorff Röin. Rechtsgcschichte I, 19 scheint beide zu ver- 
binden. Diese Ansicht kann unmöglich richtig sein. Denn die lex curiata 
ile imperiu, wie man auch über ihren Inhalt und ihre Wirkung denken msig, 
wird immer erst von dem erwählten Beamten beantragt. Folglich konnte 
Brutus diese lex consularis erst geben, als er schon Consnl war, als er 
sein Amt als tiibunus celerum des vertriebenen Königs niedergelegt hatte: 
es würde dies Gesetz eine lex consularis, in keinem Falle eine lex iribu- 
nicia sein. Mehr Möglichkeit hat die andere Annahme, welche ich er- 
wähnt, lex iribunicia werde das Gesetz genannt, wodurch L. Brutus, als 
er in seiner Eigenschaft als tribunus celerum die Volksversammlung berufen 
hatte, dem König Tarquinius seine königliche Würde nahm und für ihn 
und seine Familie die Verbannung:bestiramte (Liv. 1, 59; Dionys. IV, 84), 
Aber eine Wahrscheinlichheit, auch nur der geringsten Art, kann ich die- 
ser Erklärung nicht zugestehen. Erstlich niemals hat man Lateinisch lex 
Iribunicia ein Gesetz genannt, das von einem tribunus celerum beantragt 
war. Allerdings hätte es so genannt werden können; aber nur einmal in 
der ganzen Römischen Geschichte ist der Fall eingetreten, dass ein tribu- 
mts celerum ein Gesetz einbrachte und dieses Gesetz sollte Pomponius ohne 
weiteren Zusatz als tribunicisches Gesetz bezeichnen! Er hätte nnver- 
ständlich gesprochen: er kann nnr ein von einem Volkstribunen beantrag- 
tes Gesetz meinen. Zweitens (und dies trifft beide oben erwähnten 
Annahmen über das Gesetz von L. Brutus gemeinschaftlich) was soll nun 
Pomponius’ Nachricht sein? Beinahe zwanzig Jahre nach Vertreibung der 
Könige hätte das Römische Vilk in Rechtsunsicherheit gelebt? Man nahm 
an, bis zur Einsetzung der Volkstribunen. Dm sind, je nachdem man 
zählt, sechzehn oder siebzehn Jahre. Vielleicht könnte man es beinahe 
zwanzig Jahre nennen; man hat sogar XK/ rmno* verbessern wollen. Siehe 
Pompunii de origine iu™ fragmenlum recognocit Fr Osannus (Gissae 1848) 
p. 25. Ich will nicht sprechen von der sachlichen Schwierigkeit, in wel- 
chem Zusammenhänge die Einsetzung der Volkstribnnen mit der Aufhebung 
der Rechtsunsicherheit steht, Massregelh, y(,elohe]aIler Ueberlieferung zu- 
folge durchaus in keiner Verbindung mit. mnaft^l^^jtehen. Es sprechen 
zwei Gründe gegen diese Auffassung. Erstliidt.-.sa^^mponius selbst § 20 
anno fere septimo decimo post reges exactos seien die Volkstribunoil erwählt 
worden : weshalb er hier, wo keine VeranlaSsüng zu grösserer Ungenauig- 
keit vorliegt, beinahe zwanzig Jahre sagen sollte, sieht man nicht ein. 
Ferner, unmittelbar nach jener Bemerkung über die zwanzigjährige Rechts- 
nnsicherheit fährt Pomponius fort Posten ne diutius hoc fieret (deunit nicht 
länger Rechtsunsicherheit herrschte) placmit publica auctoritate decem coa- 
stitui riros. Damit ist als Endziel jener zwanzig Jahre die Erwählung der 
Zehnmänncr angegeben und wer ein anderes annimmt, steht mit Pompo- 
nius selbst in unlösbarem Widerspruch. Der Anfangspunkt der Rechtsun- 
sicherheit kann also unmöglich die Vertreibung der Könige sein; man 
müsste denn zu einer gewaltsamen und sonst nicht begründeten Verände- 
rung der Anzahl der Jahre bei Pomponius schreiten wollen. Diese Gründe 
liegen in den Worten von Pomponius selbst, die erklärt werden sollen. 
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Andere kann man aus der en»-ähuten Nachricht von Dionysius hemehmon : er 
sagt ausdrücklich, dass unmittelbar nach Vertreibung der Könige die Ge- 
setz-e von Scrvius Tullius, welche Tarquinius aufgehoben hatte, wieder 
hcrgestellt wurden, eine Nachricht, welche wir iüs vollkommen wahrschein- 
lich erwiesen haben. Unter diesen Umständen ist es nicht zu verwundern, 
dass die Gelehrten, wenn sie auch Pomponius’ Zeugniss nicht verwai'fen, 
doch nicht wussten, was sie mit demselben anfangen sollten. Zimmern 
z. B. sagt a. a. 0.: ,.dass mit Vertreibung der Könige die unter ihnen ent- 
standenen Gesetze und Institute sämmtlich aufgehoben worden seien (und 
hierbei führt er die angegebene Stelle von Pomi>onius an) steht schon mit 
dem Zeugniss der alsdann erst gemachten Sammlung in Widerspruch”, 
Walter Römische Re<'htsgeschichte II, § 425: „dass die Vortreibung der 
Könige auch die Abschaffung ihrer Gesetze nach sich gezogen habe (so 
berichtet fr. 2 § 3 D. de orig, iuris 1, 3), ist nicht glaublich.” Aehnlich 
urtheilen Andere. 

78) So hat cs z. B. Schwegler Römische Geschichte 11, 556 gethan, 
dessen weitere Folgerungen, die Volkstribunen seien niemals in Curiat-, 
sondern immer in Tributcomitien gewählt worden, ich freilich nicht an- 
nehme. 

79) Dies nahm an B. W. Leist Versuch einer Geschichte der Römischen 
Rechtssysteme (Rostock 1850) S. 8, und ihm folgten die übrigen Gelehrten, 
wie Marquai'dt in Beckers Handbuch der Römischen Alterthümer IV, 241; 
Rein das Privatrecht und der Civilprocess der Römer (Leipzig 1858) S. 46; 
Lange Rtimisehe Alterthümer 1, 265. 

80) Am entscheidendsten hat dies kürzlich Chr. Eiscnlohr die Provo- 
catio nd pofjutum zur Zeit der Republik (Schwerin 1858) gethan undna ch 
dieser Idee die Provocation construirt. Weit richtiger und vorsichtiger 
äusserten sieh Andere, z. B. Geib Römischer Criminalprocess S. 152 flgd. 

81) Die übrigen Stellen, an denen diese lex f’aleria erwähnt wird, 
tragen nichts zu ihrer Erkenntniss bei. Lirius X, 9 erwähnt nur, dass sie 
gegeben worden sei ; Val. Max. IV, 1, 1 gebraucht dieselben Ausdrücke 
wie Cicero ; Flor. 1, 9 sagt ius /iroi ocalionii adtertus ipsot dedit , womit 
die Worte Plutarchs, welche wir später anföhren werden, zu vergleichen 
sind. 

82) Dagegen anders ist Dionysius’ Ausdinick V, 70 pf) TtpiupeioDoi 

'Pu)(jLCi((uv Tivi Ttpo olxr); . xois o dyopi^voi« — npazaleijUai drf 

T7)v Siiyviuaiv xov Sfjpnjv zu erklären. Hier bedeutet, wie aus den nach- 
folgenden Worten erhellt, öiVr, wirklich das Volksgericht Aber eine an- 
dere Stelle VH, 36 oi* ta t<üv roXixöiv o'jäeva diroxTetvai a'xpivov ist wie 
die gegenwärtige zu verstehen. Wir werden über diese Unbestimmtheit 
des Ausdrucks später, wo wir von dem trotz der Provocation nicht ein- 
geführten Instanzcnzuge sprechen, weiter reden. 

83) Geib Römischer Crnninalprocess S. 97 stellt als durchgehendes 
Priucip des gesammten Römischen Criminalprocesses Oeffentlichkeit und 
Mündlichkeit dos Vorfalircns auf. Dass diese beiden Grundsätze stets ge- 
golten haben, ist nicht zweifelhaft; aber ihre Entstehung ist eine verschie- 
dene. Die Mündlichkeit des Verfahrens war in der ältesten Zeit, als man 
vom Schreiben selten und nur in dringenden Fällen Gebrauch machte, 
natürlich; cs bedurfte darüber keiner gesetzlichen Bestimmung. Es war 
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ein unlängbarer Fortschritt zur Freiheit, als bei steigender Kunstfertigkeit 
in einzelnen Theilen des Verfahrens Schriftlichkeit cingcfnhrt wurde: da- 
durch war die Sicherheit' des Angeklagten grösser , die Willkür deri Beam- 
ten beschränkter. Dagegen die Oeffentlichkeit konnte durch ein Gesetz 
eingeführt werden: sie wai' früher unter den Königen gebräuchlich gewesen, 
durch das Valcrische Gesetz wui'dc sie für die Beamten zur Nothwen- 
digkeit 

84) Dies erkannte auch Schwegler Römische Geschichte 11, 177. So 
sagt Livius II, 8 bei Erwähnung des Gesetzes ante omnet de proi.ocalione 
adversus mayistrulus ad popuUim sacrandoque cum bonit cnpite ctus, qui 
regni occupandi Consilia inisset, gralae in lolgus leges fuere, wo wenigstens 
die Masse des Volkes genannt ward. Die Plebejer ausdrücklich werden 
genannt von demselben II, 18 Cieato diclatore primum Romae — magnus 
plebem metus incessit, ut intentiares essent ad diclo parendum; negue enim 
ul in consulibus, gui pari poleslale essent, alterius auxitium negue provocalio 
erat', II, 30 Plebes etsi ad'crsus se creatum dictatorem lAdebat, tarnen cum 
protocalionem fratris lege habere! , nihil ex ea familia triste nec superbum 
timehat ; III, 45 von den Decemvim si Iribunicium auxilium et prococationem 
plebi Homanae, duas arces liberlatis tuendae, ademislis; 111,53 Potestatem — 
Iribuniciam prococctionemgue repetebant, guae ante Xciros crentos auxilia 
plebis fuerant; Dionys. V, 70 als Folge des Provocationsgesetzes |j.^vovto! 
(itv xupi'oo ToOOE Toö v(i(iOU grjölv SizTipet^ottv dvayxaCopiivous vat{ dpyais 
Toü; r.hTj'zac, VII, 52 i gev ouv vtlp.o( 6 UEpi xOiv SixasTTjpiujv xüiv Srjpto- 
xixiüv, Sv A^xioc ixpaxävaxo piäXiaxa, oi xa&’ upiiüv i-(pd<fr) xüiv raxptxltov, 
dXX ÖTtEp So^aXEt'at voiv xaxiijyuopt^vmv STjgoxtxüv. Dazu kommen die 
Beispiele von Plebejern, welche sich der Provocation bedienten. 

85) So urtheilte Rubiuo Untersuchungen S. 440, welcher den Römi- 
schen Berichterstattern schon aus Gründen der äussern Critik den Vorzug 
giebt, dann aber hinzufügt, Dionysius’ Nachricht hätte auch an sich ge- 
ringere Glaubwürdigkeit: er sei der Verwechselung mit einem spätem Ge- 
setze verdächtig, weil die Massregcln, welche kurz vor dem Decemvirate 
in Bezug auf die Geldstrafen getroffen wurden , mit einer Provocation gegen 
dieselben vom Anfänge der Republik an nicht wohl zu vereinigen seien. 
Wir werden über diese Massregeln später, sprechen , glauben aber auch ab- 
gesehen von denselben an die innere Wahrscheinlichkeit von Dionysius’ 
Bericht. Auch spätere Gelehrte werfen diesem einen Irrthum vor, so 
Geib Criminalproccss S. 153, Schwegler Römische Geschichte II, 177^ Lange 
Römische Alterthümer I, 429. 

86) So macht es z. B. Schwegler Römische Geschichte II, 611, wäh- 
rend Lange Römische Alterthümer I, 430 sie anführt, aber nicht sicher 
bezeugt nennt. Man erkennt, wie bequem dieses critische Verfahren ist : 
wenn alle entgegenstehendeu Zeugnisse als falsch und unbegründet ver- 
worfen sind, bleibt am Ende natürlich nur das übrig, was die neueren 
Gelehrten in der Geschichte finden wollen. 

87) Wir weichen in unserer Darstellung vielfach von den neuesten 
Gelehrten, welche diesen Gegenstand behandelt haben, ab. Zwar nehmen sie 
ebenfalls keine Strafbestimmung im Valerischen Provocationsgesetze an; 
aber sie vernachlässigen die Nachricht von Dionysins und verkennen den 
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Character und das Verliältniss des ganzen Gesetzes. Man sehe Schwegler 
Rtimisclie Geschichte II, 175, Lange Römisclie Altorthümer Ij 42R. 

88) Dies ist auch die Meinung der meisten neueren Gelehrten gewesen. 
Man vergleiche die Meinungen der Einzelnen bei Schwegler Römische Ge- 
schichte II, 178. Becker Handbuch der Röm. Alterihümer II, 148 flgd. 

89) Am besten hat diesen Punkt erläutei-t Rubine üutersuchungen 

S. 487. Beispiele von ausführlicher Scbildening des Herganges bei der 
Provocation sind Liv. Ij 2li bei dem Precesse des Horatiers: Am-sserui 
lictor inüi iebnlque Inqurtim-, luni lloriilius — l'rvvoco , itiqiiil \ Liv. II, 21 
von einer Aushebung, welche der Constil 495 v. dir. hält: arripi utiiim 
tHsignrni ducem sedilionum iussil. Ille ewn a lirlorilius iam Intherelitr, pro- 
«ocrtcil; Liv. II, 55 von' Publilius V'olero, der zum Soldaten ausgehoben 
werden sollte: liclor missus est n constilihuf - ron$ules spnlinri hiiminem 

ar riigas cx/iedin inbenl. I’rnrnru , inqiiil , ad populum , t'iilero. Ferner 
III, 511 von dem gestürzten Decemvir dp. Claudias arre/dus a rialore, Pro- 
roro. iiiqaii. Aelinlich war es, wo die Strafe in Geld bestand: die .Straf- 
summe war ausgi'sprochen und sollte beigetrieben werden, als die Beru- 
fimg erholien wurde. Liv. .XX.XVll, 51 Ct 'imperia inhibila aliro cilroque 
et piqnora captn et utuUae diclne — ■ et provocaluin ad populain est. Die 

von andern Gelehi-ten und auch von Rubino angefühi'te Münze von P. 
Laeca erwähnen wir hier nicht, weil sie sich auf ein nur uneigontlich SO;^ 
genanntes Provocationsgesetz zu beziehen scheint. 

90) Beispiele für Beides findet mau in der vorhergehenden Anmer- 
kung. 

91) So heisst cs vom Process des Horatiers bei Liv. I, 2& »• « Ilviris 

provoenrit , pruiocalioiie certato : si cinemt, ca/iut obnuhilo u. S. W.; Cic. 

de rep. III, ^ fi cum magistratus iadirassil inrogassitve , per populum inul- 
tae, pornae certatia eslo Von Geldstrafen spricht Liv. XL, 42 drque ea 
cum proiocasset , certalum ad populum ', Liv. XXV, ä cut (aiullae) certon- 
dac cum dies adrenisset und C. 4.; omissa mullae rerlalione. 

92) Mau sehe die in Anm. 82 angeführten Stellen, zu denen sich 
viele ähnliche fügen lassen. Wir werden später, wo wir von dem Gerichts- 
veifaliren überhaupt sprechen, auf diese durchgehende Anschauungsweise 
der Römer zurückkommbn. 

93) Ich weiss nicht, aus welchem Grunde Rubino Untersuchungen 
S. 443 zwei Hauptarten von peinlichem Gerichtsverfahren unterscheidet. 
Das eine wäre gewesen, wenn ein mit hoher Gewalt bekleideter Richter 
mit einem cansilium sich zu eiucF Quästio niedersetete und nach der 
Stimmenmehrheit desselben das üitheil fällte, in welchem Falle alsdann 
keine Provocation angenommen worden sei. Das andere sei gewesen, dass 
niedere Beamte, l/tiri perduellionis, Quästoren, Aodilon, lllriri capitales, 
oder neben ihnen die Tribunen der Plebs die Leitung des Processes und 
zwar ohne ein consiliuai übernommen hätten. Sie hätten dann entweder 
einen Spruch gefällt, gegen welchen dem Verurtheilten die Provocation zu- 
stand, oder überhaupt nur als Untersuchungsrichter und Ankläger verfah- 
ren. In beiden Fällen sei dem Volksgcrichtc die eigentliche mid höchste 
Entscheidmig zugefallen. Nur von den l/ciri perduelliotiis , welche für 
jeden einzelnen Fall besondere ernannt wurden, ist diese Bemerkung rich- 
tig und das Verfahren, in dem sie auftraten, wurde selten angewendet 
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und veraltete bald: alle übrigen Beamten standen einander gleich, wie wir 
dies später namentlich in Betreff der Volkstribimen nachweisen werden. 
Ebenso unbegründet ist die Behauptung, dass die höchsten Beamten ein 
riiHsHium , d. h. einen aus selbstgewählten Mitgliedern bestehenden Beirath 
gehabt hätten, die niederen Bc'amten nicht. Die von Rubino angeführte 
.Stelle (Cic. or. 4^ 156) spricht nur von einem möglichen iuiliciiim der Ilviri 
und erwähnt einen Beiratli nicht. Einen solchen irgend welchem Beamten 
abzusprechen ist gegen die Römische Sitte, welche Jedem, der eine rich- 
terliche oder überhaupt amtliche l'tliclit auszuüben hatte., die Zuziehung 
eines Beirathes gestattete und wenn ihn Einzelrichter in Privatstreitigkeiten 
hatten, wie Cic. p. Quinct. 1, 4 und öfter; Val. Max. VllI, ^ 2 beweist, 
so ist kein Grund ihn bei Beamten , selbst niederen Ranges , zu längnen. 

94) Vei-sehicden von dem Verfahren, das später galt, ist derjenige 
Process, welchen der erste Consul Brutus (nach Plutarch Publ. c. 
ohne selbst eiuUrtheil gefällt zu haben, unmittelbar vor dem Volke führte, 
als er ihm die Entscheidung über die Aquilier, welche sich zur Wieder- 
herstellung der Könige verschworen hatten, überlioss. Etwas anders stellt 
diesen Process Dionys. V, ä Sgd. dai'. Wie er sich auch verhalten haben 
mag, er kann für das Provocatiousverfahren von keiner Bedeutung sein, 
da das Valerische Gesetz erst später erlassen wurde. 

95) Diesen Grund von der Einsetzung der Dictatur deuten an Liv. ü, 
18 und Zou. VI 1, 1^ deutlich spricht ihn aus Dionys. V, TOj auch VI, 

Er lässt deshalb Ap. Claudius von dem Zustande der Plebs so sprechen: 
vüv rfpa xoö peTplou vpo^woi vekdiv ä^eiptvoc — »«t t<üv i; li aiüpia xi- 
pu)pi(üv, al{ ixoXciIovxo ÜTti x<üv ßaaiXituv, 6mixE pl) xaytio« u:tr,pExf|Seidv 
n xiüv iirixaxxoptvtuv , äXc j&epot ye^ovotec und Lhius II, 29 legt demselben 
Verthoidiger der Patricier noch folgende Worte in den Mund: Agedum 
dictulorem, a quo protocatio non ce(, croemus. — Putset tum mihi lictoeemy 
qui seiet ius de. tergo litaque sun penes unum iltum esse, cuiiis maiestatem 
violnrit. Ueber das Provocationsrecht rmter der Dictatur werden wir spä- 
ter ausführlicher handeln. 

96) So sagt Liv. II, 33 concessum est in condiriones , ul pleln sui ma- 
gislratus essent sacrosaneti, qUihus nuxilii liilin udrersiis consules esset] 
Cic. de leg. III. 9 Plehes quos pro se rontrn rim emxilii ergo decem creussil, 
ei Iriltuni eins sun Io , id. p. QuinCt. ^ G3 cui» magistnilum , qui auzilii 
caus/i constitulus est; f Imid. orat, Lugd. quid commemorem — in aujdtium 
plehis erealos trihunos plebei? Eben diessclbe giebt Zon. VII, 15 als Zweck 
bei der Einsetzung des Tribunates an; ebenso Dionysius, der VI, 81 den 
Sprecher der Plebs an die Gesandten des Senates die Forderung stellen lässt, 
er möchte den Plebejern erlauben, Beamte zu wählen oIxive; äXXoo ptv ou8e- 

vö{ eoovxai X'iptot, xoi{ 8 a8ixo'jptvoi? ^ xaxioyuopfvois xüiv örjpoxüiv 
ßoT(ft/|aouat xal &6 itEpi4t}/ovxai xüiv Stxai'iuv aiiooxspoipEvov o65fva , auch 
nachher öfters, z. B. Vll, 17, dies als ursprüngliches Recht der Volkstribu- 
nen erwähnt. Versc^hieden hiervon sind diejenigen Stellen, an denen über- 
haupt das Recht der Hülfelcistung , das die Tribunen hatten, erwähnt wird. 
Viele derselben hat gesammelt Schwegler Römische Geschichte II, 260. 

97) Dies ist die richtige Anschauung und der richtige Ausdruck, den 
Lange Römische Alterth. L 438 gebraucht Er wird bestätigt durch Cic. 
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de leg. III, 7j ^ der von dem Volkstribunate sprechend sagt: Hoc enim 
primum minuit consulnre iui , <juod exlilil , ipse i/ui eo non ltnerelur. 

98) Die Volkstribunen weivlen ausdrücklich avuirfjftuvoi genannt von 
Dionys. IX, 4L Es eigielit sich dies Verhältniss auch mit Nothwendigkeit 
aus ihrer ganzen Stellung. Einmal im Jahre 32Ü v. Chr. gcschalies, da.ss 
zwei Trihunen nach Ablauf ihres Amtes zur Rechenschaft gezogen wurden, 
weil sie im Interesse der Patricicr sich einem üesetzesantrage. ihrer Colle- 
gen. widersetzt hatten (Liv. V, 29). Aber dies wurde von allen Verständi- 
gen gemissbilligt und geschah ausserordentlich. Erst in späterer Zeit, als sie 
auch i>ositiv wirkend in die Staatsinaschine cingiiffeu, wurden auch ihre 
Ausschreitungen von den Gerichten bestraft, natüilich, wie bei den übrigen 
Beamten, nach Beendigung ihres Amt-sjahres. 

-99) Dies wai' die Meinung von Niebuhr gewesen (Römische Geschichte 
I, 649; II, 216 und sonst); ihm stimmten bei Becker Handbuch der Röm. 
Alterth. U, '2, 277. Güttliug Röm. Staatsverfassuug S. 293. Eine richtigere 
Ansicht stellte zuerst auf Rein die Majorität im Collegium der Römischen 
Volkstribunen, Philologus 1850 S. 132 flgd., dem Scliwegler Römische Ge- 
schichte II, 596 beistimmt. Vergl. auch Rein in Paulys Realencyclopädio 
\’I, 2103. Das Ergebniss seiner Unterauchung war: „Die Majorität ist 
stets auf der Seite der Intercedireudon gleichviel ob die meisten Collcgen 
oder auch uur einer diese .\nsicht hegt; dagegen diejenigim, welche posi- 
tiv etwas vorscldagen, oder die Massregcln anderer Behörden gestatten, 
siud stets in der Minorität, sobald ihnen nur eine einzige Stimme fehlt”. 
Dies Ergebniss ist in der Anwendung auf die einzelnen, uns überlieferten 
Fälle nicht immer recht deutlich und in zweierlei Hinsicht ungenau: erst- 
lich kann von Majorität bei einem Beamtencollegium nach Römischen Be- 
griffen überhaupt nicht die Rede sein, und zweitens hat Jede Intercession, 
jedes Verhindern der Tribunen immer auch einen positiven Zweck und 
deshalb lassen sich die Intercessionen und Vorschläge deraelbeu nicht 
immer trennen. Lange Röm. Alterth. ^ 605 versucht in der tribunicischen 
Macht einen Unterschied zu machen zwischen dem höher stehenden ikj 
auxilü und der daraus abgeleiteten inlercessio Jenes Recht müsse diesem 
immer Vorgehen. Indessen giebt er doch selbst zu, dass in den Fällen, 
wo keine Einstimmigkeit der Tribunen zu erzielen war, entweder von der 
einen Seite Nardigiebigkeit oder ein Stillstand der Geschäfte stattfiudeu 
musste. Man hätte gar nicht von Majorität bei den Tribunen sprechen 
sollen, einem Begriffe, der einem Collegium Römischer Beamten fremd ist. 

100) Stellen über Irihunos appellare sind in reicher Zahl gesammelt 
bei Rein Realencyclopädio VI, 2j 2103, auch bei Schwegler Römische Ge- 
schichte 11, 261. Dies war, wie gesagt, der gewöhnliche Fall: der Hülfe- 
suchende kannte keinen der Tribunen persönlich, wusste nicht, ob irgend 
einer ihm helfen würde und rief deshalb alle an. Dagegen wenn derselbe 
einen bestimmten Tribunen kannte und auf dessen Beistand rechnen zu 
köimen glaubte, rief er natürlich nur diescu au. So heisst es bei Liv. 
XLlll, 16 iribunum appellnre, weil der Hülfesuchende der Freigelassene des 
Tribunen ist und auf dessen Beistand zählt. 

101) Beü Val. Max. IX, ^ 2 wird als Ort, wo M. Dnisus als Volks- 
tribun seine Verhandlungen hielt und wohin er den Senat berief, die curia 
Hosiilia genannt. 
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102) Lange Köm. .\ltertliünipv I, 606 sagt, die Verliaudlungen seien 
nach Umstiinden öffentlich oder geheim gewesen. Für das Letztere führt 
er zwei Stellen aus Livius an, XXXVIII, 60 und IV, 26, wo es beide 
Male von Tribunen heisst in rmtsilitwi srcedimi. Das bedeutet aber nicht 
eine geheime Bmathung, sondern nur, dass die Triliunen im ersten Falle 
den üeriehtshof, ini zweiten den Senat verla.ssen, um ihre besondere Be- 
liithung aiiznstelle.n , sehr natüilich; denn sie können doch nicht im Senate 
oder vor dem Prätor abgesondert iM-rathen. Ks liegt, indessen in der Na- 
tur der Sache, dass die Tribunen, eben so gut wie jedes andere Beamten- 
eolleginm, eine geheime Berathnug anstellen können, um ihre Entel^i- 
(huig zu tri'ff'eu; wo aber die Parteien und Zeugen und Advocaten zuge-_, , 
zogen werden, war ihr Verfahren ebenso üfftmtlieh wie das aUcr Beam-„.t 
teil, trotz der geheimen Berathung, welche als Vorbereitung für die Ab- ' 
Stimmung diente. Von einem solchen Verfahren mit Hinzuziehung der ^ 
Parteien ist Liv. XLII. 32 die Rede, welche Stelle Lange als Beweis für 
die Oeffentliehkeit der Verhandlungen anfülirt. 

103) Solche Verhandlungen vor dmn Collt'ginm der Volkstribunen wer- 
den vielfach erwähnt, z. B. bi'i Cic. p. Quinct. 7 in einer Frage des Pri- 
vatreehte.s; Gell. IV, 14 in einem Criminal[>rocess, den ein Aislil A. llos- 
tilius Mancinns gegen eine öffentliche Buhlerin wegen einer Privatbeleidi- 
gung anstelleu wollte; Cic. in Verr. II, 41, wo es sich nm eine Art von 
Polizeigesetz, das den wegen Verbrechen Verurtheilten den Aid'enthalt in 
Rom verbot, handelte; Val. Ma.^. VI, 1, 7 in dem Oriininalproecss gegen 
einen V'olkstribunen ; id. VI, 1, 10 in einem andern Criminalprocess; Liv. 
XLII, 33 bei einer Tnipi>enaushebung ; Liv. IV, 26, wo die Tribunen auf 
Bitten des Senates die IVahl einc.s Dictators erzwingen; Liv. IV, 53, wo 
neun Tribunen eine Entscheidung gegen ihren Collegen, der die Aushebmig 
hinderte, abfassen ; .\scon. p. 47 Orell. in der Untersuchung ütwr einen 
Mordversuch gegen Poinpeius; Val. Max. VI, 5, 4, wo das Collegium be- 
schliesst, ein Tribun solle wegen Schnldforderung gerichtlich belangt wer- 
den können; Suet. Caes. 23, ivo die Tribunen den in Gallien Krieg führen- 
den Caesar von der Anklage eines aus ihrem Collegium befreien. Und 
so wird überall , wo imlitische oder richterliche Verhandlungen in ihren 
Einzelheiten erzählt werden, von dem Collegium der Tribunen und seinen 
Bei-athungen berichtet. Ceber die Fälle, in denen das Collegium die Vor- 
entscheidung über Anklagen gegen Tribunen selbst hätte, vergleiche man un- 
sere Auseinandersetzung in Sixidia llomonii (Berol. 1859) p. 248 und Ab- 
handlungen der Philologenversaramlung in Wien 1858 p. 102 flgd. -fc, 

104) Dies war die Annahme von Niebuhr Römische Geschichte I, 447. 
Er meint, cs habe schon vor den Volkstribuncn Versammlungen der Plebs 
gegeben , uud die neueren Gelehrten (s. Schwegler Römische Geschichte II, 
557) haben ihm darin beigestimmt. Die Plebs bestand aus einzelnen, 
zwar stamm verwandten, aber doch auch wieder verschiedenen Theilon, die 
nach Rom verpflanzt worden waren. Diese Theile , deren Mitglieder dui-ch 
gemeinsame Sitte und Gesetze miter einander ve.rbmidcu waren, mögen 
ihre abgesonderten Versammlungen gehalten haben, nm innere Streitig- 
keiten zu schlichten und Verhältnisse, welche sie allein angingen, zu oixl- 
nen ; aber es musste einige Zeit vergehen , ehe die varrechiedenen Theile 
selbst mit einander verwucb.sen , um so mehr als die Römische Oberhoheit 
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ihnen, soweit dies dem Ganzen nicht schadete, ihre Eigenthümlichkeiten 
liess. Scrvius Tullius tliat durch Einsetzung der Ccnturiatcomitien den 
ereten Schritt, um alle zu verschmelzen. Aber Tarciuinius, sein Nachfol- 
ger, hinderte die begonnene Vereinigung und auch die ersten Consuln 
hatten kein Interesse daran, dieselbe zu fordern. Hätte eine Versammlung 
der gesammten Plebs, mit wie geringen Rechten auch immer, schon vor 
Einsetzung der Volkstribunen bestanden, so würde ihre politische Bedeu- 
tung hervorgetreten und irgend eine Kunde von ihrer Wirksamkeit durch 
die Ueberliefenmg auf uns gekommen sein. Dies ist aber nicht der Fall. 

105) Dasselbe nimmt auch an Lange Römische Alterth. 1, 439, kurz 
seine' Ansicht ausspreehend ; ausführlicher handelt Schwegler Römische 
Gesch. II, 557. Er missbraucht freilich diese anlüngliche Existenz der 
Tributcomitien zu dem Beweise, die Volkstribunen seien stets in Tribut- 
comiticu gewählt worden. 

IOC) Hierbei widerspricht sich Dionysius au einer andern Stelle, VII, 
52, wie Lange Römische Alterth. I, 439 meint. Dort lässt er nämlich bei 
den Verhandlungen über Coriolans Process Ap. Claudius sagen, die Patri- 
cier hätten den Pleb<‘jern auf dem heiligen Berge Sc^huldenerlass und Volks- 
tribunen mit dem Recht der nuxilii /«(io zugestanden, ln dem Zugeständ- 
niss der Volkstribunen liegt, wie wir gesagt, nach Römischem Begriffe von 
selbst das Recht agenJi cum piche. 

107) Wir füliren zwei Fälle au, die scheinbar widersprechend, doch 
den angegebenen Grundsatz bestätigen. Im Jahre 422 v. dir. klagt der 
Tribun L. Hortensius den Consul (ies vorigen Jahres C. Sempronius beim 
Volke an. ln der anberaumten Volksversammlung bitten vier Tribunen 
ihren Collegcn, seine .Anklage fallen zu lassen; Hortensius erzürnt fragt 
sie; Pos autem f si rcum perago^ quid acturi eslis? an erepturi ius populo 
el c<ersuri liihuniciam poletlalem? Er erkennt also die Befugniss seiner 
Collegen, die Anklage zu hindern, an. Jene vier antworten: et de Sem- 
proniu et de. oimii&us suinmam populi /lumani potestatem esse, nec se iudi- 
cium populi tollere aut veile aut pusse^ aber diu*ch ihre Bitten veimögen 
sie Hortensius die Klage aufzugeben. Die vier Tribunen erkennen also 
ihrerseits die Macht des Volkes an, wollen auch nicht Einspruch erheben, 
dem Hortensius im äussersten Falle durch einen Antrag auf ihre Absez- 
zuug eutgegentreten kann. Siehe Liv. IV, 42. Der andere Fall ist vom 
Jahre 294 v. dir., wo der Consul L. Postumius wider den Willen des Se- 
nates triumphirte. Die. Sache kam auch beim Volke vor, aber um' in 
einer comOo; denn eine Abstimmung wurde durch sieben Tribunen, welche 
auf Seiten des Senates standen, gehindert. Als der Consul aus dem Bei- 
fall der contiu die allgemeine Stimme dos Volkes erkannt hatte, beschloss 
er, geschützt durch drei Tribunen, zu triumphiren. Mau sehe Liv. X, 37. 

108) Er sagt: Muntiabatur illi (Verri) — wie ipsuin apud hoc (d. h. 

dem des gegenwärtigen Jahres) collegium tribunorum plebis , cum eorum 
Omnium edicto wo« liceret Homae quemquain q'wi rci capitalis conde^ 

mnatus esset, egisse causam Stheiiii. Cicero hätte, wenn er das Tribunen- 
collegium eines andern Jahres meinte, dieses nennen müssen. Noch zwei- 
mal wird ein Edict der Tribunen ausdi-ücklich erwähnt, eines von Ti. 
Gracchus , wodurch er die ganze Staatsverwaltung zum Stillstände brachte 
(Plut. Gracch. 10), das andere während des Marianischen Bürgerkrieges 
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von den Prätoreu und Tribunen gemeinschaftlich über das Münzwesen er- 
lassen (Cic. de off. III. 20). Beide hatten besondere, vorübergehende Ver- 
anlassungen. Auch Liv. IV, 60 heisst es von einem einzelnen Falle edixervnt 
iribuni, nuxitio se fuliiros, »i (jnis in mililare sli/iptidium Iributum nun con-- 
lulistel: sie wollten dies znr Keuntiiiss des Volkes bringen. Der Gegen- 
stand, den Cicero in Verr. II, 41, 100 als Lihalt des tribunicischen Edictes 
angiebt, ist allerdings sehr dazu geeignet, um in einem etwaigen ediclum 
perpeluum des Tribuuencollegimns erwähnt zu werden; aber dass Cicero 
au ein solches nicht denkt, ergiebt sich aus seiner Bemerkung: „es sei 
von ihnen allen abgefasst worden.” Dies verstand sich von selbst bei einem 
jährlich zu wiederholenden Edict. 

109) Ausser den schon angeführten Stellen lässt Liv. III, 67 einen 
Patricier sprechen auxilium tribuniciuin ^ pruvumtiunem ad /toputum, scita 
plebi$ iniuncia palribut , sub lilulo nequnndarum legum nostra iura oppresta 
tulimut ei ferimus. Gegen den Dictator L. Papirius spricht M. Fabius bei 
Liv. VllI, 33: Iribunus ptrbis appetio rt provoco ad puputum ; bei dem Streite 
zwischen dem überpriestcr P. Licinius und dem Prätor Q. Fabius Pictor 
heisst es bei Liv. XXXVH, 31 pignom capla rt wu/tae diciae et Iribuni 
appellali et prorocalum ad populum esl. 

110) Dasselbe ergiebt sich auch aus Zou. VH, 15, der sonst mit Dio- 
nysius übereinstimmend, doch noch einzelne andere Züge hinzufügt. Er 
sagt, die Plebejer in ihrer Besorgniss, sie möchten nach ihrer Rückkehr 
in die Stadt trotz der versprochenen Straflosigkeit dennoch von den patii- 
ciscbeii Beamten bestiaft werden, hätten eidlich gelobt, sich gegenseitig zn 
schützen und sich deshalb Vorsteher eiwäldt: aus diesen Vorstehern seien 
die Tribunen liervorgegangen. Er stellt also den Eid nur als von den 
Plebejern geleistet dar und trennt die Heiligkeit, welche dem Ständever- 
trage zukam, von der, welche den Tribunen ertheilt wurde. 

111) Am ausführlichsten sagt dies Zonaras VH, 15, xai yotp *al vopoot 

licfjYccfOv, tv’ ÖSTit o'jxoit ^ Jtpo«*poja:jj, xäv iSuüxrj; eiij xai äp- 

, Upo; Tt y, xxl t<p iyei ivf'/Tjvat. — xai aÜTOüt 61 toüc 5Tjpdp/0U4 vö 
nXfjöot oaxpoaäyxTO’js luvopaaav , oiov äyia sl? tppoupdv tüv u'fii 6t:i- 

xaXoujxfviuv Tuy/avovTas. Andere viele Stellen, wo die Volksfaibunen 
selbst oder ihre Gewalt unverletzlich (sacrusanctm) genannt wird, hat 
Schwegler Römische Geschichte 11, 261 gesammelt. 

112) Daher wird allgemein in der Mehrheit von leget sacratae ge- 
sprochen; man sehe die Stellensaminlung bei Schwegler Römische Geschichte 
U, 251. Es werden darunter sowohl die Plebiscite verstanden, welche 
zuerst die Plebejer auf dem heiligen Berge beschlossen und dann die Pa- 
tricicr in dem beschworenen Ständevertrage annalimen und zu Staatsge- 
setzen erhoben, als auch die spätem, welche die Plebs allein für sich 
eidlich beschloss imd die erst in späterer Zeit auch bei den Patriciem zur 
Geltung kamen. Der Name lex sacrata ist sicherlich davon abzulciten, 
dass das Gesetz unter religiösen Cerimonien und feierlicher Anmfung der 
Götter zu Stande gekommen war. Festus p. 318 giebt auch eine andere 
Erklärung, w^eil der, welcher es verletze, sarer sei. 

113) So scheint dies Pliuius nat. hist. VII, 142 flgd. zu erzählen, wäh- 
rend Cic. de dom. 47, 123 berichtet, dem Metellus hätte es nicht gescha- 
det, dass der Tribun sein Hab und Gut auf feierliche Weise den Göttern 
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geweiht hatte. Es ist ein Missverständniss, wenn Lange Römische Alter- 
thümer II, 483 . sagt , Labeo hätte vermuthlich einen Perduellionsprocess 
gegen Metellus im Sinne gehabt, als er verlangte, dass derselbe vom Tar- 
pejischen Felsen gestürzt würde und eben der Ungesetzlichkeit seines Ver- 
fahrens wegen hätten ihn die andern Tribunen gehindert. Nein, es handelte 
sich bei Metcllus um augenblicklich drohende Lebensgefahr , nicht um einen 
Process, der nothweudig(!r Weise länger dauern musste; es war auch keine 
Ungesetzlichkeit des Tribuuen; denn sonst hätte derselbe bestraft worden 
müssen; es war nur ein verrückter Gebrauch der ihm gesetzlich zustehen- 
den Gewalt Die andern Beispiele von tribunicischer Gerichtsbarkeit welche 
Cicero a. a. 0. anführt, beziehen sich auf andere von Beamten gegen sie 
begangene Vergehen : wir werden sie später erwähnen. 

114) Man sehe meine Auseinandersetzung in den oben Anm. 103 ange- 
führten Schriften. Die Erweiterungen, welclu’ die tribunicische Macht der 
Kaiser erfuhr , Ijezogen sich nur auf die .\usdehuuug in Kaum und Zeit 

115) Dieses Icilische Gesetz, das, wie gesagt, nur bei Dionysius er- 
wähnt wird, ist bei der Einfachheit seiner Ueberlieferung ein schlagen- 
des Beispiel von der Leichtfertigkeit und Verkehrtheit der „modernen Cri- 
tik”, die in selbstverblendeter Eitelkeit alle Gesetze geschichtlicher For- 
schung und venmnftgemässer Auscbauimg übertrat. Niebuhr Römische 
Geschichte II, 263 ging nicht auf eine genaue Darstellung des Icilischen 
Gesetzes ein: er sagte nur, es könne nicht älter sein als das Publilische, 
„vor welchem überall keines auf einer Rogation der Tribunen entstehen 
konnte : es sei eine nothwendige Vollendung ihres Rechtes , alles vor der 
Contio zu verhandeln”. Drei Irrthümer finden sich in dieser kurzen Be- 
merkung. Erstens nennt Dionysius allerdings die Rogation von Icilius 
vöpot; aber dieser Ausdnick kann nicht nur eine cigeutliche lex, welche 
von dem Gesainmtvolke ausgiug mid für dasselbe galt, soudorn auch ein 
Plebiscit, eine von der Plebs und für die Plebs erlassene Verordnung sein. 
Zweitens konnte auch ein eigentliches Gesetz aus einer Rogation der Tri- 
bunen entstehen, wenn dieselbe nämlich vom Senate und den Patriciern 
angenommen wmde: dies war aber, wie Dionysius bemerkt, bei der Ici- 
lischen nicht der Fall. Drittens, auch wenn die Tribunen nur das Recht 
gehabt hätten , Einiges vor der Contio zu verhandeln (und dieses Recht 
schreibt ihnen auch Niebuhr vor dem Publilischen Gesetze zu), müssen sie 
dennoch die Befuguiss, ungestört eine Tribusversammlung zu halten, die 
durch das Icilische Plebiscit gewährleistet wurde, besitzen. Jede dieser 
Bemerkungen stösst die ganze Schlussfolgerung Niebuhrs um. Seine Mei- 
nung, dieses Gesetz s<>i zur Zeit des Publilischen gegeben, stützt sich 
ausserdem noch auf den Umstand, dass ein Tribun Sp. Icilius im Jahre 
nach dem Publilischen Gesetze erwähnt wird: „dieser Name kommt selbst- 
fünftc unter den ersten vor, welche durch die Tribus erwählt worden: 
ich zweifle nicht , dass es der nämliche und das Gesetz im Jahre 284 ver- 
ordnet ist”. Als üb es denn unwahrscheinlich ist, dass wie in den Patri- 
ciergeschlechteru in einem Abstande von ungeföhr zwanzig Jahren das 
Consulat, so in den Plebejergeschlechtern in ähnlichem Abstande das Tri- 
buuat vom V'ater und Sohn bekleidet werden konnte! Niebuhr würde in 
noch weitere Indhümer gerathen sein, wenn er sich auf eine genauere 
Darstellung des Icilischen Gesetzes eingelassen hätte. Eine solche unter- 
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nahm Schwegler Römische Geschichte II, 397. Er will zweierlei beweisen. 
Erstlich, dass das Icilische Gesetz nicht in die Zeit des Ständevertrages 
passe; denn, sagt er, damals seien noch nicht „muthwillige Störungen der 
plebejischen Oontionen und Concilien durch die patricischen Junker” vor- 
gekoiumen. Die Antwort hierauf ist, dass das Icilische I’lebiscit gar nicht 
patricische Störer traf, sondern plebejische: von jenen sagt Dionysius 
nicht ein Wort, gegen sie durch ein Plehiscit eine Strafe festzusetzen hatte 
Icilius nicht das Recht. Ferner sagt Schwegler, das Gesetz müsse später 
gegeben worden sein; deim sonst wären die zahlreichen Störungen plebe- 
jischer Concilien, namentlich der Unfug von Kaeso Quiuctius imd seinen 
Genossen nicht möglich gewesen. Ganz richtig; aber gegen solchen von 
den Patriciern ausgehenden Unfug war dos Gesetz nicht gerichtet. Schweg- 
ler musste vielmehr schliesseu, weil der patricische Unfug später stattfaud, 
konnte das Gesetz nicht gegen ihn ge.geben sein. Zweitens soll gezeigt 
werden, dass das Gesetz auch „unmotivirt erscheine in der Erzählung 
von Dionysius , die alles iimern Zusammenhanges entbehre und mit lächer- 
lichen Widersprüchen behaftet sei.” Er giebt dann die Erzählung von 
Dionysius und fügt hinzu; „das Recht plebejische Versammlungen zu be- 
nifou und ungehindert zu ihnen zu reden hatten ja die Consuhi den Tri- 
bunen Tags zuvor ausdrücklich eingeräunit. Es war unter diesen Umstän- 
den nicht der entfernteste Grund zui' Beantragung eines Gesetzes, wie das 
Icilische, vorhanden.” Allerdings hatten die Consuln den Tribunen das 
Recht eingeräumt, eine Tribusvei-samiidung zu hatten und versprochen, 
sie selber nicht zu stören; aber das Icilische Gesetz betraf etwaige Störun- 
gen von Seiten der zur Versammlung berufenen Plebejer. Dies sind ganz 
verschiedene Sachen. Schwegler hat also Dionysius’ Erzählung nicht 
scharf aufgefasst, imd falsch verstanden; deshalb tadelt er sie als voll von 
Widersprüchen und zusammenhangslos, deshalb wirft er ihm IiTthum in 
den Zeitangaben vor. Zuletzt hat denselben Gegenstand behandelt Lange 
Römische Alterthümcr II, 487. Er erkennt zwar, dass Niehulirs und 
Schweglers Annahmen über die Zeit des Icilischen Gesetzes ganz unbe- 
gründet sind; aber die Eraäldung von Dionysius anzuerkennen kann er 
sich doch nicht eutschliessen : das ist einmal gegen die Methode der mo- 
dernen Critik. Er sagt sogar: „Dionysius, der die Veranlassung dieses 
plcbiscitum nicht wusste und auch seine Bedeutung für die Gerichtsbarkeit 
der Plebs nicht erkannte, hätte es gewiss nicht vor dem Proccsse des 
Coriolauus erwähnt, weun er es nicht dort in seinen Quellen fand.” Aber 
weshalb soll Dionysius ein Gesetz, dessen Wortlaut ihm vorlag, falsch 
verstanden, weniger verstanden haben als ein jetziger Gelehrter? Dies ist 
unbegreiflich und statt zu folgern, weil er die Zeit desselben richtig an- 
gebe, hätte er auch den Inhalt richtig aufgefasst, wii-d geschlossen, weil 
er den Inhalt falsch verstehe, hätte er die Zeit richtig angegehen. Lange 
fährt fort: „Dieses Plebiscit ww in doppelter Hinsicht eine authentische 
Interpretation der leget sacrniac vom Standpunkte der Plebs. Einmal setzte 
es fest, dass auch darin eine Verletzung der sacrosnncia /wletlns der Tri. 
bunen erkannt werden sollte , wenn Jemand dem vor dem Volke redenden 
Tribunen ins Angesicht entgegen redete oder seine Rede unterbräche. So- 
dann bestimmte es, dass im Falle einer Uebertretung (natürlich nicht bloss 
dieser neuen Festsetzung, wie Dionysius sagt, sondern der durch dieselbe 


Digilized by Google 



Anmerkungen. 


437 


erweiterten der leges sacmtae über die sacrosancta polestas überhaupt) die 
Tribunen berechtigt sein sollten, dem Uebertreter eine Geldbusse aufzu- 
legen, ja sogar, wenn der dazu Venirthcilte sieh weigerte, Bürgen für die 
Bezahlung dersellien zu stellen, ihn zum Tode zu verurtheilen ; wenn aber 
der Verurtheilte, die rechtliche Gültigkeit der Strafen bestritte, so sollte 
das Volk darüber entscheiden”. Dieser Tadel von Dionysius beruht wie- 
der auf einem Missvcrständtiisse. seiner Erzählung. Dionysius stellt das 
Icilische Gesetz nur als deshalb gegeben hin, um den Vorsitz der Tribu- 
nen in der Volksversammlung zu regeln: mit der sacrosancta polestas hat 
es nichts zu thun. Kurz, von dem Schelten auf Dionysius, das die neue- 
ren Gelehrten gleichsam als nothwendig für ein critisches Verfahren be- 
trachten, bleibt nichts bestehen als die Erkenntuiss, dass sie denselben 
nicht verstanden und selber sich statt geschichtlicher Bilder Phantasiege- 
mälde geschaffen haben. Ich habe an diesem einen Beispiele, das sich 
kurz behandeln Hess, die Methode der neueren Römischen Geschichts- 
schreibung nachgewiesen, irm bei andern Piuikten weitläuftiger Erörterun- 
gen überhoben zu sein. 

116) Von diesen Bemühungen den Rechtspunkt in Coriolans Process 
darzustellcn , erwähne ich nur einige wenige der neueren Gelehrten , z. B. 
die von Schwegler Römische Geschichte II, 386 flgd. Er will zunächst 
diejenigen Gelehi-ten widerlegen, welche meinten, es habe ein besonderes 
Gesetz gegeben , in Folge dessen Coriolan angeklagt worden sei. Er be- 
hauptet, von einem verfassungsmässig zu Stande gekommenen Gesetz die- 
ses Inhalts wisse die Ucberlieferung nicht. Das Vorhandensein solcher 
Gesetze glaubte jedoch auf das Bestimmteste zu finden Walter Römische 
Rechtsgeschichte (3. Aufl.) 1, 43 S. 71 in zw-ei Stellen von Diony- 
sius, und bei Joan. Lydus I, 38 und 44. An der ersten der beiden 
Stellen von Lydus steht ofjgotpyoi rpö; aXaHovzlav oöx f/pj8p(u>v 

xai auTÄv tiüv raxpixliuv xaxaij/Tj-piCeoSai; aber von einem Gesetze ist in 
ihr nicht die Rede, nur von einer Thatsache. Die zweite Stelle enthält 
die Bemerkung, die Plebs habe ein Gesetz gegeben, das den Handwer- 
kern erlaubte, die Patricier vor Gericht zu ziehen. Hier ist weder von 
einer Klage vor der plebejischen Volksversanunlung, um die es sich bei 
Coriolan handelt, die Rede, noch ist ein Gesetz der Plebs damals eine 
lex im engeren Sinne des Wortes; endlich ist die ganze Stelle so verwor- 
ren, dass man den eigentlichen Sinn von Lydus’ Nachricht schwerlich 
wird errathen können. Wenn Schwegler hierin keine Erwähnung eines Ge- 
setzes findet, so hat er Recht. Anders aber verhält es sich mit den bei- 
den Stellen von Dionysius. Zwar an der ersten derselben, IX, 44 ist auch 
von keinem Gesetze, sondern nur von einer Thatsache die Rede. Bei dem 
Streite um das Publilische Gesetz lässt Dionysius einen Vertheidiger des 
Senates so auf die Plebs schelten : ätl vivo« ip^yovxai ixkcovE^ia« xal rta- 
pavogla; , xoxt pev apyäc e^sivai otplaiv äxioüvxEc auxo’js la'jxüiv airo^Ei- 
■xv'jvai xai xauxac üvuTtEuöovo'j; aaioövxe? xal TtavayEt?, xoxJ 5’ b 1{ dyüiva« 
önsp aia'/laxojv xivoovcnv xalllaxavxE{, o')c auxot? o^^eie xwv Txaxpixlwv , xal 
xa vdpuga Stxaaxfjpta , oft TiEpl ffaväxo’j xal ij r:p(5xEpov ^XPb"° 

piEXa'p^povxEC fx xfj{ xaftap(uxäx7)t inl xöv ^UTtapuixaxov Äykov. Es 

heisst hier nui' , die Cai)italgerichte über Patricier seien auf die Tribut- 
comitien übertragen worden, ohne Zusatz, dass dies durch ein Gesetz ge- 
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«chehen sei, noch wahrscheinlicher wii-cl es dadurcli, dass diese Anmassong 
der Plebs zusammengestcllt wird mit der friiheren, durch welche sie sich 
die Volkstribunen errang. Auch bei diesen setzt Dionysius hier nicht hin- 
zu, sie sei durch ein Gesetz geschehen , und doch wissen wir, geschah sie 
durch das heiligste Gesetz, den Stämtevertrag. Die zweite Stelle von 
Dionysius IX, 46 wird von uns später S. 253 und 263 angeführt. An ihr 
wird ganz deutlich von einem Gesetze gesprochen, welches die Gerichte 
über die Patricier den Tributcomitien übertragen habe , und wir haben es 
in unserm Texte Jiachgewieson. Dadurch erledigen sich Schweglers Be- 
denken, die voraugegangene Geschichtserzählung von Dionysius, die doch 
über Coriolan so ausfülirlich sei , melde von solchen Beschlüssen der Plebs 
nicht, und selbst im Falle sie von der Plebs geftöst worden wären, könn- 
ten sie nicht viJp.ot heissen, sondern es wären Plebiscite gewesen, die da- 
mals keine Gesetzeskraft hatten. Wir haben an den erwähnten Stellen 
nachgewiesen, dass es nicht blosse Plebiscite, sondern Vereinbarungen 
zwischen Patriciern und Plebejern waren, die sicherlich Gesetzeskraft hat- 
ten und wohl Gesetze genannt werden konnten. Schwegler thut nicht Recht 
daran, die Worte des Tribunen Laetorius an jener Stelle von Dionysius 
ein „verworrenes Gerede” zu nennen. Er hat sie nur nicht verstanden 
und die Verworrenheit liegt in ihm selber. Er schliesst so: ein Gesetz 
über die Anklage Coriolans sei unmöglich gewesen , weil ein Gesetz damals 
zu seiner staatsrechtlichen Gültigkeit der Zustimmung des Senates und der 
Genehmigung der Curien bedurft hätte ; nun sei kein Zweifel , dass diese 
Zustimmung zu einem Gesetze über Anklagen von Patriciern durch die 
Gemeinde unter den damaligen Verhältnissen verweigert worden wäre. 
Dieser Schluss ist nicht richtig ; die Zustimmung konnte erzwaingen werden 
und wurde, wie wir auseinandersetzen werden, durch Drohungen und Auf- 
ruhr erzwungen. Dennoch war das Erzwungene oben so gut ein recht- 
mässiges Gesetz wie der diuch die Auswanderung erzwungene Ständever- 
trag. Ferner widerlegt Schwegler das Vorhandensein eines Gesetzes durch 
die Worte des Gon.suls Minncius (Dionys. Vll, 30) und des Patriciers Ap 
Claudius (Dionys. VII, 52). Dies sprechen jene mit vollkommenem Rechte 
zu der Zeit , als es sich um das Eiia.ssen eines Gesetzes bandelte , das- 
selbe aber noch nicht erlassen war. Schwegler machte hier eine Verwir- 
wrimmg , indem er Dionysius’ Erzählung nicht beachtet. Es war vielleicht 
ungesetzliche Anmassung der Tribunen , als sie zuerst Coriolan anzuklageu 
versuchten , aber deshalb kam die Anklage auch nicht zu Stande. Dann 
erzwangen sic eine gesetzmässige Vereinbarung und ihr folgten Coriolans 
und anderer Patricier Anklagen. Schwegler nimmt, da er so an kein 
Gesetz glaubt, dennoch einen Rcchtsgrund für Coriolans Process an und 
zwar den auf dem heiligen Berge zwischen Patriciern und Plebejern ge- 
schlossenen Ständevertrag. Eine, ganz wunderliche Ansicht, ausgesprochen 
von Niebuhr Römische Geschichte I, 645, aber auch von Walter Römische 
Rechtsgeschichte I, 43 S. 71 angenommen und von Eiseidohr die jirovocatio 
ad popu/um S. 109 ausgeführt. Jener Ständevertrag , sagen sie, der durch 
Fetialen geschlossen war, sei zu betrachten als ein zwischen zwei Völkern 
geschlossenes Büudniss und es sei Rechtsgnindsatz , dass bei Verletzungen 
eines Vertrages das Gericht über den Schuldigen dem beleidigten Theile 
zustehe. Gegen diese Schlussfolgerung ist Lange Römische Alterthümer II, 
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486 mit Recht aufgetreten. Es steht derselben entgegen das Verhältniss 
der Plebejer und Patricicr, die allerdings auf dem heiligen Berge als ge- 
trennte Völker verhandelten, aber sich dann wieder zu einem Volke ein- 
ten: die Plebejer also durften nicht mehr das Recht eines getrennten Vol- 
kes in Anspruch nehmen. Und wenn sie es hätten in Anspruch nehmen 
wollen , so mussten sie auch den Patriciern gestatten , die Plebejer, nament- 
lich die Tribunen, so oft sie die bestehenden Gerechtsame der Patricier 
angriffen , vor ihr Gericht zu ziehen , ein Preis , um den die Tribunen 
schwerlich jenes Recht hätten erlangen mögen. Zweitens widerspricht die 
Annahme, dieses Rechtsgrundes durchaus der gesummten Ueberlieferung 
und drittens hilft sie zu nichts. Denn mag man auch allenfalls Coriolans 
Process dara\is herzuleiten im Stande sein, die Processe der Consuln T. 
Menenius und Sp. Sorvilius und A. Manlius und L. Furius und Ap. Clau- 
dius, welche wenige Jalire später fallen, haben mit dem Ständevertrage 
nichts zu schaffen. Freilich suchen Schwegler a. a. 0. S. 536, eben so 
wie Walter Römische Rechtsgeschichte I, 43, 71, auch diese späteren Ankla- 
gen aus demselben Vertrage zu folgern. Wenn der Consul, sagen sie, 
z. B. einen Krieg schlecht führe, so verletze er damit die Plebs und die 
Verletzung der Plebs sei in jenem Vertrage mit der Strafe der Aechtung 
bedroht, — eine juristische Schlussfolgerung, wie sie wunderlicher nicht 
gedacht werden kann. Man mag, wenn man will, den ersten Versuch 
zur Anklage Coriolans eine Anmassung, eine Usurpation nennen; aber daim 
war jeder Schritt , den die Tribimen und die Plebejer zur Abschaffung des 
Ständeunterschiedes thaten , eine Usurpation: rechtlich begründet war keiner. 
Viel richtiger rrrtheilt über Coriolans Process Lange Rom. Alterth. II, 485 
indess er hebt aitch nicht den eigentlichen Anklagepunkt hervor und er- 
kennt iricht die unbeschränkte Machtvollkommenheit, welche in Folge der 
Uebereinkuuft zwischen Senat und Tribunen den Letztem gegeben wurde, 
jedett Patricier vor der Plebs anzuklagen; noch viel weniger erkennt er, 
die Notwendigkeit und Bedeutung des vorhergehenden Senatsbeschlusses. 

117) Es ist kaum zu glauben , wHe übel man mit dem armen Diony- 
sius , dem man doch allein ausführlichere Nachrichten über diesen Process 
verdankt , umgegangen ist. Z. B. Schwegler Römische Geschichte II, 390 
sagt: „der Proce.ss Coriolans ist für Dionysius ein unerklärliches Räthsel 
geblieben, trotz der Mülio, die sich der pragmatisirende Geschichtsschrei- 
ber gegeben hat , das Räthsel zu lösen. Seine Auffassung und Beuitheilung 
des ganzen Rcchtsfalles ist so verkehrt, seine Vorstellungen von den da- 
maligen Verfassungsverhältnissen so irrig, dass seine, wenn auch noch so 
weitschweiöge , Bearbeitung des Processes nothwendig missglücken musste”, 
und S. 394: ,die Darstellung, die Dionysius von dem Processe Coriolans 
giebt, ist eine Kette von Missverständnissen”. Und woher solche Verach- 
tung gegen den Bauptgewährsmann dieses Theilcs der Römischen Ge- 
schichte? Weil er Tribut- und Centuriat- und besonders Curiatcomitieu 
nicht für das hält, wofür sie Schwegler hält. Zweitens weil er einen Tri- 
bunen das Recht zur Anklage aus dem Valerischen Provocationsgesetze 
herleiten lässt und dieses Gesetz vereteht Schwegler anders als Dionysius 
und andere Schriftsteller. Endlich (wer sollte es glauben ?) weil bei ihm 
der ganze Process einen unwürdigen Eindruck macht und die Tribunen 
als hämische, bösartige Aufwiegler der Plebs erscheinen. Das nennt mau 
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beweisen! Aber auch Lange Römische Alterthümer II, 490 kann, so oft 
er auch Dionysius’ Darstellung als Beweis für seine Behauptung anführt, 
am Ende doch nicht umhin, ihn in der Hauptsache zu verwerfen: „da die 
eine der beiden Bedingungen, der Schwur, entschieden auf dem völker- 
rechtlichen Character des Processes beruht, so kann die andere nicht in 
der Weise, wie Dionysius angiebt, fomulirt gewesen sein, dass nämlich 
die Anklage auf das Verbrechen des Strebeus nach Tyrannis habe lauten 
sollen.” Coriolan, sagt Lange, sei wegen perducllio gegen die Plebs an- 
geklagt worden. Der Beweis, dass der Schwur völkerrechtlich ist, ist 
nicht geführt worden und kann es nicht und könnte er es, so würde die 
Folgerung immer noch nicht richtig sein. 

118) Dionysius VII, 22 lässt Coriolan Folgendes über die üebergriffe 

der Volkstribimen sagen: orav — pr;5ei« 4 »(uAlauiv aüxiöv xa; r:«pavop(a{ 
■J, p^x’ i5iü)XT,{ 4'p/(uv , Stooixmc xöv vopov, S{ i:paipelxat xal xöv X6- 

yov üpöiv apa xoi{ fpyoit, Oävaxov ^mffel« Crj.alav xoI{ IXeuh^pav cpwvljv 
d'piEtoi, x( rpotfjxev 5vopa 84o8ai x^ Suvaaxeia xa4xirj xoü{ voüv fyovxat 
txtpov fj xoüxo — xupavvi'Sa ; Diese Worte gehen ohne Zweifel auf das von 
der Plebs airf dem heiligen Berge über die Unverletzlichkeit der Tribunen 
erlassene Plebiscit, vielleicht auch auf das plebtsciium IMHum. Aber man 
darf daraus nicht folgern , beide Plebiscite seien eigentliche Gesetze ge- 
wesen und hätten die Patricier gebunden. Wäre dies der Fall gewesen, 
so hätten Streitigkeiten über Coriolans Anklage nicht stattfiuden können: 
er hatte beide Plebiscite offenbar übertreten. Dionysius spricht nur von 
dem , was geschehen würde, wenn Niemand unter den Patriciem ihnen 
entgegen träte , wenn alle an die Plebiscite gebunden würden , was bis 
jetzt noch nicht der Fall w'ar, was aber das Streben der Tribunen sein 
musste. 

119) Dass dies sonst bei Friedensbrfichen geschah , hat Schwegler Rö- 
mische Geschichte II, 388 durch Anführung von Beispielen bewiesen; aber 
dass dieser Fall bei Coriolans Vergehen nicht vorlag, darüber siehe An- 
merk. 116. 

120) Dionysius VII, 39 sagt: ouy/tupTjadvxcuv 51 xüiv u:tdxu)v , Äenep 
y^Ei'o'JV ol SVjpapyCii, xo itpoßouXs'jpa yevloöai, x5xe piv SieX'j&rjoav. Also 
nur die Consuln geben die Erlaubniss, da.ss ein Senatsbeschluss und zwar 
in den von den Tribunen verlangten Formen, gefasst wird. Natürlich, denn 
einmal sind die Consuln überhaupt Herren über den Senat und dann be- 
zieht sich die neue Vereinbarung auf eineVerrainderung der consularischen 
Macht. 

121) Die angegebene Art zu schwören war auch bei andern Gelegen- 
heiten die im Senate gebräuchliche, noch in der Kaiserzeit Tacitus Hist 
IV, 41 erzählt .Seim(ni inchoaHlibus priinaribus iusiurandum conrepif, guo 
certalim omnes magistrnlm , ceteri ut senlentiam rogabrmlur, deos testet ad- 
roenbant, nihil ope siia factum, guo cuiusguam salus laederetur , negue te 
jiraemium aut honorem ex calamitale ciri«»» cepisse, trepidis et cerba iuris 
iurandi per varias artet mutantibus, guis flagitii conscientia inerat. In den 
Senatsgerichten der Kaiserzeit wird kein Eidschwur erwähnt 

122) Diesen von Dionysius erwähnten Kunstgriff des Tribunen Decius 
findet Schwegler Römische Geschichte II, 396 wunderlich: er meint, jenen 
Streifzug in Feindesland habe Coriolan auf eigene Faust unternommen: das 
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Unternehmen sei Privatunternehme.n gewesen , folglich auch die Verwendung 
der Beute Privatsachc und der Staat hätte keinerlei re<’htliche Ansprüche 
auf sie gehabt. Er sagt, der Oberbefehlshaber hätte überhaupt darüber 
zu entscheiden gehabt , ob die Beute für den Staatsschatz verkauft oder 
den Trupi)en übcrla.ssen werden sollte. Dieser Grundsatz hätte eine Auf- 
lösung aller Kriegszucht herbeigeführt und hat nie gegolten : die von 
Schwegler angeführten zahlreichen Stellen beweisen wohl, dass der Feld- 
herr über einen Theil der Beute, aber nicht dass er über die ganze ver- 
fügen konnte. Vergl. unsere Note zu Cicero de leg. agr. II, 22, 59. Auch 
dies ist nicht richtig, dass, w'onn Jemand auf eigene Hand einen Streifzug 
untemalim, ihm die gemachte Beute von Rechtswegen allein zukam: der 
von Schwegler angeführte Fall bei Liv. V, 16 ist verschieden: die Consuln 
machen einen Feldzug mit Freiwilligen und es heisst 'uu-oymla tub hnsta 
teniei e quodijue iiide reilnclum , mililihus eit dirisum. Consuln sind nicht 
Privatleute, Freiwillige gelten auch als Staatstruppen und mililibui esi di- 
rüum heisst nicht, der Feldherr habe eigenmächtig gehandelt: er konnte 
sehr wohl vorher einen Senatsheschluss einholen. Es ist unglaublich, dass 
das Römische Kriegsrecht Privaträubereien anerkannt habe. Also Schweg- 
lers Tadel ist unbegründet. Dionysius’ Erzählung von Coriolans Feldzug 
stützt sich wahrscheinlich auf die bestimmte Ueberlieferung, daas er als 
glücklicher Parteigänger sich selbst Ruhm, seinen Genossen Beute ver- 
schafft habe. Dionysius muss die Möglichkeit, dass dies beim Volke Ver- 
dacht erweckte, erkannt haben, und den Römischen Kriegsgebrauch hat er 
sicherlich besser verstanden als wür ihn verstehen können. Endlich kommt 
es hier gar nicht auf den Kriegsgebrauch an, sondern darauf, dass Corio- 
lan Parteigänger geworben und nach der .Alleinherrschaft gestrebt habe. 
Die Staatsgesetze hat er nicht verletzt: sonst würden die Tribunen auf 
seine Bestrafung wegen ünterschleifes dihigen. Nur um einen Beweis für 
das Streben nach der TjTannis handelt es sich. 

123) Dionysius VII, 64 sagt: wenn zwei Tribus zu den freisprechen- 
den hinzugekommen wären , so würde Coriolau wegen Stimmengleichheit 

wie es das Gesetz verlangte, freigesprochen worden sein.” Hier 
ist der Ausdruck iaoirjai'a zu bemerken, unter dem Dionysius die nur um 
eins grössere Stimmenmehrheit versteht: er ist von Huschke Critische 

Jahrbücher für Rechtswissenschaft 1845, XVIII, 585, unter Hinweis auf 
Dionys. IV, 20 und VII, 59 genügend gerechtfertigt worden. Ohne allen 
Anstoss ist es, wenn Dionysius VIII, 6 und 24 sagt, Coriolan sei mit oder 
durch zwei Stimmen verairtheilt worden, d. h. wenn zu den neun frei- 
sprechenden Tribus noch zwei hinzugekommen, also 11 freisprechende ge- 
gen 10 verurtheilende gewesen wären, so hätte Freisprechung stattge- 
funden. 

124) In anderer Beziehung ist die Geschichte dieses Consuls Ap. Clau- 
dius nicht ohne Schwierigkeit, die bis jetzt noch nicht gelöst worden ist. 
Es handelt sich um die Genealogie des Claudischen Geschlechtes, in der 
Widersprüche zwischen der Ueberlieferung der Geschichtschreiber und den 
uns erhaltenen Fasten statt zu finden scheinen. Schwegler Rtimische Ge- 
schichte II, 5f>9 hat nach dem Vorgänge anderer Critiker dies benutzt, um 
die ganze Erzählung von Appius’ Tod zu verdächtigen; ausführlicher und 
gründlicher hatte schon Bart. Borghesi in seinem A’iiori frammenii dei fatti 
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consuirri Capilolini I, 89 flgd. die Schwierigkeit behandelt. Auch ihm ist 
es indessen nicht gelungen, die Widersprüche zu lösen oder auch nur zu 
einer Wahrscheinlichkeit zu gelangen: die Fasten scheinen sich sogar selbst 
zu widersprechen. Indessen darauf hin die ganze Erzählung von Appius 
als Fabel zu betrachten ist nicht gerechtfertigt. Für die Erkenntniss des 
Processverfahrens ist übrigens der Streitpunkt unerheblich. 

125) Wir haben über die Bürgschaftsstellung von Kaeso Quinctius imd 
über Livius’ Ausdruck Wie primus vndes pnblicos dedit schon oben S. 236 
gesprochen und erwähnt, in wie fern damit eine neue Sitte in das Crimi- 
nalrecht eingeführt wurde. Niebuhr Römische Geschichte II, 326 erklärt 
Livius’ Nachricht dahin, Kaeso sei der erste gewesen, der zufolge des Ici- 
lischen Gesetzes habe Bürgen stellen müssen. Er wird widerlegt von 
Schwegler Römische Geschichte II, 578, aber auch Schwegler fasst Livius 
nicht richtig auf und verwechselt praedet, welche für die Bezahlung einer 
Geldsumme Bürgen sind, mit mdrs, welche für das Erscheinen des Ange- 
klagten vor Gericht bürgen. 

126) Bemerkenswerth ist die Nachricht über Kaeso Quinctius bei Cie- 
de dom. 32, 86, er sei venirtheilt, aber später vom Volke wieder begna- 
digt worden. Sie würde für einen Gedächtnissfehlcr Ciceros zu halten sein 
und sicherlich die Glaubwürdigkeit der gewöhnlichen Ueberliefening nicht 
erschüttern, auch wenn sie ganz so, wie angegeben, lautete. Aber Cicero 
verbindet an Jener Stelle Kaesos Verurtheilung mit der von Camillus und 
C. Servilius Ahala und auf diese beiden passen seine. Angaben von den 
Cetituriatcomitien und der Begnadigung. Es ist also vielmehr eine önge- 
nauigkeit in der Erzählung bei Cicero. Das Volk bereute allei-dings die 
Verurtheilung von Kaeso, hatte aber, wie Livius ausdrücklich sagt, nicht 
die Möglichkeit sein Unrecht wieder gutzumachen. 

127) Dionysius X, 42 sagt von den Tribunen, sie hätten beschlossen 

iyzal.Etv aiToit (die Patricier), Sri töiv Icpiüv ydpitov , o'üt ntpl tiüv 8r|p.4p- 
yiuv txüptusEV ij ßooX)] xat 6 5r|piO{ , oiiSevl 8e5(ux6t«>v dvxyxdCEiv 

TCiü{ OTjjjLcip-^o'j; üjtopi^veiv ti tiüv ipouX^^TU)'/ , üisnEp toüj äXXouc r.o'/dzat, 
txETv&i xaTzoydyves aÖTOÖc ixtöXuazv ^Tt'i xtXos xyEiv xijv UEpi ToO vdpo’j (des 
Terentilischen Gesetzvorschlages) Sid-puoatv. Schwegler Römische Gesch. 
II, 603 bezieht die Anklage, welche die Tribunen gegen die Patricier rich- 
teten, auf eine Verletzung des Icilischen Gesetzes und führt dafür zwei 
Gründe an. Erstlich die Gesetze vom heiligen Berge hätten die Unver- 
letzlichkeit der Tribunen gewährleistet: hier handele es sich aber nicht 
um diese , sondern im Gegentheil berichte Dionysius X, 41 von den Pa- 
triciern: votj Srjpictpyoic fiiv ÜTir/o')pouv xoei uapEi/ov ouvoij ytupEtv iieäii 
oTEoi ptclXoivTo. Zweitens hätte eine auf Grund der lej- sacrala vom hei- 
ligen Berge angestellte Anklage eine Capitalstrafe zur Folge haben müssen. 
Daher sei hier unter den heiligen Gesetzen die. /ex Ici/in zu verstehen: 
sie habe erstlich alle Störungen plebejischer Versammlungen verboten, zwei- 
tens die Zuwiderhandelnden mit Geldstrafe bedroht. Diöse ganze Schluss- 
folgerung ist nicht stichhaltig. Die Unverletzlichkeit der Tribunen war 
allerdings von den Patricieru missachtet worden: sie hatten die Tribunen 
zwar nicht körperlich verletzt, aber gleichsam festgehaltcn und einen mit- 
telbaren Zwang ausgeübt: das besagen Dionysius’ Worte. Zweitens berich- 
tet derselbe ausdi-ücklich, die übrigen Strafen des Gesetzes, Tod oder 
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Verbannung, liiitten die Tribiinon niobt anwenden wollen, sondern nur die 
Einziehung des Vermögens beantragt: das Gesetz also verordnete Tod und 
ausserdem noch Einziebung der Güter. Dies passt nicht auf das Icilische 
Gesetz. Es ist fiberhaniit zu bemerken, dass die Tribunen nicht die ganze, 
sondern nur den milderen Theil der gesetzlichen Strafe in diesem Falle 
beantragen. Darin liegt ein Beweis, dass die ganze. Sti'afe eigentlich auf 
die Angeklagten nicht passte; nur uneigentlich wurde ein Theil derselben 
auf sie angewendet. Dionysius nennt das Gesetz, welches die Tribunen auf 
die Patrieier anwenden wollen, ausdriieklich das von dem Senate und dem 
Volke gegebene heilige Gesetz. Aber weder das Icilische Plebiscit war 
vom Senate angenommnien noch das erste tribimicische Gesetz des heiligen 
Berges, wodurch die Plebejer den Tribunen erlaubten, die Verletzung ihrer 
Heiligkeit an Plel>ejcrn mit augenblicklichem Tode zu ahnden: beide soge- 
nannte Gesetze kann Dionysius nicht meinen. Es bleibt nur ein Gesetz 
übrig, auf das seine Worte bezogen werden können, nämlich der auf dem 
heiligen Berge zwischen Senat und Volk geschlossene Vertrag selbst: er 
enthielt die Einsetzung der Tribunen zum Behuf der Hülfeleistung, worin 
zugleich auch lag, dass dieselben beim Hülfeleisten nicht verletzt werden 
durften, wenngleich keine für alle Bürger gültige Strafe gegen Dawider- 
handelnde festgesetzt wurde. Deshalb bestimmte das erste tribunicische 
Gesetz vom heiligen Berge die Bestrafung der Plebejer für diesen Fall; 
die Patrieier waren straflos. Indessen war es billig, dass auch sie, wenn 
gleich auf ausserordentlichem Wege, für ein solches Vergehen bestraft 
wTirden. Deshalb launfen sich die Tribunen bei Dionysius, da sie die 
Bestrafung der jungen Patrieier beantragen, auf den Ständevertrag, wollen 
aber, eben weil sie gegen Patrieier auftreten, nicht die volle, gegen Plebe- 
jer gültige, Strafe angewendet wissen, sondern nur den milderen Theil der- 
selben, die Gütereinziehung. 

128) Dionysius X, 42 sagt: toIc xa? oist'af ol ucixplxioi aapä 

xiäv <j)vrjaa(jitvtuv £* xoü Sr^pioxlou xf,t for,; Icjoapevoi xigf^C dTttSoaav. Der 
Ausdruck ix xoO ÖTjgoolo'j hat Niebuhr Römische Geschichte II, 200 und 
487 Anlass gegeben, sich „einen patrioischen Ka.sten,” einen nur den Pa- 
triciern gehörigen Schatz auszusinnen, den er dann auch au vielen andern 
Stellen, wo es c puhlico oder i« puhlinim oder ähnlich lautete, wiederfand. 
Dass diese andern Stellen für einen solchen patricischen Kasten nicht be- 
weisend sind, hat Schwegler Römische Gi»chichte 11, 284 dargethan; aber 
in der vorliegenden Stelle glaubt er ihn doch zu finden (vergl. II, 604). 
Indessen es ist nicht ix xoü öripoatou Xoaetgsvot zu verbinden, sondern 
(üvTjoipivoiv ix xoO 5r|Uoa(o’j imd damit fällt jede Möglichkeit an einen 
.patricischen Kasten” zu denken fort. Uebrigens stand dem Senate und 
den Patriciern der öffentliche Staatsschatz zu Gebote und wurde von ihnen 
auch zu politischen Zwecken gebraucht. Vergl. oben Anm. 38. 

129) Man sehe Schwegler Römische Geschichte II, 270, ganz besonders 
die trefflichen Ausführungen von 0. E. llartmann lieber die Römische 
Oerichtsverfa.ssung (Göttingen 1859) S. 88 flgd. 

130) Wir haben versucht, den Ursprung der späteren Latinität aus 
dem Bündniss, das Sp. Cassius mit den Latinem schloss, abzuleiten in 
einer Abhandlung de propagalxone civilatis Romanne , die sich in unseru 
Sludia Romana (Betx>l. 1859) befindet, p. 362 flgd. 
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131) Nur Dio Cass. fr. 19 könnte allenfalls als Zeuge für Cassius’ Un- 
schuld angeführt wei-den; xöv fip Ka'oaiov xal zepr/apiCdjxevÄv atpiaiv Äpnoj 
fr a'jTOi; ofr ioepivivexo djifxxeivov xal fxSTjXöv yr, Sxi CT(l<ox’jsT,Sel 4 , ölX' 
o'jx d5ixf;oa{ xi drtwXtxo, und doch erzählt auch er nicht, wie man jetzt 
glaublich machen will, Cassius sei unschuldig von den Patriciern hinge- 
richtet worden, sondern er spricht nur von der Unbeständigkeit der Menge 
überhaupt, welche ausgezeichnete Männer zuerst erhebe und dann stürze. 
Wer sich daran erfreut, antike Verhältnisse im Geiste moderner Poli- 
tik beurtheilt zu sehen, möge z. B. Schwegler Römische Geschichte 11, 
475 lesen. 

132) Cicero und Livius sagen, popultu sei bei dem Processe betheiligt 
gewesen, ein durchaus schwankender Ausdruck, sobald man nicht die un- 
begründete Hypothese Niebuhrs von den Curien und Curiatcomitien als 
Versammlungen der Patricier annimmt. Dass aus Dionysius’ Ausdrücken 
8 f;(i 0 { und fi'/Xot kein Schluss gezogen werden darf, hat selbst Schwegler 
Römische Geschichte H, 465 eingesehen. Schwegler selbst entscheidet sich 
nach Gründen, die er aus dem ganzen damaligen Zustande des Römischen 
Staates entnimmt, für die vermeintliche patricische Volksversammlung, die 
Curien. Indessen auch Centuriatcomitien sind von neueren Gelehrten ange- 
nommen worden, besonders von II' liein Quaesliones Tnllianae rum exi-urtu de 
coinil. Rum. iudieüt, Eisenach 1841, p. 11 flgd. und de iHdiciis pop. Rom. 
/irotocalione non iulerpnsila hahilis, Eisenach 1841, p. 7 und Criminalrecht 
der Römer S. 477, auch in Paulys Real-Encyclop. IV, 373, von Geib Ge- 
schichte des Römischen Criminalprocesses S. 33, ganz neuerlich von Lange 
Röm. Alterth. II, 469. 

133) Welcher Art die Comitien waren, wird auch bei Volscius’ Process 
nicht angegeben. Lange Römische Alterthümer II, 469 nimmt richtig Cen- 
turiatcomitien an, Schwegler Römische Geschichte II, 381 denkt natürlich 
wieder an Curiatcomitien, d. h. Versammlung der Patricier, welche in 
gleicher Weise das Recht gehabt hätten, über Plebejer, die sich gegen Pa- 
tricier vergangen hätten, ein Gericht zu halten, wie die Plebejer über Pa- 
tricier gerichtet hatten. Er meint, bezeichnend genug für seinen unhisto- 
rischen Standpunkt, Volscius sei „nicht imwahrscheinlich ein schuldloses 
Opfer patricischer Rache.” 

134) Zouaras steht nicht in Widerspruch mit den übrigen Quellen: er 
sagt nicht, der Gesetzesvorschlag sei so, wie er ihn angiebt, angenommen 
worden. Es heisst bei ihm von den Tribunen sjvfypaij^av, sie fassten das 
Gesetz ab und brachten es ein. Was davon später angenommen wurde, 
erzählt er nicht: Dio Cassius, aus dem er seine Nachrichten nahm, wird 
es wohl erzählt haben. 

135) Die Ansichten der neuern Gelehrten über das Publilische Gesetz 
gehen sehr auseinander und haben meist nur dies eine mit einander ge- 
meinsam, dass sie die Ueberlieferung verwerfen. Es würde zu weit füh- 
ren, die Meinungen der Einzelnen zu widerlegen, auch unnütz sein, da 
wir die Ueberlieferung als einstimmig und verständlich erwiesen, auch den 
Einklang, in dem sie mit der vorhergehenden und folgenden Geschichte 
steht, gezeigt haben. Der Ilauptgi-und, weshalb die Neueren von ihr ab- 
weichen, liegt in der Ansicht, welche sie von den Curiatcomitien haben: 
indem sie diese als patricische Versammlungen au&ssen, können sie die 
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Veränderung dereelben in Tributoomitien nicht verstehen. Schwegler Rö- 
mische Geschichte IJ, 5,56, dem im Wesentlichen Walter Römische Rechts- 
geschichte I, 44 beistimmt, findet nach langer üutereuchung, die Volks- 
tribunen seien von ihrer Einsetzung an in Tributcoinitien erwählt worden: 
er giebt also als Inhalt des Publilischen Gesetzes Folgendes an: „die 
Plebs hat das Recht, eigene Comitieu abzuhalten. Diese Gemeindever- 
sammlmigen werden von den Obrigkeiten der Plebs berufen und geleitet. 
An ihnen Theil zu nehmen, in ihnen abzustimmen, sind nur Plebejer be- 
rechtigt. Wer kein .Stimmrecht in diesen Comitieu hat, ist nicht befugt, 
sich innerhalb der Vei-sammlungsstätte aufzuhalten (consislere)-, handelt 
Jemand dem zuwider, so hat der den Comitien Vorsitzende Tribun das 
Recht ihn durch den Viator wegweisen zu lassen (e ronci/ia iubmo<ere). 
ln diesen Gemeindeversammlungen beräth und beschliesst die Gemeinde 
über ihre innern Angelegenheiten. Sie wählt in ihnen ihre Obrigkeiten, 
die Tribunen und die Aedilen. Auch über Gegenstände, die den gesumm- 
ten Staat und das öffentliche W’ohl betreffen, ist sie berechtigt, auf jkntrag 
eines Tribunen Beschlüsse (pirbisrila) zu fassen.” Was nach dieser An- 
sicht das Publilische Gesetz eigentlich verordnet habe, wird sich schwer 
auffiuden lassen. Die Tribunen wurden nach Schweglers Meinung immer 
in Tributconiitieu ei-wälilt, Gemeindevei'sammlungen gab es immer, Plebiscite 
wurden seit dem Ständevei-tiage gefasst und dass der Vorsitzende einer 
Versammlung ein gewisses Recht haben muss, Ordnrmg in derselben auf- 
recht zu erhalten, versteht sich von selbst. Und was geschieht mit der 
Ueberliefcrimg! Wie thöricht erscheinen Livius und Dionysius! „die Anna- 
listen, sagt Schwegler, griffen denjenigen Artikel heraus, der ihnen als 
der wichtigste vorkam, den Artikel über die Tribunenwahl, und verführten 
dadurch die Spätem zu der falschen Folgerung, die Wahl der Tribunen 
sei erst durch das Publilische Gesetz eingeführt W'orden. Aber gerade 
jener Artikel war keine Neuerung.” Man fragt vergeblich, was denn 
Neuerung war. Und ferner die Annalisten waren so nachlässig, den ersten 
besten Artikel herauszugreifen, und so thöricht, dabei einen falschen zu 
greifen; Livius und Dionysius waren so thöricht, der Annalisten falschen 
Bericht, der zur Vergangenheit nicht passte, ohne Bemerkung anzunehmen 
— die neuern Gelehi-ten wissen Alles besser! Das nennt man jetzt eine 
critische Behandlung der Geschichte! Livius II, 57 erzählt von den Ver- 
handlungen, welche im Senate über das Publilische Gesotz stattfanden, 
von der benihigenden Rede des Consuls Quinctius, von dem hartnäckigen 
Widerstande des andern Consuls Ap. Claudius und schliesst: yiclus tarnen 
(Appiiis) pairum cotisensu guievil , lex sileiitio perfertur. Der Sinn dieser 
Worte ist, wie ich denke: der Consul Appius, durch die Uebereinstimmung 
des Senates, der sich für Nachgiebigkeit entschied, überstimmt, gab sich 
zufrieden. In den letzten Worten aber lex sileniio perfertur behauptet 
Schwegler II, 541, läge der Sinn, dass es zu keinem förmlichen Senatsbe- 
schlusse gekommen sei: „Der Senat verweigerte nicht ausdrücklich seine 
Anerkennung des Plebiscites, aber gab ebenso wenig seine förmliche Ein- 
willigung.” Das ist eine wunderliche , von Unkeimtniss des Staatsrechts 
aller Völker zeugende, Erklärung. Die Worte von Livius könnten aller- 
dings jenen Sinn haben; aber nach Römischer Sitte ist er unmöglich. Denn 
der Senat schweigt nicht, wenn er vom Consul befragt wird, darf nicht 
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schweigen: jeder Einzelne kann gezwungen werden, seine Meinung zu sagen, 
und aus den Meinungen der Einzelnen ergiebt sich der Senatsbeschluss. 
Die von Schwegler herbeigezogene Vergleichung von Liv. III, 41: tilenlio 
palnim (d. h. ohne dass der Senat dagegen Widei-spnich erhob) edicilur 
deleciu» a X ririj ist nicht passeud. Kälschlieh ferner spricht Schwegler 
von einer Anerkennung des Plebiscites: dies sollte erst gefasst werden, 
wenn der Senat seine Zustimmung zu demselben gegebea hätte. Daraus 
folgt, dass Livius’ Worte le.t silcniio pnfertvr nicht auf den Senatsbeschluss, 
sondern auf das ganze I’ublilische Uesetz zu beziehen sind. Der ronsensui 
jmtrum ist der Senatsbeschluss, der zu Gunsten des Consuls Quinctiiis und 
des Gesetzes- ausfiel, mid den andern Consul Appius zum Nachgeben be- 
wog; quieril bezieht sich auf den Consul Ap()ius, der sich bei dem Senats- 
beschluss beruhigte, was er zu thun nicht gezwungen war. Darauf folgte 
das Plebiseit und damit wurde das ganze Gesetz ohne Störung, ohne 
Kampf, ohne Aufruhr (das ist durohgefiihrt. Jene falsche Erklä- 

rung von Livius’ Worten hat indessen wesentlich auch auf die Ansicht, 
welche Lange Römische .Vlterthümer 1, 451 über das Publilische Gesetz 
aufstellt, eingewirkt »Was Dionysius, sagt Lauge, vou der Erweiterung 
des ursprünglichen Antrages durch einen Zusatz, wodurch die Rechtsgültig- 
keit der pleiitrilti überhaupt hätte festgestcllt werden sollen, und von dem 
senalusconsulium , das schliesslich die Abstimmung der eamiii» irihiiia er- 
laubt hätte, sagt, das ist ohne Zweifel vom Standpmikte seiner ungesunden 
Pragmatik ersonnen.” ln Hetretf des Senatsbeschlusses stimmen Livius 
und Dionysius üb<‘rein und dass des Letztem Erzählung von den s[>ätera 
Zusätzen zum Publilischen Gesetze, die, wie er selbst andeutet, nicht alle 
durchgingen, ei-sonnen sei und von ungesunder Pragmatik zeuge, wird als 
Behauptung aufgestellt, bei der ein Beweis auch nicht einmal versucht 
wird. Die Autorität des alten Geschichtsschreibers steht gegen die Autori- 
tät des ueueren Gelehrten. Aber Lange betrachtet die hx 1‘uhlilia nur als 
Plebiseit und als nicht rechtskräftig für den Staat als Ganzes: sie wurde 
nach ihm nur thatsächlich anerkannt dadurch, dass die Patricier den Wider- 
stand dagegen aufgaben : eine formelle Anerkennung durch Centuriat- oder 
Curiatcomitien sei nicht erfolgt. Als ob jemals eine solche thatsächliche 
Anerkennung im Römischen Staatsrecht vorkomme oder nicht in diesem 
Falle Linus und Dionysius ausdrücklich die Einwilligmig der Patricier 
durch den Erlass des nöthigeu Senatsbeschlusses berichten! Doch eine 
weitere Widerlegung von Langes Ansicht scheint nach unserer obigen, 
den Quellen durchaus gemässen, Daretelluug nicht uöthig zu sein: sie 
scheint, wie schon bemerkt, dun-h Livius’ Ausdruck sihiitio veranlasst. 

136) Dieser Entwickelungsgang in der Geschichte des Terentilischen 
Gesetzvorechlages ist von den Gelehrten bisher nicht erkannt worden: sie 
übersahen, dass Terentilius in seinem ersten Entwürfe nur Gesetze für die 
Plebs verlangte uud deshalb für die Abfassung derselben fünf Plebejer von 
den Plebejern erwählt haben wollte. Es führte sie walirscheinlich Livius’ 
Ausdruck irre: (lu«d populu» in je inj dederil , eo cunsuUm usurum: sie 
meinten in falscher Consequenz, populus könnte nicht vou der Plebs ge- 
brancht werden. Man sehe z. B. Schwegler Römische Geschichte II, 571; 
Lange Römische Alterthümer I, 453. Eine Widerlegung dieser Ansichten 
halten wir nach unserer Darstellung für nicht uöthig. 
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137) Uober die Eiuzellieiten der Vertheiluiig des Aveiitinus an die 
Plebejer inaelit Lange Riiraisclie Alterthiimer 1, 455 einige richtige Bemer- 
kungen, wogegen Schwegler Römische Geschichte II, 599 die Erzählung 
von Dionysius „mit Missverständnissen behaftet” nennt und dadurch selbst 
in Irrthümcr geräth. Man pflegt das Gesetz lex Icilia zu neunen; aber 
dieser Name beruht nur auf der Vemiuthmig, dass Liv. 111, 32 geschrieben 
werden müsse lex Icilia de Areniino, während die Handschriften alle lex 
Acilia oder andere Verderbungen enthalten. Nach Dionysius’ Erzählung 
indessen ist der Name lex Icilia sogai' unmöglich. Denn Icilius der Volks- 
tribun, liattc um- im Senate die Bitte der Tribunen gestellt , das Gesetz 
war von den Considn in Ccnturiatcomitieii gegeben worden. Lauge a. a. 0. 
nennt dies zwar eine müssige Erfindung von Dionysius, die aus dessen 
falschen Vorstellungen über die Gesetzgebung stamme. Es ist eine wun- 
derliche Einbildung, (lass wir heutigen Gelehrten eine richtigere Vorstellung 
von der Römischen Gesetzgebung haben wollen mid können als Dionysius, 
der so lange in Rom gelebt und das Römische Staatsrecht zu seinem Stu- 
dium gemacht hatte: im vorliegenden Falle lässt sich erweisen, dass Diony- 
sius Recht hat. Er erzählt nämlich, (las Gesetz stehe eingegrabeu auf 
einer Erzsüule, welche die Consuln in dem Tempel der Ceres auf dem 
Aventin aufgestellt hätten. Die Säule stand also noch zu Dionysius’ Zeit 
da, und wenn er sie auch nur flüchtig ansah (mid er scheint sie genau 
angesehen zu haben, da er Einzelheiten des Gesetzes mittheilt), so konnte 
er gleich an der Einleitung sehen, ob es ein tribumcisebes oder consula- 
risches Gesetz sei. Ist es aber das letztere, so muss es nach den beiden 
Consuln, vielleicht na('h dein einen derselben, welcher die Centuiienver- 
sammluug hielt, benannt werden. Ich glaube, es muss bei Livius lex 
Valeria heissen. Zum Jahre, wo es gegeben wm-dc, bemerkt Liv. III, 31 
ganz kvu-z de Areniino puhlicando lex lala eit, Worte, welche, SO dürftig 
sie auch sind, dennoch die Möglichkeit eines Plebiscites ausschliessen. 
Freilich kommt Dionysius überhaupt bei Lange schlecht weg, wie er denn 
S. 454 behauptet, seine Erzälilimg über die Vermehrvmg der Volkstribvmeu 
auf zehn, wozu die Bewilligung dm ch einen Senatsbeschluss gegeben worden 
sein soll, sei nicht richtig. Bemerkenswerth über diesen Pimkt ist die 
kurze Bemerkung von Zonaras VTl, 17, die Zahl der Aedilen und Tribunen 
sei vei-mehrt worden, eine Ungeschicklichkeit im Ausdi-uck, welche ohne 
Zweifel Zonaras selbst, nicht Dio Cassius, aus dessen Erzälilung er einen 
Auszug machte, zm- Last fällt. 

138) Die Handschrift von Cicero hat de multae sacramenlo, einen Aus- 
druck, den man, um von anderen nicht annehmbaren Erklärungen (s. Moser 
in seiner Ausgabe von Cicero de repuhlica) abzusehen , auf doppelte Weise 
erklärt hat. Schwegler Römische Geschichte II, 612 findet darin den Be- 
weis, dass das Aternisch-Tarpejische Gesetz die Provocatiou bei Midten ge- 
stattet habe. Er sagt, sacramenlum stehe hier in seiner proccssualischeu 
Bedeutung, in welcher es das Succumbenzgeld bezeichne, das hei der legis 
actio sacramenlo von den Patriciern hintergelegt werden musste. Dieser 
Ausdruck könne uneigentlich auch von der Provocatiou gebraucht werden, 
in so fern die letztere gewissermassen eine Wette zwischen den Provociren- 
den und dem Magistrat, wie zwischen zwei processführendeu Parteien, war. 
Der Ausdruck multae saerameutum habe folglich die gleiche Bedeutung 
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wie muttae ceilatio. Das ist ein höchst wunderlicher Beweis. Als ob das, 
\ras bei einer Wette eingesetzt wird und das Wetten selbst ein und der- 
selbe Begriff wäre: niemals heisst lacramenlnm das Wetten oder das An- 
stelleu eines Processes selbst. Richtiger könnte noch scheinen die Erklä- 
rung vou Rein in Paulys Real-Eneyclopädie V, 193, das Succumbenzgeld be- 
stände in der Mult, in so fern die Wette auch als Grundlage eines gericht- 
lichen Streites dienen konnte, wenn sich nämlich der zu Bestrafende weigerte, 
die Mult zu bezahlen. Aber auch diese Ansicht kann nicht gebilligt 
werden: man würde eben so gut zu der Folgerung berechtigt sein, Alles^ 
was zur Grundlage eines gerichtlichen Streites dienen könnte, namentlich 
jede zwischen Parteien streitige Geldsiunme dürfe sacramenlum genannt 
werden. Die zweite Meinung, zuletzt vertreten von Lange Römische Alter- 
thümer I, 456, geht davon aus, sacramenlum hiesse Alles, was zu sacralen 
Zwecken verwendet werde, also auch die multa , welche von jeher, mochte 
sie von den Consujn oder der Plebs auf Antrag der Tribunen verhängt 
werden, den Göttern und Tempeln anheim fiel. Aber selbst wenn man 
annähme, was sich durch kein Beispiel beweisen lässt, dass muUa in so 
fern sacramenlum heissen könnte, so würde das Aternische Gesetz über 
die Anwendung der mulla zu religiösen Zwecken gehandelt haben , und dies 
war, wie wir aus seinem sonstigen Inhalte wissen, nicht der Fall. Es er- 
scheint als eine grammatische Unmöglichkeit, den Ausdruck de mullae sa- 
cramenlo zu erklären und ich habe deshalb keinen Anstand genommen, 
die Verbesserung Nie. Madvigs, welche auch Halm in der neuesten Aus- 
gabe von Cicero de repuUica aufgenommen hat, für richtig zu halten und 
das Gesetz demgemäss zu erklären. 

139) Den Grund für die Richtigkeit von Gellins’ Angabe, der in seinen 
eigenen Worten liegt, haben wir angeführt. Mit ihm stimmen überein 
Festus p. 237 s. v. peculaius, p. 202 s. v. urihus, Paulus p. 144 s. ,v. 
maxima multa, welche Stellen wir später noch weiter anführen werden. 
An ihnen wird die höchste Geldbus.se sowohl in Stück Vieh als auch in 
Geld auf 3000 und 3020 As angegeben, eine Summe, w'elche nur bei der 
Annahme von Gellius’ Nachricht herauskommt. Auch Plutarch Publ. 11 
nennt als die höchste vou Publicola festgesetzte Geldbusse 5 Rinder und 
2 Schafe, wo ebenfalls die Anzahl jener grösser ist. Also dass Dionysius’ 
Nachricht falsch sei, darf nicht gezweifelt werden; aber ob der Irrthum 
dem Schriftsteller selbst oder seinen Abschreibern zur Last fiele, darüber 
waren die Gelehrten uneinig. Man sehe das Nähere bei Rein in Paulys 
Real-Encyclopädie V, 193. 

140) Jene Erklänuig von der täglichen Steigerung der Geldstrafe fin- 
det sich z. B. bei Schwe.gler Römische Geschichte II, 612, auch bei Rein 
in Paulys Real-Encyclopädie V, 193. Sie stützt sich nur auf Gellins’ Aus- 
druck in singulos dies. Denn wenn dafür auch die Etymologie von mulla 
angeführt wird, so wird Niemand beistimmen. Gegen diese Erklärung hat 
auch schon gesprochen Eisenlohr die Provocatio S, 90. Woher Walter Rö- 
mische Rechtsgeschichte §. 820 weiss, nicht nur dass der Beamte die Geld- 
busse steigerte, sondern auch, dass er mit einem Stücke Vieh anfing und 
immer um eines stieg , kann ich nicht angeben. 

141) Die Bedeutung dieser lex Aternia Tarpga wird -viel zu weit auf- 
gefasst von Lange Römische Alterthümer I, 456. Er sagt; „Als Consequenz 
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ergiebt. sich, obwohl es nirgends ausdrücklich em-ühnt ^-ird, dass die lex 
Aternia Tarpeja gegen hbhere Multen die prorocalio gestattete, womit die 
Thatsache von rechtlich anerkannten Mnitprocessen vor dem. Volksgerichte 
nsich der Zeit der lex Aiernin Tarpeja übereinstimmt. Die Folge davon 
war, dass die Consuln, wie ähnlich in Folge der lex Valeria de protocalione, 
es .von mm an ganz unterliessen. höhere Multen ausznsprechen, den andern 
Magistraten, denen das Rocht der mullae dictio zuerkannt war, also den 
Quästoren, Tribunen, Aedileu es überlassend, den Antrag auf höhere Multen 
beim Volke zu stellen. — Die Tribunen haben von nun an darauf ver- 
zichtet, mit Verletzung der lex Valeria de protocalione Capitalprocesse vor 
die inc/)mi)etenten comilia iributa zu bringen.” Diese Bemerkrmgen stammen 
aus Vernachlä.ssigung der Ueberlieferung. Höhere Multen hatten natürlich 
die Consuln vorher durch die Ccnturiatcomitien ausspreeheu lassen können 
und konnten cs auch nachher: die Tribunen hatten ,n demselben Zwecke 
die Tributcoraitien l)enutzen können, .selbständig aber nur gegen Plebejer, gegen 
Patricier durch Vermittelung des Senates. In die.sen Verhältnissen änderte 
das Atemisch-Tari>ejische Gesetz nichts. Schon dds erste Valerische Pro- 
vocatiousgesetz hatte bei hohem Multen Provocation gestattet, die bisherigen 
Multprocesse der Tribunen stammen nicht aus Usurpation, sondern aus 
einem Uebenünkommen der Stände; die spätere Verzichtleistung der Tri- 
bunen auf Capitalprwesse in den Tributcomitien kommt' von den XII 
Tafeln her. 

142) Am ausführlichsten hat über die Geldbussen gehandelt Rein in 
Paulys Real - Encyclopädie V, 193 und wir haben seine Darstellung durch- 
gängig berücksichtigt. Kr sucht ebenfalls die verschiedenen Angaben über 
den Inhalt der einzelnen Gesetze zu vereinen und nimmt an, entweder die 
lex Aternia Tarpeji. hätte das Multrecht auf alle Magistrate ausgedehnt, 
die lex JUenenia üesiia das Straftnaximiun, die lex Julia Papiria die Schätzung 
in Geld hinzugefügt, oder die lex Aternia hätte die Schätzung der magistra- 
tualcn Multen ausgesprochen, die Julia Papiria diesellre Schätzung auf 
alle Multen überhaupt ausgedehnt. Wir halten keine von diesen beiden 
Ansichten für wahrscheinlich. Denn dass die lex Aternia Tarpeja die 
Schätzung der Multen enthalten habe, ist übereinstimmende Ueberliefenmg 
und dass die lex Julia Papiria nicht die frühere Schätzung der magistra- 
tualen Multen auf alle Multen überhaupt ausgedehnt habe, beweist die Be- 
gründung bei Cicero, welcher die Veranlas.sung zu dem Gesetze gerade von 
magistratualen Multen herleitet Schwegler Römische Geschichte II, tilO 
thut wenig zur Vereinigung der verschiedenen Nachrichten. Er sagt, die 
Angaben bei Fcstus verdienten offenbar ■ weniger Glauben als die ihnen 
entgegenstehendon Nachrichten von Dionysius und Cicero; denti die Re- 
gulirung der Multen in Vieh müsste nothwendiger Weise früher stattgefun- 
den haben, als die Abschätzung der Viehbussen in Geld. Wir sehen die 
Richtigkeit dieser beiden Behauptungen, trotzdem dass die eine von ihnen 
offenbar, die andere nothwendig genannt wird, nicht ein. Schwegler schliesst 
dann weiter aus diesen widersprechenden Angaben, die Tradition sei auch 
noch jetzt, in einer schon vorgerückteren Zeit, sehr unsicher und schwan- 
kend. Er kommt damit ungefähr auf die Ansicht von Mommsen Geschichte 
des Römischen Münzwesens (Berlin 1860) S. 175, der das Aternisch- Tar- 
pejische, sowie das Menenisch-Se.stische Gesetz für Erfindimgen der spätem 
• 29 
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Römischen Forscher hält; ihre geschichtliche Realität würde schon durch 
die Doppelftrmigkeit der Ueberlieferung mehr als zweifelhaft gemacht. 
Dieser Gnmdsatz ist für die historische Critik sehr be()uem. Ueberall, 
wo sich bei oberflächlicher Erklärung scheinbar eine verschiedene Ueber- 
lieferung findet, wird die Thatsache selbst geläugnet und für Erfindung, 
ich weiss nicht welcher. Gelehrten erklärt. Lange Römische .Altorthümer 
I. 456 nennt die Stelle bei Dionysius IX, '27 verwint, die andere bei 
Dionys. X, 50 corrupt, erklärt es für einen Irrtluun von Gellius und Festus, 
welche der lex Alemia Tarprjn die Schätzung des Viehes zuschrieben, und 
lässt die lex Menenia Seslia aus: so wird er mit den übi'igen Nachrichten 
leicht fertig. 

143) Dionysius sagt X, 55 tootoo; öe (d. h. die Zehnmänner) apyetv 

^viocjTov i'f «V d:To8eiy8ü)aiv Dies hatte im Senatsbeschluss 

gestanden, welcher durch die Volksversammlung zum Gesetz erhoben wor- 
den war, und es ist kein Zweifel, (lass er au-sgeführt. wmrde. Hierin liegt 
eine unmittelbare Bestätigung der iu den Fasten verzeichtjeten Thatsache, 
dass die Consuln vom Jahre 451 v. dir. ihr Amt wirklich angetreten und 
dann niedergelegt haben. Wenn die Wahl der Zehnmänner schon 452 
V. dir. erfolgt wäre, so müsste sich in den Fasten die Bi-inerkung finden, 
dass die damaligen Consuln abgedankt hätten. Wie bald nach ihrem 
Amtsantritt die neuen Consuln die Wahl der Zehiimänner vorgenommen 
halM'ii. wissen wir nicht; wahrscheinlich sehr bald. Man veigleiche Bart 
Borghesi Nuovi frammenti dei fasti Capitolini 1, 102. Dass aber ein Zeit- 
raum, der etwas giösser oder kleiner als ein Jahr ist, dennoch bei Römi- 
schen Beamten nur ein Jahr heisst, ist eine nicht seltene Erscheinung, s. 
unsere Sludia Rotnana (Berol. 1859) p. 86, 169. Da es also aus Dionys. 
X, .i9 und Liv. 111, 35 feststeht, dass die Idus des Mai damals der ge- 
wöhnliche Anfang des Consulatsjahres waren und an diesem Tage das zweite 
Dccemvirat begann, darf man nicht glauben, dass die Consuln von 452 
v. dir. ihr Amt fiüher abgegeben und die ersten Zehnmänncr wirklich ein 
vollständiges Jahr iin Amte geblieben seien. Es ist ein Irrthum von Lange 
Römische Alterthümer I, 458, dass er ausser der von den Tribunen ver- 
anlassten Bestätigung des Senatsbesehluss(w in Tributcomitien, welche 
Dionysius erwähnt und auch Pompon, de orig, juris § 24 andcutet, noch 
eine besondere, von den Consuln in Centuriatcomitien beantragte lex de 
creandis Xviris consulari imperio legilmt scribendis annimmt. Das hängt 
mit den Ansichten, w'elehe Lange überhaupt über die Befugnisse der Volks- 
versammlungen hat, zusammen. 

144) Bekanntlich hat Niebuhr Römische Geschichte II, 316 die Ansicht 
von der beabsichtigten Dauer der Decemviralheirschaft in Verbindung mit 
vielen andern Vermuthungen über Staatsrefonneii, welche die Zehnmänner 
getroffen haben sollen, aufgestellt; aber sogleich bei Wachsmuth Aeltere 
Geschichte des Römischen Staates S. 357 Widerspruch erfaliren: er nahm 
besonders an vielen gewagten Meinungen, welche Niebuhr gegen die Ueber- 
lieferung angenommen, Anstoss. Die späteren Gelehrten theilten sich in 
ihren Meinungen. Schwegler Römische Geschichte Ul, 10 verwirft zwar 
die übrigen Vermnthungen Nicbnhrs, hält aber dennoch seine Annahme, 
an die Stelle des Consulates und Tribunates habe dauernd eine aus Patri- 
eiem und Plebejern zusammengesetzte Decemviralregierung treten sollen. 
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für in liübem Grade wabrscbeinlich ; zu einem bestimmten Ergebnisse ge- 
langt er nicbt. Dagegen Lange Rümisehe Altertbümer I, 548 vei-wirft Nie- 
bubrs Aiisieliten gänzlich. 

145) Liv. 111, 35 ei-wabnt bekanntlich gar nicbt, dass Plebejer unter 

den zweiten Deeemvirn waren, eben so wenig, wie er von den Beschlüssen 
des Senates und der Tributconiitieu erzählt, welche ihrer Wahl vorher- 
gingen. Seine ganze Darstellung geht nur darauf aus, die Ungerechtigkeit der 
Deeemvirn und besondere die von .A.p. Claudius mit lebhaften Farben zu 
schildern und populär darzustellen. Dionysius X, 18 berichtet von der 
Thellnahme der Plebejer am zweiten Decemvirat; aber seine Begründung 
ist nicht genügend. Er spricht, als ob der Vorsitzende der Ceuturiat- 
comitien, Ap. Claudius, aus eigener Machtvollkommenheit Plebejer zuge- 
lassen habe: npojeXf^'ftlrjaav yap *al outoi (die Plebejer) npö; xoo ’.Annt'o’j, 
xolaxcta; svrxa xiüv 5r|ij.oxtxä)v. öioäaxov-os . Sxt oixaiöv iott piä; öpyfj« 
XttTx xzvTtov d— oSeixvjpivTjC, elvat rt xal xat toö p^po; fv als 

ob nicht auch die ersten Deeemvirn die Herrschaft über beide Stände ge- 
meinschaftlich gehabt hätten. 

146) Cic. de r«*p. 11, 36 sagt <jUod se legem illnm praeclaram neglectu- 
rum uegaret ^ qvae de capile eiris Homam nisi comitüs centuriatis slalui 
relarei. Danmter versteht Cicero nicht das Gesetz der Xll Tafeln, von 
dem \Wr später spiechen werden, wie Schwegler Römische Geschichte UL 
26 meint; denn die, zwölf Tafeln wurden erst am Schlüsse des ersten De- 
ceraviraljahres angenommen. Er kann also nur das Valerisclie Provocations- 
gesetz meinen, welches die Zehnmänner allerdings in das neue Gesetzbuch 
aufzunehmen beabsichtigten. Auch darin zeigt sich eine Milde des Rich- 
ters, dass er nur Bürgen für das Erscheinen des Angeklagten verlangte, 
nicht denselben in das Gefiingniss warf. Diese Milde war zuerst in einem 
älinlichen Falle bei Ka<*so Quinctius geübt worden. Man sehe oben S. 273. 

147) Dionys. X. 58 nennt unter den damaligen Deeemvirn folgende 
drei Plebejer, Q. Poetelius, Kaeso Duilius, Sp. Oppius; Livius 111, ^ er- 
wähnt gaj’ nicht, dass Plebejer erwählt wiuden. Niebuhr hatte angenom- 
men, die Hälfte derselben sei plebejisch gewesen mid Schwegler Römische 
Geschichte lU, 44 will wenigstens noch C. Rabulejus als solchen angesehen 
wissen. Dass indessen die dafür angeführten Giiinde nichtig sind, erkannte 
schon Wachsmuth Aeltere Geschichte des Römischen Staates S. 359. Die 
Sache ist sehr schwer zu entscheiden, da, wie Dionysius bemerkt, auch 
die patricischen Zehnmänner aus den weniger angesehenen (äeschlechtem 
waren: man hält sich daher am richtigsten mi die Ueberlieferung. 

148) Dionysius X , .60 sagt , wo er von dem Gerichtsverfalircn unter 
den Deeemvirn erzählt, Folgendes: f,ijav8’oT xe xaxVjyopot On’ abxüiv fxEi'vu)v 
8x x(üv ouyxaxaoxE'jaC^vxüiv xljv x*jpavvi5a bzouEpTrdpcvot , xal Stxxffxijpia 
ix r&v Exafpujv äno3eixv6peva, oS 6iT,pei'ßovxo dXX:^Xois xaxayaptC8pEvoi xös 
Sixaf TToXXä oi xüiv ^YxXrjpäxmv xai oi xi fXayi'axo'j äjia. 8tp iauxwv ol 
8£xa Ixpivov. Man erkennt aus diesen Worten, dass die Zehnmänner das 
Bestreben hatten, sich eine selbständige Partei im Staate zu bilden; im 
Gerichtsverfahren machten sie es ungefähr, wie Tarquiuius Superbus, der 
ebenfalls Criminalklagen allein, ohne das durch die Sitte hergebrachte 
cuMsi/ium , entschied. 

149) Man sehe darüber Geib Geschichte des^ Römischen Crimiualpro- 
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cesses S. 86, der bokeont, er habe bei den Gelehrten, welche diesen 
Punkt behandelt, noch keine vollkommen befriedigende Erklärung gefunden. 

150) Ueber die Criminalgerichtsbarkeit , welche gegen Frauen geübt 
wurde, hat gehandelt Geib Geschichte des Römischen Criminalprocesscs 
S. 86 flgd: wir sind von ihm in einigen Punkten, besonders demjenigen, 
welcher die Wahl und den Einfluss dos Beirathes betrifft, abgowichen. Wir 
haben überdem die Ergebnisse, welche sich bei A. Rossbach Untersuchun- 
gen über die Römische Ehe (Stuttgart 1853) besonders S.. 18 und 53 fin- 
den , benutzt. Zu erwähnen ist noch die von Gell. X, 23 aus Catos Rede 
de äote angeMhrte Stelle , in welcher früher Andere und auch Geib a. a. 
0. S. 86 ohne Grund Schwierigkeiten fanden. Cato spricht dort von dem 
Gerichte, welches der Ehemann über seine Frau hält, auch in dem Falle, 
wenn er die Ehe mit ihr trennen will. Er sagt Kir cum divortium facit, 
mulieri iudex pro ceniare esi, ± h. ein Mann richtet dann über eine Frau 
mit ähnlichem Erfolge, wie der Censor über Römische Bürger. Er ver- 
hängt keine Strafe über sie, aber, indem er sich von ihr scheidet, fällt 
er über ihre Ehre oder ihren Charactcr. ein ungünstiges Urtheil. Dass er 
aber auch wirklich richterliche Macht über sic hat, ci-wähnt Cato im Fol- 
genden: Imperium quod videhtr, habet: si quid perverie tetreque factum est 
a muUere, multatur: si cinum bibit, si cum alieno viro probri quid fecit, 
condemnatur. 

151) Die Meinungen der neuern Gelehrten über dieses Zwölftafelgesetz' 
hat in gedrängter Uebersicht daigestellt H. E. Dirksen Civilistische Abhand- 
limgen I, 246 flgd. Er erwähnt zuerst die Ansicht derjenigen, welche sich 
an die streng grammatische Bedeutung des Wortes haltend aus dem Ge- 
setze ein allgemeines Verbot von sogenannten Privilegien ableiten. Die 
Meinung von Cujacius war, die Worte der XII Tafeln seien nur den dau- 
ernden Befreiungen der Individuen von der allgemeinen Regel der Gesetze, 
nicht aber den bloss vorübergehenden Begünstigungen derselben, also na- 
mentlich nicht der gesammten Classo der Dispensationen entgegen. Eine 
dritte Ansicht ist, die Vorschrift der XII Tafeln sei mit der andern Be- 
stimmung derselben , dass nur Centuriatcomitien über das Leben eines 
Bürgers entscheiden sollten, in Verbindung zu setzen imd in ihr sei 
die Gewährleistung enthalten, dass Privilegien jeder Art nur von der Ge- 
meinde der gesammten Nation beschlossen werden sollten. Nach Verwer- 
fung dieser drei Ansichten billigt Dirkßcn die Meinung derjenigen, welche 
unter den von den Xll Tafeln verbotenen Privilegien die gegen Individuen 
gerichteten Entscheidungen verstehen, welche zwar in gesetzlicher Form, 
aber ohne vorgängige richterliche Untersuchimg erlassen werden. Diese 
Erklärung wird jetzt meistentheils angenommen , z. B. von Rein in Paulys 
Real-Encyclopädie VI, 55 und dass die früheren unrichtig sind, ist kein 
Zweifel. Aber den Namen Privilegium nur an das Fehlen der gerichtlichen 
Untersuchung zu knüpfen, erscheint uns auch nicht begidindet. 

152) Andere Erklärungen von privilegium in dieser Bedeutung finden 
sich bei den Alten nicht. Denn Paulus p. 226 s. v. priroe giebt nur an, 
dass privilegium von diesem Adjectivum hergeleitet sei, und Gell. X, 20 er- 
klärt zwar, er wolle über den Unterschied von lex, plebiscitum, rogatio, 
privitegiutq sprechen, führt auch die Erklärung, welche Atejus Capito von 
lex gab, an und beweist,^ dass sie nicht richtig ist, giebt aber selbst keine 
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von firhilegium. Mau erkennt aus den Bemerkungen, welche er über ple- 
biscituni und rogalio macht, Sachen und Begi’ilfen , deren Erklärung für 
uns keine Schwierigkeit hat, dass in seiner Zeit bei dem Vorherrschen der 
mimittelbar vom Kaiser ausgegangenen Befehle, welche Gesetzeski-aft hat- 
ten, das Bewusstsein von der Bedeutung jener alterthümlichen Ausdrücke 
entschwunden war. 

153) Man vergleiche die etwas abweichende Darstellung von Rein Rö- 
misches Criminalrecht S. 401, der zugleich die andern Gelehrten , welche 
denselben Gegenstand behandelt haben, anfülirt und ihre Ansichten in Be- 
tracht zieh. 

154) Diese gewöhnliche Ansicht, dass culpa eine Erfindung der Kaiser- 
zeit sei, findet sich z. B. bei Rein Römisches Criminalrecht S. 160, 166 
und insljesondere wird sie für die lejc Cnruelia tie sicariis geläugnet S. 412, 
417. Wir werden später bei den Gesetzen Sullas auf diesen Punkt zurück- 
kommen müssen. 

155) Man vergleiche darüber die Darstellungen des Attischen Rechtes 
z. B. Meier und Schoemaun der Attische Process (Halle 1824) S. 485. 

156) Rein Römisches Criminalrecht S. 298 führt die vei-schiedeueu 
Meinungen finiherer Gelehrten über diesen Punkt an , billigt aber keine der- 
selben. Er stellt auch keine eigene Ansicht auf. 

157) Dies ist wenigstens die Ansicht von Rein Römisches Criminal- 
recht S. 766, welcher die Meinung anderer Gelehrten, die in Gajus’ Wor- 
ten die Strafe und sogar den Wortlaut der zwölf Tafeln zu finden glaub- 
ten, venvirft und, wie es scheint, mit Recht. Ob auf Brandstiftung über- 
haupt der Feuertod stand, ist sehr zweifelhaft. 

158) Ich schliesse mich also der Darstellung von Rudorff Römische 
Rechtsgeschichte II, 355 an. Andere Gelehrte, z. B. Rein Römisches 
Criminalrecht S. 357 verstanden occeitlare von jeder wörtlichen Beleidi- 
gung und verkannten damit den politischen Character des Gesetzesi 

159) Rein Römisches Criminalrecht S. 473 zieht dieses Gesetz über 
unerlaubte Verbindungen imter die über perduellio, aber ohne einen beson- 
dern Grund dafür anzugeben. Er fasst überhaupt den Begriff der perduel- 
lio sehr- weit, so dass jedes Staatsverbrechen dahin gehören kann, wie er 
denn z. B. Verletzung der lex yaleria de procucatiune durch die Beamten, 
Beleidigung der Volkstribunen, auch militärische Vergehen, wie Desertion 
und Uebergehen zum Feinde dahin rechnet. Diese Ausdehnung ist ohne 
Zweifel zu gross, und dabei die Römische Rechtsanschauung, welche ein 
Verbrechen unter verschiedene Gesetze bringen kann und zu bringen 
pflegt, nicht berücksichtigt. Es scheint, dass die perduellio in den zwölf 
Tafeln noch eine andere war und engere Giünzen hatte , als bei dem ausser- 
ordentlichen Verfaliren vor dem Volksgerichtc. 

160) Man vergleiche unsere Einleitung zu unserer Ausgabe vonCiceros 
Rede pro Murena (Berlin 1859) p. XVII, wo wir von diesem Gesetze der 
XU Tafeln bei der Erklärung der überhaupt über den ambitus erlassenen 
Gesetze ausgegangen sind. 

161) Rein in Paulys Real-Encyclopädie II, 155 sagt , der enrnifex hätte 
nm’ au Sclaven und Fremden die Sti'afe zu vollziehen gehabt. Dass diese 
Meinung nicht richtig ist, beweist der angeführte Process von Rabirius, 
ferner einige uns überlieferte Beispiele von Bürgern , welche im Geßing- 
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nisse hingerichtet wurden, endlich die zahlreichen Fälle, wo die Lictoreii 
in den Provinzen zur Hinriehtimg von Nichtbürgeni angewendet wurden. 

162) Alle Stellen der alten Schriftsteller über homo sacrr sind gesam- 
melt von Schwegler Römische Geschichte, II, 253, ohne dass indessen aus 
ihnen ein bestimmtes Ergebniss gezogen würde. Wir haben die Strafe 
schon oben S. 224, als wir von der Unverletzlichkeit und Heiligkeit der 
Volkstribunen sprachen , beiührt. 

163) Walter Römische Rechtsgeschichte (3. Ausg.) § 820 sagt: „Unver- 
mögende büssten statt des Geldes. mit Gefangniss oder es ging ihnen gar 
an die Haut.” Der Ausdruck ist unbestimmt und dabei doch so, als oh 
die angegebene Bestrafung sicher wäre. Für den ersten Theil dieser Be- 
hauptung wird die Stelle Pint. Gat raaj. 15, aus der wir gerade das Ge- 
gentheil erwiesen haben , nnd die eben so wenig hierher gehörige bei Dionys, 
fragm. XIU, 5 angeführt, für den zweiten Theil zwei Digestenstelien, welche 
für die Republik nicht gültig sind und auch sonst mannigfache Bedenken 
haben. 

164) Ich weiss nicht, aus welchem Grunde Rein Römisches Criminal- 
recht S. 916 behauptet: „Confiscatiou des ganzen Vermögens gab es ge- 
setzlich damals (d. h. zur republicanischeu Zeit) nicht und das Volk ver- 
hängte solche mm in einzelnen Fällen”. Dass seit uralten Zeiten Einzie- 
hung des Vermögens zur Todesstrafe hinzutrat, beweisen die Processe 
unter den Königen, für die republikanische Zeit die ausdrücklichen Erwäh- 
nungen in den Gesetzen über die Unverletzlichkeit der Tribunen: auch Sp. 
Cassius, der im ordentlichen Gerichtsverfahren wegen Strebens nach Allein- 
heiTschaft verurtheilt war, würde sein Vermögen verloren haben, wenn er 
als filius familias etwas gehabt hätte. Es ist also kein Zweifel, dass ge- 
setzlich Einziehung des Vermögens als Strafe bestand und sie kam auch 
thatsächlich in keineswegs seltenen Fällen vor. 
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